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I. Berichtsauftrag 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
ist nach § 7d Abs. 3 Viertes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB IV) aufgefordert, den gesetzgebenden Körper- 
schaften bis zum 31. Dezember 2001 über die nach 
Abs. 1 (dieser Vorschrift) getroffenen Vereinbarungen 
zur Absicherung von Wertguthaben zu berichten und 
Vorschläge zur Weiterentwicklung des Insolvenz- 
schutzes abzugeben. 

Der durch Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Förderung der 
Selbstständigkeit vom 20. Dezember 1999 (BGBl. 2000 I 
S. 2) zum § 7 d SGB IV veränderte ursprüngliche § 7a 
SGB IV ist durch das Gesetz zur sozialrechtlichen Absi- 
cherung flexibler Arbeitszeitregelungen vom 6. April 
1998 (BGBl. 1998 I S. 688) eingeführt worden und mit 
Wirkung vom 1 . Januar 1998 in Kraft getreten. In der Be- 
gründung zum Gesetzentwurf (Bundestagsdrucksache 
13/981 8) wird für den Berichtsauftrag ausgeführt (Seite 11): 
„Aufgrund der Berichtspflicht wird die weitere Entwick- 
lung im Bereich der Absicherung von Wertguthaben auf- 
merksam verfolgt. Der Bericht bietet dem Gesetzgeber 
auch die Grundlagen für Initiativen zur Weiterentwick- 
lung des Insolvenzschutzes.“ 

Aufgrund der durch das Gesetz zur Einführung des Euro 
im Sozial- und Arbeitsrecht sowie zur Änderung anderer 
Vorschriften (4. Euro-Einführungsgesetz vom 22. Dezem- 
ber 2000, BGBl. 2000 I S. 1983) eingeführten Ergänzun- 
gen der Rückabwicklung und Verwertung von Wertgut- 
haben im Störfall, ist in Fällen, in denen das Wertguthaben 
nicht mehr vereinbarungsgemäß verwendet werden kann, 
unter bestimmten Voraussetzungen eine beitragsfreie 
Überführung auch in die betriebliche Altersversorgung 
möglich. Erfahrungen zu dieser Ergänzung sind ebenfalls 
bei der Abfrage der Ressorts, Länder, Verbände und Un- 
ternehmen erbeten worden. 

Die im Gesetz verankerte Berichtspflicht fordert die 
einmalige Vorlage eines lnsolvenzschutzberichtes bis zum 
31. Dezember 2001, sodass der Normbefehl des § 7dAbs. 3 
SGB IV nach der Vorlage dieses Berichtes erfüllt ist. 

II. Gesetzliche Grundlagen des Insolvenz- 
schutzes von Wertguthaben und Gang 
des Gesetzgebungsverfahrens 

A. Gesetzliche Vorschriften und amtliche 

Begründung 

§ 7d SGB IV in der durch das 4. Euro-Einführungsgesetz 
veränderten Fassung hat folgenden Wortlaut: 

„(1) Die Vertragsparteien treffen im Rahmen ihrer Ver- 
einbarungen nach § 7 Abs. la Vorkehrungen, die der 
Erfüllung der Wertguthaben einschließlich des auf sie ent- 
fallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitrag bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers 
dienen, soweit 

1. ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht besteht 
und 


2. das Wertguthaben des Beschäftigten einschließ- 
lich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag einen Be- 
trag in Höhe des Dreifachen der monatlichen Be- 
zugsgröße und der vereinbarte Zeitraum, in dem 
das Wertguthaben auszugleichen ist, 27 Kalen- 
dermonate nach der ersten Gutschrift übersteigt; 
in einem Tarifvertrag oder auf Grand eines Tarif- 
vertrages in einer Betriebsvereinbarang kann ein 
von 27 Kalendermonaten abweichender Zeit- 
raum vereinbart werden. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung gegenüber dem 
Bund, einem Land oder einer juristischen Person des öf- 
fentlichen Rechts, bei der das Insolvenzverfahren nicht 
zulässig ist. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung berichtet den gesetzgebenden Körperschaften bis 
zum 3 1 . Dezember 200 1 über die nach Absatz 1 getroffe- 
nen Vereinbarungen zur Absicherung von Wertguthaben 
und gibt Vorschläge zur Weiterentwicklung des Insol- 
venzschutzes ab.“ 

§ 7 Absätze la und lb SGB IV haben folgenden Wort- 
laut: 

„(la) Ist für Zeiten einer Freistellung von der Arbeitslei- 
stung Arbeitsentgelt fällig, das mit einer vor oder nach 
diesen Zeiten erbrachten Arbeitsleistung erzielt wird 
(Wertguthaben), besteht während der Freistellung eine 
Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt, wenn 

1. die Freistellung auf Grand einer schriftlichen 
Vereinbarung erfolgt und 

2. die Höhe des für die Zeit der Freistellung und des 
für die vorausgegangenen zwölf Kalendermonate 
monatlich fälligen Arbeitsentgelts nicht unange- 
messen voneinander abweichen und diese Ar- 
beitsentgelte 630 Deutsche Mark übersteigen. 

Beginnt ein Beschäftigungsverhältnis mit einer Zeit der 
Freistellung, gilt Satz 1 Nr. 2 mit der Maßgabe, dass die 
Höhe des für die Zeit der Freistellung und des für die Zeit 
der Arbeitsleistung, mit der das Arbeitsentgelt später er- 
zielt werden soll, monatlich fälligen Arbeitsentgeltes 
nicht unangemessen voneinander abweichen darf und 
diese Arbeitsentgelte 630 Deutsche Mark übersteigen 
müssen. Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt besteht 
während der Zeit der Freistellung auch, wenn die Arbeits- 
leistung, mit der das Arbeitsentgelt später erzielt werden 
soll, wegen einer im Zeitpunkt der Vereinbarung nicht 
vorhersehbaren vorzeitigen Beendigung des Beschäfti- 
gungsverhältnisses nicht mehr erbracht werden kann. Die 
Vertragsparteien können beim Abschluss der Vereinba- 
rung nur für den Fall, dass Wertguthaben wegen der Be- 
endigung der Beschäftigung auf Grand verminderter 
Erwerbsfähigkeit, des Erreichens einer Altersgrenze, zu 
der eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann, 
oder des Todes des Beschäftigten nicht mehr für Zeiten ei- 
ner Freistellung von der Arbeitsleistung verwendet wer- 
den können, einen anderen Verwendungszweck vereinba- 
ren. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für Beschäftigte, auf die 
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Wertguthaben übertragen werden. Bis zur Herstellung 
einheitlicher Einkommensverhältnisse im Inland wer- 
den Wertguthaben, die durch Arbeitsleistung im Bei- 
trittsgebiet erzielt werden, getrennt erfasst; sind für Bei- 
trags- oder Leistungsberechnung im Beitrittsgebiet und 
im übrigen Bundesgebiet unterschiedliche Werte vorge- 
schrieben, sind die Werte maßgebend, die für den Teil 
des Inlandes gelten, in dem das Wertguthaben erzielt 
worden ist. 

(lb) Die Möglichkeit eines Arbeitnehmers zur Vereinba- 
rung flexibler Arbeitszeiten gilt nicht als eine die Kündi- 
gung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber be- 
gründende Tatsache im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 des 
Kündigungsschutzgesetzes.“ 

ln der amtlichen Begründung des Gesetzes heißt es in der 
Begründung des Allgemeinen Teiles (Bundestagsdruck- 
sache 13/9818, Seite 9): 

„Die Bundesregierung hat im Bündnis für Arbeit und zur 
Standortsicherung [in den Jahren 1997/98] zugesagt, die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Vereinbarungen 
von Arbeitszeitkonten zu überprüfen und ggf. entgegen- 
stehende rechtliche Hemmnisse auszuräumen. Die mit 
dem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Neuregelungen zie- 
len darauf ab, den unterschiedlichen Ansätzen und Inhal- 
ten der Modelle, die derzeit zur Flexibilisierung der Ar- 
beitszeit entwickelt werden, besser Rechnung zu tragen, 
als dies nach den jetzigen Rahmenbedingungen des Ar- 
beits- und Sozialrechts möglich ist. Dabei sollen die 
neuen Rahmenbedingungen nicht auf bestimmte Modelle 
zugeschnitten werden. Vielmehr kommt es darauf an, das 
geltende Recht so weiterzuentwickeln, dass es den be- 
rechtigten Interessen der beteiligten Arbeitnehmer, Ar- 
beitgeber und Sozialversicherungsträger Rechnung trägt 
und für künftige Entwicklungen offen bleibt. Dement- 
sprechend hat der Gesetzentwurf folgende Schwerpunkte: 

1. Sozialversicherungsschutz, Beitragsrecht 
und Insolvenzschutz 

Nach geltendem Recht hängt die Versicherungs- und Bei- 
tragspflicht von einem Beschäftigungsverhältnis ab, das 
grundsätzlich eine tatsächliche Arbeitsleistung gegen 
Entgelt voraussetzt. Verschiedene Arbeitszeitkonten- 
Modelle sehen vor, dass die Arbeitnehmer in einem be- 
stimmten Zeitraum keine Arbeitsleistung erbringen, je- 
doch ein Arbeitsentgelt erhalten, das durch eine 
tatsächliche Arbeitsleistung vor oder nach der Freistel- 
lungsphase erzielt wird. Eine solche Blockbildung er- 
möglicht z. B. das geltende Altersteilzeitgesetz - als eine 
über die allgemeine sozialversicherungsrechtliche Rege- 
lung hinausreichende Sonderregelung - für einen Fiinf- 
Jahres-Zeitraum. Um Arbeitszeitkonten-Modellen über 
diesen Rahmen hinaus Raum zu verschaffen, soll durch 
eine Ergänzung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB IV) eine allgemeine sozialversicherungsrechtliche 
Regelung geschaffen werden, die auch Unterbrechungen 
des Arbeitslebens (z. B. durch ein Sabbatjahr) zulässt, 
ohne den Sozialversicherungsschutz der beteiligten Ar- 
beitnehmer zu beseitigen. 


Außerdem wird die Fälligkeit der Beiträge für die „ange- 
sparten“ Arbeitsentgelte auf die Freistellungszeiträume 
verschoben; denn grundsätzlich ist die Fälligkeit der 
Beiträge an die erbrachte Arbeitsleistung gebunden. Ge- 
regelt wird auch die Verteilung der Beiträge zur 
Sozialversicherung für Arbeitsentgelt, das im Rahmen ei- 
ner flexiblen Arbeitszeitregelung erzielt worden ist, aber 
nicht entsprechend der getroffenen Vereinbarung für eine 
Freistellung von der Arbeitsleistung verwendet wird. Die- 
selbe Regelung soll gelten, wenn dieses nicht entspre- 
chend den gesetzlichen Voraussetzungen verwendete Ent- 
gelt mit weiteren beitragspflichtigen Einnahmen aus 
versicherter Beschäftigung oder selbstständiger Tätigkeit 
zusammentrifft und beide Beträge zusammen die Bei- 
tragsbemessungsgrenze überschreiten. 

Für die Vereinbarung von Langzeitkonten erhalten die 
Vertragsparteien den gesetzlichen Auftrag, geeignete Vor- 
kehrungen zur Absicherung dieser Konten für den Fall der 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers zu treffen. Die Bun- 
desregierung wird verpflichtet, dem Gesetzgeber über die 
Entwicklung dieses Insolvenzschutzes zu berichten. 

2. Rentenversicherung 

Für den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird klargestellt, dass insbesondere im Falle des Todes 
oder des Eintritts der Erwerbsminderung die Beiträge aus 
noch offenen Arbeitsentgelten aus flexiblen Arbeitszeitre- 
gelungen als rechtzeitig gezahlte Beiträge gelten und da- 
mit den Betrag der Rente wegen Todes oder Erwerbsmin- 
derung steigern.“ 

Im Besonderen Teil der Begründung wird zu den Rege- 
lungen des § 7 Abs. 1 a, 1 b und § 7a SGB IV ausgeführt: 

„Absatz 1 a erleichtert die Flexibilisierung der Arbeitszeit in 
Betrieben und Verwaltungen für den Bereich der Sozialver- 
sicherung; er gilt für alle Zweige der Sozialversicherung. 

Zu Satz 1 

Die Vorschrift ist eine Sonderregelung für Modelle einer 
Flexibilisierung der Arbeitszeit, die Freistellungen von 
der Arbeitsleistung bei durchgehender Entgeltzahlung 
vorsehen, u. a. für Modelle der Altersteilzeitarbeit. In die- 
sen Fällen soll auch in der Freistellungsphase - unabhän- 
gig vom Umfang oder der Dauer der jeweiligen Arbeits- 
zeit, also auch bei Teilzeitarbeit - eine Beschäftigung 
gegen Entgelt im Sinne des Sozialversicherungsrechts 
vorliegen. Der Begriff der Freistellung ist im sozialversi- 
cherungsrechtlichen Sinn zu verstehen (vgl. z. B. BSGE 
41, 24, 25 f.; 68, 236, 240; BSG SozR 3-4100 § 101 AFG 
Nr. 5, S. 11, 13 f.). Mit dieser Neuregelung werden Zwei- 
fel, die in der Praxis am Bestehen eines sozialversiche- 
rungsrechtlichen Schutzes aufgekommen sind, aus- 
geräumt. Es kommt insbesondere nicht auf den von der 
Rechtsprechung geforderten Fortsetzungswillen der Par- 
teien hinsichtlich des Beschäftigungsverhältnisses an. 

Nicht erfasst werden Fälle, in denen es an einer Vor- oder 
Nacharbeit für die in der Freistellungsphase nicht er- 
brachte Arbeitsleistung fehlt wie bei Erholungsurlaub, 
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Krankheit oder einer Freistellung für Bildungsmaßnah- 
men unter Entgeltfortzahlung, ln diesen Fällen nimmt 
eine gefestigte Rechtsprechung (vgl. z. B. BSGE 68, 
236 ff), in die nicht eingegriffen werden soll, ein Fortbe- 
stehen des Sozialversicherungsschutzes an. 

Die Vorschrift legt zugleich fest, dass die angesammelten 
Zeitguthaben - gleichgültig, ob als Wertguthaben oder 
reine Zeitkonten geführt - als Wertguthaben bezeichnet 
werden. 

Zu Nummer 1 

Die Freistellungen müssen schriftlich vereinbart werden. 
Hierfür stehen die üblichen arbeitsrechtlichen Instru- 
mente zur Verfügung. 

Zu Nummer 2 

Das während des letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes 
(12 Kalendermonate) vor Beginn der Freistellung und das 
während der Freistellung fällige Arbeitsentgelt müssen in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen, weil 
auch in der Zeit der Freistellung durch die Entgeltzahlung 
der bisherige Lebensstandard in etwa gewahrt bleiben 
soll. Damit wird auch verhindert, dass der Sozialversi- 
cherungsschutz mit „Minibeiträgen“ begründet werden 
kann. Das Verhältnis beider Entgelte kann nicht exakt 
festgelegt werden, da die Vereinbarungen langjährige 
Zeiträume mit ggf. dynamischer Entwicklung der Ent- 
gelte sowie reine Zeitkonten umfassen. Bei der Verhält- 
nisbildung bleiben zusätzlich zum Lohn oder Gehalt ge- 
zahlte Zahlungen oder Zuschläge außer Betracht. 

Für das Arbeitsentgelt während der Arbeitsleistung und 
der Freistellungsphase wird eine Mindesthöhe vorgese- 
hen, um Manipulationen zu Lasten der Sozialversiche- 
rung auszuschließen. Diese knüpft an § 8 Abs. 1 Nr. 1 
SGB IV an und legt fest, dass die Geringfügigkeitsgrenze 
überschritten werden muss. 

Zu Satz 2 

Wird das Beschäftigungsverhältnis mit der Phase der 
Freistellung begonnen, richtet sich die Höhe des Entgelts 
nach der Höhe des für die Arbeitsphase vereinbarten Be- 
trages. 

Zu Satz 3 

Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt besteht während 
der Zeit der Freistellung auch, wenn die Arbeitsleistung, 
mit der das Arbeitsentgelt erzielt wird, wegen nicht vor- 
hersehbarer vorzeitiger Beendigung des Beschäftigungs- 
verhältnisses nicht mehr erbracht werden kann. 

Zu Satz 4 

Die Vorschrift schließt aus, dass Dritte durch Erwerb von 
Wertguthaben, die ein Beschäftigter durch Arbeitsleistung 
angesammelt hat, einen sozialversicherungsrechtlichen 
Schutz ohne eigene Arbeitsleistung begründen können. 
Die Verbriefung von Zeitguthaben in Zertifikaten, Wert- 
papieren o. Ä. bei flexiblen Arbeitszeitregelungen wird 
dadurch nicht ausgeschlossen; die Übertragung auf Dritte 


begründet für diese jedoch keinen Schutz in der Sozial- 
versicherung. Für den Übertragenden wird allerdings mit 
der Übertragung das (aufgeschobene) Arbeitsentgelt fäl- 
lig und damit beitragspflichtig (vgl. Artikel 1 Nr. 4 des 
Gesetzentwurfs). 

Zu Absatz 1 b 

Die Regelung schützt den Arbeitnehmer davor, dass die 
Möglichkeit zur Vereinbarung flexibler Arbeitszeiten im 
Kündigungsschutz zu seinem Nachteil berücksichtigt 
wird. 

(Zu Nummer 2 (§ 7a) 

Zu Absatz 1 

Angesichts der Vielzahl bereits vorhandener und sich 
noch entwickelnder Arbeitszeitkontenmodelle muss auch 
der Insolvenzschutz für die Wertguthaben den Flexibi- 
litätsbedürfnissen der Praxis Rechnung tragen. In der der- 
zeitigen Anlaufphase ist es zunächst eine Aufgabe der 
Vertragsparteien, entsprechend diesen Erfordernissen 
sachgerechte Modelle zur Sicherung der Wertguthaben zu 
entwickeln. Auch bei der betrieblichen Altersversorgung 
stand der durch den Gesetzgeber ausgeformte Insolvenz- 
schutz nicht am Anfang, sondern am Ende einer jahrzehn- 
telangen Entwicklung. 

Die Nummern 1 und 2 stecken den Rahmen ab, innerhalb 
dessen der Gesetzgeber einen Regelungsbedarf für die 
Vertragsparteien sieht. Ein Sicherungsbedürfnis besteht 
nicht, soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Insol- 
venzgeld hat (Nummer 1). Unabhängig davon ist nicht je- 
des Wertguthaben sicherungsbedürftig. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift nimmt nicht insolvenzfähige Rechtsträger 
von der Anwendung des Absatzes 1 aus; darunter fallen 
auch die Kirchen und öffentlich-rechtlichen Religionsge- 
sellschaften. 

Zu Absatz 3 

<siehe Zitat im Kapitel I. Berichtsauftrag, Seite 3, 2. Ab- 
satz>“. 

Bereits hingewiesen wurde auf die Erweiterung durch das 
4. Euro-Einführungsgesetz, wonach durch Tarifvertrag 
oder auf Grund eines Tarifvertrages durch Betriebsver- 
einbarung ein von 27 Kalendermonaten abweichender 
Zeitraum vereinbart werden kann. Damit wurde die 
Schwelle, ab der ein Insolvenzschutz zu vereinbaren ist, 
erheblich flexibler und an den Bedürfnissen der Praxis 
orientiert erweitert. Unverändert geblieben ist der Min- 
destbestand des Wertguthabens einschließlich des Arbeit- 
geberanteils zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag in 
Höhe des Dreifachen der monatlichen Bezugsgröße; die- 
ser Wert beträgt für das Jahr 2001 im Rechtskreis West 
13 440 DM und im Rechtskreis Ost 1 1 340 DM, für 2002 
werden diese Werte für den Wert West auf 7 035 Euro und 
auf 5 880 Euro für den Rechtskreis Ost festgelegt. 
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B. Beratungsverlauf im Gesetzgebungs- 
verfahren 

Im Bericht des Abgeordneten Franz Thönnes in der Be- 
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuss) auf Bundestagsdruck- 
sache 13/10033 vom 4. März 1998 zu dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung (Bundestagsdrucksachen 13/9818 
und 13/9976) zum Entwurf eines Gesetzes zur sozialrecht- 
lichen Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen und zu 
dem gleich lautenden Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. auf Bundestagsdrucksache 13/9741 
wird zum Beratungsverlauf ausgeführt: 

„A. Allgemeiner Teil 

1. Beratungsverlauf 

a) Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. auf Bundestagsdrucksache 13/9741 ist in der 
216. Sitzung des Deutschen Bundestages am 5. Februar 
1998 an den Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung zur 
federführenden Beratung und an den Rechtsausschuss, 
den Ausschuss für Wirtschaft, den Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für Ge- 
sundheit sowie den Haushaltsausschuss zur Mitberatung 
überwiesen worden. Der inhaltsgleiche Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 13/9818 
ist in der 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12. Februar 1998 ebenfalls an die oben genannten Aus- 
schüsse überwiesen worden. Der Bundesrat hat in seiner 
721. Sitzung am 6. Februar 1998 zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung Stellung genommen (Anlage 2 der Bun- 
destagsdrucksache 13/9818). Die Gegenäußerung der 
Bundesregierung zu dieser Stellungnahme findet sich auf 
Bundestagsdrucksache 13/9976. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialord- 
nung hat in seiner 122. Sitzung am 4. Februar 1998 ein- 
vemehmlich die Durchführung einer nicht öffentlichen 
Anhörung von Sachverständigen beschlossen, die in der 
123. Sitzung am 1 1. Februar 1998 stattfand. Als Sachver- 
ständige zur Frage der Insolvenzsicherung und der tarif- 
vertraglichen Auswirkungen der vorgesehenen gesetzli- 
chen Regelungen wurden Dr. Helmuth Schuster 
(Volkswagen AG), Werner Bischoff (IG Bergbau, Chemie 
und Energie) und Prof. Dr. Peter Hanau gehört. 

Der Sachverständige Dr. Helmuth Schuster äußerte in sei- 
ner Stellungnahme: Es sei „im Grundsatz richtig, jeweils 
für die spezifischen Modelle Insolvenzregelungen in den 
Vereinbarungen der Tarif- und Betriebsparteien festzule- 
gen. Hier sehe er zudem eine Chance zur Entwicklung von 
neuen Modellen. Auch der Sachverständige Werner 
Bischoff erklärte, dass man mit dem im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Insolvenzschutz bzw. der Aufforderung, 
Regelungen zu treffen, leben könne. Hier liege eine 
Chance für die Vertragsparteien, eigene Modelle zum 
Insolvenzschutz zu entwickeln.“ 

„Für den Sachverständigen Prof. Dr. Peter Hanau war die 
Rechtsnatur des in § 7a SGB IV geregelten Insolvenz- 
schutzes offen. Aus seiner Sicht handele es sich um einen 


Programmsatz, der aber wegen seiner Appellfunktion und 
der unmittelbaren insolvenzrechtlichen Auswirkungen 
nicht wertlos sei. Die Frage, ob § 7a SGB IV eine Muss- 
oder Kann-Regelung sei, müsse vom Gesetzgeber unbe- 
dingt klargestellt werden. Außerdem sprach er sich dafür 
aus, für kleinere Wertguthaben eine Kann-Bestimmung 
zum Insolvenzschutz aufzunehmen. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 
13/9741 in seiner 123. Sitzung am 11. Februar 1998 erst- 
malig beraten und die Beratung zusammen mit dem Ge- 
setzentwurf auf Bundestagsdrucksache 13/9818 in seiner 
124. Sitzung am 4. März 1998 fortgesetzt und abge- 
schlossen. Der Ausschuss hat die inhaltsgleichen Gesetz- 
entwürfe in der aus der vorstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen geänderten Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Stimment- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS angenommen. 

b) Mitberatende Voten 

Der Rechtsausschuss erhebt einstimmig bei Enthaltung 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS keine verfassungsrechtlichen oder 
rechtsformlichen Bedenken gegen den Gesetzentwurf auf 
Bundestagsdrucksache 13/9741. Er geht davon aus, dass 
es sich bei § 7a (SGB IV) um eine Muss-Vorschrift han- 
delt. Ein gleich lautendes Votum hat der Rechtsausschuss 
in seiner Sitzung am 4. März 1998 zum Gesetzentwurf auf 
Bundestagsdrucksache 13/9818 abgegeben. 

Der Ausschuss für Wirtschaft hat in seiner Sitzung am 
11. Februar 1998 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS 
empfohlen, den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 
1 3/974 1 in der Fassung der von den Koalitionsfraktionen im 
federführenden Ausschuss vorgelegten Änderungsanträge 
(Ausschussdrucksache 1298) anzunehmen. Der Ausschuss 
hat den Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 13/9818 
in seiner Sitzung am 4. März 1998 beraten und dazu 
einvernehmlich seine Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
auf Bundestagsdrucksache 13/9741 vom 11. Februar 1998 
bestätigt. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
hat in seiner Sitzung am 4. März 1998 den Gesetzentwurf 
auf Bundestagsdrucksache 13/9741 in der Fassung der 
von den Koalitionsfraktionen im federführenden Aus- 
schuss vorgelegten Änderungsanträge mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei einer 
Enthaltung aus der Fraktion der SPD und Stimmenthal- 
tung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS angenommen. Im Übrigen hat der Aus- 
schuss einstimmig beschlossen, den Gesetzentwurf auf 
Bundestagsdrucksache 13/9818 für erledigt zu erklären. 

Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner Sitzung am 
4. März 1998 einstimmig bei Abwesenheit des Mitglieds 
der Gruppe der PDS beschlossen, von der Mitberatung ab- 
zusehen. 
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Der Haushaltsausschuss hat in seiner Sitzung am 11. Fe- 
bruar 1998 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU / 
CSU, SPD und F.D.P. bei Stimmenthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS 
empfohlen, den Gesetzentwurf auf Bundestagsdruck- 
sache 13/9741 anzunehmen. Der Ausschuss hat dabei 
auch den noch nicht überwiesenen inhaltsgleichen Ge- 
setzentwurf auf Bundestagsdrucksache 13/9818 in seine 
Beratungen mit einbezogen und empfohlen, sein Votum 
auch dieser Vorlage zugrunde zu legen. 

c) Abgelehnte Änderungsanträge 

Der nachfolgend aufgeflihrte Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD auf Ausschussdrucksache 1331 fand im Aus- 
schuss keine Mehrheit: 

Artikel 1 (SGB IV) wird wie folgt geändert: 

In Nummer 2 wird in § 7 a Absatz 1 wie folgt neu gefasst: 

„(1) Die Vertragsparteien haben im Rahmen ihrer Ver- 
einbarungen nach § 7 Abs. 1 a Vorkehrungen zu treffen, 
die der Erfüllung der Wertguthaben einschließlich des auf 
sie entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialver- 
sicherungsbeitrag bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeit- 
gebers dienen, soweit 

1 . ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht besteht und 

2. das Wertguthaben des Beschäftigten einschließ- 
lich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils 
am Sozialversicherungsbeitrag einen Betrag in 
Höhe der monatlichen Bezugsgröße übersteigt.“ 

Weiter heißt es auf Seite 18 der Bundestagsdrucksache: 

„Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU erläuterten, 
dass es Ziel der Gesetzentwürfe sei, den unterschiedlichen 
Modellen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit besser 
Rechnung zu tragen als dies nach den derzeitigen Rah- 
menbedingungen des Sozialrechts möglich sei. Es sei u. a. 
vorgesehen, den Schutz der gesetzlichen Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung für die 
Beschäftigten auch in Phasen der Freistellung von der Ar- 
beitsleistung zu gewährleisten.“ 

„Die Mitglieder der Fraktion der SPD fanden es grund- 
sätzlich begrüßenswert, dass mit den Gesetzentwürfen 
nicht nur der rechtliche Rahmen für eine flexiblere Ar- 
beitszeitgestaltung im Alter, sondern auch ganz allgemein 
für Arbeitszeitkonten und flexiblere Arbeitszeitregelun- 
gen geschaffen werde.“ 

Sie legten im Übrigen einen Änderungsantrag zum Insol- 
venzschutz vor. Durch die vorgeschlagene Änderung 
werde klargestellt, dass jede Vereinbarung über eine fle- 
xible Arbeitszeitregelung als gesetzlichen Auftrag einen 
Insolvenzschutz enthalten müsse. Zugleich würden die 
zeit- und betragsmäßigen Begrenzungen für die Einbezie- 
hung eines Wertguthabens in den Insolvenzschutz enger 
gefasst. Für einen Arbeitnehmerhaushalt sei es im Regel- 
fall nämlich nicht vertretbar, eine Insolvenzsicherung erst 
oberhalb eines Wertguthabens von 13 020 DM vorzu- 
sehen. Ein verbesserter Insolvenzschutz sei zur Erhöhung 
der Akzeptanz der Altersteilzeit zwingend erforderlich.“ 


Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN schätzten die Gesetzentwürfe grundsätzlich positiv 
ein und schlossen sie sich dem Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD zum Insolvenzschutz an, da auch aus ihrer 
Sicht deutlich gemacht werden müsse, dass es sich hier 
um eine zwingende Vorschrift handele. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. unterstrichen, dass 
mit den vorliegenden Regelungen zur Flankierung der fle- 
xiblen Arbeitszeit der bisherige Reformkurs fortgesetzt 
werde. Jahres- und Lebensarbeitszeitkonten erforderten 
flexible Regelungen in den Sozialversicherungszweigen. 
Diese Regelungen seien in den Gesetzentwürfen veran- 
kert. 

Die Vertreterinnen der Gruppe der PDS begrüßten die in 
den Gesetzentwürfen vorgesehene Ausweitung von Ar- 
beitszeitkonten. Dies gebe den sozialrechtlichen Rahmen 
dafür ab, Erwerbsbiografien zu unterbrechen, ohne dabei 
auf sozialrechtlichen Schutz verzichten zu müssen. 

Der Vertreter der Bundesregierung erklärte, dass die im Ge- 
setzentwurfin § 7a SGB IV vorgesehene Regelung zum In- 
solvenzschutz nach Auffassung der Bundesregierung als 
zwingendes Recht zu verstehen sei, wenngleich keine 
Sanktion für den Fall der Nichtbeachtung vorgesehen sei. 
Die Formulierung in § 7a müsse im Kontext des SGB IV 
gesehen werden, dessen Bestimmungen im Indikativ ge- 
fasst seien. Dabei seien bislang nie Zweifel daran geäußert 
worden, dass es sich um Muss-Vorschriften handele. 

C. Stellungnahme des Bundesrates 

Die Stellungnahme des Bundesrates in der Anlage 2 zu 
Bundestagsdrucksache 13/9818 (Seite 18 f.) hat folgen- 
den Wortlaut: 

„Der Bundesrat hat in seiner 721. Sitzung am 6. Februar 
1998 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1. Der Bundesrat begrüßt, dass der vorliegende Ge- 
setzentwurf das Ziel verfolgt, neue Arbeitszeitmodelle zu 
fördern, und somit zur Schaffung von zusätzlichen Ar- 
beitsplätzen beiträgt. 

Unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer soll mit dem Ge- 
setzentwurf erreicht werden, dass Arbeitszeitkonten sozi- 
alrechtlich abgesichert und untragbare Rentenabschläge 
beim vorzeitigen Ausscheiden vor dem Erreichen der 
Altersgrenze vermieden werden. Auch scheint sich die 
Gefahr übermäßiger Belastungen der Sozialversiche- 
rungssysteme in Grenzen zu halten. 

Der Erfolg der neuen Regelungen und die Akzeptanz 
durch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hängt 
aber im wesentlichen auch von einer stringenten Insol- 
venzsicherung ab. Hierin liegt jedoch die deutliche 
Schwäche des Entwurfs: 

- Den Schritten zur Sicherung der Wertguthaben man- 
gelt es an einer präzisen Definition von Insolvenzsi- 
cherung (§ 7a Abs. 1). 
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Die Vorkehrungen, die die Vertragsparteien zu treffen 
haben, bleiben zu vage. Die Regelungen des Entwurfs 
machen keine Aussage darüber, was passiert, wenn 
eben keine Vorkehrungen getroffen oder solche Ver- 
einbarungen nicht in dem gebotenen Umfang getrof- 
fen werden. 

- Ferner bestehen erhebliche Bedenken gegenüber 
§ 7a Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs, d. h. die vorgesehene 
Einschränkung des Insolvenzschutzes, die eine Siche- 
rungsbedürftigkeit des Wertguthabens erst dann be- 
gründet, wenn es den Betrag in Flöhe des Dreifachen 
der monatlichen Bezugsgröße bzw. einen Ausgleichs- 
zeitraum von 27 Kalendermonaten nach der ersten 
Gutschrift überschritten hat. 

Daher sollte § 7a Abs. 1 als zwingende Regelung ausge- 
staltet und die folgenden Ausnahmeregelungen gestrichen 
werden. 

Die Festschreibung einer solchen Insolvenzpflicht dient 
letztlich dazu, Missbrauchsfälle zu verringern bzw. gar 
nicht eintreten zu lassen. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, im weite- 
ren Verfahren die aufgezeigten Schwachstellen des Ge- 
setzentwurfs zu ändern, um den berechtigten Interessen 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser gerecht 
zu werden. 

2. Der Gesetzentwurf ordnet und flankiert flexible Ar- 
beitszeitregelungen durch sozialrechtliche Absicherun- 
gen.“ 

Die Bundesregierung hat auf Bundestagsdrucksa- 
che 13/9976 hierzu folgende Gegenäußerung vorgelegt: 

„Die Bundesregierung nimmt zu den Entschließungen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Bundesrat den Ge- 
setzentwurf zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler 
Arbeitszeitregelungen unterstützt. Sie strebt ein großzü- 
giges Gesetzgebungsverfahren an, damit möglichst 
schnell gesicherte Rechtsgrundlagen für die Praxis zur 
Verfügung stehen, ln der Anlaufphase der Regelungen zur 
sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeitrege- 
lungen hält sie umfassende gesetzliche Vorgaben für den 
Insolvenzschutz nicht für sachgerecht; sie geht davon aus, 
dass zunächst insbesondere die Sozialpartner praktikable 
Insolvenzschutzmodelle entwickeln sollten. Dem Anlie- 
gen des Bundesrates wird durch die vorgesehene Be- 
richtspflicht Rechnung getragen. 

D. Regelungen im Altersteilzeitgesetz 

Mit dem Gesetz zur Förderung eines gleitenden Über- 
gangs in den Ruhestand vom 23. Juli 1996 (BGBl. 1996 I, 
1078) ist mit dem dortigen Artikel 1 das Altersteilzeitge- 
setz in Kraft getreten. 

Die Dauer der Altersteilzeit ist in erster Linie abhängig 
vom individuellen Rentenbeginn des Arbeitnehmers. 


Eine Förderung durch das Arbeitsamt erfolgt allerdings 
höchstens für sechs Jahre. Die Arbeitszeitverteilung 
während der Altersteilzeit nach § 2 Abs. 2 und 3 Alters- 
teilzeitgesetz (AtG) bleibt den Vertragsparteien über- 
lassen. 

Im so genannten Blockmodell werden grundsätzlich 
zwei gleich große Zeitblöcke gebildet eine Arbeitsphase 
und eine sich hieran anschließende Freizeitphase von 
entsprechender Dauer - die so den Verteilzeitraum für 
die Arbeitszeit während der vereinbarten Dauer der Al- 
tersteilzeitarbeit bestimmen. Auf diese Weise kann der 
Arbeitnehmer zunächst weiterhin im Umfang der bishe- 
rigen Arbeitszeit beschäftigt werden und das für die 
Freizeitphase notwendige Zeitguthaben als Wertgutha- 
ben im Sinne von § 7 Abs. 1 a SGB IV aufbauen. Der 
höchstzulässige Verteilzeitraum für Altersteilzeitverein- 
barungen beträgt ohne tarifvertragliche Grundlage drei 
Jahre (eineinhalb Jahre Arbeit, gefolgt von eineinhalb 
Jahren Freizeit, vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 1, 1. Alternative AtG). 
Der Verteilzeitraum kann auch über drei Jahre hinausge- 
hen und einen Gesamtzeitraum von bis zu zehn Jahren 
umfassen (bis zu fünf Jahre Arbeit, gefolgt von bis zu 
fünf Jahren Freizeit, vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 1, 2. Alternative 
und Abs. 3 AtG). Dies ist allerdings nur dann möglich, 
wenn eine solche Verteilung der Arbeitszeit in einem Ta- 
rifvertrag zur Altersteilzeit, einer Betriebsvereinbarung 
aufgrund eines Tarifvertrages zur Altersteilzeit oder ei- 
ner kirchenrechtlichen Regelung ausdrücklich zu gelas- 
sen ist. Derzeit sehen Tarifverträge in aller Regel Ver- 
teilzeiträume von bis zu fünf bzw. sechs Jahren vor. Geht 
der Verteilzeitraum über sechs Jahre hinaus, kann für 
eine innerhalb dieses Zeitraumes liegende Zeit von bis 
zu sechs Jahren eine Förderung durch das Arbeitsamt er- 
folgen. In keinem Fall darf die durchschnittliche 
wöchentliche Arbeitszeit im zulässigen Verteilzeitraum 
die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit 
überschreiten oder die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 
SGB IV unterschreiten. 

Die Arbeitsvertragsparteien können grundsätzlich frei 
vereinbaren, wie die im Zuge der Altersteilzeit vermin- 
derte Arbeitszeit verteilt werden soll. Gewährleistet sein 
muss jedoch immer, dass sie im Durchschnitt des jeweili- 
gen Gesamtzeitraums die Hälfte der vorherigen Arbeits- 
zeit nicht übersteigt. Ursprünglich sah der Altersteilzeit- 
gesetzentwurf lediglich vor, dass eine unregelmäßige 
Verteilung der Arbeitszeit über einen Ausgleichszeitraum 
von einem Jahr zulässig sein sollte. Möglich war damit 
ein bis zu einem halben Jahr andauernder Freizeitblock. 
Aufgrund der Empfehlungen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (Bundestagsdrucksache 13/4877) 
ist bei den parlamentarischen Beratungen und als Reak- 
tion auf den Altersteilzeit-Tarifvertrag der Chemischen 
Industrie vom 29. März 1996 eine Regelung eingeführt 
worden, wonach der Arbeitnehmer bis zu zweieinhalb 
Jahre in Vollzeit arbeiten konnte und sich daran eine 
gleichlange Freistellungsphase anschloss. Aus dieser ver- 
blockten Arbeitszeit kann der Beschäftigte dann in 
die Altersrente wechseln. Das Tarifvertragserfordernis für 
die Blockmodelle wurde eingeführt, weil der Gesetzgeber 
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Risiken flir die Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers sah, da die Arbeitnehmer ihre Arbeitsleis- 
tung in der Arbeitsphase im Voraus erbringen, und ledig- 
lich ein Teilzeitentgelt erhalten. Tritt Insolvenz ein, sind 
ihre Ansprüche auf den noch nicht ausgezahlten Teil des 
Entgelts aber nur zu einem geringen Teil durch das Insol- 
venzgeld abgesichert. Diesen Gefahren sollten die Tarif- 
partner durch geeignete Regelungen Rechnung tragen 
(Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, 
Bundestagsdrucksache 13/4877, S. 13). Als Begründung 
für die erweiterte gesetzliche Regelung ist auf Seite 29 des 
Berichts ausgeführt: 

„Die Änderung ermöglicht es, die Arbeitszeit bei der Al- 
tersteilzeitarbeit auf einen Zeitraum von bis zu fünf Jah- 
ren zu verteilen. Dadurch können im Rahmen der Alters- 
teilzeit auch längerfristige Arbeitszeitkonten angelegt 
werden. Die Verteilung auf einen Zeitraum, der über ein 
Jahr hinausgeht, ist allerdings nur möglich, wenn sie 
durch Tarifvertrag oder eine entsprechende kirchenrecht- 
liche Regelung zugelassen ist. Der Gesetzgeber geht 
davon aus, dass die besonderen Risiken, die für den 
Arbeitnehmer bei Arbeitszeitkonten für den Fall der Zah- 
lungsunfähigkeit des Arbeitgebers bestehen, in Tarifver- 
trägen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelun- 
gen eine angemessene Berücksichtigung finden können. 
Die Verteilung auf einen über ein Jahr hinausgehenden 
Zeitraum soll auch für nicht tarifgebundene Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber im Geltungsbereich eines Tarifvertrages 
möglich sein, wenn sie die entsprechende tarifvertragli- 
che Regelung vereinbaren. Außerdem stellt die Änderung 
sicher, dass für den gesamten Zeitraum der Vereinbarung 
über die Altersteilzeitarbeit ein durchgehender Versiche- 
rungsschutz besteht. Die Fälligkeit der Beiträge wird in 
diesen Fällen nicht berührt. Es gilt § 23 Abs. 1 Satz 1 bis 
3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Die Beiträge 
werden also auch in der Zeit der Freistellung spätestens 
am 15. des Monats fällig, der dem Monat folgt, auf den 
sich die Beschäftigung erstreckt. Diese auf das Altersteil- 
zeitgesetz begrenzte Lösung bedeutet nicht, dass eine 
übergreifende Regelung in § 7 des Vierten Buches Sozi- 
algesetzbuch nicht mehr angestrebt wird.“ 

Mehrere entscheidende Änderungen hat das Altersteil- 
zeitgesetz durch das Gesetz zur sozialrechtlichen Absi- 
cherung flexibler Arbeitszeitregelungen vom 6. April 
1998 erfahren, das in erster Linie die gesetzlichen Rah- 
menbedingungen für die Vereinbarung von Arbeitszeit- 
konten geschaffen hat. Dazu sind unter anderem die Re- 
gelungen über die Beitragsfälligkeit verändert und der 
Versicherungsschutz in Phasen der Freistellung verbessert 
worden. Daneben führte das Gesetz jedoch auch wichtige 
Neuerungen bei der Altersteilzeit ein. Da eine Regelung 
zum Insolvenzschutz von Arbeitszeitguthaben getroffen 
wurde, die auch die verblockte Altersteilzeit erfasst, war 
anfänglich vorgesehen, den aus Gründen der Insolvenzsi- 
cherung für diese Verblockung aufgestellten Tarifvorbe- 
halt des AtG aufzuheben. Da diese Absicht der Bundesre- 
gierung aber einen politischen Konflikt verursacht hatte, 
wurde der Tarifvorbehalt schließlich im Kompromissweg 
zwar beibehalten, jedoch erheblich modifiziert. Die ge- 


fundene Lösung ist bis heute geltendes Recht: Der Zeit- 
rahmen für eine Verblockung ohne tarifvertragliche 
Grundlage wurde von einem auf drei Jahre erweitert, ln 
Bereichen, in denen tarifvertragliche Regelungen zur Ver- 
teilung der Arbeitszeit nicht bestehen oder üblicherweise 
nicht getroffen werden („Freiberufler“), wurde die Ver- 
blockung auch über drei Jahre hinaus ohne Tarifvertrag 
zugelassen. Zugleich wurde klargestellt, dass die Tarif- 
vertragsparteien in den Tarifvertrag eine Öffnungsklausel 
für Betriebsvereinbarungen aufnehmen können und für 
den Fall der Tariföffnung tarifgebundene und nicht tarif- 
gebundene Bereiche gleichbehandelt werden, sodass auch 
Außenseiter im Rahmen des bestehenden Tarifvertrages 
Betriebsvereinbarungen zur Altersteilzeit treffen können. 
Neu eingeführt wurde auch die Möglichkeit, Altersteil- 
zeitblockmodelle auf einen Zeitraum von bis zu zehn Jah- 
ren zu erstrecken, wobei die Förderhöchstdauer aber bei 
fünf Jahren blieb. 

Insbesondere aufgrund der gesetzlichen Änderungen 
durch die beiden Gesetze zur Fortentwicklung der Alters- 
teilzeit, die im Jahre 2000 in Kraft traten (Gesetz zur Fort- 
entwicklung der Altersteilzeit, BGBl. I 1999, S. 2494; 
Zweites Gesetz zur Fortentwicklung der Altersteilzeit, 
BGBl. 1 2000, S. 910), wurde die Attraktivität der Alters- 
teilzeit noch mehr erhöht. Diese gesetzlichen Änderungen 
betrafen im Wesentlichen 

- den Zugang zur Altersteilzeitarbeit für Teilzeitbe- 
schäftigte, 

- Erleichterungen bei der Wiederbesetzung, 

- die Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes bis 
zum 3 1 . Dezember 2009, 

- die Erweiterung der Förderhöchstdauer von fünf auf 
sechs Jahre. 

Die Änderungen trugen Beschlüssen des Bündnisses für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit Rechnung 
und ermöglichen insbesondere teilzeitbeschäftigten 
Frauen die Inanspruchnahme von Altersteilzeit. Das Al- 
tersteilzeitgesetz bietet nunmehr eine attraktive und aner- 
kannte Grundlage für den Übergang älterer Arbeitnehmer 
vom Arbeitsleben in den Ruhestand. 

Wird ein Arbeitgeber insolvent, so steht dem Arbeitneh- 
mer in Altersteilzeit wie jedem anderen Arbeitnehmer ein 
Anspruch auf Zahlung von Insolvenzgeld nach § 183 
SGB III zu. Damit sind jedoch lediglich die Ansprüche auf 
Arbeitsentgelt für die letzten drei Monate vor dem In- 
solvenzereignis abgedeckt. Zum Arbeitsentgelt zählen da- 
bei auch die Aufstockungsleistungen (§ 183 Abs. 1 Satz 1 
SGB III, § 14 Abs. 1 SGB IV). Im Rahmen des Job- 
AQTIV-Gesetzes, das am 1 . Januar 2002 in Kraft treten 
soll, wird im Hinblick auf neuere Entwicklungen in der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts klargestellt, 
dass bei Beschäftigungen mit flexiblen Arbeitszeitver- 
hältnissen die Höhe des Insolvenzgeldes folgendermaßen 
zu bestimmen ist: Ebenso wie bei Zeiten, in denen das 
Wertguthaben angespart wird, ist bei Zeiten der Freistel- 
lung (§ 7 Abs. la SGB IV) von dem Arbeitsentgelt auszu- 
gehen, das während des gesamten Beschäftigungs- 
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Zeitraums mit flexibler Arbeitszeitregelung für den Le- 
bensunterhalt bestimmt ist, nämlich von dem verstetigten, 
monatlichen Arbeitsentgelt. 

Im Falle der ungleichmäßigen Verteilung der Arbeitszeit 
und der damit regelmäßig verbundenen Vorleistung des 
Arbeitnehmers, insbesondere im Blockmodell, besteht 
aber das Bedürfnis für die Absicherung eines längeren 
Zeitraums mit Ansprüchen auf Arbeitsentgelt als nur für 
drei Monate. Der Gesetzgeber hatte im Altersteilzeitge- 
setz hierzu keine Regelung getroffen; diese erfolgte erst 
mit dem Flexigesetz und der Schaffung des heutigen 
§ 7d SGB IV. Dieser gilt nicht nur für alle Fälle, in denen 
nach § 7 Abs. 1 a SGB IV mit einer Arbeitsleistung Wert- 
guthaben aufgebaut werden, das mit Freistellung von der 
Arbeitsleistung ausgeglichen werden soll, sondern vor al- 
lem auch für die Altersteilzeit. Aus diesem Grund enthal- 
ten zahlreiche Tarifverträge zur Altersteilzeit insolvenz- 
schützende Regelungen im Sinne von § 7d SGB IV. 

III. Quellen und Materialien des 

Berichts 

A. Berichtsgrundlage 

Der Vollzug der Regelungen über den Insolvenzschutz 
von Wertguthaben beruht auf Vereinbarungen der Tarif- 
und Betriebspartner und erschließt sich daher in erster Li- 
nie anhand der praktischen Erfahrungen der Betroffenen. 
Eine wesentliche Grundlage dieses Berichts sind daher 
die in der betrieblichen Praxis von den Tarifpartnem ge- 
troffenen Vereinbarungen und ihre gezielte Auswertung 
auf insolvenzschützende Regelungen, soweit dies anhand 
der Kenntnis von Eckdaten eines Tarifvertrages nachvoll- 
zogen werden kann. 

Drei Jahre nach Inkrafttreten des Flexigesetzes existieren 
daneben eine Reihe von Untersuchungen und For- 
schungsarbeiten, die sich mit dem Insolvenzschutz von 
Wertguthaben auseinander setzen und die betriebliche 
Praxis mit der rechtswissenschaftlichen Bearbeitung ver- 
zahnen. Soweit größere Untersuchungen vorliegen, sind 
diese mit Quelle und Entstehungszeitpunkt dargestellt, 
um einen erleichterten Zugang zu ermöglichen. Daneben 
sind exemplarisch rechts- und arbeitswissenschaftliche 
als auch betriebspraktische Darstellungen und Erörterun- 
gen in einer Literaturliste zusammengefasst. 

Die Darstellungen zu den rechtlichen Möglichkeiten des 
Insolvenzschutzes und der rechtlichen und betriebswirt- 
schaftlichen Bewertung der einzelnen Insolvenzschutz- 
massnahmen im Kapitel IV beruhen auf einem vom Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung im August 
2001 an Herrn Professor Dr. Reinhard Bork von der Uni- 
versität Hamburg vergebenen Rechtsgutachten, in dem 
dieser unabhängig von der in der Praxis favorisierten und 
üblichen Insolvenzschutzmassnahmen die rechtlichen 
und wirtschaftlichen Vor- und Nachteile einzelner Maß- 
nahmen bewertet und eine auf die Berichtspflicht orien- 
tierte Stellungnahme abgegeben hat. Professor Bork ist 
als Autor zahlreicher Kommentierungen, Monographien 
und Darstellungen zum Insolvenzrecht als Kenner der 


rechtlich schwierigen Materie ausgewiesen und hat bei 
seiner Darstellung eine von der Einschätzung betroffener 
Praktiker (Arbeitgeber, Arbeitnehmer sowie Banken und 
Versicherungen) unabhängige Bewertung vornehmen 
können. 

Die Zusammenfassung der Ergebnisse und die Empfeh- 
lungen beruhen auf der Auswertung dieser Berichtsgrund- 
lagen einschließlich der abgegebenen Stellungnahmen. 

Entsprechend der gesetzlichen Berichtsgrundlage ver- 
folgt der Bericht zwei Ziele: 

Zum einen soll über die Situation und Entwicklung des In- 
solvenzschutzes anhand der getroffenen Vereinbarungen 
informiert werden und zum anderen soll aus der Analyse 
der in der Praxis vorhandenen Vorgaben die Möglichkeit 
entwickelt werden, gegebenenfalls erforderliche recht- 
liche Weiterentwicklungen herauszuarbeiten. 

B. Beiträge und Stellungnahmen 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat 
in zwei Schreiben vom 11. Oktober 2000 und vom 10. Ja- 
nuar 2001 verschiedene Bundesressorts, die Bundeslän- 
der, Verbände der Tarifpartner und ausgewählte Verbände 
und Organisationen sowie zahlreiche Firmen und Un- 
ternehmen, von denen bekannt ist, dass sie Modelle für 
Langzeitkonten/Wertguthaben praktizieren, mit der Bitte 
angeschrieben, ihre Erfahrungen und Erkenntnisse bei der 
praktischen Umsetzung und Handhabung von Wertgutha- 
ben und ihrem Insolvenzschutz mitzuteilen. Wenngleich 
der Rücklauf auf diese Abfrage insgesamt nur als durch- 
schnittlich angesehen werden kann, sind einzelne Stellun- 
gnahmen sehr umfassend und vermitteln wertvolle 
Erkenntnisse. Aufgrund der detaillierten und informati- 
onsreichen Darstellung sind die Stellungnahmen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), der 
Lloyd Werft Bremerhaven GmbH und der Volkswagen 
AG im Wortlaut als Anlage VIII Buchstabe A in den Be- 
richt aufgenommen worden. 

C. Auszüge aus dem Tarifregister beim 
Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung 

Nach den Vorgaben des Tarifvertragsgesetzes wird im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ein Ta- 
rifregister geführt, in das der Abschluss, die Änderung 
und die Aufhebung der Tarifverträge sowie der Beginn 
und die Beendigung der Allgemeinverbindlichkeit einge- 
tragen werden. Dieses Tarifregister wurde für den Bericht 
in dreifacher Weise ausgewertet: 

- Der Anhang enthält unter Abschnitt VIII Buchstabe B 
eine Auflistung der Tarifverträge, die Regelungen 
über eine Insolvenzsicherung enthalten. 

- Nachfolgend wurde unter Abschnitt VIII Buchstabe C 
ein Auszug aus dem Tarifregister aufgelistet, der die 
bekannten Tarifverträge zur Altersteilzeit enthält. 
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- Als dritte Auflistung wurde unter Abschnitt VIII 
Buchstabe D die Liste der Altersteilzeit-Tarifverträge 
mit einer kurzen Beschreibung der Regelungen zum 
Insolvenzschutz aufgeführt. Hierzu ist anzumerken, 
dass viele Tarifverträge ausdrücklich darauf hinwei- 
sen, dass der Insolvenzschutz nur bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen des § 7d SGB IV ein- 
greift; diese Hinweise sind in der Liste nicht enthalten. 

Die Auswertung dieser Listen erfolgt unter Abschnitt V 
Buchstabe F des Berichtes. 

Keine dieser Listen gibt eine Garantie für die Vollständig- 
keit und Richtigkeit im Einzelfall, sondern stellen viel- 
mehr Orientierungen dar, aus der Vielzahl der Tarifver- 
träge bestimmte charakteristische Merkmale anhand einer 
Momentaufnahme zusammenzufassen. Die Listen geben 
den Stand vom Sommer 2001 (Anhang Buchstaben B und 
D) bzw. November 200 1 (Buchstabe C) wieder, wobei die 
Listen im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung kontinuierlich aktualisiert werden. Bei den Listen zu 
B und D kann nicht ausgeschlossen werden, dass verein- 
zelt Änderungstarifverträge zu älteren Altersteilzeittarif- 
verträgen Insolvenzschutzregelungen enthalten, die aus 
technischen Gründen noch nicht berücksichtigt werden 
konnten. 

D. Gutachten des Instituts für Erforschung 
sozialer Chancen (ISO) „Arbeitszeit ’99“ 

Das Institut für Erforschung sozialer Chancen hat im 
Jahre 1999 eine repräsentative Beschäftigtenbefragung 
zur Arbeitsformen und -wünschen durchgeführt. Zentrale 
Untersuchungsziele waren neben der differenzierten Er- 
mittlung der Arbeitszeitformen und -wünschen die 
flächendeckende Erfassung der nach Inhalt und Form 
höchst verschiedenen Arbeitszeitmodelle. 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass nur noch 
15 % der Beschäftigten unter den Bedingungen der Nor- 
malarbeitszeitstandards (d.h. in einer Vollzeitbeschäfti- 
gung mit einer wöchentlichen Arbeitszeit zwischen 35 
und 40 Stunden, die sich auf fünf Tage verteilt, in der Lage 
nicht variiert und montags bis freitags) tätig sind. 85 % der 
Beschäftigten sind bereits in irgendeiner Form flexibler 
Arbeitszeit tätig. 37% der Beschäftigten arbeiten in ir- 
gendeiner Form von Arbeitszeitmodellen. Arbeitszeitkon- 
ten werden hauptsächlich zur „Bewirtschaftung“ von 
Überstunden geführt. Danach folgen Konten zur Steue- 
rung von Gleitzeitarbeit (35%) und schwankender Ar- 
beitszeitverteilung ( 16 %). 

E. Landesinitiative Moderne Arbeitszeiten 
der Landesregierung NRW „Arbeits- und 
Betriebszeiten flexibel gestalten“ 

Der Leitfaden von 2000 soll Hinweise geben auf 

- Rahmenbedingungen, wie sie sich in den Arbeitszeit- 
gesetzen, Tarifverträgen und im Mitbestimmungs- 
recht finden, 


- neue Grundformen der Arbeitszeitgestaltung wie etwa 
zu Arbeitszeitdauer, Teilzeit, Altersteilzeit, Jobsha- 
ring, Mehrarbeit und Schichtsystemen, 

- Regelungsmöglichkeiten bei flexiblen Arbeitszeitmo- 
dellen wie zum Beispiel bei Zeitkonten oder Schicht- 
arbeit, 

- arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zur Gestaltung 
von Nacht- und Schichtarbeit. 

Hieran schließt sich die Vorstellung des Entwicklungs- 
und Einführungsprozesses neuer Arbeitszeiten an. Die Er- 
fahrungen zeigten, dass ein systematisches Vorgehen die 
Einführung erheblich erleichtere. Zielformulierung, Pla- 
nung des Vorgehens, Modellentwicklung, Testphase und 
endgültige Entscheidungen über neue Arbeitszeiten wer- 
den in Kurzform präsentiert. Im Kapitel „Praxisbeispiele“ 
werden in Eckpunkten erfolgreich umgesetzte Arbeits- 
zeitmodelle dargestellt. 

F. Gutachten Institut Arbeit und Technik 
NRW „Die Insolvenzsicherung von 
Arbeitszeitguthaben“ 

Nordrhein- Westfalen hat in Zusammenarbeit mit der Eu- 
ropäischen Union und dem Bündnis für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit NRW durch das Institut 
für Arbeit und Technik seit 1999 zweimal eine Übersicht 
über verschiedene Modelle zur Insolvenzsicherung von 
Arbeitszeitguthaben sowie ihre vor- und Nachteile erstel- 
len lassen. 

In dieser Broschüre werden die gesetzlichen und tarifli- 
chen Rahmenbedingungen bei der Absicherung von Ar- 
beitszeitkonten dargestellt sowie verschiedene Modelle 
zum Schutz der Arbeitszeitkonten vor Insolvenz skizziert. 
Mithilfe von Schaubildem werden die verschiedenen Mo- 
delle mit ihren spezifischen Merkmalen und Vorausset- 
zungen vorgestellt. Durch kurze Bewertungen werden 
auch die Vor- und Nachteile der einzelnen Modelle für Ar- 
beitgeber und Beschäftigte hinsichtlich der Insolvenzsi- 
cherung von Arbeitszeitguthaben kritisch untersucht. Im 
Anschluss daran werden beispielhaft spezifische Unter- 
nehmenslösungen genannt. 

Zum Abschluss wird darauf hingewiesen, dass die in der 
Broschüre erwähnten Modelle in der Praxis noch wenig er- 
probt sind und eine Generalisierbarkeit der einzelnen Mo- 
delle nicht möglich ist. Welche Variante der Insolvenzsi- 
cherung für die Beschäftigten und die Unternehmen die 
beste ist, lässt sich nicht pauschal beantworten. Die Unter- 
schiede sind für die Entscheidungsfindung jedoch von zen- 
traler Bedeutung und werden ebenfalls kurz skizziert. 

G. Forschungsbericht des Bundesminis- 
teriums für Arbeit und Sozialordnung 
Dokumentation Arbeitszeit-Praxisbei- 
spiele (Forschungsbericht 281) und 
Internet-Datenbank beim BMA 

Bei dem Forschungsbericht des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung aus dem Jahre 1999 geht es 
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um die Darstellung praktizierter Arbeitszeitregelungen 
in bundesdeutschen Betrieben - ihre Entstehungsge- 
schichte, die Besonderheiten des jeweiligen Modells so- 
wie die Umsetzungserfahrungen. Ziel war es, Unterneh- 
men, die den Prozess der Arbeitszeitflexibilisierung noch 
vor sich haben, erfahrungsgestützte Informationen über 
Gestaltungsalternativen, Möglichkeiten des Vorgehens 
sowie bewährte Problemlösungen - sowohl in Bezug auf 
die Regelung selbst als auch insbesondere auf deren prak- 
tische Umsetzung - zur Verfügung zu stellen. Die Praxis- 
Beispiele sind auf Basis schriftlicher Unterlagen sowie 
mithilfe ausführlicher Telefon- bzw. persönlicher Inter- 
views recherchiert worden, die entsprechenden Fallstu- 
dien mit den Unternehmen im Detail abgestimmt. 

Auch wenn die konkreten Anlässe für die Auseinander- 
setzung mit dem Thema Arbeitszeitflexibilisierung in den 
beteiligten Unternehmen recht unterschiedlich gewesen 
sind, lassen sich doch sowohl hinsichtlich der häufigsten 
Merkmale der neuen Arbeitszeitmodelle als auch hin- 
sichtlich der gewählten Vörgehensweise Gemeinsamkei- 
ten feststellen: 

- In den meisten untersuchten neuen Arbeitszeitsyste- 
men wird die planbare Normalauslastung - die auch 
schwanken kann - über ein bzw. mehrere Arbeitszeit- 
grundmodelle abgebildet. Mithilfe passender „Flexi- 
Spielregeln“ kann dann das jeweilige Grundmodell an 
kurzfristige bzw. unvorhersehbare Abweichungen von 
dieser Normalauslastung angepasst werden. Des wei- 
teren ersetzen personenspezifische, funktionsbezo- 
gene An- und Abwesenheitsvorgaben personenbezo- 
gene Regelungselemente, wobei die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Rahmen dieser unpersönlichen 
Besetzungsvorgaben den bedarfsgerechten Arbeisein- 
satz zunehmend eigenverantwortlich im Team abstim- 
men können. Wesentliches Regelungselement hin- 
sichtlich der Flexibilität der meisten Modelle ist in den 
meisten Fällen das persönliche Zeitkonto, auf dem 
Abweichungen zwischen planmäßiger und tatsächli- 
cher Arbeitszeit fortlaufend saldiert werden. 

- Rechtzeitige und ausführliche Information und Kom- 
munikation gegenüber allen Beteiligten hat sich für 
die erfolgreiche Umsetzung der neuen Arbeitszeitmo- 
delle als unabdingbar erwiesen. In flexiblen Arbeits- 
zeitsystemen werden sich die Rollen aller betriebli- 
chen Akteure ändern, wobei jedoch in den befragten 
Unternehmen nahezu übereinstimmend auf die Unter- 
stützung der Führungskräfte besonders großer Wert 
gelegt wird. 

- Die Fallstudien zeigten, dass Arbeitszeitflexibilisie- 
rung kein einmaliger Vorgang ist, sondern die Modelle 
fortlaufend an sich verändernde untemehmensinteme 
und -externe Rahmenbedingungen angepasst werden 
müssten. 

Seit April 2000 bietet das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung eine Datenbank „Arbeitszeitflexibilisie- 
rung“ auf seiner Homepage im Internet an. Unter der Inter- 
net-Adresse http://www.bma.bund.de/arbeitszeitmodelle 
stellt die Datenbank flexible Arbeitszeitmodelle in bun- 


desdeutschen Betrieben unterschiedlicher Branchen und 
Betriebsgrößen dar. Dabei werden die jeweilige Entste- 
hungsgeschichte, die Besonderheiten des Modells sowie 
die Umsetzungserfahrungen ausführlich dokumentiert. 
Ziel der Datenbank ist es, Unternehmen, die den Prozess 
der Arbeitszeitflexibilisierung noch vor sich haben, erfah- 
rungsgestützte Informationen über Gestaltungsaltemati- 
ven, Möglichkeiten des Vorgehens sowie bewährte Pro- 
blemlösungen - sowohl in Bezug auf die Regelung selbst 
als auch insbesondere auf deren praktische Umsetzung - 
im Internet zur Verfügung zu stellen. Die Praxisbeispiele 
wurden auf der Basis schriftlicher Unterlagen sowie mit- 
hilfe ausführlicher Telefon- bzw. persönlicher Interviews 
recherchiert, die entsprechenden Fallstudien mit den Un- 
ternehmen im Detail abgestimmt. 

Das Projekt „Dokumentation Arbeitszeit-Praxisbeispiele 
beruht auf einem Forschungsbericht des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung (Forschungsbericht 
Nummer 281), der von der Arbeitszeitberatung Dr. Hoff 
Weidinger Hermann in Berlin durchgeführt worden ist. 

H. Umfrage des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages „Arbeitszeit- 
flexibilisierung zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit“ 

Diese Dokumentation von 2000 stellt einleitend fest, 
dass die Arbeitszeitflexibilisierung in den deutschen 
Unternehmen zunehmend an Bedeutung gewinnt. Ihre 
Ausweitung ist geeignet, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen zu stärken und ermöglicht es gleichzeitig, 
die persönlichen Interessen der Beschäftigten besser 
zu berücksichtigen als starre Zeitreglements. Die ver- 
stärkte Nutzung der Arbeitszeitflexibilisierung ist damit 
ein Baustein zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für Wachstum und Beschäftigung am Standort Deutsch- 
land. 

Von den in die Umfrage einbezogenen Unternehmen ha- 
ben mehr als 60 Prozent angegeben, in ihren Betrieben 
eine oder mehrere Formen der Arbeitszeitflexibilisierung 
anzuwenden. Dabei besteht heute für Betriebe aller Bran- 
chen und Größenklassen die Chance, durch die Nutzung 
der verschiedenen Formen der Arbeitszeitflexibilisierung 
und eine intelligente Gestaltung von Arbeits- und Be- 
triebszeiten saisonale oder konjunkturelle Auftrags- 
schwankungen aufzufangen und dadurch die eigene Wett- 
bewerbsfähigkeit erheblich zu verbessern. 

J. Machbarkeitsstudie „Beschäftigungs- 
wirksame Arbeits- und Betriebszeit- 
gestaltung durch Arbeitszeitkonten 
und deren Absicherung gegen 
Insolvenzrisiken“ des DGB 
Berlin-Brandenburg 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), Landesbezirk 
Berlin-Brandenburg, hat in der Zeit vom 1. September 
1999 bis zum 28. Februar 2001 das Projekt „Beschäfti- 
gungswirksame Arbeits- und Betriebszeitgestaltun durch 
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Arbeitszeitkonten und deren Absicherung gegen Insol- 
venzrisiken in Berlin durchgeführt und die ISA Consult 
GmbH mit der Realisierung der Studie beauftragt. 

Die Studie gliedert sich in folgende Teile: 

- Die Machbarkeitsstudie: Diese Studie gibt einen 
Überblick über in Berlin eingesetzte Arbeits- 
zeitkonten und deren Absicherung gegen Insolvenzri- 
siken, Motive für die Einführung von Arbeitszeitkon- 
ten. Die Akzeptanz und die Schwierigkeiten bei der 
Einführung und die bisherigen Ansätze, Arbeitszeit- 
konten gegen Insolvenzrisiken zu schützen, werden 
anhand der ausgewerteten Interviews aufgezeigt. Eine 
komprimierte Darstellung der rechtlichen Grundlagen 
unterstützt mit Ergebnissen anderer Untersuchungen 
gibt einen Überblick über die aktuellen Handlungsfel- 
der, die auf den Ebenen der Gesetzgebung, der Politik, 
der Tarifparteien, der Banken und Versicherungen so- 
wie der Beratungsgesellschaften bestehen. 

- Gutachten zu den rechtlichen Rahmenbedingungen: 
Erläutert werden die verschiedenen gesetzlichen 
Grundlagen (z. B. Flexi-Gesetz, Altersteilzeitgesetz) 
mit ihren jeweiligen Auswirkungen auf insolvenzge- 
schützte Arbeitszeitkonten. Probleme der bisherigen 
Rechtsgrundlage sowie mögliche Lösungen werden 
aufgezeigt. 

- Handlungsleitfaden für Unternehmen, die insolvenz- 
geschützte Arbeitszeitkonten einrichten und bewirt- 
schaften wollen: Dieser Handlungsleitfaden richtet 
sich sowohl an Vertreter der Unternehmensleitungen 
als auch an die betrieblichen Interessenvertretungen. 

- Ein chronologisch komprimierter Abschlussbericht 
des Projektverlaufs. 

K. Gutachten zum Insolvenzschutz bei Lang- 
zeitkonten (Glaubitz-Schoden-Maydell- 
Gutachten) 

Der Insolvenzschutz von Arbeitszeitguthaben wurde auch 
im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit behandelt. Wichtige Grundlage dafür war ein 
Gutachten eines mit je einem von der Bundesregierung, 
den Arbeitgebern und den Gewerkschaften benannten Ex- 
perten besetzten Gremiums, das von der Arbeitsgruppe 
„Arbeitszeitpolitik“ in Auftrag gegeben wurde. Die Ar- 
beitsgruppe hat drei Experten, Herrn Werner Glaubitz 
(Geschäftsführer und Justitiar bei Gesamtmetall), Herrn 
Prof. Dr. Bernd von Maydell (Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Sozialrecht, München) 
und Herrn Michael Schoden (DGB, Abteilung Arbeits-, 
Sozial- und Mitbestimmungsrecht) beauftragt, gemein- 
sam Möglichkeiten zur Verbesserung der Insolvenzsiche- 
rung von Arbeitszeitguthaben, auch durch eine gesetzli- 
che Neuregelung, zu untersuchen. 

In dem Gutachten werden die geltende Rechtslage darge- 
stellt und verschiedene Möglichkeiten für eine gesetzli- 
che Weiterentwicklung des Insolvenzschutzes von Ar- 
beitszeitguthaben auf ihre rechtliche und tatsächliche 


Tauglichkeit hin untersucht. Im Ergebnis geben die Ex- 
perten übereinstimmend folgende Empfehlungen: 

1. Die gegenwärtige Rechtslage sollte befristet (min- 
destens drei Jahre) im Grundsatz beibehalten wer- 
den, um weitere Erfahrungen zu sammeln. 

2. Gesetzliche Änderungen sollen allenfalls hinsicht- 
lich der Schwellenwerte erfolgen, bei deren Über- 
schreiten der Gesetzgeber eine Insolvenzsicherung 
vorschreibt (Wertguthaben, die das Dreifache der 
monatlichen Bezugsgröße übersteigen bzw. erst 
nach mehr als 27 Kalendermonaten ausgeglichen 
werden müssen). 

Diese Schwellenwerte sollten möglichst durch die 
Tarifvertragsparteien bestimmt, der summenmäßige 
Schwellenwert könne aber auch bereits jetzt durch 
den Gesetzgeber abgesenkt werden. 

3. Die Insolvenzsicherung soll Voraussetzung für eine 
staatliche Förderung von Arbeitszeitkonten (z. B. bei 
Altersteilzeit) werden. 

L. Sonstige Quellen 

ln der juristischen Literatur gibt es mittlerweile zahlreiche 
Abhandlungen zum Thema „Arbeitszeitflexibilisierung“, 
die den Themenkreis aus den unterschiedlichsten Blick- 
winkeln ansprechen. Aus den letzten Jahren sind die im 
Abschnitt VIII (Anhang) Buchstabe E angeführten 
Darstellungen erwähnenswert. Die dort vorgenommene 
Zusammenstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollstän- 
digkeit. 

IV. Die Situation des Insolvenzschutzes von 

Wertguthaben 

A. Grundlagen 

Ungeachtet der beitragsrechtlichen Vorschriften in den 
genannten Gesetzen lässt sich festhalten, dass der Insol- 
venzschutz von Zeitwertkonten in § 7d SGB IV im we- 
sentlichen darauf abzielt, erarbeitete Zeitwertguthaben 
vor der Insolvenz des Arbeitgebers zu schützen in der 
Weise, dass 

- die Vertragsparteien 

- im Rahmen ihrer Vereinbarungen nach § 7 Abs. la 
SGB IV 

- Vorkehrungen treffen, 

- die der Erfüllung der Wertguthaben 

- einschließlich des auf sie entfallenden Arbeitgeberan- 
teils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag dienen. 

Diese gesetzlichen Vorgaben sind nur allgemein und ori- 
entieren sich an der Tatsache, dass es letztlich der Rege- 
lungsautonomie der Tarifpartner unterfällt, in welcher 
Weise die Wertguthaben insolvenzgeschützt werden. Die 
nachfolgenden Erläuterungen geben einen Überblick über 
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die rechtlich möglichen und zulässigen Insolvenzschutz- 
maßnahmen und bewerten diese rechtlich und auch be- 
triebswirtschaftlich unter dem Kostenaspekt flir den Ar- 
beitgeber. 

Mit dem Gesetz zur sozialrechtlichen Absicherung fle- 
xibler Arbeitszeitregelungen vom 6. April 1998 1 hat der 
Gesetzgeber durch die Änderung der bisherigen Rechts- 
lage die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Modelle 
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit geschaffen. Im 
Vordergrund stand dabei das Ziel, durch die Gesetzesän- 
derung den berechtigten Interessen der beteiligten Arbeit- 
nehmer, Arbeitgeber und Sozialversicherungsträger in 
diesem Bereich Rechnung zu tragen. 2 

Gegenstand dieser Darstellung ist die Klärung der Frage, 
in welcher Weise die im Rahmen flexibler Arbeitszeitre- 
gelungen entstehenden Wertguthaben der Arbeitnehmer 
insolvenzfest abgesichert werden können. Die gelungene 
Absicherung des erarbeiteten Wertguthabens für den Fall 
der Insolvenz des Arbeitgebers ist von entscheidender Be- 
deutung für die Akzeptanz und damit den zukünftigen Er- 
folg der Arbeitszeitflexibilisierung. 

Denkbar sind eine ganze Reihe von Insolvenzschutzmaß- 
nahmen, deren Eignung zur Absicherung von Wertgutha- 
ben jedoch durchaus unterschiedlich zu beurteilen ist. Bei 
allen Sicherungsvereinbarungen stellt sich für den Arbeit- 
geber vor allem die Frage, mit welchen Kosten, welchem 
Verwaltungsaufwand und welchem Liquiditätsabfluss die 
Absicherung des Wertguthabens verbunden ist. Aus der 
Sicht des abzusichemden Arbeitnehmers ist vor allem 
interessant, welcher Grad von Sicherheit erreicht werden 
kann und welcher Abwicklungsaufwand im Sicherungs- 
fall auf ihn zukommt. Letzteres betrifft einerseits die Ver- 
wertung des Sicherungsgutes und andererseits die Ab- 
führung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen. 

Im Folgenden werden nach einer Klärung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen (B.) die einzelnen Sicherheiten auf 
ihre Tauglichkeit zur Insolvenzabsicherung von Arbeits- 
zeitguthaben untersucht (C.), wobei die jeweiligen Vör- 
und Nachteile sowie die Stärken und Schwächen der In- 
solvenzschutzmaßnahmen zivilrechtlich aufbereitet und 
unter rechtlichen wie ökonomischen Aspekten bewertet 
werden sollen. 

B. Rechtliche Rahmenbedingungen 

Unter einem Wertguthaben ist gemäß § 7 Abs.la SGB IV 
ein für die Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung 
fälliges Arbeitsentgelt zu verstehen, das mit einer vor oder 
nach diesen Zeiten erbrachten Arbeitsleistung erzielt 
wird. Dieses Wertguthaben kann entweder als Zeitkonto 
(Zeitguthaben) oder als Geldkonto (Differenz zwischen 
den ausgezahlten Leistungen des Arbeitgebers und dem 
Entgelt für die Zeit der tatsächlichen Beschäftigung) ge- 
führt werden. 


1 BGBL 1998 1, 688. 

2 Bundestagsdrucksache 13/9818, S. 9. 


Bislang hat der Insolvenzschutz eines Wertguthabens in 
§ 7d SGB IV eine gesetzliche Regelung erfahren. 3 Nach 
Absatz 1 dieser Vorschrift ist es Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer als Vertragsparteien überlassen, im Rahmen ihrer 
Vereinbarung zur Arbeitszeitflexibilisierung auch Vor- 
kehrungen für den Insolvenzfall zu treffen. Hierbei han- 
delt es sich nach dem Willen des Gesetzgebers um eine 
zwingende Regelung zum Insolvenzschutz, wenngleich 
keine Sanktion für den Fall der Nichtbeachtung dieser 
Verpflichtung festgeschrieben worden ist. 4 Die Art des In- 
solvenzschutzes stellt das Gesetz den Parteien vollständig 
frei; noch nicht einmal beispielhaft werden mögliche 
Schutzinstrumente genannt. Durch diese gesetzliche 
Regelung soll angesichts der Vielzahl bereits vorhandener 
und sich noch entwickelnder Arbeitszeitkontenmodelle 
den Flexibilitätsbedürfnissen der Praxis auch im Bereich 
des Insolvenzschutzes Rechnung getragen werden. 5 

Die Verpflichtung zur Vereinbarung von Insolvenzschutz- 
maßnahmen besteht nach dem Gesetz allerdings nur unter 
bestimmten Voraussetzungen. Ein Sicherungsbedürfnis 
hat der Gesetzgeber nur gesehen, soweit ein Anspruch des 
Arbeitnehmers auf Insolvenzgeld nicht besteht (§ 7d 
Abs.l Nr. 1 SGB IV) und ein bestimmter Wert des erar- 
beiteten Guthabens erreicht ist (§ 7d Abs. 1 Nr.2 SGB IV). 

Aus der in § 7d Abs. 3 SGB IV festgeschriebenen Be- 
richtspflicht der Bundesregierung hinsichtlich der in der 
Praxis nach § 7d Abs. 1 SBG IV getroffenen Vereinbarun- 
gen ergibt sich allerdings, dass eine Weiterentwicklung 
des Insolvenzschutzes durch den Gesetzgeber nach Been- 
digung der Anlaufphase geprüft werden soll. 

C. Möglichkeiten der Absicherung im 

Insolvenzfall 

Zur Sicherung von Wertguthaben kommen verschiedene 
Sicherheiten in Betracht. Als Erstes sind die Realsicher- 
heiten in den Blick zu nehmen (1.), dann die Personalsi- 
cherheiten (2.). Schließlich ist an Versicherungslösungen 
zu denken (3.). 

1. Realsicherheiten 

Eine bevorzugte Stellung nehmen im Insolvenzverfahren 
gemäß §§49 ff. InsO die absonderungsberechtigten In- 
solvenzgläubiger ein, die dadurch gekennzeichnet sind, 
dass ihnen an Gegenständen aus dem Vermögen des In- 
solvenzschuldners eine Realsicherheit bestellt ist. Ge- 
wöhnlichen Insolvenzgläubigem steht gemäß § 38 InsO 
lediglich ein Anspruch auf eine etwaige Quote nach Ver- 
wertung der Insolvenzmasse, nicht jedoch ein direktes 


3 Bei § 7d SGB IV handelt es sich um den durch das Gesetz zur Förde- 
rung der Selbstständigkeit vom 20. Dezember 1999 (BGBl. 2000 1, 2) 
veränderten ursprünglichen § 7a SGB IV, der durch das Gesetz zur 
sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen vom 
6. April 1998 (BGBl. 1998 I, 688) eingeführt worden ist. Die jüngs- 
te Änderung hat § 7d SGB IV durch das 4. Euro-Einführungsgesetz 
vom 22. Dezember 2000 (BGBl. 2000 I, 1983) erfahren. 

4 Bundestagsdrucksache 13/10033, S. 18 ff. 

5 Bundestagsdrucksache 13/9976, S. 1. 
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Recht an der Masse zu. Absonderungsberechtigte Gläubi- 
ger werden hingegen bei der Verteilung der Insolvenz- 
masse nach §§ 49 ff., 165 bis 173 InsO vorrangig aus dem 
Sicherungsgut befriedigt. Aus diesem Grund sind Abson- 
derungsrechte auch für die Sicherung von Wertguthaben 
interessant. 

Absonderungsrechte knüpft die Insolvenzordnung an be- 
stimmte, im Wesentlichen im Bürgerlichen Gesetzbuch 
geregelte Sicherheiten. Zur Absonderung berechtigen vor 
allem Realsicherheiten wie Pfandrechte (§ 50 InsO), 
Grundschulden und Hypotheken (§ 49 InsO), Sicherungs- 
übereignungen und Sicherungszessionen (§ 51 Nr. 1 
InsO). Bei Nichterfüllung des in dieser Weise gesicherten 
Anspruchs erlangt der Gläubiger Befriedigung aus der 
Verwertung des Sicherungsgegenstandes, die sich nach 
§§ 165 bis 173 InsO richtet. 

a) Sicherungszession 

Dem Arbeitgeber steht es offen, zur Sicherung eines Wert- 
guthabens dem Arbeitnehmer gegen Dritte bestehende 
oder zukünftig bestehende Forderungen des Unterneh- 
mens abzutreten. 

aa) Beispiele für Sicherungszessionen 

Möglich wäre beispielsweise die Abtretung von dem Ar- 
beitgeber gegen seine Bank zustehenden Forderungen aus 
Sparguthaben oder Girokontenguthaben. Der Arbeitgeber 
kann auch die ihm aufgrund einer von ihm abgeschlosse- 
nen Lebensversicherung zustehende Forderung dem Ar- 
beitnehmer abtreten. Ansonsten kommt die Abtretung von 
Forderungen in Betracht, die im Geschäftsbetrieb des Un- 
ternehmens entstehen. Dies können etwa Ansprüche ge- 
gen Lieferanten oder Abnehmer des Betriebs sein. 

bb) Voraussetzungen und Folgen einer 
Sicherungszession 

Die Abtretung einer Forderung erfolgt gemäß § 398 BGB 
durch einen formlosen Vertrag zwischen dem bisherigen 
und dem neuen Gläubiger, durch den die Forderung auf 
den Arbeitnehmer als neuen Gläubiger übergeht. Auf- 
grund des der Sicherungszession zugrunde liegenden 
schuldrechtlichen Sicherungsvertrages darf der Arbeit- 
nehmer von der ihm übertragenen Forderung nur zum 
Zwecke der Verwertung bei Nichterfüllung seines gesi- 
cherten Anspruchs Gebrauch machen. Bei der Siche- 
rungszession handelt sich daher um ein sog. eigennützi- 
ges Treuhandverhältnis. 6 

Zwischen der abgetretenen und der zu sichernden Forde- 
rung besteht kein akzessorischer Zusammenhang. Akzes- 
sorisch sind Sicherungsrechte nur, wenn der Gesetzgeber 
dies ausdrücklich angeordnet hat. Das ist bei der gesetz- 
lich nicht näher geregelten Sicherungszession nicht der 


6 Vgl. statt aller Bork, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs, 2001, Rn. 1313/ 1315; Palandt-Bassenge, BGB, 60. Aufl. 
2001, § 903 Rn. 35. - Diese Einordnung ist nicht zu verwechseln mit 
der Einschaltung eines Treuhänders in das Rechtsverhältnis zwi- 
schen Sicherungsgeber und Sicherungsnehmer. Darauf wird unter 5. 
näher eingegangen werden. 


Fall. Das bedeutet, dass die Übertragung der Forderung 
von dem Bestand des zu sichernden Anspruchs unabhän- 
gig ist. 

cc) Verwertung in der Insolvenz 

Hat der Schuldner eine ihm zustehende Forderung zur Si- 
cherheit an einen Gläubiger abgetreten, darf sie in der In- 
solvenz nach § 1 66 Abs. 2 InsO der Insolvenzverwalter 
einziehen oder in anderer Weise verwerten. Vor der Be- 
friedigung des Zessionärs aus dem Erlös sind allerdings 
die Kosten der Feststellung und der Verwertung an die In- 
solvenzmasse auszukehren (§ 170 Abs.l InsO). Die Kos- 
ten der Feststellung und der Verwertung betragen nach 
§ 171 InsO zusammen 9% des Verwertungserlöses. Der 
Arbeitnehmer als Zessionär muss also mit einer um die- 
sen Betrag verminderten Durchsetzung seiner Forderung 
im Insolvenzfall rechnen. 

dd) Beurteilung der Sicherungszession als 
Sicherungsmittel 

Mit der Sicherungszession sind für den Arbeitgeber nur 
geringe Kosten verbunden. Sie ist aber unter Umständen 
mit Unsicherheiten für den gesicherten Gläubiger belas- 
tet, wenn die Bonität des Forderungsschuldners nicht ga- 
rantiert ist. Die Abtretung von Forderungen aus dem 
normalen Geschäftsbetrieb des Unternehmens ist daher 
aus diesem Grunde, aber auch wegen des ständig wech- 
selnden Forderungsbestandes als Absicherung für lang- 
fristig angesparte Wertguthaben nicht geeignet. Zudem 
werden diese Forderungen meist zur Absicherung der Lie- 
feranten und der Banken benötigt und stehen deshalb als 
Sicherungsmittel für die Arbeitnehmer nicht zur Verfü- 
gung. Auch die Abtretung von Forderungen aus Spar- und 
Girokontenguthaben wird oft ungeeignet sein, da ein vor- 
rangiges Pfandrecht der Bank aus Nr. 14 der AGB der 
Banken besteht und Kontoguthaben schwankende Be- 
stände aufweisen. Es bleiben daher im Wesentlichen Fest- 
geldkonten und Forderungen aus einer Lebensversiche- 
rung. 

Bei einer Sicherungszession trifft den gesicherten Gläubi- 
ger jedoch die für ihn ungünstige Kostenregelung der 
§§ 170, 171 InsO. Zudem folgen bei der Sicherungszes- 
sion Nachteile daraus, dass es sich nicht um ein akzesso- 
risches Sicherungsmittel handelt. Da kein automatischer 
Zusammenhang zwischen abgetretener Forderung und 
dem zu sichernden Lohnanspruch besteht, muss der Um- 
fang der abgetretenen Forderungen ständig überprüft und 
gegebenenfalls dem Umfang des zu sichernden Lohnan- 
spruchs angepasst werden. Dies gilt umso mehr, wenn 
Wertguthaben langfristig über Jahre erarbeitet werden. 
Dieser Sicherungsweg erfordert daher einen relativ hohen 
Verwaltungsaufwand für den Arbeitgeber. Zusätzliche 
Schwierigkeiten entstehen dadurch, dass i. d. R. mehrere 
Arbeitnehmer abzusichern sind, sodass mit jedem ein- 
zelnen Arbeitnehmer ein Sicherungsvertrag zu schließen 
ist und die abzutretenden Forderungen entsprechend den 
zu sichernden Ansprüchen zu verteilen sind. Dieser 
Schwierigkeit kann nur durch die Einschaltung eines 
Treuhänders begegnet werden (s. u. 5.). 
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Bei einer stillen Zession ist zudem die Schutzvorschrift 
des § 407 BGB zugunsten des Schuldners zu beachten, die 
eine befreiende Leistung an den alten Gläubiger der For- 
derung, also den Arbeitgeber, ermöglicht, wenn der 
Schuldner keine Kenntnis von der erfolgten Abtretung 
hatte. Schließlich ist zu bedenken, dass in der Praxis re- 
gelmäßig mit den dem Unternehmen Kredite gewähren- 
den Banken eine Globalzession vereinbart wird. Damit 
tritt das Unternehmen als Kreditsicherheit alle bestehen- 
den und zukünftigen Forderungen an die Bank ab. Eine 
solche Globalzession würde mit einer später vereinbarten 
Sicherungszession zugunsten des Arbeitnehmers kollidie- 
ren. Nach dem geltenden Prioritätsgrundsatz ist allein die 
erste Abtretung wirksam, in der Regel also die Globalzes- 
sion. Sollen die Arbeitnehmer gesichert werden, müsste 
die Bank daher zuvor auf ihre Sicherungsrechte an den 
dafür benötigten Forderungen verzichten. 

Insgesamt eignet sich daher die Sicherungszession nur be- 
dingt zur Absicherung von Wertguthaben. 

b) Sicherungsübereignung 

Ein weiteres mögliches Mittel zur Sicherung des Wert- 
guthabens für den Fall der Insolvenz des Arbeitgebers ist 
die Sicherungsübereignung. 

aa) Beispiele für Sicherungsübereignungen 

Als Sicherungsgut kommen Produktions- und Betriebs- 
mittel des Unternehmens in Betracht. Ferner können 
Wertpapiere (z. B. Inhaberaktien oder Investmentanteil- 
scheine) aus dem Bestand des Unternehmens dem Arbeit- 
nehmer zur Sicherheit übereignet werden. 

bb) Voraussetzungen und Folgen einer Sicherungs- 
übereignung 

Die Verschaffung des Eigentums im Wege der Siche- 
rungsübereignung erfolgt bei Produktions- und Betriebs- 
mitteln in der Regel nach §§ 929 S. 1, 930 BGB und 
erfordert zunächst eine Einigung über den Eigentums- 
übergang. Weiter muss dem Arbeitnehmer durch die Ver- 
einbarung eines Besitzmittlungsverhältnisses der mittel- 
bare Besitz an der betreffenden Sache verschafft werden. 
Damit erwirbt der Arbeitnehmer Eigentum an der betref- 
fenden Sache, während der Arbeitgeber den unmittelba- 
ren Besitz an der Sache behält und sie so weiter nutzen 
kann. Die sicherungsweise Übereignung der üblichen In- 
haberwertpapiere, die in der Praxis regelmäßig in einem 
Depot verwahrt werden, erfolgt gemäß §§ 929 S. 1, 931 
BGB durch Abtretung des gegen die Depotstelle beste- 
henden Herausgabeanspruchs. 

Ebenso wie bei der Sicherungszession ist der Arbeitnehmer 
jedoch durch den gleichfalls abgeschlossenen Sicherungs- 
vertrag verpflichtet, von dem ihm übertragenen Eigentum 
nur dann zur Befriedigung seiner Forderung Gebrauch zu 
machen, wenn sie durch den Arbeitgeber nicht erfüllt wird. 
Damit handelt es sich auch bei der Sicherungsübereignung 
um ein eigennütziges Treuhandverhältnis. 7 


7 Siehe die in Fn. 6 Genannten. 


Die Sicherungsübereignung ist ebenso wie die Siche- 
rungszession kein akzessorisches Sicherungsmittel. Die 
Eigentumsübertragung ist damit von dem Bestand des zu 
sichernden Lohnanspruchs unabhängig. 

cc) Verwertung in der Insolvenz 

In der Insolvenz steht gemäß § 166 Abs.l BGB dem In- 
solvenzverwalter das Verwertungsrecht an einer bewegli- 
chen Sache zu, wenn an ihr ein Absonderungsrecht be- 
steht und der Verwalter die Sache in Besitz hat. Bei einer 
Sicherungsübereignung bleibt jedenfalls bei der Übereig- 
nung von Produktions- und Betriebsmitteln regelmäßig 
das Sicherungsgut im unmittelbaren Besitz des Schuld- 
ners und damit später im Besitz des Verwalters. Dann trifft 
den Sicherungseigentümer aufgrund des dem Insolvenz- 
verwalter zustehenden Verwertungsrechts ebenso wie den 
Sicherungszessionar die für ihn ungünstige Kostenrege- 
lung der §§ 170, 171 BGB, durch die er einen Abzug von 
9 % vom erreichten Erlös zugunsten der Insolvenzmasse 
hinnehmen muss. Außerdem ist aus dem Verwertungser- 
lös die Umsatzsteuer von derzeit 16% vorab zu entneh- 
men (§ 171 Abs. 2 S. 3 InsO). 

Bei der sicherungsweisen Übereignung von in einem De- 
pot befindlichen Wertpapieren verliert der Arbeitgeber al- 
lerdings mit der Abtretung seines Herausgabeanspruchs 
jeglichen Besitz, sodass § 166 Abs.l InsO nicht eingreift. 
Dann steht dem gesicherten Gläubiger ein eigenes Ver- 
wertungsrecht nach § 173 InsO zu und die Kostenrege- 
lung der §§ 170, 171 InsO entfällt. 

dd) Beurteilung der Sicherungsübereignung als 
Sicherungsmittel 

Ein klarer Vorteil der Sicherungsübereignung liegt darin, 
dass der Arbeitgeber bei der Übereignung von Betriebs- 
und Produktionsmitteln im Besitz dieser Sachen bleibt 
und sie weiterhin für seine Zwecke nutzen kann. Die Si- 
cherungsübereignung ist zudem eine für den Arbeitgeber 
kostengünstige Sicherungsmöglichkeit. 

Da die Sicherungsübereignung ebenfalls kein akzessori- 
sches Sicherungsmittel ist, entsteht allerdings auch hier 
für den Arbeitgeber der bei der Sicherungszession be- 
schriebene Verwaltungsaufwand. Zudem kann sich die 
Bewertung des Sicherungsguts als schwierig erweisen, 
wenn es sich um Betriebs- und Produktionsmittel handelt. 
Für eine größere Anzahl zu sichernder Wertguthaben eig- 
net sich die Sicherungsübereignung von Betriebs- und 
Produktionsmitteln auch deshalb nicht, weil das Unter- 
nehmen in der Regel nur über begrenzte Sachmittel ver- 
fügt. Schließlich ist es in der Praxis üblich, dass sich Ban- 
ken das bewegliche Sachvermögen zur Sicherheit für die 
dem Unternehmen gewährten Kredite übereignen lassen. 
Dann kommt für den Arbeitnehmer nur noch ein gutgläu- 
biger Eigentumserwerb in Betracht, der aber regelmäßig 
nach § 933 BGB ausscheidet, da der Arbeitgeber das 
Sicherungsgut in Besitz behalten wird. Eine Sicherungs- 
übereignung von Betriebs- und Produktionsmitteln ist 
daher nicht empfehlenswert. 

Einzig die Sicherungsübereignung von Wertpapieren 
kann zur Sicherung des Wertguthabens geeignet sein. Zu 
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beachten ist hier jedoch, dass auch bei sog. risikoarmen 
Wertpapieren die Gefahr des Kursverfalls besteht. Das Si- 
cherungsgut kann dadurch (erheblich) an Wert verlieren, 
sodass das Wertguthaben des Arbeitnehmers unter Um- 
ständen nicht mehr in vollem Umfange gesichert ist. 
Diese Lösung kommt ohnehin nur für solche Unterneh- 
men in Betracht, die über eine ausreichende Anzahl von 
Wertpapieren verfügen, die frei von Rechten Dritter sind. 

Schließlich bestehen auch bei der Sicherungsübereignung 
die für die Sicherungszession aufgezeigten Schwierigkei- 
ten bei der Bestellung der Sicherheit, da mit jedem ein- 
zelnen Arbeitnehmer kontrahiert werden müsste und die 
Sicherungsgüter auf die einzelnen Arbeitnehmer zu ver- 
teilen wären. Soweit nicht § 166 Abs. 1 InsO eingreift, 
wäre der Arbeitnehmer im Insolvenzfall außerdem mit der 
Verwertung des Sicherungsgutes und der Abführung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen belastet. Dem 
könnte auch hier nur durch die Zwischenschaltung eines 
Treuhänders begegnet werden (s. u. 5.). 

c) Verpfändung 

Die rechtsgeschäftliche Verpfändung als Sicherungsmit- 
tel ist in den §§ 1204 bis 1296 BGB geregelt, wobei zwi- 
schen Pfandrechten an beweglichen Sachen (§§ 1204 bis 
1256 BGB) und Pfandrechten an Rechten (§§ 1273 bis 
1296 BGB) unterschieden wird. Das Pfandrecht ist auf- 
grund seines akzessorischen Charakters (§ 1210 BGB) 
abhängig vom Bestand der Hauptforderung und richtet 
sich im Falle eines gesicherten Wertguthabens nach der 
Höhe der zu sichernden Lohnansprüche. 

aa) Beispiele für Verpfändungen 

Die Bestellung eines Pfandrechts kommt bei verschiede- 
nen Vermögenswerten des Arbeitgebers in Betracht. 
Zunächst kann an einer im Eigentum des Arbeitgebers ste- 
henden beweglichen Sache ein Pfandrecht bestellt wer- 
den. Zu denken wäre hier beispielsweise wiederum an Be- 
triebs- und Produktionsmittel. Ferner kann für den zu 
sichernden Arbeitnehmer ein Pfandrecht an einer dem Ar- 
beitgeber zustehenden Forderung bestellt werden. Dabei 
kommt beispielsweise die Verpfändung einer Forderung 
gegen eine Bank aus einem Girokontoguthaben oder 
einem Sparguthaben infrage. Denkbar ist auch die Ver- 
pfändung des Bezugsrechts aus einer vom Arbeitgeber auf 
das Leben des Arbeitnehmers abgeschlossenen Lebens- 
versicherung. Weiter steht es dem Arbeitgeber frei, dem 
Arbeitnehmer zur Sicherheit Wertpapiere aus seinem Be- 
stand, insbesondere Aktien, zu verpfänden. Schließlich 
werden von Kapitalanlagegesellschaften sog. Fondslö- 
sungen zur Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben 
angeboten. Der Arbeitgeber zahlt dabei für jeden zu si- 
chernden Arbeitnehmer alle Beträge inkl. der Arbeit- 
geberanteile zur Sozialversicherung ein, die der Arbeit- 
nehmer in der Arbeitsphase verdient und aufgrund der 
Arbeitszeitflexibilisierungsvereinbarung nicht ausbezahlt 
bekommt. Inhaber der erworbenen Fonds-Anteile bleibt 
der Arbeitgeber. Er trifft allerdings mit dem Arbeitnehmer 
eine Verpfändungsvereinbarung über die eingezahlten 
Fondsanteile. Wird der Arbeitgeber während der Ver- 
tragslaufzeit insolvent, übernimmt die Kapitalanlagege- 
sellschaft im Rahmen der vorhandenen Depotmittel die 


Zahlungsabwicklung an die Beschäftigten und führt die 
Steuern und Sozialabgaben an die zuständigen Stellen ab. 
Die während der Fondsanlage erwirtschafteten Erträge 
stehen dem Arbeitgeber zu. Aus ihnen werden die Kosten 
der Verwaltung, der Depotführung und der Fondsanlage 
bestritten. 

bb)Voraussetzungen und Rechtsfolgen einer 
Verpfändung 

Für die Bestellung eines Pfandrechts an einer bewegli- 
chen Sache ist nach § 1205 Abs.l S.l BGB neben der Ei- 
nigung zwischen Schuldner und Gläubiger auch die Über- 
gabe der verpfändeten Sache (eventuell in der Form des 
§ 1205 Abs. 2 BGB ) erforderlich. Dies bedeutet, dass der 
Arbeitgeber als Schuldner dem Arbeitnehmer als Gläubi- 
ger den Besitz an der Sache verschaffen und seinen eige- 
nen Besitz gänzlich aufgeben muss. 

Die Bestellung des Pfandrechts an einem Recht richtet 
sich gemäß § 1274 Abs. 1 BGB nach den für die Übertra- 
gung des Rechts geltenden Vorschriften. Die Übertragung 
einer Forderung ist in § 398 BGB geregelt, sodass auch 
für ihre Verpfändung die Einigung zwischen Schuldner 
und Gläubiger über das Entstehen des Pfandrechts erfor- 
derlich ist. Zusätzlich muss gemäß § 1280 BGB bei einer 
Forderungsverpfändung eine Anzeige an den Drittschuld- 
ner erfolgen. 

Die Verpfändung von Wertpapieren lässt sich exempla- 
risch anhand der Verpfändung von Aktien erläutern. Da es 
sich bei der üblichen Form der Inhaberaktie nach § 10 
Abs. 1 AktG um ein Inhaberpapier handelt, richtet sich die 
Verpfändung gemäß § 1293 BGB nach den Vorschriften 
über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. Zwar wird 
auch bei einem Inhaberpapier das (verbriefte) Recht ver- 
pfändet. Doch wird diese Verpfändung aufgrund der un- 
trennbaren Verbindung zwischen Recht und Papier den 
Regeln über die Verpfändung einer beweglichen Sache un- 
terworfen. 8 Damit richtet sich die Verpfändung von Aktien 
nach § 1205 BGB. Befinden sich die Aktien im unmittel- 
baren Besitz des Arbeitgebers, dann erfolgt die Verpfändung 
gemäß § 1205 Abs. 1 BGB dargestellt durch Einigung und 
Übergabe. Üblicherweise befinden sich jedoch die betref- 
fenden Aktien in einer Sammelverwahrungsstelle. Dann 
erfolgt die Bestellung des Pfandrechts gemäß § 1205 Abs. 2 
BGB durch die Abtretung des nach §§ 7, 8 DepotG gegen 
die Sammelstelle bestehenden Herausgabeanspruchs an den 
Pfandgläubiger. 9 Diese Übertragung des mittelbaren Besit- 
zes muss der Sammelstelle angezeigt werden. 

Anteile an einem Investmentfonds werden in der Praxis 
vorherrschend als Inhaberinvestmentanteilscheine nach 
§18 Abs.l KAAG verbrieft. 111 Diese Anteilscheine ver- 


8 Münchener Kommentar zum BGB (= MünchKomm.BGB)-Damrau, 
3. Aull. 1997, § 1293 Rn. 1; Staudinger-Wiegand, BGB, 13. Bearb. 
1997, § 1293 Rn. 1. 

9 Gottwald, Insolvenzrechts-Handbuch, 2. Aull. 2001, § 42 Rn. 34 f.; 
MünchKomm.BGB-Damrau (Fn. 8), § 1258 Rn. 9; Wolf, Sachen- 
recht, 13. Aufl. 1996, Rn. 597. 

10 Claussen, Bank- und Börsenrecht, 2. Aufl. 2000, § 9 Rn. 191; Hell- 
ner/Steuer, Bankrecht und Bankpraxis, Stand 2000, Rn. 4/1492; 
Staudinger-Marburger, BGB, 13. Bearb. 1997, vor §§ 793 ff. Rn. 61. 
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briefen die Ansprüche des Anteilinhabers gegenüber der 
Kapitalanlagegesellschaft. 11 Es handelt sich dabei um ein 
Wertpapier eigener Art, 12 dessen Verpfändung als Inha- 
berpapier ebenfalls § 1293 BGB unterfällt. 13 Auch Invest- 
mentanteilscheine werden wie Aktien üblicherweise in 
Depotsammelstellen verwahrt. Insofern gilt das oben zur 
Verpfändung einer Aktie Ausgeführte entsprechend bei 
der Verpfändung eines Fonds-Anteils. 

Die auf die beschriebene Weise bestellten Pfandrechte be- 
rechtigen den gesicherten Pfandgläubiger bei Fälligkeit 
der gesicherten Forderung (Pfandreife) gemäß §§ 1228 
Abs. 2 S. 1, 1281 f. BGB zur Verwertung des Pfandob- 
jekts. Die Verwertung erfolgt bei Forderungen durch 
Einziehung (§ 1282 Abs. 1 S. 1 BGB), bei Sachen durch 
Versteigerung (§ 1235 Abs. 1 BGB) und bei Wertpapieren 
durch freihändigen Verkauf (§§ 1235 Abs. 2, 1221 BGB). 

cc) Verwertung in der Insolvenz 

Im Rahmen der Verwertung ist vor allem von Interesse, ob 
dem Pfandgläubiger oder dem Insolvenzverwalter das 
Verwertungsrecht nach §§166 bis 173 InsO zusteht. Hier 
ist zwischen Pfandrechten an beweglichen Sachen und 
solchen an Forderungen zu unterscheiden. 

Bei einem rechtsgeschäftlichen Pfandrecht an einer be- 
weglichen Sache steht das Verwertungsrecht immer dem 
gesicherten Gläubiger zu. Dies folgt daraus, dass ein Ver- 
wertungsrecht des Verwalters nach § 166 Abs.l InsO nur 
entsteht, wenn sich die bewegliche Sache in dessen Besitz 
befindet. Für die Bestellung eines Pfandrechts an einer 
beweglichen Sache ist jedoch in § 1205 BGB die voll- 
ständige Übertragung des Besitzes an den Pfandgläubiger 
Voraussetzung. Damit kann der durch ein rechtsgeschäft- 
liches Pfandrecht gesicherte Gläubiger nach § 173 InsO 
selbst die Verwertung betreiben und bleibt von der Kos- 
tenregelung der §§ 170, 171 InsO unberührt. Da Inhaber- 
aktien und Inhaberinvestmentanteilscheine bei der Be- 
stellung eines Pfandrechts wie bewegliche Sachen 
behandelt werden, gilt das vorstehend Ausgeführte auch 
fl'ir ihre Verpfändung. 

Umstritten ist allerdings, ob § 166 Abs. 2 InsO trotz des 
eindeutigen Wortlauts auf die Verpfändung von Forderun- 
gen analog anzuwenden ist und somit das Verwertungs- 
recht ebenso wie bei der Sicherungszession dem Insol- 
venzverwalter zusteht. Dies hätte für den Pfandgläubiger 
die für ihn nachteilige Kostenregelung der §§ 170, 171 
InsO zur Folge. Zum Verständnis dieses Streits ist ein kur- 
zer Blick auf die Entstehungsgeschichte des § 166 Abs. 2 
InsO erforderlich. 

In der Begründung zu § 191 Abs. 2 RegE InsO, dem Vor- 
läufer des letztlich Gesetz gewordenen § 166 Abs. 2 InsO, 


11 Claussen (Fn. 10), § 9 Rn. 190; Hueck/Canaris, Recht der Wertpa- 
piere, 12. Aufl. 1986, S. 224; Kiimpel, Bank- und Kapitalmarktrecht, 
1995, Rn. 10.38. 

12 Claussen (Fn. 10), § 9 Rn. 191; Kümpel (Fn. 11), Rn. 10.38; Stau- 
dinger-Marburger (Fn. 10), vor §§ 793 ff. Rn. 61. 

13 Hellner/Steuer (Fn. 10), Rn. 4/1492; MünchKomm.BGB-Damrau 
(Fn. 8), § 1293 Rn. 2; Staudinger-Wiegand (Fn. 8), § 1293 Rn. 2. 


war die Anwendung der Vorschrift auf verpfändete For- 
derungen ausdrücklich abgelehnt worden. 14 Ausschlagge- 
bend hierfür war das Argument, die Verpfändung einer 
Forderung setze nach § 1280 BGB eine Anzeige an den 
Drittschuldner voraus, sodass dieser den Inhaber des 
Pfandrechts kenne und eine Inanspruchnahme durch ihn 
von vornherein in Betracht ziehen müsse. Ein Einzie- 
hungsrecht des Insolvenzverwalters würde hier die prak- 
tische Abwicklung nicht vereinfachen. Aufgrund dieser 
Argumentation war in § 191 Abs. 2 RegE InsO ursprüng- 
lich vorgesehen, dass angezeigte Abtretungen ebenfalls 
nicht zu einem Verwertungsrecht des Verwalters führen. 15 
Lediglich sog. stille Sicherungszessionen sollten nach 
dem Regierungsentwurf ein Verwertungsrecht des Ver- 
walters auslösen. Im Rechtsausschuss wurde jedoch diese 
Einschränkung des Regierungsentwurfs gestrichen, so- 
dass nach § 166 Abs. 2 InsO sowohl angezeigte als auch 
stille Zessionen ein Verwertungsrecht des Verwalters zur 
Folge haben. 16 Welche Folgerungen aus dieser Streichung 
durch den Rechtsausschuss zu ziehen sind, ist fraglich. 

(1) Die Auffassung von Marotzke 

Marotzke 17 vertritt abweichend von der Begründung des Re- 
gierungsentwurfs die Auffassung, die Vorschrift des 
§ 1 66 Abs. 2 InsO könne auf verpfändete Forderungen ana- 
log angewendet werden. 18 Zunächst hält er den in der Be- 
gründung zum Regierungsentwurf zum Ausdruck ge- 
brachten Willen des Gesetzgebers nicht mehr für 
ausschlaggebend. Nach dem Regierungsentwurf sei mit der 
eben angeführten Begründung ein Verwertungsrecht des 
Verwalters weder bei verpfändeten Forderungen noch bei 
angezeigten Abtretungen vorgesehen gewesen. Aufgrund 
der Änderung des § 1 9 1 Abs. 2 RegEInsO durch den Rechts- 
ausschuss dahin gehend, dass sowohl angezeigte als auch 
stille Zessionen von der Vorschrift erfasst werden, sei die 
Aussage des Gesetzgebers in der Begründung zum Regie- 
rungsentwurf nunmehr unbeachtlich. Da die Unterschei- 
dung zwischen angezeigten und stillen Zessionen aufgege- 
ben wurde, bestehe auch kein Grund mehr für eine 
Unterscheidung zwischen abgetretenen und verpfändeten 
Forderungen. 19 

Die Begründung der Analogie stützt Marotzke dann auf eine 
weitere Überlegung. Bei einer Abtretung entäußere sich der 
Schuldner insgesamt der Forderung, während bei einer Ver- 
pfändung die Forderungsinhaberschaft dem Schuldner er- 
halten bleibe. Wenn aber die Verpfändung einer Forderung 
ein Minus zur Abtretung einer Forderung darstelle, sei nicht 
einzusehen, weshalb dem Insolvenzverwalter bei einem 
Pfandrecht kein Verwertungsrecht zustehen solle. 20 


14 Bundestagsdrucksache 12/2443, S. 178 f. 

15 Bundestagsdrucksache 12/2443, S. 179. 

16 Bundestagsdrucksache 12/7302, S. 176: Die Fassung des Regierungs- 
entwurfs führe zu praktischen Schwierigkeiten, da sie offen lasse, bis 
zu welchem Zeitpunkt die Anzeige nachgeholt werden könne. 

17 Marotzke, ZZP 109 (1996), 429, 448. 

18 Ebenso Bode/Bergt/Obenberger, DB 2000, 1864, 1865 Fn. 9. Auch 
Smid hält diese Auffassung für vertretbar, in Smid, InsO, 1 999, § 166 
Rn. 21. 

19 Marotzke, ZZP 109 (1996), 429, 448. 

20 Marotzke, ZZP 109 (1996), 429, 447. 
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(2) Stellungnahme 

Die Voraussetzungen fiir eine analoge Anwendung der 
Norm sind hier entgegen der Auffassung von Marotzke 
nicht erfüllt. Aus diesem Grund ist die von Marotzke ver- 
tretene analoge Anwendung des § 166 Abs. 2 InsO auf 
verpfändete Forderungen auch im übrigen Schrifttum 21 
sowie in der jüngeren Rechtsprechung 22 einhellig auf Ab- 
lehnung gestoßen. Die analoge Anwendung einer Norm 
setzt zunächst voraus, dass eine vom Gesetzgeber unbe- 
absichtigte Lücke in der rechtlichen Regelung eines Kom- 
plexes besteht. Weiter muss eine vergleichbare Interes- 
senlage bei dem nicht geregelten und dem geregelten 
Tatbestand vorliegen, die eine Schließung der bestehen- 
den Lücke im Wege der Analogie erfordert. 23 

Schon das Vorliegen einer planwidrigen Regelungslücke 
scheint hier jedoch zweifelhaft. Bereits in der Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs wird für verpfändete For- 
derungen ausdrücklich ein Verwertungsrecht des Insol- 
venzverwalters abgelehnt. 24 Vor diesem Hintergrund kann 
schwerlich von einer unbeabsichtigten Lücke im Anwen- 
dungsbereich der Norm ausgegangen werden. Allerdings 
wird die Änderung der Vorschrift durch den Rechtsaus- 
schuss 25 zum Teil so verstanden, dass die Begründung des 
Regierungsentwurfs dadurch bedeutungslos geworden 
sei. 26 Dies vermag allerdings nicht überzeugen. Mit der 
Änderung des Gesetzestextes wollte der Rechtsausschuss 
keineswegs die hinsichtlich verpfändeter Forderungen in 
der Begründung des Regierungsentwurfs deutlich gewor- 
dene Wertung aufheben. Die Änderung erfolgte vielmehr 
aufgrund der erwarteten praktischen Schwierigkeiten bei 
der Differenzierung nach angezeigten und nicht ange- 
zeigten Abtretungen. 27 Sollte neben einer angezeigten 
Abtretung auch die Verpfändung einer Forderung nach 
Auffassung des Rechtsausschusses zu einem Verwer- 
tungsrecht des Verwalters führen, so hätte es nahe gele- 
gen, den Gesetzestext im Zuge der ohnehin erfolgten Än- 
derung auch in diesem Sinne zu formulieren. Insofern ist 
davon auszugehen, dass der Rechtsausschuss die Haltung 
des Regierungsentwurfs zur Frage des Verwertungsrechts 
bei verpfändeten Forderungen teilte. Diese Schlussfolge- 
rung lässt sich auch auf den folgenden Satz aus der Be- 
gründung des Rechtsausschusses stützen, der deutlich 


21 Breutigam/Blersch/Goetsch-Breutigam, Insolvenzrecht, Stand Juni 
2001, § 166 Rn. 27; Gottwald (Fn. 9), § 42 Rn. 130; Gundlach/Fren- 
zel/Schmidt, NZI 2001, 119; Heidelberger Kommentar zur InsO (= 
HK)-Landfermann, 2.Aufl. 2001, § 166 Rn. 17; Hess/Weis/Wienberg- 
Hess, InsO, 2. Aull. 2001, § 166 Rn. 53, 55; Kübler/Prütting-Kemper, 
InsO, Stand August 2001, § 166 Rn. 9; Obermüller, Insolvenzrecht in 
der Bankpraxis, 5. Aufl. 1997, Rn. 1.275, 6.356 ff.; Smid (Fn. 18), 
§ 166 Rn. 20; Wimmer- Wegener, InsO, 2. Aufl. 1999, § 166 Rn. 6. 

22 LG Tübingen NZI 200 1 , 263 , 264. 

23 Vgl. statt aller Bork (Fn. 6), Rn. 143 ff. 

24 Bundestagsdrucksache 12/2443, S. 178 f. 

25 Bundestagsdrucksache 12/7302, S. 176. 

26 So neben Marotzke auch Kübler/Prütting-Kemper (Fn. 21), § 166 
Rn. 9. 

27 Bundestagsdrucksache 12/7302, S. 176: Der Regierungsentwurf 
lasse offen, bis zu welchem Zeitpunkt die Anzeige nachgeholt wer- 
den könne. 


macht, dass dem Rechtsausschuss die Problematik der 
verpfändeten Forderungen durchaus bewusst war: „Die 
Abgrenzung zwischen der angezeigten Forderungsabtre- 
tung und der Forderungsverpfändung, die nicht zu einem 
Verwertungsrecht des Verwalters führt, kann aus Sicht des 
Ausschusses der Rechtsprechung überlassen bleiben.“ 28 
Aus diesem Satz wird deutlich, dass auch der Rechtsaus- 
schuss ebenso wie der Regierungsentwurf ein Verwer- 
tungsrecht des Verwalters bei verpfändeten Forderungen 
eindeutig ablehnt. Damit ist von einer bewussten Gestal- 
tung des § 1 66 Abs. 2 InsO durch den Gesetzgeber auszu- 
gehen. Eine Analogie scheitert damit schon am Fehlen ei- 
ner planwidrigen Regelungslücke. 29 

Darüber hinaus kommt eine Analogie auch aufgrund des 
Fehlens einer vergleichbaren lnteressenlage bei verpfän- 
deten und abgetretenen Forderungen nicht in Betracht. 
Der zum Teil in der Literatur verfolgte Ansatz, die Ver- 
pfändung als ein „Minus“ zur Abtretung einer Forderung 
erst recht § 166 Abs. 2 InsO zu unterstellen, vermag nicht 
zu überzeugen. Zwar verliert der Schuldner durch eine 
Abtretung die Forderungsinhaberschaft, während bei ei- 
ner Verpfändung lediglich eine Belastung der Forderung 
eintritt. Andererseits stellt das Bürgerliche Gesetzbuch je- 
doch mit der Anzeigepflicht nach § 1280 BGB höhere An- 
forderungen an das Entstehen des Pfandrechts als an das 
Gelingen einer Abtretung. Es könnte also ebenso davon 
ausgegangen werden, die Abtretung stelle ein „Minus“ 
zur Verpfändung dar. Der Gedanke, das eine Sicherungs- 
mittel stelle ein „Minus“ zum anderen dar, hilft also nicht 
weiter. Es ist somit nicht von einem Stufenverhältnis der 
beiden Sicherungsmittel auszugehen. Die Sicherheiten 
stehen sich vielmehr als gleichwertige Sicherungsmög- 
lichkeiten gegenüber. 

Auch aus der Tatsache, dass sowohl bei der Verpfändung 
einer Forderung als auch bei der angezeigten Abtretung 
einer Forderung eine Anzeige an den Drittschuldner er- 
gangen ist, kann nicht schon allein auf eine vergleichbare 
Interessenlage geschlossen werden. Dies ergibt sich 
schon daraus, dass das Bürgerliche Gesetzbuch hinsicht- 
lich der Bedeutung der jeweiligen Anzeige differenziert. 
Bei einer Verpfändung ist die Anzeige an den Dritt- 
schuldner nach § 1280 BGB Voraussetzung für das Ent- 
stehen des Pfandrechts. An die Anzeige einer Abtretung 
knüpft sich hingegen lediglich ein stärkerer Schutz des 
Drittschuldners nach § 409 BGB. Entscheidend kann da- 
her die Tatsache der erfolgten Anzeige nicht sein. 30 

Zu fragen ist vielmehr, ob zwischen den Sicherungsmit- 
teln der Abtretung und der Verpfändung im Insolvenzfall 
eine vergleichbare Interessenlage besteht. Bei Abtretun- 
gen wurde ein Verwertungsrecht des Verwalters aus dem 
Grund in die InsO aufgenommen, weil der gesicherte 
Gläubiger ohne Auskunftserteilung und Unterstützung 
durch den Insolvenzverwalter meist nicht in der Lage 


28 Bundestagsdrucksache 12/7302, S. 176. 

29 So auch LG Tübingen NZI 2001, 263, 264; Gundlach/Frenzel/ 
Schmidt, NZI 2001, 119, 123. 

30 So auch Kübler/Prütting-Kemper (Fn. 21), § 166 Rn. 9. 
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wäre, die zur Sicherheit abgetretene Forderung durchzu- 
setzen. 31 Aus diesem Grunde war es in der Praxis bereits 
durchaus üblich, dass der Zessionär die Einziehung der 
Forderung dem Konkursverwalter vertraglich übertrug. 32 
Bei Verpfändungen besteht jedoch aufgrund der Regelun- 
gen der §§ 1280, 1282 BGB ein solches Bedürfnis nicht. 33 

Insgesamt scheitert die analoge Anwendung des § 166 
Abs. 2 InsO daher zum einen an dem Fehlen einer plan- 
widrigen Regelungslücke und zum anderen an dem Feh- 
len einer vergleichbaren Interessenlage bei Verpfändun- 
gen und Abtretungen von Forderungen. Damit steht dem 
Pfandgläubiger nach § 173 InsO ein eigenes Verwer- 
tungsrecht zu und die Kostenregelung der § § 1 70, 1 7 1 InsO 
kommt nicht zur Anwendung. 

dd) Beurteilung des Pfandrechts als Sicherungsmittel 

Ein allgemeiner Vorteil des rechtsgeschäftlichen Pfand- 
rechts liegt in seiner Akzessorietät. Bei entsprechendem 
Wert des Pfandgegenstands ist der gesicherte Anspruch 
des Arbeitnehmers immer automatisch in vollem Um- 
fange und in der aktuellen Höhe des Wertguthabens gesi- 
chert. Dem Insolvenzverwalter steht zudem bei Pfand- 
rechten regelmäßig kein Verwertungsrecht zu, sodass es 
nicht zu der für den Gläubiger ungünstigen Kostenrege- 
lung der §§ 170, 171 InsO kommt. Auf der anderen Seite 
ist dann der Arbeitnehmer im Insolvenzfall selbst mit der 
Verwertung des Pfandes und der Abführung von Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen belastet, sofern sie ihm 
nicht, wie bei der Fonds-Lösung, von der Kapitalanlage- 
gesellschaft abgenommen werden. Bei der Bestellung des 
Pfandrechts ist immer die Mitwirkung des Arbeitnehmers 
erforderlich, wobei sich wiederum die Frage nach der 
Aufteilung der Pfandobjekte auf die einzelnen Arbeitneh- 
mer stellt. Dies kann bei der Absicherung einer Vielzahl 
von Wertguthaben zu einem recht großen Verwaltungs- 
aufwand für das Unternehmen führen, dem man letztlich 
nur durch die Zwischenschaltung eines Treuhänders be- 
gegnen kann 34 (s. u. 5.). 

Die Verpfändung von Betriebs- und Produktionsmitteln 
bietet sich gleichwohl nicht an, da zur Bestellung des 
Pfandrechts die Aufgabe des Besitzes durch den Schuld- 
ner erforderlich ist. Der Abschluss einer Lebensversiche- 
rung und die Verpfändung des Bezugsrechts führt zu ei- 
nem ratierlichen Liquiditätsabfluss beim Arbeitgeber. Bei 
der Verpfändung von Forderungen ist generell § 1281 
BGB zu beachten, wonach vor Pfandreife, also vor dem 
Sicherungsfall, der Schuldner der verpfändeten Forde- 
rung nur an den Pfandgläubiger und den Gläubiger ge- 
meinschaftlich leisten kann. Diese Vorschrift ist aller- 
dings gemäß § 1284 BGB abdingbar. Die Verpfändung 
von Investmentanteilscheinen oder Aktien hat hingegen 


31 Vgl. Begr. RegE InsO, Bundestagsdracksache 12/2443, S. 178. 

32 Bundestagsdrucksache 12/2443, S. 178. 

33 So auch schon Begr. RegE InsO, Bundestagsdrucksache 12/ 2443, 
S. 178 f.; ferner Gundlach/Frenzel/ Schmidt, NZI 2001, 119, 123. 

34 Vgl. für die betriebliche Altersversorgung auch Bode/Bengt/Oben- 
berger, DB 2000, 1864, 1865; Fischer/Thoms-Meyer DB 2000, 
1861 ff. 


den Vorteil, dass die wirtschaftlichen Erträge dem Arbeit- 
geber zustehen. Er kann damit die entstehenden Kosten 
dieses Sicherungsmodells decken. Andererseits besteht 
hier, auch wenn risikoarme Anlageformen gewählt wer- 
den, immer die Gefahr des Kursverfalls. Dann hat das Si- 
cherungsgut unter Umständen einen geringeren Wert als 
das zu sichernde Wertguthaben. Der Erwerb von Anteilen 
an einem Investmentfonds, die an den Arbeitnehmer ver- 
pfändet werden, hat allerdings für das Unternehmen einen 
Liquiditätsabfluss in Höhe von 100% zur Folge. Bei der 
Verpfändung bereits im Bestand des Unternehmens vor- 
handener Aktien ist hingegen kein Liquiditätsabfluss ge- 
geben, wohl aber eine lange Kapitalbindung. 

Zu beachten ist auch das in den Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen der Kreditinstitute (Nr. 14 Abs. 2 AGB-Ban- 
kenbzw. Nr. 21 Abs. 1 S. 1 AGB-Sparkassen) enthaltene 
Vertragspfandrecht. Danach sind der Bank alle in ihrem 
mittelbaren oder unmittelbaren Besitz befindlichen Sa- 
chen und Rechte des Kunden für alle Ansprüche der Bank 
gegen ihren Kunden verpfändet. Davon erfasst sind auch 
Wertpapiere in einer Sammelstelle, da die Bank hier mit- 
telbare Besitzerin ist, sowie Ansprüche des Kunden gegen 
die Bank selbst. 35 Der Arbeitgeber hat als Kunde seiner 
Bank also bereits seine Aktien sowie die ihm gegenüber 
der Bank zustehenden Forderungen verpfändet. Das 
Rangverhältnis unter mehreren bestellten Pfandrechten 
bestimmt sich gemäß § 1209 BGB nach der Zeit der Be- 
stellung. Das ältere Recht hat danach Vorrang vor dem 
jüngeren Recht. Der Arbeitnehmer wäre also lediglich 
zweitrangiger Pfandgläubiger, wenn nicht die Bank 
zurücktritt. Bei der mehrfachen Verpfändung an mehrere 
Arbeitnehmer bleibt das Problem des Rangverhältnisses 
zwischen den gesicherten Gläubiger, die ja nicht nachei- 
nander nach dem Prioritätsprinzip, sondern gleichrangig 
befriedigt werden sollen. Auch insoweit empfiehlt sich 
die Zwischenschaltung eines Treuhänders. 

Generell kommt die Verpfändung von Wertpapieren in der 
Praxis nur bei großen Firmen zur Anwendung, die über 
entsprechende Weitpapierbestände verfügen, die frei von 
Rechten Dritter sind. 

d) Bestellung von Grundpfandrechten 

Als Grundpfandrecht kann dem Arbeitnehmer an 
einem Grundstück des Unternehmens eine Hypothek 
(§§ 1113 ff. BGB) oder eine Grundschuld (§§ 1191 ff. BGB) 
zur Sicherung seines Wertguthabens bestellt werden. Die 
Bestellung einer Hypothek erfordert nach § 873 BGB 
ebenso wie die Bestellung einer Grundschuld eine Eini- 
gung zwischen Sicherungsgeber und Sicherungsnehmer 
sowie die Eintragung in das Grundbuch. Es handelt sich 
bei den Grundpfandrechten um dingliche Verwertungs- 
rechte an einem Grundstück: Der Eigentümer des Grund- 
stücks muss im Sicherungsfall nach § 1147 BGB die 
Zwangsvollstreckung in das Grundstück dulden. 

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens kann ein abson- 
derungsberechtigter Gläubiger bei Grundpfandrechten 


35 Vergleiche dazu Gottwald (Fn. 9), § 42 Rn. 37. 
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die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung be- 
treiben. Die Kosten des Zwangsversteigerungs- und 
Zwangsvollstreckungsverfahrens sind nach § 109 ZVG 
aus dem Versteigerungserlös vorweg zu entnehmen. Nach 
§ 165 InsO kann jedoch auch der Insolvenzverwalter trotz 
eines Absonderungsrechts die Verwertung betreiben; ihm 
stehen dann nach §§ 172 ff. ZVG besondere Befugnisse 
zu. 

Die Bestellung eines Grundpfandrechts kommt von vorn- 
herein nur für Unternehmen mit Grundeigentum infrage, 
ln der Praxis wird das Unternehmen dann als Kreditsi- 
cherheit regelmäßig bereits einer Bank Grundpfandrechte 
bestellt haben, sodass der zu sichernde Arbeitnehmer le- 
diglich nachrangig gesichert wäre. Zudem wird regel- 
mäßig der Wert des zu sichernden Arbeitszeitguthabens 
wesentlich geringer als der Wert des Grundstücks sein, so- 
dass sich die Bestellung eines Grundpfandrechts auch aus 
diesem Grund nicht anbietet. Schließlich sind mit der Be- 
stellung eines Grundpfandrechts erhebliche Kosten ver- 
bunden, und auf den Arbeitnehmer kommt, wenn nicht ein 
Treuhänder eingeschaltet ist, ein erheblicher Verwer- 
tungsaufwand zu. 

Insgesamt ist ein Grundpfandrecht daher kein zur Siche- 
rung eines Wertguthabens geeignetes Instrument. 

e) Treuhandmodelle 

Weiter kann zur Sicherung des Wertguthabens an ein 
Treuhandmodell gedacht werden. Ein Treuhandverhältnis 
ist dadurch gekennzeichnet, dass dem Treuhänder formal 
eine Vollrechtsposition eingeräumt wird, deren Nutzung 
allerdings im Innenverhältnis durch den Treuhandvertrag 
bestimmt wird. Eine Treuhand kann Sicherungszwecken 
dienen, wenn das Sicherungsgut auf einen eigenständigen 
Rechtsträger als Treuhänder übertragen wird, der neutral 
zwischen dem gesicherten Gläubiger und dem Schuldner 
steht. Treuhandmodelle sind in der Praxis durchaus im 
Vordringen begriffen. 36 

aa) Beispiele für eine treuhänderische Sicherung 

Denkbar sind eine ganze Reihe von Treuhandmodellen, 
die alle durch die Übertragung von Vermögenswerten 
durch den Arbeitgeber auf einen Treuhänder gekenn- 
zeichnet sind. So können dem Treuhänder direkt Wertpa- 
pierdepots 37 oder Sparguthaben 38 übertragen werden. 
Möglich sind auch Geldzahlungen des Arbeitgebers, die 
ein professioneller, aufsichtsrechtlich zugelassener Ver- 
mögensverwalter als Treuhänder kapitalmehrend anlegt. 
Schließlich sind auch Verpfändungen an einen Treuhän- 
der denkbar. Im Folgenden wird das in der Praxis vor- 
herrschende Modell der Vollrechtsübertragung auf einen 
Sicherungstreuhänder zugrunde gelegt. 


36 Vgl. für die betriebliche Altersversorgung Bode/Bengt/Obenberger, 
DB 2000, 1864 ff.; Fischer/Thoms-Meyer DB 2000, 1861 ff. 

37 Münchener Kommentar zur InsO (= MünchKomm.InsO)-Ganter, 
2001, §47 Rn. 368. 

38 Ebenda. 


bb) Einrichtung einer Treuhand zu Sicherungs- 
zwecken 

Bei einer Treuhandlösung wird das Sicherungsgut an ei- 
nen zwischen Gläubiger und Schuldner stehenden neutra- 
len Treuhänder übertragen. Handelt es sich bei dem Si- 
cherungsgut beispielsweise um Wertpapiere, werden 
diese an den Treuhänder nach §§ 929 ff. BGB übereignet. 
Soll ein Sparguthaben übertragen werden, müssen die 
dem Arbeitgeber aus diesem Guthaben gegen die Bank 
zustehenden Forderungen an den Treuhänder abgetreten 
werden. 

Im Treuhandvertrag wird die durch den Treuhänder vor- 
zunehmende Verwaltung der übertragenen Vermögens- 
werte sowie der in der Insolvenzsicherung des Wertgut- 
habens liegende Zweck der Treuhand festgelegt. Der 
Treuhandvertrag wird regelmäßig zwischen Treugeber, 
hier also dem Arbeitgeber, und dem Treuhänder geschlos- 
sen. Es handelt sich dabei um einen sog. Vertrag zuguns- 
ten Dritter gemäß § 328 Abs. 1 BGB, aus dem der 
Arbeitnehmer ab Eintritt des Sicherungsfalls ein eigen- 
ständiges gegen den Treuhänder gerichtetes Leistungs- 
recht erwirbt. Es handelt sich bei einer solchen Treuhand 
zu Sicherungszwecken um eine sog. Doppeltreuhand, da 
der Treuhänder sowohl die Interessen des Sicherungsge- 
bers als auch die des gesicherten Gläubigers wahmimmt. 39 

cc) Verwertung in der Insolvenz des Treugebers 

Auch wenn das Treugut formell dem Treuhänder gehört, 
bleibt nach herrschender Meinung der Treugeber materi- 
ell und wirtschaftlich Inhaber der übertragenen Vermö- 
genswerte. Wird über das Vermögen des Treugebers das 
Insolvenzverfahren eröffnet, gehört das Treugut aus die- 
sem Grund zur Insolvenzmasse. 40 

Allerdings steht dem Treuhänder in dem Falle, dass die 
Treuhand der Sicherung von Ansprüchen eines Dritten 
dienen sollte, ein Absonderungsrecht zu. 41 Dies ergibt sich 
aus einem Vergleich der Doppeltreuhand mit der Siche- 
rungszession und der Sicherungsübereignung, bei denen 
jeweils ein Absonderungsrecht besteht. Bei diesen Siche- 
rungsmitteln handelt es sich, wie oben dargestellt wurde, 
um Sicherungstreuhandverhältnisse, bei denen der gesi- 
cherte Gläubiger Inhaber und zugleich Treuhänder des Si- 
cherungsguts ist. Hält nun nicht der gesicherte Gläubiger, 
sondern ein neutraler Dritter das Sicherungsgut für den ge- 
sicherten Gläubiger als Treuhänder, so muss sich die Be- 
handlung des Sicherungsguts im Insolvenzfall in gleicher 
Weise vollziehen. Aus diesem Grund steht dem Treuhän- 
der auch bei der Doppeltreuhand ein Absonderungsrecht 
zu. Dieses fällt an den gesicherten Arbeitnehmer, wenn er 
seinen aus dem Treuhandverhältnis folgenden Anspruch 


39 Ausf. dazu Bork NZI 1999, 337 ff. 

40 Gottwald (Fn. 9), § 40 Rn. 38; Hess/Weis/Wienberg- Weis (Fn. 21), 
§ 47 Rn. 234; MünchKomm.-InsO-Ganter (Fn. 37), § 47 Rn. 371. 

41 BGHZ 109, 47, 53 ff.: jedenfalls, wenn der gesicherte Dritte berech- 
tigt ist, von dem Treuhänder Befriedigung seiner Forderung zu er- 
halten; Bork, NZI 1999, 337, 341 m. w. N.; Liebich, Treuhand und 
Treuhänder im Wirtschaftsrecht, 1966, S. 179. 
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gegen den Treuhänder durchsetzt und dieser im Siche- 
rungsfall das Treugut auf den Arbeitnehmer überträgt. 

Die Verwertungsbefugnis richtet sich aufgrund des beste- 
henden Absonderungsrechts wiederum nach § 166 InsO. 
Handelt es sich bei dem an den Treuhänder übertragene 
Sicherungsgut um eine Sache, wird in der Regel der 
Treuhänder und später der Arbeitnehmer Besitz haben, 
sodass ein Verwertungsrecht des Verwalters nach § 166 
Abs. 1 InsO ausscheidet. Sind dem Treuhänder hingegen 
Forderungen zur Sicherheit abgetreten worden, so ist der 
Verwalter nach § 166 Abs. 2 InsO zur Verwertung befugt. 
Dies hat die für den gesicherten Arbeitnehmer ungünstige 
Kostenregelung des §§ 170, 171 InsO zur Folge. 

dd) Beurteilung der Treuhand als Sicherungsmittel 

Bei einem Treuhandmodell entstehen dem Arbeitgeber 
selbstverständlich Kosten für die Verwaltung der Vermö- 
genswerte durch den Treuhänder. Diese können jedoch 
bei einer Kapitalanlage durch den Treuhänder durch die 
erzielten Erträge gedeckt werden. Zudem führt die Treu- 
handlösung zu einer geringen Belastung des Arbeitgebers, 
da die Verwaltung dem Treuhänder obliegt. Durch Ein- 
zahlungen des Arbeitgebers oder die Rückzahlung von 
Deckungsüberschüssen kann das ausgelagerte Vermögen 
stets flexibel den zu sichernden Verpflichtungen des Ar- 
beitnehmers angepasst werden. 

Eine Treuhand kann ohne Beteiligung des zu sichernden 
Mitarbeiters durchgeführt werden, wodurch sich die Ver- 
waltungsbelastung für den Arbeitgeber nochmals redu- 
ziert. Bis es zum Sicherungsfall kommt, ist der Arbeitneh- 
mer an der Absicherung nicht beteiligt. Durch die 
Auslagerung in eine treuhänderische Verwaltung wird zu- 
dem eine klare Trennung der zur Sicherung der Wertgut- 
haben bereitgestellten Mittel vom übrigen Betriebsvermö- 
gen kenntlich gemacht. Schließlich kann die Treuhand so 
organisiert werden, dass der Arbeitnehmer im Insolvenz- 
fall von der Verwertung entlastet ist und Steuern sowie So- 
zialversicherungsbeiträge nicht selbst abführen muss. 

Die Treuhandlösung ist mit äußerst geringen Risiken für 
den gesicherten Arbeitnehmer belastet und kann auch für 
eine Vielzahl von Wertguthaben durchgeführt werden. Al- 
lerdings kommt es bei einer Doppeltreuhand zu einem Li- 
quiditätsabfluss in Höhe von 100 % für das Unternehmen. 

Insgesamt ist ein Treuhandmodell zur Absicherung von 
Wertguthaben durchaus empfehlenswert. 

2. Personalsicherheiten 

Neben den Realsicherheiten, die aus dem Vermögen des 
Sicherungsgebers gestellt werden, kommen auch Perso- 
nalsicherheiten in Betracht, bei denen das Vermögen eines 
Dritten als Haftungsmasse zur Verfügung gestellt wird. 

a) Bürgschaften 

Zu denken ist hier in erster Linie an Bürgschaften. Auch 
das Wertguthaben des Arbeitnehmers kann durch eine 
Bürgschaft gesichert werden. 


aa) Voraussetzungen und Folgen einer Bürgschaft 

Eine Bürgschaft kommt nach §§ 765, 766 BGB durch ei- 
nen schriftlichen Bürgschaftsvertrag zustande. Parteien 
dieses Vertrages sind in der Regel der Gläubiger der 
Hauptschuld, hier also der Arbeitnehmer, und der Bürge. 
Als Vertrag zugunsten eines Dritten nach § 328 Abs. 1 
BGB kann der Bürgschaftsvertrag aber auch zwischen 
dem Bürgen und dem Hauptschuldner geschlossen wer- 
den. 42 

Bei Ausfall des Hauptschuldners haftet der Bürge für die 
Erfüllung der gesicherten Verbindlichkeit. Für den Um- 
fang der Bürgschaftsverpflichtung ist aufgrund der Ak- 
zessorietät der Bürgschaft nach § 767 BGB der Bestand 
der Hauptverpflichtung maßgebend. Damit haftet der 
Bürge in Höhe des bestehenden Wertguthabens. Die Ab- 
wicklung im Sicherungsfall kann im Bürgschaftsvertrag 
genau geregelt werden. Dort können die Vertragsparteien 
auch vorsehen, dass die Abrechnung des Arbeitsentgelts 
und die Befriedigung von Finanz Verwaltung und Sozi- 
alversicherungsträger bei Insolvenz des Arbeitgebers das 
bürgende Kreditinstitut übernimmt. 

bb) Beurteilung der Bürgschaft als Sicherungsmittel 

Aufgrund ihrer Eigenschaft als akzessorisches Siche- 
rungsmittel deckt eine Bürgschaft immer genau den Um- 
fang der gesicherten Forderung ab. Ein weiterer eindeuti- 
ger Vorteil des Bankbürgschaftsmodell besteht darin, das 
keine Liquidität aus dem Unternehmen abfließt. Tauglich 
ist dieses Sicherungsrecht aber nur, wenn die Solvenz des 
Bürgen gesichert ist. In Betracht kommen daher im We- 
sentlichen nur Bankbürgschaften. Wenn die Bürgschaft 
von einem Kreditinstitut erteilt wird, hat der Arbeitgeber 
allerdings Gebühren zu entrichten. Die Höhe dieser Ge- 
bühren richtet sich zum einen nach dem Umfang der zu si- 
chernden Forderung und zum anderen nach der Risikobe- 
urteilung durch das Kreditinstitut. Gegebenenfalls wird 
der Arbeitgeber der Bank für die Erteilung der Bürgschaft 
weitere Kreditsicherheiten bestellen müssen. Die Bürg- 
schaftssumme wird also auf die Kreditlinie der Betriebe 
angerechnet. Eine Bankbürgschaft kommt damit nur für 
solche Betriebe in Betracht, die ihre Kreditlinie bisher 
nicht voll ausgeschöpft haben und die es sich leisten kön- 
nen, künftig mit einer verminderten Kreditlinie weiter- 
zuwirtschaften. Ein Ausweg könnte darin liegen, dass die 
zu sichernden Beträge auf ein Konto bei der bürgenden 
Bank eingezahlt und dieser verpfändet werden. Das redu- 
ziert die Gebühren für die Bürgschaft, ist aber mit einem 
erheblichen Liquiditätsabfluss verbunden. 

Insgesamt ist aufgrund der damit verbundenen Kosten 
und der Auswirkungen auf die Kreditlinie die Bankbürg- 
schaft lediglich eingeschränkt empfehlenswert. 

b) Patronatserklärungen und „Konzernklauseln“ 

Handelt es sich bei dem Arbeitgeber um das Tochterun- 
ternehmen eines Großkonzerns, kann eine Haftung des 


42 Palandt-Sprau (Fn. 6), § 765 Rn. 3. 
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Muttemntemehmens in Form einer Bürgschaftser- 
klärung oder Garantieerklärung für den Insolvenzfall 
vereinbart werden, oft in Form einer sog. „harten 
Patronatserklärung“. Eine solche könnte etwa lauten: 
„Die Muttergesellschaft wird im Falle der Insolvenz der 
Tochtergesellschaft alle vom Arbeitnehmer erworbenen 
Ansprüche erfüllen.“ 43 Mit diesem Sicherungsmodell 
verbindet sich kein Liquiditätsabfluss für den Arbeitge- 
ber und ihm entstehen keine weiteren Kosten. Zusätzlich 
erfordert diese Lösung lediglich einen minimalen 
Verwaltungsaufwand. 

Dieses Modell kommt allerdings nur für Großkonzerne 
infrage. Die Sicherheit für den Arbeitnehmer hängt zu- 
dem entscheidend von der Solvenz des Mutterkonzerns 
ab, sodass diese Lösung nur eingeschränkt empfehlens- 
wert ist. 

c) Absicherung durch einen besonderen Sicherungs- 
träger 

Möglich wäre auch die Einrichtung eines selbstständigen 
Trägers, der die Insolvenzsicherung durch Bürgschaften 
oder Garantieversprechen gegenüber dem Arbeitnehmer 
übernimmt. 44 Ein solcher Sicherungsträger wäre in der 
Regel ein erlaubnispflichtiges Versicherungsuntemeh- 
men. Der zum Erwerb dieser Erlaubnis erforderliche Auf- 
wand (Kapitalstock, Fachpersonal) steht allerdings bei 
dem vorhandenen Angebot an anderen Sicherungsmög- 
lichkeiten außer Verhältnis zum Erfolg. 

Einzig in der Bauwirtschaft kann die dort bestehende „Ur- 
laubs- und Lohnausgleichskasse“ (ULAK) die Insolvenz- 
sicherung auf Wunsch des Arbeitgebers übernehmen. Die 
Absicherung erfolgt dann durch Hinterlegung auf geson- 
derten Sicherungskonten bei der ULAK, von denen Ent- 
nahmen nur nach Unterschrift einer Vertrauensperson 
zulässig sind, auf die sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zuvor verständigt haben. Die Sicherungskonten werden 
zu einer Kostenpauschale von 36 DM je Arbeitnehmer im 
Jahr von der ULAK verwaltet. Die gesamte Administra- 
tion erfolgt über die ULAK. Für die hinterlegten Beträge 
wird den Unternehmen einmal jährlich eine Zinsgut- 
schrift erteilt. Die ULAK verfügt über jahrelange Erfah- 
rung bei der Verwaltung von Arbeitszeitkonten, sodass 
sich eine solche Absicherung im Bereich der Bauwirt- 
schaft durchaus anbietet. Allerdings verbindet sich mit 
dieser Lösung ein Liquiditätsabfluss in Höhe von 100% 
für den Arbeitgeber. 

Möglich wäre eine Absicherung von Wertguthaben durch 
die ULAK auch über das Baugewerbe hinaus, sofern de- 
ren Träger, die IG Bauen-Agrar-Umwelt und die beiden 
Arbeitgeberverbände, zustimmen. 


43 Dazu und zu weiteren Formulierungen sowie deren Rechtsfolgen 
ausf. BGHZ 1 1 7, 127 ff.; Fleischer, WM 1999, 666 ff. 

44 Näher zum Folgenden auch Schroth, Die Insolvenzsicherung von Ar- 
beitszeitguthaben, Broschüre des Ministeriums für Arbeit, Soziales 
und Stadtentwicklung, Kultur und Sport des Landes Nordrhein- 
Westfalen, 1999, S. 14 f. 


3. Versicherungslösungen 

Bei der Absicherung des Wertguthabens mittels einer Ver- 
sicherung ist nach Versicherungsarten zu differenzieren. 

a) Risikoversicherung 

Bei einer Risikoversicherung für den Insolvenzfall zahlt 
der Arbeitgeber Versicherungsbeiträge und der Versiche- 
rer sichert dafür als Bürge die Ansprüche der Arbeitneh- 
mer ab. Das Kernproblem dieser Lösung liegt in der Bo- 
nitätsbeurteilung durch den Versicherer. Aufgrund der 
schwierigen Kalkulation wird diese Versicherungslösung 
zurzeit noch nicht angeboten. 

b) Kautionsversicherung 

Bei einer Kautionsversicherung 45 sichert das Versiche- 
rungsuntemehmen die Guthaben der Arbeitnehmer durch 
die Erteilung einer Bürgschaft. Insofern kann auf die obi- 
gen Ausführungen verwiesen werden. 

Hierfür muss der Arbeitgeber eine Versicherungsprämie 
entrichten und der Versicherung in der Regel Sicherheiten 
in Höhe von 25 % der zu sichernden Forderung bieten. 
Die Versicherungsprämie ist allerdings erheblich höher 
als die bei einem Kreditinstitut üblicherweise zu entrich- 
tenden Bürgschaftsgebühren. Dafür ist aber durch die ge- 
ringeren zu leistenden Sicherheiten ein Liquiditätsvorteil 
für den Arbeitgeber gegeben. Zusätzlich findet keine 
Anrechnung auf die Kreditlinie statt. Bei größeren zu si- 
chernden Summen finden Bonitätsprüfungen statt, sodass 
sich diese Versicherungsform nur für solvente Betriebe 
eignet. 

Bei Kautionsversicherungen besteht i. d. R. eine Kündi- 
gungsfrist von drei Monaten für das Versicherungsunter- 
nehmen. Die bis zum Wirksamwerden der Kündigung ab- 
gesicherten Wertguthaben bleiben versichert. Für künftig 
entstehende Wertguthaben muss der Arbeitgeber dann al- 
lerdings eine Absicherung in anderer Form gewährleisten. 

c) Lebensversicherung 

Zur Absicherung des Wertguthabens könnte der Arbeitge- 
ber eine Lebensversicherung für den betreffenden 
Arbeitnehmer abschließen. Der Arbeitnehmer würde 
als unwiderruflich Bezugsberechtigter eingesetzt. Das 
Versicherungsuntemehmen übernimmt dann in der Frei- 
stellungsphase die Zahlung der gesamten laufenden Leis- 
tungen. Der Arbeitgeber wird vom gesamten Verwaltungs- 
aufwand, der sich mit der Einrichtung und Organisation 
flexibler Arbeitszeitmodelle ergibt, entlastet. 

Probleme bei dieser Lösung ergeben sich allerdings bei 
der Besteuerung. Arbeitszeitkonten setzen eine nachgela- 
gerte Besteuerung voraus. Das Arbeitsentgelt soll erst ver- 
steuert werden, wenn es dem Arbeitnehmer in der Frei- 
stellungsphase zufließt. Zurzeit gelten Beitragszahlungen 
des Arbeitgebers zu einem Versicherungsvertrag, aus dem 
der Arbeitnehmer bezugsberechtigt ist, als steuerpflichti- 


45 Dazu auch Schroth (Fn. 44), S. 10 f. 
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ger Arbeitslohn, sodass es, anders als bei den sonstigen 
Sicherungsmodellen, nicht zu einer nachgelagerten Be- 
steuerung kommen kann. Aus diesem Grund wäre hier 
eine gesetzliche Ausnahmeregelung erforderlich. Da sich 
dieses Insolvenzsicherungsmodell noch in der Entwick- 
lungsphase befindet, ist zudem die Kostenffage noch 
nicht geklärt. In dieser Form kann daher eine Lebensver- 
sicherung zurzeit nicht zur Absicherung von Wertgutha- 
ben dienen. 

Eine Möglichkeit besteht allerdings darin, ein dem Ar- 
beitgeber zustehendes Bezugsrecht aus einer Lebensver- 
sicherung an den zu sichernden Arbeitnehmer zu verpfän- 
den. In diesem Fall ist die nachgelagerte Besteuerung 
unproblematisch. Hinsichtlich des Pfandrechts an Rech- 
ten kann auf die obigen Ausführungen verwiesen werden. 

4. Absicherung durch den PSV 

Zu überlegen ist schließlich, ob nicht eine Absicherung 
durch den Pensionssicherungsverein in Betracht kommt, 
der für die Insolvenzsicherung der betrieblichen Alters- 
versorgung zuständig ist. Eine solche Lösung verspricht 
indessen keine besonderen Vorteile: 

Ansprüche der Arbeitnehmer aus der betrieblichen Al- 
tersversorgung werden gemäß §§ 7, 14 BetrAVG durch 
den Pensions-Sicherungs-Verein VVaG abgesichert. Zur 
Finanzierung dieser Insolvenzsicherung zahlen alle Ar- 
beitgeber, die eine betriebliche Altersversorgung zugesagt 
haben, eine Umlage an den PSV (§ 10 BetrAVG). Dieses 
Modell kann für die Absicherung der Arbeitszeitkonten 
nicht unbesehen übernommen werden, weil sonst auch 
Arbeitgeber einzahlen würden, deren Arbeitnehmer Ar- 
beitszeitkonten gar nicht, nur vereinzelt oder nur in gerin- 
ger Höhe unterhalten. Eine gerechte Beitragsheranzie- 
hung müsste sich daher an den tatsächlich geführten 
Arbeitszeitguthaben orientieren, könnte also nur so aus- 
sehen, dass die Umlage nach Maßgabe der tatsächlich ab- 
zusichernden Beträge erhoben wird, was indessen einen 
enormen Verwaltungsaufwand bedeuten würde. Die zu 
erhebenden Beiträge (Prämien) wären zudem nur schwer 
kalkulierbar, weil der abzusichemde Bedarf nicht pau- 
schal prognostiziert werden kann. Anders als bei der 
betrieblichen Altersversorgung sind Arbeitszeitkonten 
einzelfallabhängig und flüchtiger als betriebliche Renten- 
ansprüche. 

Im Grunde könnte der PSV daher in die Absicherung von 
Arbeitszeitguthaben nur so eingesetzt werden, wie andere 
Dritte auch, also als Treuhänder 46 oder Bürge 47 . Der PSV 
müsste dazu aber wohl hinreichende Sicherheiten verlan- 
gen, sodass diese Lösung wieder mit einem erheblichen 
Liquiditätsabfluss beim Arbeitgeber verbunden wäre. 
Wegen der Einzelheiten kann insoweit auf die vorstehen- 
den Ausführungen verwiesen werden. 


46 Dazu oben 1.5. 

47 Dazu oben II. 1 . und III. 1 ,/2. 


Erschwerend käme hinzu, dass es für die obligatorische 
Einschaltung des PSV einer gesetzlichen Ermächtigung 
bedürfte, während die anderen hier diskutierten Modelle 
im Wege privatautonomer Gestaltung realisiert werden 
könnten. 

D. Abschließende Stellungnahme 

Einige Sicherungsmöglichkeiten können bereits aufgrund 
ihrer Ungeeignetheit zur Absicherung von Wertguthaben 
von vornherein unberücksichtigt bleiben. Dazu gehört die 
Bestellung von Grundpfandrechten, die zur Sicherung 
erfolgte Abtretung von Forderungen aus dem Geschäfts- 
betrieb des Unternehmens sowie die Sicherungsübereig- 
nung und Verpfändung von Betriebs- und Produktions- 
mitteln. 

Allgemein stellt sich bei Realsicherheiten das Problem, 
dass sie bei der Absicherung einer Vielzahl von Arbeit- 
nehmern auf die gesicherten Gläubiger aufgeteilt werden 
müssen, was nicht zuletzt mit einem hohen Verwaltungs- 
aufwand verbunden ist. Außerdem ist der Arbeitnehmer 
im Insolvenzfall mit der Verwertung des Sicherungsob- 
jekts belastet, wenn nicht § 166 Abs. 1 InsO eingreift, der 
die freihändige Verwertung einer beweglichen Sache, an 
der ein Absonderungsrecht besteht, dem Insolvenzver- 
walter zuweist, sofern dieser die Sache in Besitz hat. 
Ferner muss er sich um die Abführung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen kümmern. Deshalb ist hier 
jedenfalls die Zwischenschaltung eines Treuhänders er- 
forderlich. 

Ansonsten wird aus den bei den übrigen Sicherungsmit- 
teln vorgenommenen Beurteilungen schon deutlich, dass 
keine Lösung für jedes Unternehmen uneingeschränkt 
empfohlen werden kann. Die Tauglichkeit eines Siche- 
rungsmodells zur Absicherung der in einem bestimmten 
Unternehmen erarbeiteten Wertguthaben hängt sowohl 
von der tatsächlichen Situation als auch von der Interes- 
senlage des Unternehmens ab. 

So kommt eine Absicherung über die ULAK zurzeit nur 
für Unternehmen der Bauwirtschaft in Betracht, während 
Patronatserklärungen wiederum nur bei Großkonzemen 
eingesetzt werden können. Eine Wertpapierverpfändung 
setzt entsprechende Wertpapierbestände des Unterneh- 
mens voraus, die frei von Rechten Dritter sind. 

Ein recht hoher Verwaltungsaufwand bei Sicherungszes- 
sionen, Sicherungsübereignungen und Verpfändungen 
steht einer niedrigen Verwaltungsbelastung bei einem 
Treuhandmodell, einer Bürgschaft, einer Kautionsversi- 
cherung oder der Absicherung durch die ULAK gegen- 
über. 

Nähert man sich der Insolvenzsicherung von der Kosten- 
frage her, dann bieten sich Sicherungszessionen, Siche- 
rangsübereignungen, Verpfändungen oder die Absiche- 
rung über die ULAK als kostengünstige Alternativen an. 
Ein Treuhandmodell, die Bankbürgschaft und die 
Kautionsversicherung ziehen hingegen höhere Kosten für 
den Arbeitgeber nach sich. Bei erwartungsgemäßer Ent- 
wicklung können diese Kosten zumindest zum Teil durch 
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den Einsatz von Wertpapieren als Sicherungsgut aufge- 
fangen werden. Die für den Arbeitnehmer ungünstige Kos- 
tenregelung der §§ 170, 171 InsO tritt letztlich nur bei Si- 
cherungszessionen ein. 

Ein zweiter wichtiger Gesichtspunkt ist der Grad der Si- 
cherheit, den eine Lösung im Insolvenzfall dem Arbeit- 
nehmer bietet. Grundsätzlich gewähren die im Bürgerli- 
chen Gesetzbuch geregelten Kreditsicherheiten, die 
entweder zu einem Absonderungsrecht im Insolvenzfall 
oder im Falle der Bürgschaft zu einer Inanspruchnahme 
Dritter führen, eine umfassende Sicherheit. Bei der Bürg- 
schaft gilt das freilich nur, wenn auch der Bürge hinrei- 
chend liquide ist (Bankbürgschaft). Bei der Verpfändung 
oder der Sicherungsübereignung von Wertpapieren (Ak- 
tien und Investmentanteilscheine) sowie deren Ein- 
führung in ein Treuhandmodell ist immer mit einem 
Kursverfall zu rechnen, durch den aufgrund des vermin- 
derten Werts des Sicherungsguts unter Umständen eine 
vollständige Absicherung des Arbeitnehmers nicht 
mehr gewährleistet wird. Deshalb bedarf es einer ständi- 
gen Kontrolle und gegebenenfalls Ergänzung des 
Wertpapierbestandes. Eine umfassende Sicherung lässt 
sich durch die Einschaltung der ULAK erreichen. Die 
Patronatserklärungen bzw. „Konzemklauseln“ beziehen 
ihren Sicherungseffekt hingegen allein aus der Solvenz 
des Mutterunternehmens und sind aus diesem Grund 
nicht empfehlenswert. 

Letztlich ist es Arbeitgeber und Arbeitnehmer überlassen, 
aus den vorgestellten Sicherungsmitteln dasjenige zu 
wählen, das sowohl den Sicherungsbedürfnissen des Ar- 
beitnehmers als auch der konkreten Interessenlage des je- 
weiligen Unternehmens am besten entspricht. 

V. Erfahrungen zu den Vereinbarungen und 

Anwendungsfeldern im Insolvenzschutz 

A. Stellungnahmen der Ressorts 

Die beteiligten Bundesressorts haben keine Erkenntnisse 
zum Insolvenzschutz von Arbeitszeitguthaben übermit- 
telt. 

B. Stellungnahmen der Bundesländer 

Die fachlich zuständigen Ministerien der meisten Bun- 
desländer (Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bran- 
denburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig- 
Holstein) haben mitgeteilt, dass keine Erkenntnisse über 
die Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben vorlä- 
gen. 

Niedersachsen hat auf den Tarifvertrag der deutschen 
Seebetriebe vom 5. Juli 2000 hingewiesen, in dem gere- 
gelt ist, dass in Betrieben, in denen Langzeit/Lebensar- 
beitszeit-Modelle eingeführt werden, der Arbeitgeber mit 
dem Betriebsrat gemäß § 7d SGB IV Vorkehrungen zu 
treffen hat, dass im Falle der vorzeitigen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch Insolvenz des Arbeitgebers 
alle bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 


einschließlich der darauf entfallenden Arbeitgeberanteile 
zur Sozialversicherung gesichert sind. 

Nordrhein- Westfalen hat mitgeteilt, dass in verschiede- 
nen Verbands(Branchen)tarifverträgen Regelungen zur 
Absicherung von Wertguthaben enthalten sind (Gas-, 
Wasser- und Elektrizitätsuntemehmen Essen, Chemische 
Industrie Bund, Einzelhandel NRW, Groß und Außenhan- 
del NRW, Eisen-, Metall-, Elektro- und Zentralheizungs- 
industrie NRW), ln den meisten Tarifverträgen wird auf 
eine Betriebsvereinbarung verwiesen, in die Regelungen 
aufzunehmen sind, unter welchen Bedingungen ein ent- 
standenes Wertguthaben im Falle einer Insolvenz an den 
Arbeitnehmer fallen soll. 

Das Saarland bezieht sich in seiner Stellungnahme auf 
eine Mitteilung der Vereinigung der Saarländischen Un- 
ternehmensverbände e.V. Hiernach ist der Aufbau von Ar- 
beitszeitguthaben vorwiegend im Rahmen von Altersteil- 
zeit bekannt, die durch selbstschuldnerische Bürgschaften 
von Großbanken gegen Insolvenz geschützt werden. Der 
saarländische Arbeitgeberverband der Bauwirtschaft be- 
richtet, dass Insolvenzsicherung über Sozialkassen der 
Bauwirtschaft erfolge. In Betrieben, die über einen Be- 
triebsrat verfügen, wird darauf geachtet, dass Betriebs- 
vereinbarungen vorsehen, dass der Arbeitgeber einen In- 
solvenzschutz nachweist. 

C. Stellungnahmen der Verbände 

1. Arbeitgeberorganisationen 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände hat ausgeführt, dass die in § 7d SGB IV ge- 
setzlich vorgesehene Insolvenzsicherung von Wertgut- 
haben einschließlich des auf sie entfallenden Arbeitgeber- 
anteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag in vielen 
Branchen - darunter insbesondere die Metall- und 
Elektroindustrie, die Bauwirtschaft, Einzel- Groß- und 
Außenhandel, die Entsorgungswirtschaft sowie Stahl- 
und Textilindustrie - für die relevanten Bereiche Alters- 
teilzeit und sonstige Langzeitkonten von den Tarifpart- 
nern aufgegriffen worden ist. Eine Auswertung dieser 
Tarifverträge belege, dass sich die tarifgebundenen 
Arbeitgeber mittels tarifvertraglich vereinbarter Insol- 
venzsicherungsklauseln gegenüber allen Arbeitnehmern, 
deren Arbeitsverträge auf die Tarifverträge verweisen, 
dazu verpflichtet haben, Wertguthaben gegen die Insol- 
venz des Arbeitgebers zu sichern. In den Tarifverträgen 
würde ganz überwiegend ausdrücklich auf den Siche- 
rungsrahmen des § 7d SGB IV Bezug genommen. In ei- 
nigen Fällen gingen die Tarifverträge jedoch darüber hin- 
aus. So sähen beispielsweise die Tarifverträge zur 
Altersteilzeit der Metall und Elektroindustrie (Nordme- 
tall, Nordwürttemberg/ Nordbaden und NRW) sowie der 
Tarifvertrag zur Altersteilzeit der Stahlindustrie eine 
Pflicht zur Insolvenzsicherung aller bis zum Zeitpunkt 
der Insolvenz des Arbeitgebers im Rahmen des Alters- 
teilzeitarbeitsverhältnisses entstandenen Ansprüche ein- 
schließlich der darauf entfallenden Arbeitgeberanteile 
zur Sozialversicherung vor. 
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Die Möglichkeiten, Wertguthaben gegen das Insolvenzri- 
siko des Arbeitgebers zu schützen, seien vielfältig. Da die 
Wahl eines der möglichen Sicherungsinstrumente eine 
Abwägung der mit jedem Modell verbundenen Vor- und 
Nachteile unter Berücksichtigung der betrieblichen Be- 
sonderheiten im Einzelfall erfordere, hätten die Tarifver- 
tragsparteien - abgesehen von der spezifischen Sicherung 
über die gemeinnützige Urlaubskasse im Maler- und 
Lackiererhandwerk - die Entscheidung über das im Ein- 
zelfall anzuwendende Modell nicht abschließend gere- 
gelt. Die Ausgestaltung der tariflich fixierten Insolvenzsi- 
cherungspflicht sei von den Tarifvertragsparteien mithin 
auf die betriebliche Ebene verlagert worden. Die Tarif- 
partner hätten bei der Berücksichtigung der Interessen der 
Beschäftigten und der Arbeitgeber im Zusammenhang 
mit der Insolvenzsicherung von Langzeitkonten (Absi- 
cherung der Ansprüche einerseits und Berücksichtigung 
organisatorischer und finanzieller Aufwendungen ande- 
rerseits) branchenspezifische und flexible Lösungen ge- 
funden. Die Verbreitung von Langzeitkonten hinge nicht 
zuletzt davon ab, wie praktikabel die Rahmenbedingun- 
gen für die Einführung von Langzeitkonten gestaltet sind. 
Für die Insolvenzsicherung seien Bedingungen erforder- 
lich, die den notwendigen Insolvenzschutz gewährleisten, 
ohne dass seine konkrete Ausgestaltung zu verwaltungs- 
und kostenintensiven Belastungen der Betriebe führt. 

Die überwiegende Zahl der Tarifverträge begründe eine 
Informationspflicht des Arbeitgebers über den Stand der 
Insolvenzsicherung entweder gegenüber den Landesorga- 
nisationen der Tarifvertragsparteien oder gegenüber den 
Betriebsräten und/oder den Beschäftigten. 

Die tarifvertraglichen Regelungen zur Insolvenzsiche- 
rungspflicht hätten nach Berichten aus der Versicherungs- 
wirtschaft dazu geführt, dass gerade in den Bereichen, in 
denen Tarifverträge eine Insolvenzsicherungspflicht vor- 
sehen, eine steigende Nachfrage der Arbeitgeber nach ent- 
sprechenden Sicherungsmodellen zu beobachten sei. 
Ebenso sei eine zunehmende Nachfrage nach Absiche- 
rungsmöglichkeiten für Langzeitkonten festzustellen. Die 
Insolvenzsicherung von Arbeitzeitguthaben trage zur 
Attraktivität von längerfristigen Arbeitszeitguthaben bei. 
In den letzten beiden Jahren seien von den Tarifvertrags- 
parteien in verstärktem Maße Initiativen zur Etablierung 
der Insolvenzsicherung auf der Basis der § 7d SGB IV er- 
griffen worden, um die künftige Verbreitung langfristiger 
Arbeitszeitmodelle zu fördern. 

Der Gesetzgeber könne einen Beitrag zur weiteren Ent- 
wicklung der Arbeitszeitflexibilisierung und der Verbrei- 
tung von Arbeitszeitkonten durch den Aufbau besserer 
statistischer Informationen leisten. 

Entscheidend sei, dass es den Vertragspartnern auf tarifli- 
cher und betrieblicher Ebene sowie den Anbietern von Si- 
cherungsmodellen überlassen bleibt, die den Erfordernis- 
sen der Praxis entsprechenden Sicherungsmodelle weiter 
zu entwickeln und auszuwählen. 

Zu der Frage, ob vorgesehen ist, Wertguthaben in die be- 
triebliche Altersversorgung zu überführen, wenn die 
Wertguthaben nicht mehr für die Freistellung von der Ar- 


beitsleistung verwendet werden können, teilt die Bundes- 
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände mit, 
dass an dieser Gestaltungsvariante seitens der hierzu be- 
fragten Mitgliedsverbände und Unternehmen durchaus 
Interesse besteht. Die Stahlindustrie beispielsweise würde 
in § 6 Ziffer 2.1 ihres Tarifvertrages über Langzeitkonten 
eine solche Verwendung bereits vorsehen. 

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag gibt 
an, dass Umfragen ergeben haben, dass die Arbeitszeitfle- 
xibilisierung auch in kleinen und mittelständischen Un- 
ternehmen an Bedeutung gewinne. Eine stärkere Regulie- 
rung des Insolvenzschutzes schränke die Attraktivität von 
Langzeitkonten ein. im Übrigen wird auf die Stellung- 
nahme der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge- 
berverbände verwiesen. 

Der Zentralverband Deutsches Baugewerbe berichtet, 
dass im Rahmen der Flexibilisierung der Arbeitszeit (Ein- 
führung einer Jahresarbeitszeit mit Arbeitszeitkonten) die 
Tarifvertragsparteien des Baugewerbes die gesetzliche 
Regelung des § 7d SGB IV über den Insolvenzschutz von 
Wertguthaben tarifvertraglich umgesetzt hätten. Die gel- 
tende, für allgemeinverbindlich erklärte Regelung über 
die Arbeitszeit im Baugewerbe (§ 3 des Bundesrahmenta- 
rifvertrages für das Baugewerbe) würde auch eine Rege- 
lung über die Absicherung des Ausgleichskontos ent- 
halten (§ 3 Nr. 1 .44 BRTV). Diese tarifliche Regelung hat 
folgenden Wortlaut: 

„Durch den Arbeitgeber ist in geeigneter Weise auf seine 
Kosten sicherzustellen, dass das Guthaben jederzeit be- 
stimmungsgemäß ausgezahlt werden kann, insbesondere 
durch Bankbürgschaft, Sperrkonto mit treuhänderischen 
Pfandrechten oder Hinterlegung bei der Urlaubs- und 
Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft. Die Absicherung 
des Guthabens muss, sofern der Betrag nicht nach Ab- 
führung von Steuern und Sozialaufwand als Nettolohn 
zurückgestellt wird, den Bruttolohn und 45 v. H. des Brut- 
tolohnes für den Sozialaufwand umfassen. Auf Verlangen 
einer der Landesorganisationen der Tarifvertragsparteien 
ist dieser gegenüber die Absicherung des Ausgleichskon- 
tos nachzuweisen. Erfolgt dieser Nachweis nicht, so ist 
das Guthaben an den Arbeitnehmer auszuzahlen; die Ver- 
einbarung über die betriebliche Arbeitszeitverteilung tritt 
zu diesem Zeitpunkt außer Kraft.“ 

Diese tarifliche Regelung trage der Bestimmung des 
§ 7d SGB IV Rechnung. Negative Erfahrungen mit der 
Absicherung bzw. der fehlenden Absicherung der Ar- 
beitszeitkonten seien bisher nicht bekannt geworden. 
Entscheidend für die Wirksamkeit dieser tarifvertragli- 
chen Regelung sei, dass seit Einführung der Jahres- 
arbeitszeit mit Arbeitszeitkonten kein Fall bekannt ge- 
worden ist, in dem ein Arbeitnehmer die Auszahlung von 
Arbeitszeitguthaben wegen Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers und fehlender Insolvenzsicherung nicht 
mehr geltend machen konnte. Diese positiven Erfahrun- 
gen mit der tarifvertraglichen Regelung über die Absi- 
cherung des Ausgleichskontos würden darauf zurückge- 
führt, dass die Absicherung des Ausgleichskontos 
regelmäßig Gegenstand der betrieblichen Beratungen 
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mit dem Betriebsrat über die Einführung flexibler Ar- 
beitszeitregelungen ist. In nahezu allen bekannt gewor- 
denen Fällen hätte der jeweilige Betriebsrat den Ab- 
schluss einer entsprechenden Betriebsvereinbarung von 
der Bereitschaft des Arbeitgebers abhängig gemacht, die 
Ausgleichskonten entsprechend der zitierten tarifver- 
traglichen Bestimmung abzusichern. 

In der Beratungspraxis der Mitgliedsverbände spiele die 
Beratung über die Einführung flexibler Arbeitszeitrege- 
lungen die Absicherung des Ausgleichskontos eine ent- 
scheidende Rolle. Auch in den Veröffentlichungen des 
Zentralverbandes des Deutschen Baugewerbes, bei- 
spielsweise in dem Arbeitszeit-Merkblatt, sei sehr deut- 
lich herausgehoben worden, dass das Arbeitszeitgut- 
haben des Arbeitnehmers über das Insolvenzrisiko 
hinaus auch gegen Liquiditätsengpässe des Arbeitgebers 
abzusichern ist, d. h. dass eine jederzeitige Verfügbarkeit 
über das Guthaben des Arbeitnehmers gewährleistet sein 
soll. Einen entsprechenden Elinweis enthielten auch die 
Muster für einzelvertragliche Vereinbarungen über die 
betriebliche Arbeitszeitverteilung (Arbeitszeitflexibili- 
sierung) und für entsprechende Betriebsvereinbarungen. 

Insgesamt würden daher die Erfahrungen mit den gelten- 
den gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen über den 
Insolvenzschutz von Wertguthaben als positiv bewertet; 
die gesetzliche Regelung erscheine ausreichend, um die 
Arbeitszeitguthaben der Arbeitnehmer bei Zahlungs- 
unfähigkeit des Arbeitgebers zu schützen. 

Auch der Tarifvertrag über die Altersteilzeit im Bauge- 
werbe vom 19. April 2000 würde in § 8 Abs. 1 eine Rege- 
lung über den Insolvenzschutz enthalten. Diese hat fol- 
genden Wortlaut: 

„In der betrieblichen oder einzelvertraglichen Altersteil- 
zeitvereinbarung treffen die Vertragspartner eine Rege- 
lung zur Absicherung der Ansprüche des Arbeitnehmers 
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers. Eine solche 
Regelung umfasst den bereits erworbenen und noch nicht 
erfüllten Anspruch des Arbeitnehmers auf Arbeitsentgelt 
(§ 6 Abs. 1) für die Freistellungsphase einschließlich des 
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbei- 
trag und des Sozialkassenbeitrages, soweit kein 
Anspruch auf Insolvenzgeld besteht und der Anspruch 
höher ist als das Dreifache der monatlichen Bezugsgröße 
gemäß § 18 SGB IV und der vereinbarte Zeitraum, für 
den Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, 27 Kalender- 
monate nach dem ersten Lohnabrechnungszeitraum der 
Arbeitsphase übersteigt. Die Absicherung kann insbe- 
sondere durch Bankbürgschaft, Pfandrechte oder Hinter- 
legung bei einer der Sozialkassen der Bauwirtschaft 
erfolgen.“ 

Zu der Frage, ob vorgesehen ist, Wertguthaben in die be- 
triebliche Altersversorgung zu überführen, wenn die 
Wertguthaben nicht mehr für die Freistellung von der Ar- 
beitsleistung verwendet werden könnten, wird Folgendes 
mitgeteilt: ln den Verhandlungen über die Einführung ei- 
ner Zusatzrente im Baugewerbe, durch welche die Ren- 
tenreform tarifvertraglich umgesetzt werden soll, hätten 


die Tarifvertragsparteien des Baugewerbes auch Überle- 
gungen darüber angestellt, ob vorhandene Arbeitszeitgut- 
haben zur Entgeltumwandlung zum Zwecke der Finan- 
zierung von Altersvorsorgeleistungen genutzt werden 
können. Die Umsetzung dieser Überlegung sei ge- 
genwärtig daran gescheitert, dass nach dem geltenden 
Lohnsteuerrecht und den geltenden Lohnsteuerrichtlinien 
nur zukünftige Entgeltansprüche bei einer entsprechen- 
den Entgeltumwandlung pauschal versteuert werden kön- 
nen. Für die Arbeitnehmer sei daher die Umwandlung von 
Ansprüchen aus Arbeitszeitguthaben zur Finanzierung 
von Altersvorsorgeleistungen vor diesem Hintergrund 
nicht attraktiv. 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie teilt 
mit, dass der Aufbau von Wertguthaben, welche gemäß 
§ 7d SGB IV abzusichem sind, im Baugewerbe insbeson- 
dere im Rahmen von Altersteilzeitarbeitsverhältnissen 
(Blockzeitmodelle) in Betracht kommt. Die Absicherung 
solcher Wertguthaben sei in § 8 Abs. 1 des Tarifvertrages 
über die Altersteilzeit im Baugewerbe (siehe oben) gere- 
gelt. 

Aufgrund dieser tarifvertraglichen Bestimmung sei der 
Arbeitgeber grundsätzlich zwar zu einer Absicherung 
der Wertguthaben der Arbeitnehmer verpflichtet, jedoch 
würde die Bestimmung ebenso wie die tarifliche Rege- 
lung im TV Altersteilzeit - keine zwingenden Vorgaben 
hinsichtlich des vom Arbeitgeber einzusetzenden Siche- 
rungsmittels enthalten. Festgelegt sei lediglich, dass die 
Absicherung der Wertguthaben „in geeigneter Weise“ 
vorzunehmen ist. Durch die angeführten Beispiele 
(Bankbürgschaft, Sperrkonto mit treuhänderischen 
Pfandrechten, Hinterlegung bei der Urlaubs- und Lohn- 
ausgleichskasse der Bauwirtschaft) hätten die Tarif- 
vertragsparteien zum Ausdruck gebracht, wie eine sol- 
che Absicherung tarifkonform vorgenommen werden 
kann. 

Zu der Frage der praktischen Handhabung dieser Tarif- 
vorschrift bzw. des zugrunde liegenden § 7d SGB IV 
durch die Baubetriebe würden keine verwertbaren Er- 
kenntnisse vorliegen. 

Der - allgemeinverbindliche - Bundesrahmentarifver- 
trag für das Baugewerbe (BRTV) sähe die Möglichkeit 
vor, durch freiwillige Betriebsvereinbarung oder einzel- 
vertragliche Regelung eine flexible Arbeitszeitverteilung 
vorzunehmen. Dabei könne auf einem Arbeitszeit- und 
Entgeltkonto (Ausgleichskonto) ein Wertguthaben von 
bis zu 150 Stunden „angespart“ werden. Das Wertgutha- 
ben sei dabei gegebenenfalls innerhalb von 12 Monaten 
auszugleichen. Da der Umfang des Ausgleichszeitraums 
die in § 7d Abs. 1 Nr. 2 SGB IV für eine obligatorische 
Absicherung von Wertguthaben festgelegte Schwelle von 
27 Kalendermonaten nicht erreiche, sei die Absicherung 
der auf dem Ausgleichskonto „angesparten“ Wertgutha- 
ben gesetzlich nicht vorgeschrieben; jedoch hätten die 
Tarifvertragsparteien des Baugewerbes die Absicherung 
auch dieser Wertguthaben geregelt (§ 3 Nr. 1.44 BRTV, 
siehe oben). 
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2. Arbeitnehmerorganisationen 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund vertritt in seiner Stel- 
lungnahme die Auffassung, dass ein erheblicher Bedarf an 
einer gesetzlichen Regelung für die Absicherung von 
Wertguthaben bestünde. Bestehende tarifvertragliche 
Vereinbarungen träfen nur in allgemeiner Form Regelun- 
gen zum Insolvenzschutz. Eine konkrete Verpflichtung 
der Arbeitgeber, die Arbeitszeitguthaben effektiv gegen 
Insolvenz zu sichern, bestünde häufig nicht. Es wird mit- 
geteilt, dass aus den Einzelgewerkschaften zu erfahren ist, 
dass es wiederholt zu Ausfällen gekommen sei. Trotz der 
grundsätzlichen gesetzlichen und tariflichen Verpflich- 
tung seien Insolvenzsicherungen unterblieben. Dies habe 
zur Folge, dass der Altersteilzeitanspruch in der Freistel- 
lungsphase nicht mehr zu realisieren war. Zwar gäbe es ei- 
nige tarifvertragliche Regelungen (z. B. Tarifvertrag über 
Altersteilzeit der bayerischen Metall- und Elektroindus- 
trie, Tarifvertrag über Altersteilzeit und ergänzende Be- 
triebsvereinbarungen VB AG, Tarifvertrag Einzelhandel 
Bayern, Tarifvertrag Altersteilzeit Chemische Industrie), 
die zwingend auch die Form der Absicherung vor- 
schreiben, von einer flächendeckenden Regelung sei man 
jedoch weit entfernt. 

Auffallend sei im Übrigen, dass Insolvenzsicherung be- 
trieben wird, wo es sich um große und wirtschaftlich sta- 
bile Unternehmen handelt. Daraus ließe sich eventuell ab- 
leiten, dass die Kosten der Insolvenzsicherung gerade dort 
vermieden werden, wo sie am notwendigsten sind. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund schlägt eine gesetzli- 
che Regelung zur vollständigen Absicherung ohne zeitli- 
che Grenze vor. Um zu gewährleisten, dass tatsächlich In- 
solvenzsicherung betrieben wird, sei eine Verbindung 
zwischen dem Nachweis der Insolvenzsicherung und der 
Finanzierung des Aufstockungsbetrages im Falle der Al- 
tersteilzeit durch das Arbeitsamt notwendig. 

Die Ausführungen des DGB erwähnen ausdrücklich die 
Insolvenzsicherung in der Chemischen Industrie. Eine 
Überprüfung dieses Altersteilzeittarifvertrages hat erge- 
ben, dass zumindest der Tarifvertrag selbst keine Aussa- 
gen zum Insolvenzschutz enthält. 

Die Deutsche Angestelltengewerkschaft teilt mit, dass 
Tarifverträge, in denen von der Möglichkeit, im Störfall 
Wertguthaben in die betriebliche Altersvorsorge zu über- 
führen, noch nicht abgeschlossen worden sind (Schreiben 
vom 4. Mai 2001, vor der Gründung von ver.di). 

Die IG Metall hält eine eindeutige gesetzliche Regelung 
für zwingend notwendig. Die Tarifvertragsparteien seien 
offensichtlich nicht in der Lage, das Problem der Insol- 
venzsicherung zu lösen. Umfragen hätten ergeben, dass 
eine lnsolvenzsicherung von Wertguthaben trotz der ge- 
setzlichen Verpflichtung nur in seltenen Fällen tatsächlich 
vereinbart werde. Die umfangreichen Wertguthaben, die 
aus Altersteilzeitvereinbarungen resultieren, seien in etwa 
einem Viertel der Fälle gegen Insolvenz gesichert. Selbst 
in dem von den Arbeitgeberverbänden herausgegebenen 
Muster-Altersteilzeitvertrag sei eine Insolvenzsicherung 
nicht enthalten. 


Für die Absicherung von Arbeitszeitkonten und anderen 
Formen der flexiblen Arbeitszeitgestaltung läge der An- 
teil der Insolvenzsicherung unter 5 %. Hier handele es 
sich um Zeitguthaben bis zu 150 Stunden, in einigen Fäl- 
len um Zeitguthaben von mehreren hundert Stunden. Dies 
träfe auch und besonders auf Klein- und Mittelbetriebe zu, 
wo die Absicherungsnotwendigkeit am größten sein 
dürfte. 

Das Problem sei nur gesetzlich zu lösen, und zwar durch 
Regelungen, die im Insolvenzfall schnell und effektiv 
griffen. Es wird eine der Sicherung durch eine dem 
Pensionssicherungsverein oder dem Insolvenzgeld nach- 
gebildete Lösung vorgeschlagen. Eine bloße Verstärkung 
der Pflicht zur lnsolvenzsicherung reiche nicht aus. Wenn 
die Beschäftigten zu mehr flexiblen Arbeitszeitformen be- 
reit sein sollen, ginge das nur mit einer entsprechenden Si- 
cherheit. 

Der Christliche Gewerkschaftsbund hat von einer Stel- 
lungnahme abgesehen. 

3. Sozialkassen 

Die Sozialkasse des Gerüstbaugewerbes hat keine Er- 
fahrungen; geltende Tarifverträge enthalten keine Rege- 
lung über Zeiten einer Freistellung von der Arbeitsleis- 
tung, bei der Arbeitsentgelt fällig wird. 

Die Sozialkasse des Berliner Baugewerbes teilt mit, 
dass nur sehr wenige Betriebe bereit sind, die Wertgutha- 
ben gegen Insolvenz zu sichern. Von den Beschäftigten 
der Sozialkasse ist die „Sicherungsmanagement für fle- 
xible Arbeitszeitmodelle SiMa GmbH“ gegründet wor- 
den, die sich mit der Absicherung, Umwandlung und 
Übertragung von Wertguthaben beschäftigt. An diese Ge- 
sellschaft sollen Abwicklungskapazitäten vermietet wer- 
den können, um die eigene Existenz bei stark zurückge- 
henden Beschäftigungszahlen im Berliner Baugewerbe 
sichern zu können. 

4. Verbände von Anbietern für Insolvenz- 
sicherungen 

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungs- 
wirtschaft e.V. gibt an, dass in der Versicherungswirt- 
schaft von bisher neun Unternehmen unterschiedliche 
Modelle zur Insolvenzsicherung von Wertguthaben ange- 
boten werden. Einige Versicherer könnten ihre Produkte 
erst ab Mitte 2001 anbieten. Aus diesem Grund sei die 
Anzahl der mit Arbeitgebern getroffenen Vereinbarungen 
(92 Verträge im März 2001) eher gering. 

Es handele sich derzeit um folgende Instrumente der In- 
solvenzsicherung : 

- Verpfändung von Rückdeckungsversicherungen, auch 
Zeitkontenregelung mit Garantie über Lebensversi- 
cherung genannt (Provinzial Leben: 0 Verträge, R+V: 
10 Verträge, Gothaer: zusammen mit Bürgschaftslö- 
sung: 20 Verträge, Allianz: zusammen mit Fondslö- 
sung: 52 Verträge). 
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Bei diesem Modell schließt der Arbeitgeber zur Si- 
cherung des Wertguthabens eine Versicherung auf das 
Leben des Arbeitnehmers ab, bei der der Arbeitgeber 
selbst Bezugsberechtigter ist (Rückdeckungs Versi- 
cherung). Der Arbeitnehmer erhält ein Pfandrecht an 
den Leistungen aus der Rückdeckungsversicherung, 
beschränkt auf den jeweiligen Anspruch gegenüber 
dem Arbeitgeber aus dem Arbeitszeitkontenverhält- 
nis. Im Falle der Insolvenz steht dem Arbeitnehmer 
ein Recht zur abgesonderten Befriedigung des An- 
spruchs auf die Versicherungsleistung aus der Insol- 
venzmasse zu. 

- Fondslösung (teilweise mit Einschaltung eines 
Treuhänders), (Alte Leipziger: 0 Verträge, Gerling: 
0 Verträge, Allianz: zusammen mit Zeitkontenrege- 
lung: 52 Verträge, Victoria: 2 Verträge, Nürnberger 
Lebensversicherung: 1 Vertrag, AXA Colonia: 2 Ver- 
träge). Vertragspartner des Versicherers und ggf. einer 
Kapitalanlagegesellschaft ist wiederum allein der 
Arbeitgeber. Bei einigen Anbietern werden die für die 
einzelnen Arbeitnehmer zur Sicherung der Wertgutha- 
ben eingezahlten Mittel an die Arbeitnehmer indivi- 
duell verpfändet, d. h. der Arbeitnehmer erhält jeweils 
ein Pfandrecht an den eingezahlten Mitteln im Fonds. 
Teilweise sehen die Modelle aber auch vor, dass die 
Arbeitnehmerpfandrechte durch einen Treuhänder 
verwaltet werden. Dieser Treuhänder verpflichtet sich 
gegenüber den Arbeitnehmern im Fall der Insolvenz 
zum Einzug der Forderung, zur Abrechnung, Auszah- 
lung der Nettolöhne und Abführung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge und der Lohnsteuer im Namen des 
Arbeitgebers. Entweder das Versicherungsunterneh- 
men oder der Treuhänder übernimmt also bei Zah- 
lungsunfähigkeit die Abrechnung der abgesicherten 
Wertguthaben nach den entsprechenden Vorschriften 
des SGB IV. 

- Bürgschaftslösung, auch Kautionsversicherung 
genannt (Gerling: 5 Verträge, R+V: 0 Verträge, Go- 
thaer: zusammen mit Verpfändung von Rückdeckung: 
20 Verträge). Im Rahmen der Bürgschaftslösung stel- 
len die Versicherungsuntemehmen den Arbeitgebern 
eine Bürgschaft und sichern damit die Arbeitszeitgut- 
haben auf den Arbeitszeitkonten ab. Die Versicherer 
nehmen zuvor eine Bonitätsprüfung beim Unterneh- 
men vor. In Höhe des benötigten Absicherungsvolu- 
mens wird ein Avalkreditrahmen eingeräumt und 
zugunsten der Arbeitnehmer eine globale Höchstbe- 
tragsbürgschaft ausgestellt. Eine Anpassung des 
Absicherungsvolumens während der Laufzeit der 
Bürgschaft bleibt in einem Modell bei Bedarf mög- 
lich. Oft besteht eine Begrenzung der Laufzeit dieser 
Absicherung. 

Arbeitgeber seien von sich aus - ohne Druck des Gesetz- 
gebers, der Gewerkschaften oder des Betriebsrates - we- 
niger gewillt, Wertguthaben gegen Insolvenz abzusi- 
chem. Viele Versicherungsuntemehmen würden dagegen 
von einer steigenden Nachfrage gerade in den Bereichen 
berichten, in denen ein Tarifvertrag eine entsprechende 
Pflicht zur Absicherung vorsieht. Viele Unternehmen 


würden verschiedene Varianten zur Verbindung von Ar- 
beitszeitmodellen und betrieblicher Altersversorgung an- 
bieten. 

Für den Bundesverband der Deutschen Volksbanken 
und Raiffeisenbanken e.V. und den Deutschen Sparkas- 
sen- und Giroverband e.V., die kalenderjährlich die Fe- 
derführung im Zentralen Kreditausschuss wahrnehmen, 
teilt der Zentrale Kreditausschuss mit, dass als Mög- 
lichkeit zur Sicherstellung der Arbeitnehmeransprüche 
für die Kreditinstitute vor allem das Rechtsinstitut der 
Bürgschaft in Betracht komme. Dabei gäbe es sowohl 
die Lösung, die Erfüllung der Ansprüche gegenüber je- 
dem Arbeitnehmer einzeln zu verbürgen als auch Ver- 
einbarungen, die eine globale Absicherung sämtlicher 
in Betracht kommender Arbeitnehmer zum Inhalt ha- 
ben. Darüber hinaus würde auch eine sog. Fondslösung 
angeboten, die den Aufbau eines risikoarmen Wertpa- 
pierdepots als Grundlage der Sicherheit zum Gegen- 
stand hat. Dieses Anlagemodell erfordere gegenüber 
den Bürgschaften allerdings einen nicht unerheblich 
vergrößerten Betreuungs- und Überwachungsaufwand 
und komme erst ab einer gewissen Größe des 
abzusichernden Volumens in Betracht. Bei sämtlichen 
Vertragskonstruktionen gleichermaßen wichtig sei für 
die Kreditinstitute, dass im Verwertungsfall die recht- 
lich zutreffenden Zahlungsflüsse gewährleistet sind, 
wozu grundsätzlich die Einbindung einer von den Ver- 
tragspartnern zu benennenden Person oder Stelle uner- 
lässlich sei. 

Bei den meisten Mitgliedern des Bundesverbandes 
Deutscher Investment-Gesellschaften e.V. liegen keine 
Erfahrungen vor. Arbeitszeitmodelle seien aufgrund der 
administrativen Anforderungen - insbesondere im Zu- 
sammenhang mit den so genannten Störfällen - nicht sehr 
weit verbreitet. 

D. Stellungnahmen von einzelnen 
Unternehmen 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat 
ferner einige Unternehmen, von denen bekannt ist, dass 
Langzeitarbeitskonten nach § 7a SGB IV eingeführt sind, 
befragt, in welcher Weise diese Arbeitszeitkonten gegen 
Insolvenz geschützt werden. 

Die Wieland-Werke AG teilt mit, dass seit 1993 Lang- 
zeitarbeitskonten aufgebaut werden. Sie würden durch 
eine Spezialfondslösung gesichert, d.h. in diesem Fall 
wird das jeweilige Fondsmodell über einen Treuhänder 
(juristische Person) zur Sicherung an die Mitarbeiter 
verpfändet. Diese Treuhändergesellschaft hat den aus- 
schließlichen Zweck der Sicherung. 

Störfälle wurden zunächst über die BfA im so genannten 
Krebsgangverfahren und würden jetzt im so genannten 
Summenfeldverfahren abgewickelt. Ca. 85 % der berech- 
tigten Mitarbeiter (ca. 2900) hätten ein Langzeitkonto. 

Die Lloyd Werft Bremerhaven GmbH verweist auf die 
bestehende Betriebsvereinbarung vom 1 . Januar 2000, in 
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deren Nr. 5 vorgesehen ist, dass „im Falle der Insolvenz 
der Anspruch auf Auszahlung der Arbeitszeitkonten mit 
Antrag auf Insolvenzeröffnung fällig wird.“ Nr. 5 lautet: 

„Die Lloyd Werft Bremerhaven GmbH stellt sicher, dass 
die Ansprüche durch eine entsprechende Versicherung, 
durch Bankbürgschaft oder in sonstiger geeigneter Weise 
(z. B. durch Eintragung von Pfandrechten zugunsten der 
Beschäftigte) insolvenzversichert werden. Die Kosten der 
Insolvenzsicherung trägt die Lloyd Werft Bremerhaven 
GmbH. Die Lloyd Werft Bremerhaven GmbH weist dem 
Betriebsrat und den Beschäftigten die Insolvenzsicherung 
durch Aushändigung einer Urkunde bis zum 30. Septem- 
ber 2000 nach.“ 

Die Volkswagen AG teilt mit, dass eine Insolvenzsiche- 
rung im Rahmen eines Verpfändungsmodells vorgenom- 
men wird. Zur Sicherung der Arbeitgeberbeiträge im In- 
solvenzfall führe die VW AG auf Basis der monatlichen 
Einbringung unmittelbar auch den Arbeitgeberanteil am 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag in die Spezialfonds 
ab. 

VW hat am 13. Februar 2001 den VW Pension Trust e. V. 
gegründet. Um den Insolvenzschutz noch weiter zu stär- 
ken, hätte VW das Zeit- Wertpapier rückwirkend zum 
1. Januar 2001 ebenfalls in die Neuregelungen des Pen- 
sionsfonds integriert. Dem neu gegründeten Volkswagen 
Pension Trust e. V. würden die bisher eingebrachten und 
neuen Vermögensgegenstände aus dem Zeit- Wertpapier 
treuhänderisch übertragen. Einzelheiten würden durch ei- 
nen Treuhandvertrag zwischen den Treugebem (VW AG, 
sowie weitere beteiligte Konzemgesellschaften) und dem 
Treuhänder (VW Pension Trust e. V.) geregelt. Diese 
Treuhändeverträge seien so ausgestaltet, dass sie im In- 
solvenzfall des Treugebers dem begünstigten Personen- 
kreis einen direkten unmittelbaren Anspruch gegen den 
Treuhänder einräumen. Es handele sich dabei also um ei- 
nen sog. echten Vertrag zugunsten Dritter (§ 328 BGB). 
Folglich würde im Sicherangsfall der VW Pension Trust 
e. V. als Sicherangstreuhand eintreten. 

E. Ergebnisse des Bündnisses für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 

Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit hat sich im 6. Spitzengespräch am 10. Juli 2000 
mit dem Insolvenzschutz von Arbeitszeitguthaben be- 
fasst. Eine wichtige Grundlage dafür war das im Rahmen 
der Arbeitsgruppe „Arbeitszeitpolitik“ des Bündnisses er- 
stellte Gutachten zum Insolvenzschutz von Arbeitszeit- 
guthaben (siehe Abschnitt III Buchstabe K). 

In ihrer gemeinsamen Erklärung vom 10. Juli 2000 haben 
die Partner des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit zum Ausdruck gebracht, in langfris- 
tigen Arbeitszeitguthaben werde eine Möglichkeit gese- 
hen, lebenslagenorientiert in Weiterbildung, in Alters- 
vorsorge und in ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben im Rahmen der Altersteilzeit zu investieren. 

Voraussetzung für die Akzeptanz von längerfristigen Ar- 
beitszeitguthaben sei ihre Sicherung gegen die Insolvenz 


des Unternehmens. Die Bündnispartner haben erklärt, sie 
werden nach weiteren Erfahrungen mit den vorhandenen 
und künftigen Instrumenten der Arbeitszeitpolitik prüfen, 
ob und in welcher Weise der gesetzliche Insolvenzschutz 
fortentwickelt werden muss. In der Nutzung von Zeit- 
Wertpapieren werde die Möglichkeit gesehen, den gesetz- 
lichen Bestimmungen zur Insolvenzsicherung sowie den 
Sicherangsinteressen der Arbeitnehmer zu entsprechen 
und zugleich die Akzeptanz von Langzeitkonten zu för- 
dern. Zeit- Wertpapiere seien vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen ein geeignetes Instrument; sie wür- 
den verwaltungs - und kostenintensive Belastungen ver- 
meiden und größtmögliche Flexibilitäten erhalten. Zeit- 
Wertpapiere könnten auch bei einem Arbeitsplatzwechsel 
sicherstellen, dass der Arbeitnehmer über sein Langzeit- 
guthaben verfügen kann. Zudem würden sie Lösungen 
bieten, um Arbeitszeitguthaben in ihrem Wert zu steigern. 

F. Auswertung vorhandener Tarifverträge 

Von den 55 000 zurzeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gültigen Tarifverträgen beinhalten 666 Tarifverträge 
Regelungen zur Altersteilzeit ( Abschnitt VIII Buchsta- 
be C). 259 Verträge wiederum enthalten Regelungen über 
die Insolvenzsicherang (Abschnitt VIII Buchstabe B). 
Von diesen 259 Tarifverträgen mit Insolvenzsicherung 
sind 213 Verträge gleichzeitig Verträge zur Altersteilzeit. 
46 der Tarifverträge mit Insolvenzschutzregelungen be- 
treffen Langzeitkonten und andere Wertguthaben. Da 
nicht bei jedem Tarifvertrag die Anzahl der davon betrof- 
fenen Arbeitnehmer bekannt ist, konnten nur 103 Verträge 
mit entsprechenden Angaben ausgewertet werden. Von 
diesen 103 Tarifverträgen werden insgesamt 8,5 Mio. Ar- 
beitnehmer erfasst. 

Die folgende Auswertung zu den Altersteilzeittarifverträ- 
gen bezieht sich auf die Liste der ausgewerteten Tarifver- 
träge zur Altersteilzeit (Abschnitt Vlll Buchstabe D), der 
611 überprüfte Altersteilzeittarifverträge zugrunde liegen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei vielen Tarifver- 
trägen zurzeit des Tarifabschlusses (1996 bis 1998 - teil- 
weise -) noch gar keine gesetzliche Verpflichtung zur 
Insolvenzsicherang bestand. 

259 der 611 überprüften Altersteilzeittarifverträge enthal- 
ten Regelungen zur Insolvenzsicherung. In den meisten 
Tarifverträgen ist vorgesehen, dass die Insolvenzsiche- 
rang auf betrieblicher Ebene geregelt wird. So enthält die 
überwiegende Anzahl der Verträge nur allgemeine Ver- 
einbarungen, wie z. B.: „Der Arbeitgeber muss gegenüber 
dem Betriebsrat jährlich die ausreichende Insolvenzsiche- 
rang nachweisen“. Konkrete Vorgaben, wie diese Insol- 
venzsicherung zu gestalten ist, werden nicht gemacht. 

95 der Tarifverträge mit einer Insolvenzschutzklausel ent- 
halten konkrete Angaben, allerdings handelt es sich zu- 
meist nur um Empfehlungen und nicht um zwingende 
Vorgaben. Diese Tarifverträge mit konkreten Angaben 
können in folgende Gruppen der Insolvenzsicherung 
unterteilt werden: 
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Art der Insolvenzsicherung 

Anzahl der Tarifverträge 

Vertragserfüllungsbürgschaft (bis zu 2 14 Nettomonatsgehältern) 

3 

Entweder durch Bankbürgschaft, versicherungsrechtliche Absicherung, 
Einrichtung eines Treuhandkontos oder zusätzlich in manchen Verträgen durch 
die Abtretung sonstiger sicherer Anlagen 

(Die Festlegung des Sicherungsweges erfolgt wahlweise durch den Arbeitgeber) 

63 

Bankbürgschaft oder Pfandrechte 

4 

Rückstellungen mit Rückdeckungs (-Versicherung) 

(ohne konkrete Angabe des Sicherungsweges) 

12 

Bankbürgschaft oder Sozialkasse der Bauwirtschaft 
(auch Sperrkonto, Pfandrechte) 

4 

Bankbürgschaft, Sperrkonto 

2 

Bankbürgschaft 

1 

Bankbürgschaft oder Versicherungsvertrag 
(Festlegung erfolgt wahlweise durch den Arbeitgeber) 

3 

Treuhandkonto 

1 

V ersicherungs vertrag 

2 

Gesamt (TV mit Angabe konkreter Sicherungswege) 

95 


G. Prüfbericht des Bundesrechnungshofes 
(BRH) 

In den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1999 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung einschließlich der 
Feststellungen zur Jahresrechnung des Bundes 1998 
(Bundestagsdrucksache 14/1667, S. 223) hat der Bundes- 
rechnungshof die Auffassung vertreten, „dass ein Beitrag 
zum Abbau der Saisonarbeitslosigkeit insbesondere in 
den besonders betroffenen Branchen geleistet werden 
könnte, wenn im Rahmen der Arbeitszeitflexibilisierung 
eingerichtete Arbeitszeitkonten über die Regelung des 
§ 7d SGB IV hinaus unmittelbar gesetzlich abgesichert 
würden.“ Das Bundesministerium sollte diesen Überle- 
gungen in seinem Bericht über die nach § 7a Abs. 1 SGB IV 
getroffenen Vereinbarungen zur Absicherung von Wert- 
guthaben, den es nach § 7d Abs. 3 SGB IV den gesetzge- 
benden Körperschaften bis zum 3 1 . Dezember 200 1 zu er- 
statten hat, nachgehen und auch insoweit entsprechende 
Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. Nicht nur die Zahl, 
sondern auch die Zeitdauer der Entlassungen in Saison- 
pausen könnte dadurch verringert werden und ein Anreiz 
für Leistungsmissbrauch entfallen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat hierzu in seiner 
12. Sitzung am 18. Februar 2000 hat unter TOP 11 c Fol- 
gendes beschlossen: 

„Das Bundesministerium wird aufgefordert, im Rahmen 
des den gesetzgebenden Körperschaften zu erstattenden 
Berichts auch Möglichkeiten zum Abbau von Saisonar- 
beitslosigkeit durch die gesetzliche Absicherung von Ar- 
beitszeitkonten aufzuzeigen.“ 

Mit dem 4. Euro-Einführungsgesetz vom 21. Dezember 
2000 wurde § 7d SGB IV dahin gehend ergänzt, es den Ta- 
rifparteien zu ermöglichen, die gesetzliche Grenze von 
27 Kalendermonaten für die Absicherung von Wertgutha- 


ben flexibel an die besonderen Verhältnisse in den jewei- 
ligen Tarifbereichen anzupassen. Danach kann in einem 
Tarifvertrag oder aufgrund eines Tarifvertrages in einer 
Betriebsvereinbarung ein von 27 Kalendermonaten ab- 
weichender Zeitraum vereinbart werden. 

ln Branchen mit hoher Saisonarbeitslosigkeit besteht da- 
mit ein unmittelbarer gesetzlicher Insolvenzschutz auch 
unterhalb der in § 7d SGB IV genannten Grenze, wenn 
eine entsprechende Vereinbarung im Tarifvertrag oder in 
einer Betriebsvereinbarung vorgenommen wird. Dass sol- 
che Vereinbarungen in der Praxis geschlossen werden, be- 
stätigt auch die Stellungnahme des Hauptverbandes der 
Deutschen Bauindustrie: Im Bundesrahmentarifvertrag 
für das Bauwesen haben die Tarifparteien des Baugewer- 
bes auch die Absicherung von Wertguthaben unterhalb 
der Grenze von 27 Kalendermonaten geregelt (vgl. Ab- 
schnitt V Buchstabe C). 

Nach der Umfrage des Deutschen Industrie- und Han- 
delskammertages besteht durch die Nutzung der verschie- 
denen Formen der Arbeitszeitflexibilisierung und eine in- 
telligente Gestaltung von Arbeits- und Betriebszeiten für 
Betriebe aller Branchen und Größenklassen die Chance, 
saisonale oder konjunkturelle Auftragsschwankungen 
aufzufangen (vgl. Abschnitt III Buchstabe K). Die Bun- 
desvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände, der 
Deutsche Industrie- und Handelskammertag und der Zen- 
tralverband des Deutschen Baugewerbes bringen in ihren 
Stellungnahmen zum Ausdruck, dass die derzeitigen ge- 
setzlichen Regelungen zur Insolvenzsicherung von Wert- 
guthaben ausreichend sind und eine weitere gesetzliche 
Regulierung eher hinderlich sei (vgl. Abschnitt V Buch- 
stabe C). 

Weitere gesetzliche Regelungen, um Arbeitszeitkonten in 
Saisonbetrieben abzusichern, werden in den Stellungnah- 
men der vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
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Ordnung angeschriebenen Verbände und Tarifpartner als 
nicht notwendig angesehen. 

VI. Weiterentwicklung des Insolvenzschutzes 

Der Berichtsauftrag in § 7d Abs. 3 SGB IV umfasst auch 
Vorschläge zur Weiterentwicklung des Insolvenzschutzes 
von Arbeitszeitguthaben. Im Folgenden sind daher mög- 
liche Erweiterungen und Ergänzungen der gesetzlichen 
Grundlagen des Insolvenzschutzes von Wertguthaben zu 
untersuchen. 

A. Erweiterung der gesetzlichen Grundlagen 

Die gesetzliche Pflicht zur Absicherung von Wertgutha- 
ben ist nach § 7d SGB IV vorgeschrieben, soweit ein An- 
spruch auf Insolvenzgeld nicht besteht, das Wertguthaben 
des Beschäftigten einschließlich des darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
einen Betrag in Höhe des Dreifachen der monatlichen Be- 
zugsgröße (derzeit 13 440 DM) übersteigt und der verein- 
barte Zeitraum, in dem das Wertguthaben auszugleichen 
ist, 27 Kalendermonate nach der ersten Gutschrift über- 
schreitet. 

Als Wertguthaben im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinne gelten alle angesparten Arbeitsentgelte nach § 14 
SGB IV sowie alle Arbeitszeiten aus einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung. Die gesetzliche Sicherungs- 
pflicht umfasst das gesamte Wertguthaben einschließlich 
der darauf entfallenden Arbeitgeberbeiträge zur Sozial- 
versicherung. 

Aus den bestehenden gesetzlichen Voraussetzungen, un- 
ter denen eine Insolvenzsicherung vorzunehmen ist, las- 
sen sich eine Reihe von Ansatzpunkten für mögliche Er- 
weiterungen ableiten: 

Gesetzliche Verpflichtung zur Insolvenzsicherung 

Von den Gewerkschaften wird wiederholt gefordert, eine 
Insolvenzsicherung für Wertguthaben im Gesetz zwin- 
gend vorzuschreiben. § 7d SGB IV stellt den Insolvenz- 
schutz nicht in das Ermessen der Vertragsparteien, son- 
dern hat durchaus zwingenden Charakter. Unter den dort 
angeführten Voraussetzungen ist der Arbeitgeber gesetz- 
lich verpflichtet, Wertguthaben der Arbeitnehmer für den 
Fall seiner Insolvenz zu sichern. Eine mögliche Sanktion 
für den Fall, dass die Arbeitgeber dieser Verpflichtung 
nicht nachkommen, wird unter Abschnitt VI Buchstabe C 
dargestellt. 

Konkretisierung der durch die Vertragsparteien zu 
treffenden Vorkehrungen 

Nach den Regelungen des § 7d SGB IV haben die Ver- 
tragsparteien im Rahmen ihrer Vereinbarungen nach 
§ 7 Abs. la SGB IV Vorkehrungen zu treffen, die der 
Erfüllung des Wertguthabens einschließlich des darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversi- 
cherungsbeitrag bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitge- 
bers dienen. 


Danach umfasst die gesetzliche Sicherungspflicht das ge- 
samte Wertguthaben einschließlich der darauf entfallen- 
den Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Durch 
entsprechende Vorkehrungen ist sicher zu stellen, dass das 
Wertguthaben im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Ar- 
beitgebers zur Auszahlung gelangen kann. Gleiches be- 
trifft die Beiträge zur Sozialversicherung, die zunächst ge- 
stundet und erst mit der Auszahlung des Wertguthabens in 
der Freistellungsphase zu entrichten sind. Der Umfang 
der durch die Vertragsparteien zu treffenden Vor- 
kehrungen - also der Umfang der Sicherungspflicht - ist 
durch die bestehenden Regelungen ausreichend konkret 
bestimmt. 

Festlegung von Sicherungswegen im Gesetz 

Denkbar wäre eine Festschreibung von konkreten Durch- 
führungswegen für die Absicherung von Wertguthaben, 
die sich in der Praxis als besonders sicher und wirtschaft- 
lich günstig erwiesen haben. Damit könnten risikoreiche 
Anlagen des Wertguthabens, die unter Umständen mit ei- 
nem Wertverlust verbunden sind, ausgeschlossen werden. 
Beispielsweise könnte eine Orientierung an den Siche- 
rungsvorschriften für die Kapitalanlagen der Sozialversi- 
cherungsträger nach §§80 ff. SGB IV in die Regelung des 
§ 7d SGB IV aufgenommen werden. 

Gegen eine solche Regelung sprechen folgende Argu- 
mente: Die Arbeitgeberverbände haben sich wegen der 
großen Vielfalt der praktizierten Arbeitszeitmodelle ge- 
gen die Festlegung von Sicherungswegen ausgesprochen 
(vgl. Abschnitt VI Buchstabe B). Die Festlegung von kon- 
kreten Sicherungswegen im Gesetz wäre für die Arbeits- 
zeitflexibilisierung in den Unternehmen eher hinderlich. 
Die Bedeutung einer flexiblen Arbeitszeitpolitik ist in den 
Erklärungen des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit immer wieder unterstrichen wor- 
den. Die Vereinbarungen über flexible Arbeitszeitrege- 
lungen einschließlich der Absicherung der entstandenen 
Arbeitszeitkonten sind privatrechtlicher Natur; das Sozi- 
alversicherungsrecht kann diese privatrechtlichen Verein- 
barungen allenfalls flankieren, aber weder bestimmen 
noch inhaltlich vorgeben. 

Denkbar wäre auch, die einzelnen Voraussetzungen oder 
Grenzen des § 7d SGB IV, die eine Pflicht zur Insolvenz- 
sicherung auslösen, zu modifizieren. 

Streichung des Erfordernisses des 8 7d Abs. 1 Nr. 1 
SGB IV 

Nach § 7 dAbs. 1 Nr. 1 SGB IV sind die Vertragsparteien 
verpflichtet, Insolvenzschutz für Arbeitszeitguthaben 
vorzunehmen, soweit ein Anspruch des Arbeitnehmers 
auf Insolvenzgeld nicht besteht. 

Im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers sind die in den 
letzten drei Monaten vor Insolvenzeröffnung entstandenen 
Ansprüche auf Arbeitsentgelt durch den Anspruch auf 
Zahlung von Insolvenzgeld gemäß §§183 ff. SGB III ge- 
sichert. 

Der Gesetzgeber hat durch diese Festschreibung zum 
Ausdruck gebracht, dass ein Sicherungsbedürfnis nicht 
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besteht, soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf In- 
solvenzgeld hat. Einer Sicherung bedürfen jedoch die den 
Anspruch auf Insolvenzgeld übersteigenden vertraglichen 
Abweichungen von der regelmäßigen Arbeitszeit. Dieses 
Sicherungserfordemis ist in § 7d Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ent- 
halten: Wertguthaben einschließlich des darauf entfallen- 
den Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungs- 
beitrag unterliegen der Insolvenzsicherungspflicht, wenn 
sie die Höhe des Dreifachen der monatlichen Bezugs- 
größe übersteigen. Ein Verzicht auf die gesetzliche Vo- 
raussetzung des § 7d Abs. 1 Nr. 1 SGB IV ist insoweit 
nicht sinnvoll. 

Änderung der wertmäßigen Grenze für eine 
Insolvenzsicherung 

§ 7d Abs. 1 Nr. 2 SGB IV sieht eine Insolvenzsiche- 
rungspflicht vor, wenn das Wertguthaben einschließlich 
der Beiträge zur Sozialversicherung in Höhe des Dreifa- 
chen der monatlichen Bezugsgröße übersteigt. 

Die Absicherung von Wertguthaben unterhalb dieser 
Grenze ist schon heute möglich, wenn die Vertragspar- 
teien eine entsprechende Vereinbarung treffen. Ange- 
sichts der in der Mehrzahl bestehenden kurzfristigen Ar- 
beitszeitkonten, die innerhalb eines eng begrenzten 
Zeitraums (meist innerhalb eines Jahres) wieder auszu- 
gleichen sind, ist kein akuter Handlungsbedarf für eine 
gesetzliche Absicherung zu sehen. Eine gesetzliche Ver- 
pflichtung, auch diese Arbeitszeitkonten gegen den Fall 
der Insolvenz zu sichern, könnte wegen des damit ver- 
bundenen finanziellen und verwaltungsmäßigen Auf- 
wands für die Arbeitgeber eher hinderlich für eine weitere 
Verbreitung und Entwicklung von flexiblen Arbeitszeit- 
modellen sein. 

ln der betrieblichen Praxis besteht vor allem ein Bedürf- 
nis, Langzeitkonten gegen den Fall der Insolvenz abzusi- 
chem. Diesem Bedürfnis tragen die bestehenden gesetzli- 
chen Regelungen in erforderlichem Umfang Rechnung. 
Eine Herabsetzung der wertmäßigen Grenze für eine 
Insolvenzsicherung könnte vor allem die Verbreitung und 
Akzeptanz von Langzeitkonten behindern. 

Änderung der zeitlichen Grenze für eine 
Insolvenzsicherung 

Denkbar ist ferner eine Änderung der zeitlichen Unter- 
grenze, ab der eine Insolvenzsicherung vorzunehmen ist. 
Durch Artikel 4 Nr. 3 des Gesetzes zur Einführung des 
Euro im Sozial- und Arbeitsrecht sowie zur Änderung an- 
derer Vorschriften (4. Euro-Einführungsgesetz) vom 21. 
Dezember 2000 (BGBl. I 2000, 1983) wurde eine Erwei- 
terung des § 7d Abs. 3 SGB IV vorgenommen, die es den 
Tarifvertragsparteien ermöglicht, die gesetzliche Grenze 
von 27 Kalendermonaten flexibel an die besonderen Ver- 
hältnisse in den jeweiligen Tarifbereichen anzupassen. 
Danach kann in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines 
Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung ein von 27 
Kalendermonaten abweichender Zeitraum vereinbart 
werden, ln Branchen oder Unternehmen besteht für Wert- 
guthaben ein unmittelbarer gesetzlicher Insolvenzschutz 


auch unterhalb der Grenze von 27 Kalendermonaten, 
wenn eine entsprechende Vereinbarung im Tarifvertrag 
oder in einer Betriebsvereinbarung vorgenommen wird. 
Eine darüber hinausgehende Änderung der zeitlichen 
Grenze für die Insolvenzsicherung wird auch in den 
Stellungnahmen der Verbände und Tarifpartner als nicht 
sinnvoll angesehen. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass beispielsweise alle Vereinbarungen über Altersteil- 
zeit, die eine Dauer von 27 Kalendermonaten (Arbeits- 
phase einschließlich Freistellungsphase) überschreiten, 
einer gesetzlichen Insolvenzsicherungspflicht unterlie- 
gen, ohne dass es hierfür noch zusätzlicher Vereinbarun- 
gen in Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen 
bedarf. Damit ist die Mehrzahl der Altersteilzeitvereinba- 
rungen erfasst. 

B. Ergänzung von Absicherungsmöglich- 
keiten bei Insolvenz durch den 
Pensionssicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit (PSVaG) 

Im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers sind die geschul- 
deten Leistungen der betrieblichen Altersversorgung re- 
gelmäßig gefährdet. Etwas anderes gilt in den Fällen, in 
denen die erforderlichen Deckungsmittel vorzeitig so auf 
externe Träger ausgelagert worden sind, dass sie den Ver- 
sorgungsberechtigten unabhängig von einem Konkurs- 
oder Vergleichsverfahren als Haftungsmasse uneinge- 
schränkt zur Verfügung stehen. Die §§ 7 bis 15 des Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversor- 
gung (BetrAVG) schaffen die Rechtsgrundlagen für die 
Insolvenzsicherung von Ansprüchen auf Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung und von gesetzlich unver- 
fallbar gestellten Anwartschaften auf solche Leistungen. 
Der Träger der Insolvenzsicherung - konkret der Pen- 
sionssicherungsverein auf Gegenseitigkeit (PSVaG) hat 
diesen gesetzlichen Auftrag übernommen. 

Eine Absicherung von Arbeitszeit- und Wertguthaben 
durch den Pensionssicherungsverein (PSV), der für die 
Insolvenzsicherung der betrieblichen Altersversorgung 
zuständig ist, begegnet Bedenken: Arbeitgeber hätten an 
den PSV eine Umlage zu zahlen. Diese wäre nach dem 
jeweils abzusichemden Wertguthaben zu erheben. Anders 
als bei der betrieblichen Altersversorgung sind Arbeits- 
zeitkonten in besonderem Maße vom Einzelfall abhängig, 
und nicht wie bei Betriebsrentenversprechen von in der 
Regel gleichartigen Zusagen des Arbeitgebers für alle Be- 
schäftigten. Die zu erhebenden Umlagen wären daher nur 
ungleich schwerer kalkulierbar, weil der abzusichemde 
Bedarf nicht pauschal prognostiziert werden kann (vgl. 
Abschnitt IV Buchstabe C). 

Eine gesetzliche Regelung der Insolvenzsicherung von 
Wertguthaben über den PSV als alleinigen Sicherungs- 
weg hätte neben einer zusätzlichen finanziellen Belastung 
der Arbeitgeber auch einen vermehrten Verwaltungsauf- 
wand zur Folge. Wie bereits im Kapitel IV ausgeführt, 
verspricht diese Lösung keine besonderen Vorteile. Da- 
rüber hinaus spricht gegen eine Übertragung dieses 
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Modells 1 : 1 auf die Absicherung der Arbeitszeitkonten, 
dass dann auch Arbeitgeber einzahlen würden, für deren 
Arbeitnehmer Arbeitszeitkonten gar nicht, nur vereinzelt 
oder nur in geringer Höhe unterhalten werden. 

ln diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
sich die Verbände und Tarifpartner in ihren Stellungnah- 
men gerade wegen der Vielfalt der praktizierten Arbeits- 
zeitmodelle gegen eine Einengung der Sicherungs- 
möglichkeiten ausgesprochen haben. Die Wahl des 
Sicherungsweges erfolge in Abhängigkeit von betriebli- 
chen Besonderheiten im Einzelfall. Arbeitszeitflexibili- 
sierung sei kein einmaliger Vorgang. Arbeitszeitmodelle 
müssen permanent an sich verändernde untemehmensin- 
teme und -externe Rahmenbedingungen angepasst wer- 
den. 

Daher würden in der Praxis auch Überlegungen auf Ab- 
lehnung stoßen, die Insolvenzsicherung von Wertgutha- 
ben einheitlich durch eine andere Institution als den PSV 
zu regeln. Zudem wäre die Übernahme der Insolvenz- 
sicherung durch ein erlaubnispflichtiges Versicherungs- 
unternehmen mit einem erheblichen Aufwand für Fach- 
personal und Kapitalstock verbunden (vgl. Abschnitt IV 
Buchstabe C). Angesichts des bereits bestehenden Ange- 
bots von Sicherungsmöglichkeiten stehen solche Überle- 
gungen mit großer Wahrscheinlichkeit außer Verhältnis 
zum möglichen Erfolg. 

Eine gesetzliche Regelung, die einen einheitlichen Siche- 
rungsweg für Wertguthaben vorschreibt, würde den Er- 
fordernissen der Praxis nicht gerecht. 

C. Sanktion bei Nichtbeachtung der 
Insolvenzsicherungspflicht 

In der Praxis wird die Kritik erhoben, der Insolvenzschutz 
nach § 7d SGB IV könne nicht ausreichend gewährleistet 
werden, solange eine Regelung zu Sanktionen bei Nicht- 
beachtung der Insolvenzsicherungspflicht fehle. 

Die Verknüpfung der Insolvenzpflicht nach § 7d SGB IV 
mit einer Sanktion bei Nichtbeachtung dieser Pflicht ist in 
mehrfacher Hinsicht problematisch. 

Zum einen bestünde die Möglichkeit, zivilrechtliche 
Schadensersatzpflichten zu statuieren oder zu erweitern. 
Diese sind nach überschlägiger Betrachtung im BGB hin- 
reichend geregelt, daneben besteht auch die Möglichkeit 
der Vereinbarung einer Vertragsstrafe bei Nichtbefolgung 
(§§ 336 ff. BGB). All diese zivilrechtlichen Sanktions- 
möglichkeiten leiden jedoch bei ihrer Durchsetzung ganz 
erheblich an der Tatsache, dass bei einem insolventen Ar- 
beitgeber, der das Wertguthaben nicht insolvenzgeschützt 
hat, in der Regel auch keine Befriedigung dieser Er- 
satzansprüche mehr mangels Masse realisiert werden 
kann. Bei einem (noch) nicht insolventem Arbeitgeber 
wird die Insolvenzsicherung eines Wertguthabens leider 
häufig überhaupt nicht problematisiert. 

Die fehlende zivilrechtliche Sanktionsmöglichkeit ist 
Konsequenz der Tatsache, dass die Vereinbarungen über 
Zeitwertkonten nicht per Gesetz entstehen, sondern der 


individuellen vertraglichen Vereinbarung unterliegen und 
somit auch Ausgestaltung von Koalitionstätigkeit darstel- 
len. Alle Zeitwertkonten-Modelle sind uneingeschränkt 
Gegenstand privatrechtlicher Vereinbarungen. Den Tarif- 
parteien und Betriebspartnern kommt hier eine besondere 
Verantwortung zu, da alle diese Modellausgestaltungen 
Gegenstand der verfassungsrechtlich garantierten Privat- 
autonomie und auf der Ebene der Koalitionspartner Aus- 
fluss der grundgesetzlichen Koalitionsfreiheit oder Tarif- 
autonomie sind. Damit wird deutlich, dass das öffentlich 
strukturierte Sozialversicherungsrecht diese Modelle we- 
der vorgeben noch ermöglichen, sondern allenfalls 
flankieren kann. Der Gesetzgeber hat es bewusst den Ver- 
tragsparteien überlassen, ihrer Verpflichtung durch indi- 
viduelle Vereinbarungen nachzukommen und deshalb 
keine zwingenden Vorgaben für die Nichtbeachtung nor- 
miert. § 7d SGB IV hat für die Schaffung insolvenz- 
schützender Maßnahmen gleichwohl zwingenden Cha- 
rakter. 

Neben zivilrechtlichen Sanktionen könnte auch ein Ord- 
nungswidrigkeitentatbestand geschaffen werden, der bei 
Nichtbeachtung der Insolvenzschutzpflicht die Zahlung 
einer Geldbuße vorsähe. Bei einem insolventen Arbeitge- 
ber wäre auch die Durchsetzung einer Geldbuße fraglich. 

In der Praxis ist die Frage aufgeworfen worden, ob eine 
staatliche Förderung von Arbeitszeitkonten (Altersteil- 
zeit) vom Bestehen einer Insolvenzsicherung abhängig 
gemacht werden soll. Diese grundsätzlich geeignete Lö- 
sung des Insolvenzschutzes - jedenfalls im Bereich 
Altersteilzeit - dürfte an den Realisierungschancen schei- 
tern: Im Zweifel müssten hier die Arbeitsämter prüfen, ob 
eine wirksame Insolvenzsicherung in Form einer voll- 
ständigen Absicherung vorliegt. Nicht zuletzt in Anbe- 
tracht der Tatsache, dass sich alle bestehenden Modelle 
noch in der Praxis bewähren müssen und weiterentwickelt 
werden, wären hier die Arbeitsämter überlastet. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Möglichkeit zu 
erörtern, ob eine Sanktion darin bestehen könnte, dass bei 
Nichtvorliegen einer Insolvenzsicherung die Rechtsfol- 
gen des § 7 Abs. 1 a und des § 23b SGB IV ausbleiben. 
Nach § 23b SGB IV ist bei Vereinbarungen nach § 7 Abs. la 
SGB IV für die Beitragsbemessung das im jeweiligen 
Zeitraum fällige Arbeitsentgelt maßgebend. Sozialversi- 
cherungsbeiträge auf das in der Freistellungsphase zu 
zahlende Arbeitsentgelt werden gestundet und erst mit der 
Auszahlung des Arbeitsentgelts in der Freistellungsphase 
fällig (Ausnahme vom Grundsatz des Entstehungsprin- 
zips). Für Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung, 
besteht daher nach § 7 Abs. 1 a SGB IV das Beschäfti- 
gungsverhältnis weiter. Auf das in der Freistellungsphase 
gezahlte Arbeitsentgelt sind Beiträge zur Sozialversiche- 
rung (Arbeitgeber und Beschäftigter) zu zahlen. In der 
Freistellungsphase besteht somit Sozialversicherungs- 
schutz. Diese Möglichkeit ist im Ergebnis abzulehnen, da 
sich eine solche Sanktion gegen Arbeitnehmer mit fle- 
xiblen Arbeitszeitvereinbarungen richten würde, weil in 
der Freistellungsphase ein Sozialversicherungsschutz 
nicht mehr bestünde. 
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D. Zusammenfassung 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass in § 7d SGB IV ein 
grundsätzlicher Schutz von Arbeitszeitguthaben vorge- 
schrieben ist. Die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitge- 
berverbände, der Deutsche Industrie- und Handelskammer- 
tag und der Zentralverbandes des Deutschen Baugewerbes 
stufen diese gesetzliche Regelung als ausreichend ein (vgl. 
Abschnitt V, Buchstabe C) und sehen im Fall einer erwei- 
terten gesetzlichen Regelung die Attraktivität von Langzeit- 
konten beeinträchtigt. Die von Gewerkschaftsseite übermit- 
telten Forderungen nach Erweiterung des Insolvenzschutzes 
(DGB: Verknüpfung von Insolvenzschutz und BA-Zu- 
schüssen, IG Metall: Lösung entsprechend PSV oder Insol- 
venzgeld), sind recht allgemein formuliert und werden 
insbesondere in Bezug auf ihre praktische Umsetzbarkeit 
nicht vertiefend dargestellt. Vor diesem Hintergrund er- 
scheint im gegenwärtigen Zeitpunkt eine Änderung der ge- 
setzlichen Grundlagen noch nicht angezeigt. 

Die Partner des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit haben am 10. Juli 2000 erklärt, sie 
werden nach weiteren Erfahrungen mit den vorhandenen 
und künftigen Instrumenten der Arbeitszeitpolitik prüfen, 
ob und in welcher Weise der gesetzliche Insolvenzschutz 
fortentwickelt werden muss (vgl. Abschnitt V Buchsta- 
be E). Die im Konsens zwischen den Bündnisteilnehmem 
(Bundesregierung und Sozialpartner) verabschiedete Er- 
klärung geht davon aus, dass jedenfalls zum damaligen 
Zeitpunkt Bedarf für eine gesetzliche Neuregelung des In- 
solvenzschutzes nicht vorlag. Bei diesem Ergebnis han- 
delt es sich - soweit ersichtlich - um die bisher einzige 
Erklärung zur Weiterentwicklung des gesetzlichen Insol- 
venzschutzes, die sowohl von Arbeitgebern als auch von 
den Gewerkschaften mitgetragen wurde. 

Gerade auch wegen der im Bericht dargestellten unter- 
schiedlichen Positionen von Arbeitgeberorganisationen 
und Gewerkschaften ist für mögliche Weiterentwicklun- 
gen der gesetzlichen Regelungen zum Insolvenzschutz 
ein Konsens der beteiligten Seiten erforderlich. Regelun- 
gen, die eine Seite der Vertragsparteien unzumutbar und 
einseitig belasteten, können zu einer Verbreiterung der 
Akzeptanz von Langzeitkonten und vor allem ihrer Ein- 
richtung und Vereinbarung nicht beitragen. 

Weiterentwicklungen des Insolvenzschutzes sollten daher 
auch weiterhin Gegenstand der Beratungen im Bündnis 
sein und im Blickfeld tariflicher und betrieblicher Eini- 
gungen im Zusammenhang mit der Flexibilisierung der 
Arbeitszeit verbleiben. 

VII. Zusammenfassende Folgerungen und 
Empfehlungen 

A. Zusammenfassende Bewertung 

1. Auswertung der Tarifverträge 

Die Auswertung der vorhandenen Tarifverträge in Ab- 
schnitt V Buchstabe F hat gezeigt, dass Regelungen zur 
Insolvenzsicherung insbesondere in Tarifverträge aufge- 
nommen wurden, die auch Regelungen zur Altersteilzeit 


beinhalten. So werden in ca. einem Drittel aller Tarifver- 
träge mit Altersteilzeitregelungen auch Aussagen zum In- 
solvenzschutz gemacht. Der Großteil der Tarifverträge 
verlagert die konkrete Regelung über den Insolvenzschutz 
allerdings auf die Betriebsebene. Tarifvertragliche Aussa- 
gen wie „Der Arbeitgeber berät geeignete Maßnahmen 
mit dem Betriebsrat und stellt sicher...“ bzw. „Der Arbeit- 
geber weist gegenüber dem Betriebsrat jährlich die aus- 
reichende Insolvenzsicherung nach.“ werden hierbei be- 
vorzugt. In den Tarifverträgen, die konkrete Aussagen zur 
Insolvenzsicherung machen, werden aber auch frei gestal- 
teten Regelungen, in denen der Arbeitgeber aus verschie- 
denen Arten der Insolvenzsicherung wählen kann, der 
Vorzug gegeben. Typisches Beispiel hierfür sind Aussa- 
gen wie „Der Arbeitgeber muss ausreichende Insolvenz- 
sicherung durch versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto oder sonstige sichere 
Anlagen sicherstellen.“ 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Ta- 
rifvertragsparteien ein durchaus engagiertes Interesse da- 
ran haben, die Ansprüche der Arbeitnehmer gegen Insol- 
venz zu sichern. Die Art der Absicherung kann jedoch 
sehr frei gestaltet werden und keiner besonderen Siche- 
rungsart ist Vorrang zu gewähren. 

2. Auswertung der Stellungnahmen und 
Bewertung 

Auf die Anfrage des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung bei den Bundesressorts, den Bundes- 
ländern, verschiedenen Organisationen und Unternehmen 
teilte der überwiegende Teil der Beteiligten mit, dass keine 
Erkenntnisse zur Insolvenzsicherung von Arbeitszeitgut- 
haben zur Verfügung stehen. Die Befragten, die inhaltlich 
zu Möglichkeiten und Erfahrungen des Insolvenzschutzes 
Stellung nehmen konnten, bewerteten größtenteils die ge- 
setzlichen Rahmenbedingungen als positiv und ausrei- 
chend. Die Form der Sicherung erfolge in zahlreichen 
Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen in den unter- 
schiedlichsten Sicherungswegen. Hierdurch kann die ge- 
wünschte Flexibilität für die Betriebe, auch für kleine und 
mittlere Betriebe, erreicht werden. 

ln der Praxis wurde auch die Forderung erhoben, eine ge- 
setzliche Regelung zur vollständigen Absicherung der 
Arbeitszeitguthaben zu schaffen, zum einen durch Er- 
weiterungen der gesetzlichen Vorgaben, zum anderen 
durch die Schaffung einer Sanktionsmöglichkeit für die 
Nichtbefolgung des zwingenden Insolvenzschutzes. Eine 
solche Sanktionsnorm könnte der Verbreitung von Lang- 
zeitkonten entgegenwirken. Eine Erweiterung der gesetz- 
lichen Grundlagen ist zum jetzigen Betrachtungs- 
zeitpunkt nicht erforderlich. Die Regelung des Insolvenz- 
schutzes in § 7d SGB IV ist in ihrer Gestaltung und Wir- 
kung ausreichend. 

3. Konkrete Forderungen und mögliche 
Umsetzung 

Der Forderung, auf gesetzlicher Ebene Sicherungsmodelle 
vorzugeben und Sanktionen bei Nichtbeachtung der ge- 
setzlichen Verpflichtung zum Insolvenzschutz von Arbeits- 
zeitguthaben vorzusehen, sollte nicht gefolgt werden. 
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Nach der Entscheidung des Gesetzgebers sind den Ver- 
tragspartnern keine bestimmten Modelle vorgegeben 
worden, um das geltende Recht so weiterzuentwickeln, 
dass es den berechtigten Interessen der beteiligten Arbeit- 
nehmer, Arbeitgeber und Sozialversicherungsträgem 
Rechnung trägt und für künftige Entwicklungen offen 
bleibt. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass auf diese 
Weise von Betrieben, die flexible Arbeitszeiten anbieten, 
auf die konkreten betrieblichen Umstände zugeschnittene 
Lösungen gefunden werden konnten, die sich nicht belie- 
big auf andere Branchen und Wirtschaftsbereiche übertra- 
gen lassen. Um ein auf einzelne Betriebe oder Branchen 
zugeschnittenes Modell zu ermöglichen, wäre eine starre 
gesetzliche Regelung eher hinderlich als förderlich. Da- 
neben besteht bei der Vielzahl der Sicherungsmöglich- 
keiten und der Vielzahl von Kombinationen von Lang- 
zeitkonten und Wertguthaben eine derartige Fülle von 
Modellen und Lösungen, dass ein für alle Modelle glei- 
chermaßen taugliches Instmment zum Insolvenzschutz 
nicht existieren kann. 

Eine Sanktionierung bei Nichtbeachtung der gesetzlichen 
Verpflichtung wäre auch aus diesem Grund abzulehnen. 

4. Mögliche Felder zur Weiterentwicklung 

Die Auswertung der Stellungnahmen, eine Durchsicht der 
gesetzlichen Vorgaben und die Darlegungen der Praxis 
machen deutlich, dass die Partner von Vereinbarungen 
flexibler Arbeitszeitregelungen selbst passende Lösungen 
für individuelle Modelle und ihre Umsetzung in der Pra- 
xis entwickeln und ausreichend verantwortungsvoll Um- 
setzen. Eine zukünftige weitere Verbreitung von flexiblen 
Arbeitszeitmodellen, mit der zu rechnen ist, führt zu einer 
Weiterentwicklung aus sich heraus. Die Schaffung neuer 
Vorgaben für den Insolvenzschutz von Wertguthaben 
durch den Gesetzgeber würde diese Entwicklung nicht 
nur nicht unterstützen, sondern eher behindern. 


B. Empfehlungen 

Aus den vorliegenden Ergebnissen lässt sich zusammen- 
fassend feststellen, dass sich die gesetzliche Regelung des 
§ 7d SGB IV zum Insolvenzschutz von Arbeitszeitgutha- 
ben grundsätzlich bewährt hat und zur Flexibilität in den 
Betrieben, die flexible Arbeitszeitmodelle anwenden, 
beiträgt. Die Insolvenzsicherung ist in zahlreichen Berei- 
chen, Branchen und Wirtschaftszweigen in Tarifverträgen 
oder Betriebsvereinbarungen geregelt. Es ist bei zuneh- 
mender Verbreitung von flexiblen Arbeitszeitregelungen 
mit einer weiteren Entwicklung von verschiedenen Siche- 
rangsmodellen zu rechnen. 

Dort, wo entgegen der gesetzlichen Verpflichtung aus 
§ 7d SGB IV ein wirksamer Insolvenzschutz nicht ver- 
einbart und durchgeführt wird, kann es im Fall der Insol- 
venz des Arbeitgebers zu erheblichen Nachteilen für die 
betroffenen Arbeitnehmer kommen. Insoweit sollten alle 
Beteiligten auf geeignete Maßnahmen zu einer verbesser- 
ten Insolvenzabsicherung in der Praxis hinwirken. 

Inzwischen haben sich verschiedene Modelle in der Pra- 
xis etabliert, manche haben sich besser bewährt als an- 
dere. Im gegenwärtigen Zeitpunkt kann allerdings keinem 
dieser Modelle der gesetzlich normierte Vorzug gegeben 
werden. Auch andere Möglichkeiten, eine bessere Befol- 
gung der Pflicht zur Insolvenzsicherung durchzusetzen, 
wie z. B. Sanktionen bei Nichtabsicherang, haben sich 
bislang nicht als geeignet erwiesen, die Einführung von 
Langzeitkonten zu verbreitern. 

Aufgrund der in Einzelfragen durchaus voneinander ab- 
weichenden Standpunkte der Tarif- und Betriebspartner 
ist es ratsam, die Entwicklung von Langzeitkonten und 
ihre praktische Umsetzung weiterhin durch den Gesetz- 
geber sorgfältig zu beobachten und zu analysieren, um ge- 
gebenenfalls mit geeigneten Maßnahmen Fehlsteueran- 
gen entgegenzuwirken. 
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A. Ausgewählte Stellungnahmen 
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B. Liste tarifvertragliche Regelungen über Insolvenzsicherung 

Stand: November 2001 



Tarifbereich 

Art des Tarifvertrages 

Abschlussdatum 

1 . 

Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Deutschland 

TV über Insolvenz- 
sicherungsfonds 

25.11.1996 

2. 

Baugewerbe Deutschland 

Arbeitszeitkonto 

(Bundesrahmen-TV) 

09.06.1997 

3. 

Metallindustrie Nordwürttemberg/Nordbaden 

Altersteilzeit 

27.09.1997 

4. 

Metall- und Elektroindustrie Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

23.10.1997 

5. 

Metall- und Elektroindustrie Bayern 

Altersteilzeit 

24.11.1997 

6. 

Metall- und Elektroindustrie Hessen 

Altersteilzeit 

05.12.1997 

7. 

Metall- und Elektroindustrie Rheinland-Pfalz 

Altersteilzeit 

05.12.1997 

8. 

Metall- und Elektroindustrie Saarland 

Altersteilzeit 

05.12.1997 

9. 

Metall- und Elektroindustrie Südwürttemberg- 
Hohenzollern, Südbaden 

Altersteilzeit 

16.12.1997 

10. 

Metall- und Elektroindustrie Berlin- West 

Altersteilzeit 

20.02.1998 

11. 

Elli-Ariba GmbH, Riegel 

Altersteilzeit 

10.03.1998 

12. 

DS-Getränke-Logistik GmbH, Stuttgart 

Altersteilzeit 

10.03.1998 

13. 

Coca-Cola Erfrischungsgetränke AG, Berlin 

Altersteilzeit 

13.03.1998 

14. 

HM Interdrink GmbH, Mannheim 

Altersteilzeit 

19.03.1998 

15. 

Schmuck- und Uhrenindustrie Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

08.04.1998 

16. 

BEA Elektrotechnik und Automation GmbH, 

Düsseldorf 

Altersteilzeit 

24.04.1998 

17. 

Chemische Industrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

09.05.1998 

18. 

Kraftfahrzeuggewerbe Bayern 

Altersteilzeit 

12.05.1998 

19. 

Metallindustrie Nordwestliches Niedersachsen, 
Unterweser, Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg- V orpommem 

Altersteilzeit 

02.06.1998 

20. 

Metallwerke Schwarzwald GmbH, Villingen- 
Schwenningen (Zusatz-TV zum Verbands-TV) 

Arbeitszeit-Langzeitkonto 

23.06.1998 

21. 

Forest Gesellschaft für Personalcomputer mbH, 
Villingen-Schwenningen 

Beschäftigungssicherung 

23.06.1998 

22. 

Energiewirtschaft Hessen 

Altersteilzeit 

26.06.1998 

23. 

Lehmann GmbH, Gutach 

Beschäftigungssicherung 

07.07.1998 

24. 

Dachdeckerhandwerk Deutschland 

Altersteilzeit 

15.07.1998 

25. 

Info Systems GmbH, Elmshorn 

Arbeitszeitkonto 

06.08.1998 

26. 

Milchindustrie Nord- und Südbaden 

Altersteilzeit 

14.09.1998 

27. 

Bischof & Klein GmbH, Lengerich 

Altersteilzeit 

18.09.1998 

28. 

Maler- und Lackiererhandwerk Deutschland 

Arbeitszeitkonto (Rahmen- 
tarifvertrag) 

28.09.1998 

29. 

Norddeutsche Informationssysteme GmbH, Kiel 

Altersteilzeit 

05.10.1998 

30. 

Nichtbundeseigene Eisenbahnen 

Altersteilzeit 

16.10.1998 

31. 

Süßwarenindustrie Deutschland 

Altersteilzeit 

05.11.1998 

32. 

Kraftfahrzeuggewerbe Nordrhein-Westfalen 

Altersteilzeit 

05.11.1998 

33. 

EKO Stahl GmbH, Eisenhüttenstadt 

Altersteilzeit 

17.11.1998 

34. 

Metall- und Elektroindustrie Sachsen 

Altersteilzeit 

01.12.1998 

35. 

Brauereien Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

09.12.1998 

36. 

Steine- und Erdenindustrie Bayern 

Altersteilzeit 

15.12.1998 

37. 

AFS Aviation Fuel Services GmbH, Hamburg 

Altersteilzeit 

15.12.1998 
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Tarifbereich 

Art des Tarifvertrages 

Abschlussdatum 

38. 

Grimm Display GmbH und Barmstedter 
Holzbearbeitung GmbH, Barmstedt 

Arbeitszeitkonto 

18.12.1998 

39. 

Dieffenbacher Maschinenfabrik GmbH, Zaisenhausen 

Altersteilzeit 

18.12.1998 

40. 

Coats Deutschland GmbH, Freiburg 

Altersteilzeit 

18.12.1998 

41. 

Kiefel, Paul Gmbh, Freilassing 

Altersteilzeit 

21.12.1998 

42. 

VEW TELNET-Gesellschaft flir Telekommunikation 
und Netzdienste mbH, Dortmund 

Langzeitarbeitszeitkonto 

14.01.1999 

43. 

Peiniger, Ernst GmbH, Gelsenkirchen 

Altersteilzeit 

27.01.1999 

44. 

Hennigsdorfer Elektrostahlwerke, Hennigsdorf 

Altersteilzeit 

09.02.1999 

45. 

Einzelhandel Nordrhein-Westfalen 

Altersteilzeit 

16.02.1999 

46. 

Einzelhandel Niedersachsen 

Altersteilzeit 

24.02.1999 

47. 

Mineralbrunnen- und Erfrischungsgetränkeindustrie 
Rheinland-Pfalz, Saarland 

Altersteilzeit 

27.02.1999 

48. 

Entsorgungswirtschaft Deutschland 

Altersteilzeit und 
Lebensarbeitszeit 
(Bundesmantel-TV) 

02.03.1999 

49. 

Einzelhandel Hessen 

Altersteilzeit 

17.03.1999 

50. 

Molkereien Rheinland-Pfalz 

Altersteilzeit 

23.03.1999 

51. 

Einzelhandel Saarland 

Altersteilzeit 

01.04.1999 

52. 

Eisenschaffende Industrie Saarland 

Altersteilzeit 

14.04.1999 

53. 

Milchindustrie Rheinland-Nassau 

Altersteilzeit 

21.04.1999 

54. 

Krupp Thyssen Nirosta GmbH 

Altersteilzeit 

07.05.1999 

55. 

Bleistiftindustrie Deutschland 

Altersteilzeit 

11.05.1999 

56. 

Mineralbrunnen Hessen 

Altersteilzeit 

18.05.1999 

57. 

Brauereien Saarland 

Altersteilzeit 

19.05.1999 

58. 

Kraft Jacobs Suchard GmbH, Bremen 

Altersteilzeit 

02.06.1999 

59. 

Tivoli Klebstoff GmbH, Hamburg 

V ermögens wirksame 
Leistungen 

30.06.1999 

60. 

Südwestdeutsche Salz werke AG, Heilbronn 

Langzeitarbeitszeitkonto 

30.06.1999 

61. 

Nestle Deutschland AG, Werk Weiding 

Altersteilzeit 

01.07.1999 

62. 

DaimlerChrysler Aerospace Airbus GmbH, Nordenham 

Langzeitarbeitszeitkonto 

14.07.1999 

63. 

Hipp-Werk Georg Hipp GmbH, Pfaffenhofen 

Altersteilzeit 

27.07.1999 

64. 

Ruhr Kristallglas GmbH, Essen 

V ermögens wirksame 
Leistungen und Alters- 
vorsorge 

13.09.1999 

65. 

Milchprüfring Baden-Württemberg, Stuttgart 

Altersteilzeit 

01.10.1999 

66. 

Papierindustrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

14.10.1999 

67. 

Unternehmensgruppe Melitta, Minden 

Altersteilzeit 

25.10.1999 

68. 

DMT-Gesellschaft für Lehre und Bildung mbH, 

Bochum 

Altersteilzeit 

28.10.1999 

69. 

Flachglasindustrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

02.11.1999 

70. 

TÜV Mitte-Gruppe, Essen 

Altersteilzeit 

11.11.1999 

71. 

Norddeutsche Mischwerke, Berlin 

Altersteilzeit 

17.11.1999 

72. 

Emsland-Stärke GmbH, Emlichheim 

Altersteilzeit 

26.11.1999 

73. 

Lederindustrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

30.11.1999 

74. 

Krupp Edelstahlprofile GmbH, Hagen 

Altersteilzeit 

09.12.1999 

75. 

Scheu + Wirth AG, Regensburg 

Beschäftigungssicherung 

20.12.1999 

76. 

Magnum Metallbearbeitung GmbH 

Altersteilzeit 

23.12.1999 

77. 

Kraftfahrzeuggewerbe Rheinland-Rheinhessen 

Altersteilzeit 

25.01.2000 

78. 

Nestle Deutschland AG, Betriebe der Allgäuer 
Alpenmilch GmbH, Biessenhofen 

Altersteilzeit 

01.02.2000 
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Tarifbereich 

Art des Tarifvertrages 

Abschlussdatum 

79. 

Kraftfahrzeuggewerbe Hessen 

Altersteilzeit 

07.02.2000 

80. 

Weyhausen GmbH Maschinenfabrik, Wildeshausen 

Altersteilzeit 

16.02.2000 

81. 

IBM Informationssysteme Deutschland GmbH, 

Stuttgart 

Altersteilzeit 

18.02.2000 

82. 

Kraftfahrzeuggewerbe Schleswig-Holstein 

Altersteilzeit 

29.02.2000 

83. 

Flensburger Schiffbau-Gesellschaft mbH 

Zusatzrente 

01.03.2000 

84. 

Hochland AG, Heimenkirch 

Altersteilzeit 

03.03.2000 

85. 

Nestle Deutschland AG, Werk Singen 

Altersteilzeit 

08.03.2000 

86. 

Lloyd Werft GmbH, Bremerhaven 

Arbeitszeitkonto 

15.03.2000 

87. 

V & M Deutschland GmbH 

Altersteilzeit 

29.03.2000 

88. 

Fristam Pumpen GmbH, Hamburg 

Altersteilzeit 

01.04.2000 

89. 

Steine- und Erdenindustrie Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

18.04.2000 

90. 

Bauhauptgewerbe Deutschland 

Altersteilzeit 

19.04.2000 

91. 

Saar Nadellager oHG, Homburg u. a. 

Altersteilzeit 

25.04.2000 

92. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Hessen 

Altersteilzeit 

03.05.2000 

93. 

Lederwaren- und Kofferindustrie Westdeutschland 

Altersteilzeit 

03.05.2000 

94. 

Schreib- und Zeichengeräteindustrie Deutschland 

Altersteilzeit 

09.05.2000 

95. 

Globus Handelshof, Dutenhofen 

Altersteilzeit 

09.05.2000 

96. 

Poppensieker & Derix, Westerkappeln- Velpe 

Altersteilzeit 

09.05.2000 

97. 

Holzindustrie und Kunststoffverarbeitung Baden- 
Württemberg 

Altersteilzeit 

15.05.2000 

98. 

Petri AG, Aschaffenburg 

Altersteilzeit 

16.05.2000 

99. 

Säge-und Holzarbeitungsindustrie Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

18.05.2000 

100. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Nordrhein 

Altersteilzeit 

18.05.2000 

101. 

Süßwarenindustrie Hessen 

Altersvorsorge 

18.05.2000 

102. 

Maurer, Georg, Bauuntemehmung, Ulm 

Altersteilzeit 

18.05.2000 

103. 

Säge- und Holzindustrie Niedersachsen 

Altersteilzeit 

19.05.2000 

104. 

Einzelhandel Rheinland-Pfalz 

Altersteilzeit 

22.05.2000 

105. 

Kraftfahrzeughandel Hessen 

Altersteilzeit 

22.05.2000 

106. 

Nährmittel- und Feinkostindustrie Hessen, Rheinland- 
Pfalz 

Altersvorsorge 

29.05.2000 

107. 

Schuhindustrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

31.05.2000 

108. 

R & B Industrieanlagenverwertung GmbH 

Altersteilzeit 

01.06.2000 

109. 

Groß- und Außenhandel Schleswig-Holstein 

Altersteilzeit, Altersvorsorge 

05.06.2000 

110. 

Futtermittelindustrie Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

05.06.2000 

111. 

BeCo Matratzen GmbH, Lübbecke 

Altersteilzeit 

05.06.2000 

112. 

Holz- und Kunststoffverarbeitende Industrie Bremen, 
Niedersachsen 

Altersteilzeit 

06.06.2000 

113. 

Säge- und holzbearbeitende Industrie Baden- 
Württemberg 

Altersteilzeit 

08.06.2000 

114. 

Kunststoffverarbeitende Industrie Kreis Lippe 

Altersteilzeit 

08.06.2000 

115. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Westfalen 

Altersteilzeit 

09.06.2000 

116. 

Speditionsgewerbe Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

09.06.2000 

117. 

Säge- und Holzbearbeitungsindustrie Ostdeutschland 

Altersteilzeit 

13.06.2000 

118. 

Groß- und Außenhandel Thüringen 

Altersteilzeit 

14.06.2000 

119. 

Groß- und Außenhandel Rheinland-Rheinhessen 

Altersteilzeit 

19.06.2000 

120. 

Datenverarbeitungszentrum Suhl 

Altersteilzeit 

21.06.2000 

121. 

Einzelhandel Hamburg 

Altersteilzeit 

22.06.2000 

122. 

Genossenschaftlicher Großhandel Hessen 

Altersteilzeit 

23.06.2000 

123. 

Mende, Wilhelm GmbH, Gittelde 

Altersteilzeit 

23.06.2000 
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124. 

Stahlindustrie Ostdeutschland 

Altersteilzeit 

27.06.2000 

125. 

GBG Bestattungsgesellschaft mbh, Grieneisen Erd- und 
Feuerbestattungen GmbH, Berlin 

Altersteilzeit 

28.06.2000 

126. 

Groß- und Außenhandel Mecklenburg-Vorpommern 

Altersteilzeit 

29.06.2000 

127. 

Fagus-Werk Karl Benscheidt, Alfeld 

Altersteilzeit 

29.06.2000 

128. 

Genossenschaftlicher Großhandel Rheinland-Pfalz 

Altersteilzeit 

30.06.2000 

129. 

Pelipal Möbelfabrik, Schlangen 

Altersvorsorge 

30.06.2000 

130. 

AVA Allgemeine Handelsgesellschaft der Verbraucher 
AG, Bielefeld 

Altersteilzeit 

04.07.2000 

131. 

Seehafenbetriebe 

Langzeitarbeitszeitmodell 

05.07.2000 

132. 

Groß- und Außenhandel Pfalz 

Altersteilzeit 

06.07.2000 

133. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Saarland 

Altersteilzeit 

11.07.2000 

134. 

Tiefkühlhäuser und angeschlossene Logistikbetriebe 
Deutschland 

Altersteilzeit 

13.07.2000 

135. 

Einzelhandel Schleswig-Holstein 

Altersteilzeit 

17.07.2000 

136. 

Einzelhandel Sachsen 

Altersteilzeit 

21.07.2000 

137. 

Einzelhandel Sachsen- Anhalt 

Altersteilzeit 

21.07.2000 

138. 

Textilreinigungsgewerbe Deutschland (ohne Berlin) 

Altersteilzeit 

22.07.2000 

139. 

Einzelhandel Brandenburg 

Altersteilzeit 

04.08.2000 

140. 

Hanna-Feinkost GmbH, Delbrück 

Altersteilzeit 

09.08.2000 

141. 

DEA Mineralöl & Service GmbH, Hamburg 

Altersteilzeit 

15.08.2000 

142. 

DEA Flüssiggas GmbH, Oldenburg 

Altersteilzeit 

15.08.2000 

143. 

Holzindustrie und Kunststoffverarbeitung Bayern 

Altersteilzeit 

23.08.2000 

144. 

Hörnlein, Reinhard GmbH, Bevern 

Altersteilzeit 

04.09.2000 

145. 

Groß- und Außenhandel Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

07.09.2000 

146. 

Einzelhandel Mecklenburg- V orpommern 

Altersteilzeit 

07.09.2000 

147. 

Textilindustrie Saarland 

Altersteilzeit 

12.09.2000 

148. 

Hohl- und Kristallglasindustrie Bayern 

Altersvorsorge 

15.09.2000 

149. 

Wistoba-Pinselfabrik GmbH, Bad Lauterberg 

Altersteilzeit 

15.09.2000 

150. 

Landmaschinenmechanikerhandwerk Niedersachsen 

Altersteilzeit 

18.09.2000 

151. 

Einzelhandel Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

18.09.2000 

152. 

Metallverarbeitendes Handwerk Niedersachsen 

Altersteilzeit 

18.09.2000 

153. 

Groß- und Außenhandel Nordrhein- Westfalen 

Altersvorsorge 

19.09.2000 

154. 

Lech-Stahlwerke, Augsburg 

Altersteilzeit 

22.09.2000 

155. 

Textil- und Bekleidungsindustrie Westdeutschland 

Altersteilzeit 
dazu besondere Insol- 
venzschutzregelung vom 
04.05.2001 

23.09.2000 

156. 

Bekleidungs-, Wäsche- und Miederindustrie Saarland 

Altersteilzeit 

23.09.2000 

157. 

RAG Additive GmbH, Essen 

Altersteilzeit 

27.09.2000 

158. 

RAG Coal International AG, Essen 

Altersteilzeit 

27.09.2000 

159. 

RAG Trading GmbH, Essen 

Altersteilzeit 

27.09.2000 

160. 

RAG Verkauf GmbH, Essen 

Altersteilzeit 

27.09.2000 

161. 

Der Praktiker Bau- und Heimwerkermärkte AG, Kirkel 

Altersteilzeit 

27.09.2000 

162. 

Eurawasser Aufbereitungs- und Entsorgungs GmbH, 
Rostock 

Altersteilzeit 

28.09.2000 

163. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Hamburg, 
Schleswig-Holstein 

Altersteilzeit 

09.10.2000 

164. 

Säge- und Hobelwerke Hamburg 

Altersteilzeit 

09.10.2000 

165. 

Weberei Landshut, Essenbach 

Altersteilzeit 

10.10.2000 
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166. 

Bogner Willy GmbH, München 

Altersteilzeit 

11.10.2000 

167. 

Meyer-Hosen AG, Denklingen 

Altersteilzeit 

12.10.2000 

168. 

Hutindustrie Bayern 

Altersteilzeit 

17.10.2000 

169. 

Konfektion Technischer Textilien Deutschland 

Altersteilzeit 

17.10.2000 

170. 

Molan Kunststofftechnik GmbH, Bremen 

Altersteilzeit 

17.10.2000 

171. 

Molanex Dittrich GmbH, Bremen 

Altersteilzeit 

17.10.2000 

172. 

Auftragsbezogener Ladenbau Nordrhein- Westfalen 

Altersteilzeit 

17.10.2000 

173. 

Cham-Textil GmbH, Cham 

Altersteilzeit 

18.10.2000 

174. 

Kunststoffverarbeitende Industrie Bayern 

Altersvorsorge 

19.10.2000 

175. 

Brauereien Siegerland, Sauerland 

Altersteilzeit 

20.10.2000 

176. 

Groß- und Außenhandel Saarland 

Altersteilzeit 

24.10.2000 

177. 

Böhmerwald GmbH, Cham 

Altersteilzeit 

24.10.2000 

178. 

Heizungstechnik Hessen 

Altersteilzeit 

26.10.2000 

179. 

Walter Rau Lebensmittelwerke GmbH, Hilter 

Altersteilzeit 

26.10.2000 

180. 

Säge- und Holzbearbeitungsindustrie Bayern 

Altersteilzeit 

30.10.2000 

181. 

Fotomaterialverarbeitende Betriebe 

Altersvorsorge 

30.10.2000 

182. 

Milchindustrie Württemberg 

Altersteilzeit 

31.10.2000 

183. 

RAG Bildung Berufskolleg GmbH 

Altersteilzeit 

31.10.2000 

184. 

Groß- und Außenhandel Sachsen-Anhalt 

Altersvorsorge 

03.11.2000 

185. 

Bettwarenindustrie Westdeutschland 

Altersteilzeit 

06.11.2000 

186. 

Groß- und Außenhandel Sachsen 

Altersvorsorge 

07.11.2000 

187. 

Steilmann-Gruppe, Wattenscheid u. a. 

Altersteilzeit 

13.11.2000 

188. 

Artländer Bekleidungswerke GmbH, Ankum 

Altersteilzeit 

20.11.2000 

189. 

Prym William GmbH, Stolbergh 

Altersteilzeit 

20.11.2000 

190. 

Oettinger Bier Brauhaus Oettingen GmbH, Oettingen 

Altersteilzeit 

22.11.2000 

191. 

Kunststoffverarbeitende Industrie Baden-Württemberg 

Altersvorsorge 

22.11.2000 

192. 

Kunststoffverarbeitende Industrie Hessen 

Altersvorsorge 

22.11.2000 

193. 

Keramische Industrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

22.11.2000 

194. 

Groß- und Außenhandel Hessen 

Altersteilzeit 

23.11.2000 

195. 

Kraftfahrzeuggewerbe Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

30.11.2000 

196. 

Glasindustrie Ostdeutschland 

Altersvorsorge 

01.12.2000 

197. 

Eurofoam Deutschland GmbH Schaumstoffe, 

Ebersbach 

Altersteilzeit 

01.12.2000 

198. 

Buchhandel Bayern 

Altersteilzeit 

03.12.2000 

199. 

Einzelhandel Landkreis Limburg-Weilburg 

Altersteilzeit 

08.12.2000 

200. 

Glasfabrik Lamberts GmbH, Wunsiedel 

Altersvorsorge 

11.12.2000 

201. 

Genossenschaftliche Groß- und Dienstleistungsbetriebe 
Hessen (gewerbliche Verbundgruppen) 

Altersvorsorge 

12.12.2000 

202. 

Kölln, Peter, Mühlenwerke, Elmshorn 

Altersteilzeit 

12.12.2000 

203. 

Stahlindustrie Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Bremen 

Langzeit- Arbeitszeitkonten 

13.12.2000 

204. 

Schuhindustrie Westdeutschland 

Altersvorsorge 

15.12.2000 

205. 

DK Recycling und Roheisen GmbH, Duisburg 

Altersteilzeit 

15.12.2000 

206. 

Homanit GmbH, Herzberg 

Altersteilzeit 

19.12.2000 

207. 

Recticel Schlafkomfort GmbH, Haßfurth 

Altersteilzeit 

10.01.2001 

208. 

Brot- und Backwarenindustrie Bayern 

Altersteilzeit 

11.01.2001 

209. 

Waiko Büromöbel GmbH, Durlangen 

Altersteilzeit 

11.01.2001 

210. 

Rinderzucht Schleswig-Holstein e.G., Neumünster 

Altersteilzeit 

15.01.2001 

211. 

Haus Vogelsang GmbH, Datteln 

Altersteilzeit 

19.01.2001 

212. 

Fotomaterialverarbeitende Betriebe Deutschland 

Altersvorsorge 

22.01.2001 
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213. 

Gruber + Weber GmbH, Gernsbach 

Altersteilzeit 

24.01.2001 

214. 

Bekleidungsindustrie Bergisches Land 

Altersteilzeit 

29.01.2001 

215. 

Seehafenbetriebe Westdeutschland 

Altersteilzeit 

31.01.2001 

216. 

Abeking & Rasmussen Schiffs- und Yachtwerft GmbH, 
Lemwerder 

Altersteilzeit 

31.01.2001 

217. 

Abeking & Rasmussen Rotec GmbH, Lemwerder 

Altersteilzeit 

31.01.2001 

218. 

Dinea Gastronomie GmbH und Axxe Reisegastronomie 
GmbH, Köln 

Altersteilzeit 

31.01.2001 

219. 

Commercial Intertech GmbH, Geringswalde 

Altersteilzeit 

12.02.2001 

220. 

Sachsenhydraulik GmbH, Chemnitz 

Altersteilzeit 

12.02.2001 

221. 

Ferrostaal Maintenance Nord GmbH, Salzbergen 

Altersteilzeit 

13.02.2001 

222. 

Siebenwurst GmbH, Dietfurt und MT Technologies 

AG, Ingolstadt 

Altersteilzeit 

19.02.2001 

223. 

Erfrischungsgetränke-Industrie Nordrhein- W estfalen 

Altersteilzeit 

20.02.2002 

224. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie 

Altersteilzeit 

21.02.2001 

225. 

Feinkeramische Industrie Deutschland 

Altersvorsorge 

22.02.2001 

226. 

Metall- und Elektroindustrie Hamburg, Bremen, 
Nordwestliches Niedersachsen 

Altersteilzeit 

23.02.2001 

227. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Sachsen- 
Anhalt 

Altersteilzeit 

01.03.2001 

228. 

Optimus GmbH, Logistik & Co. Warendienstleistungs 
KG, Brieselang 

Altersteilzeit 

01.03.2001 

229. 

Metro Real Estate Management GmbH 

Altersteilzeit 

02.03.2001 

230. 

GG Langheinrich GmbH, Schlitz 

Altersteilzeit 

07.03.2001 

231. 

Einzelhandel Bayern 

Altersteilzeit 

09.03.2001 

232. 

Einzelhandel Bremen 

Altersteilzeit 

09.03.2001 

233. 

Kraftfahrzeuggewerbe Saarland 

Altersteilzeit 

09.03.2001 

234. 

Bögl, Max, Transport und Geräte GmbH u. a., 

Neumarkt 

Altersteilzeit 

09.03.2001 

235. 

Kraftfahrzeuggewerbe Pfalz 

Altersteilzeit 

12.03.2001 

236. 

Erasco GmbH, Lübeck 

Altersteilzeit 

14.03.2001 

237. 

Mühlenbetriebe Baden-Württemberg 

Altersteilzeit 

19.03.2001 

238. 

Markant Dienstleistungs- & Logistik GmbH, Pirmasens 

Altersteilzeit 

21.03.2001 

239. 

Ölmühlen Krefeld und Neuss 

Altersteilzeit 

03.04.2001 

240. 

SBF Hagusta GmbH, Peine 

Altersvorsorge 

04.04.2001 

241. 

BLG-Logistics Group AG, Bremen 

Altersteilzeit 

18.04.2001 

242. 

Sächsische Lotto GmbH, Leipzig 

Altersteilzeit 

24.04.2001 

243. 

Graepel, Friedrich AG, Löningen 

Altersteilzeit 

02.05.2001 

244. 

Nestle Deutschland AG, Hauptverwaltung und 
Außendienst 

Altersteilzeit 

07.05.2001 

245. 

Kraftfahrzeuggewerbe Berlin, Brandenburg 

Altersteilzeit 

14.05.2001 

246. 

Obst-, gemüse- und kartoffelverarbeitende Industrie 
Westdeutschland 

Altersteilzeit 

21.05.2001 

247. 

Privates Versicherungsgewerbe, Deutschland 

Altersvorsorge 

28.05.2001 

248. 

Nolte-Küchen, Löhne 

Altersvorsorge 

05.06.2001 

249. 

Ingenieur-, Architektur- und Planungsbüros 

Deutschland 

Altersteilzeit 

06.06.2001 

250. 

Burger Küchenmöbel GmbH, Burg 

Altersteilzeit 

06.06.2001 

251. 

Ölmühlen- und Silobetriebe Brökeimann, Hamm 

Altersteilzeit 

18.06.2001 

252. 

Securitas GmbH Werkschutz, Itzehoe 

Altersteilzeit 

20.06.2001 
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253. 

Jenoptik AG, Jena 

Altersvorsorge 

28.06.2001 

254. 

Bürsten- und Pinselindustrie Hamburg, Schleswig- 
Holstein 

Altersteilzeit 

02.08.2001 

255. 

Seehafen Wismar GmbH, Wismar 

Altersteilzeit 

06.08.2001 

256. 

Metall- und Elektroindustrie Deutschland 

Altersvorsorge 

04.09.2001 

257. 

Konsumgenossenschaften des Handels Sachsen- Anhalt 

Altersteilzeit 

05.09.2001 

258. 

Ideal Automotive, Bamberg 

Altersteilzeit 

21.09.2001 

259. 

Bildungseinrichtung Buckow e.V., Lichterfelde 

Altersteilzeit 

27.09.2001 
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1 . 

Kunststoffverarbeitende Industrie Bayern 
(Neufassung vom 11.10.2000) 

20.05.1996 

57 

2. 

Papierindustrie Westdeutschland 
(Neufassungen vom 14.05.1998 und 01.04.2000 

29.04.1996 

55 

3. 

Rohtongrubenbetriebe Oberbayem 

(Anwendung des Altersteilzeit-Tarifvertrages der chemischen 

Industrie) 

23.05.1996 


4. 

Zementindustrie Nordwestdeutschland 
(Neufassung vom 14.05.2001) 

18.06.1996 

5 

5. 

Oberland Glas AG, Bad Wurzach, u. a. Firmen 
(Neufassung vom 31.05.2000) 

23.06.1996 


6. 

Keramische Industrie Deutschland 

(Neufassungen vom 09.04.1997, 12.11.1998,21.01.1999, 22.11.2000 
und 22.02.2001) 

25.06.1996 

44 

7. 

Glashüttenwerke Holzminden 

03.07.1996 


8. 

Hohlglasindustrie Landesgruppe Rhein-Weser 
(Neufassung vom 16.08.2000) 

03.07.1996 

12 

9. 

Ölmühlenindustrie Hamburg 
(Neufassung vom 04.07.2000) 

01.08.1996 

0,2 

10. 

Südsalz GmbH, München 
(Neufassung vom 15.12.2000) 

19.08.1996 


11. 

Gemeinschaftskraftwerk Weser GmbH, Porta Westfalica 

24.09.1996 


12. 

Deutsche Lufthansa AG 

30.09.1996 

40 

13. 

Deutsche Bahn AG 

10.10.1996 

160 

14. 

Gemeinnützige Gesellschaft für paritätische Sozialarbeit mbH, 
Wilhelmshaven 

23.10.1996 

0 

15. 

Flachglas AG 

06.11.1996 

3,2 

16. 

Schott Glaswerke, Mainz 
(Neufassung vom 13.10.2000) 

09.11.1996 


17. 

Kunststoffmdustrie Baden-Württemberg 
(Neufassung vom 22.1 1.2000) 

11.11.1996 

60 

18. 

Hohlglasveredelungs- und -Verarbeitungsindustrie Westdeutschland 
(Neufassung vom 12.10.2000) 

12.11.1996 

35 

19. 

Deutsche Spezialglas AG, Delligsen 

14.11.1996 


20. 

Sekurit Saint Gobain Nutzfahrzeugglas GmbH & Co. KG, Porz 

18.11.1996 


21. 

VEGLA Vereinigte Glaswerke, Aachen 

18.11.1996 


22. 

Hohlglaserzeugungsindustrie Landesgruppe Nordwest 
(Neufassung vom 19.09.2000) 

21.11.1996 


23. 

Hohl- und Kristallglasindustrie Bayern 
(Neufassung vom 15.09.2000) 

02.12.1996 

0 

24. 

Glasfabrik Lamberts, Wunsiedel 
(Neufassung vom 11.12.2000) 

03.12.1996 


25. 

Barthmann cristall, Wolfach 

06.12.1996 


26. 

Bremer Lagerhausgesellschaft AG 

18.12.1996 


27. 

ADM Ölmühlen GmbH, Ölwerke Spyck 

21.12.1996 
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28. 

BHW Holding AG, Hameln 
(geändert durch TV vom 08.10.2001) 

14.01.1997 

5 

29. 

Wisthoff GmbH & Co., Essen 
(Neufassung vom 13.06.2000) 

13.02.1997 


30. 

PPS Personal-, Produktions- und Sevicegesellschaft mbH, Salzgitter 

03.03.1997 


31. 

Esso AG 

07.03.1997 

2 

32. 

BGAG Beteiligungsgesellschaft der Gewerkschaften AG 

13.03.1997 


33. 

PreussenElektra-Gruppe 

13.03.1997 

12 

34. 

Raiffeisen- W arengenossenschaften Ostdeutschland 

TV regelt vor allem die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 
Arbeitszeit. 

(Neufassung vom 13.06.2001) 

13.05.1997 

2,4 

35. 

Privates Bankgewerbe 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

28.05.1997 

400 

36. 

Volksbanken und Raiffeisenbanken 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

28.05.1997 

20 

37. 

Berliner Kraft- und Licht AG (BEWAG) 

(Neufassung vom 30.07.2001) 

30.05.1997 

9,5 

38. 

Glasindustrie Ostdeutschland 
(Neufassung vom 01.12.2000) 

16.06.1997 

12 

39. 

Groß- und Außenhandel Sachsen-Anhalt 
(Neufassung vom 19.06.2000) 

19.06.1997 

20 

40. 

Superfos Verpackungen GmbH, Hamburg 

01.07.1997 


41. 

Privates Versicherungsgewerbe Deutschland 

04.07.1997 

290 

42. 

Amino GmbH, Frellstedt, Norddeutsche Zucker-Raffinerie GmbH, 
Frellstedt 

08.07.1997 


43. 

Elektrizitätswerke Baden-Württemberg 

08.07.1997 

16 

44. 

Akzo Nobel Hima GmbH, Heinsberg 

14.07.1997 


45. 

Volkswagen AG 
(Neufassung vom 04.10.2000) 

14.07.1997 

100 

46. 

Technische Dienste und Anlagenbau GmbH, Greppin 

18.07.1997 


47. 

The Burmah Oil Deutschland GmbH 

14.08.1997 


48. 

Fiducia Informationszentrale AG, Gernsbach 

15.09.1997 

1,3 

49. 

Metall- und Elektroindustrie Nordwürttemberg/Nordbaden 
(Neufassung vom 05.04.2000) 

27.09.1997 

550 

50. 

Frischdienst-Zentrale GmbH & Co. West KG, Solingen (TV regelt die 
Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit) 

14.10.1997 


51. 

Raiffeisen-Warengenossenschaften Niedersachsen, Bremen 
(Neufassung vom 06.07.2001) 

14.10.1997 

2 

52. 

Energiewirtschaft Nordrhein- Westfalen, Saarland - GWE-Bereich - 
(TV regelt die Möglichkeit der ungleichmäßigen Verteilung der 
Arbeitszeit) 

18.10.1997 

40 

53. 

AKF Allg. Kühlmöbelbau, Augsburg 

20.10.1997 


54. 

Winzergenossenschaften, Obst- und Gemüseerzeugermärkte und 
Blumengroßmärkte, Regierungsbezirke Nord- und Südbaden 

22.10.1997 

2 

55. 

Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalen 
(Neufassung vom 20.11 .2000) 

23.10.1997 

850 

56. 

Stuttgarter Hofbräu AG 

28.10.1997 
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57. 

Deutsche Presse Agentur GmbH dpa, Hamburg 

30.10.1997 


58. 

Thien & Frerichs GmbH & Co. KG, Oldenburg 

04.11.1997 


59. 

Stadtwerke Freiburg GmbH, Freiburg 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

11.11.1997 


60. 

Deutsche Postbank AG 
(Neufassung vom 08.1 1.2000) 

18.11.1997 

5 

61. 

Aral AG, Bochum (zugleich in Vollmacht für alle inländischen 
Tochtergesellschaften) 

20.11.1997 

1,2 

62. 

Steine und Erdenindustrie Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Niedersachsen 

21.11.1997 

4 

63. 

Metall- und Elektroindustrie Bayern 
(Neufassung vom 01.06.2001) 

24.11.1997 

650 

64. 

STN Atlas Elektronik GmbH, Bremen 

24.11.1997 


65. 

EWE AG, Oldenburg 

25.11.1997 


66. 

Werbeaußendienst des privaten Versicherungsgewerbes 

26.11.1997 


67. 

Raiffeisen-Warengenossenschaften Nord- und Südwürttemberg 

28.11.1997 

2,5 

68. 

Stadtwerke Düsseldorf AG 

28.11.1997 


69. 

Steine und Erdenindustrie Hessen 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

28.11.1997 

9 

70. 

Deutsche Shell AG, Hamburg 
(Neufassung vom 01.02.2000) 

02.12.1997 

2,8 

71. 

Mineralbrunnen Überkingen-Teinach AG, Bad Überkingen 

03.12.1997 


72. 

Oberschwaben Klinik gGmbH, Ravensburg 

03.12.1997 

2,7 

73. 

Braunschweigische Kohlen-Bergwerke AG, Helmstedt 

05.12.1997 


74. 

Metall- und Elektroindustrie Hessen 
(Neufassung vom 04.07.2001) 

05.12.1997 

360 

75. 

Metall- und Elektroindustrie Rheinland-Pfalz 
(Neufassung vom 31.03.2000 mit Änderung vom 14.1 1.2000) 

05.12.1997 

170 

76. 

Metall- und Elektroindustrie Saarland 
(Neufassung vom 14.1 1.2000) 

05.12.1997 

60 

77. 

Allgemeine Ortskrankenkassen Deutschland 

11.12.1997 

50 

78. 

Metall- und Elektroindustrie Südwürttemberg-Hohenzollern, 

Südbaden 

(Neufassung vom 05.04.2000) 

16.12.1997 

250 

79. 

Nassauische Heimstätte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft 
mbH, Frankfurt/Main 
(Neuabschluss vom 31.08.2000) 

16.12.1997 


80. 

Phoenix AG, Werk Thüringen, Waltershausen 

16.12.1997 


81. 

Miederindustrie, Deutschland 

(Neuabschluss vom 1 1.10.2000 mit Protokollnotiz vom 15.06.2001) 

22.12.1997 

4 

82. 

Rethmann Plan GmbH, Nordwalde 

01.01.1998 


83. 

Seehafen Rostock Verwaltungsgesellschaft mbH, Rostock 

14.01.1998 


84. 

Vorwerk & Sohn GmbH & Co KG, Wuppertal 
(Übernahme des Tarifvertrages für die chemische Industrie) 

16.01.1998 


85. 

Metall- und Elektroindustrie Osthessen (Fulda) 

(Neufassung vom 05.06.2000) 

26.01.1998 


86. 

Berlitz Deutschland GmbH 

30.01.1998 
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87. 

Hetzel GmbH & Co KG, Rudersberg-Steinenberg 

30.01.1998 


88. 

Emährungswirtschaft Niedersachsen, Bremen 

05.02.1998 

3 

89. 

Flachglasindustrie Westdeutschland 

12.02.1998 

10 

90. 

Zuckerindustrie Deutschland 
(mit Ergänzung vom 31.07.2001) 

13.02.1998 

7 

91. 

Peiner Umformtechnik GmbH 

18.02.1998 


92. 

Knürr Mechanik für die Elektronik AG, München 
(Neufassung vom 22.05.2000) 

19.02.1998 


93. 

Deutsche Tiefbohr AG, Bad Bentheim 

27.02.1998 


94. 

Stahlindustrie Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen, Bremen 
(Neufassung vom 20.06.2000) 

02.03.1998 

85 

95. 

Brauwirtschaft Bremen 

04.03.1998 

1,5 

96. 

Carl Tiedemann GmbH & Co, Hamburg 
(Zulassung einer Betriebsvereinbarung) 

10.03.1998 


97. 

Dresden Papier AG, Heidenau 

10.03.1998 


98. 

DS-Getränke-Logistik GmbH, Stuttgart 

10.03.1998 


99. 

Elli-Ariba GmbH, Riegel 

10.03.1998 


100. 

Akzo Nobel Chemicals GmbH, Emmerich 

12.03.1998 


101. 

Coca-Cola Erfrischungsgetränke AG, Baden-Württemberg 

13.03.1998 


102. 

Romonta GmbH, Amsdorf 

17.03.1998 


103. 

HM Interdrink GmbH, Mannheim 

19.03.1998 


104. 

Alpenland Pflege- und Altenheim Betriebsgesellschaft mbH, 

Sonthofen 

20.03.1998 


105. 

Erdöl- und Erdgasgewinnungsindustrie, Westdeutschland 
(Neufassung vom 21.08.2001) 

23.03.1998 

6 

106. 

Arbeiterwohlfahrt Deutschland 

25.03.1998 

90 

107. 

Larose Rewatex GmbH & Co. KG, Berlin 

27.03.1998 


108. 

Energieversorgungsuntemehmen Bayern 

01.04.1998 

24 

109. 

INA Wälzlager Schaeffler OHG, Herzogenaurach, u. a. 

01.04.1998 


110. 

Deutsche Post AG 

02.04.1998 

160 

111. 

Deutsche Telekom AG 
(Neufassung vom 19.10.1999) 

03.04.1998 

100 

112. 

Schmuck-, Uhren- und Silberwaren- sowie Edelmetallindustrie Baden- 
Württemberg 

(Neufassung vom 12.02.2001) 

08.04.1998 

16 

113. 

Stadtwerke Düren 

16.04.1998 


114. 

Stahlwerk Thüringen GmbH, Unterwellenbom 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

21.04.1998 


115. 

BEA Elektrotechnik und Automation GmbH, Düsseldorf 

24.04.1998 


116. 

Feuerfest-Industrie Hessen 

24.04.1998 

2,2 

117. 

Harz- Weser- Werkstätten gGmbH, Osterode 
(Neufassung vom 23.10.2000) 

26.04.1998 


118. 

Stahlindustrie Ostdeutschland 
(Neufassung vom 27.06.2000) 

27.04.1998 

8 

119. 

Eder’s Familien-Brauerei, Großostheim 

29.04.1998 


120. 

Öffentlicher Dienst, Bund, Länder, Gemeinden 

(mit Sonderregelungen für Zivilarbeitnehmer bei der Bundeswehr 

05.05.1998 

3200 

121. 

Bundesanstalt für Arbeit 

05.05.1998 

77 
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122. 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

05.05.1998 

20 

123. 

Deutsche Bundesbank 

05.05.1998 

10 

124. 

Bundesknappschaft 

05.05.1998 

10 

125. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 
(zuletzt geändert durch TV vom 30.06.2000) 

05.05.1998 

20 

126. 

Steine- und Erdenindustrie Thüringen 

06.05.1998 

5 

127. 

Kraftfahrzeuggewerbe Bayern 
(Neufassung vom 23.03.2001) 

12.05.1998 

62 

128. 

Metall- und Elektroindustrie Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 
(Tarifvertrag mit CGM) 

15.05.1998 


129. 

Landesversicherungsanstalten 

20.05.1998 

37 

130. 

Überland-Zentrale Helmstedt AG 

20.05.1998 


131. 

Agip Deutschland AG, München 

25.05.1998 


132. 

Omnibusverkehrsgesellschaft Sonneberg mbH, Sonneberg 

28.05.1998 


133. 

Institut für Luft- und Kältetechnik gGmbH, Dresden 

29.05.1998 


134. 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands, Bezirk Hannover 

29.05.1998 


135. 

Papierindustrie Ostdeutschland 
(Neufassung vom 29.03.2000) 

02.06.1998 

4 

136. 

Freudenberg & Co., Weinheim 

05.06.1998 


137. 

Wohnungswirtschaft Deutschland 

(TV regelt die Möglichkeit der Blockbildung der Arbeitszeit) 

08.06.1998 

100 

138. 

Kautschukindustrie Berlin, Brandenburg, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg- Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 

Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 
(Für die westdeutschen Länder bestand bereits ein Altersteilzeit- 
Tarifvertrag vom 22.05.1996; Neufassungen vom 1 1.02.2000 und 
23.08.2000) 

10.06.1998 

50 

139. 

Erfrischungsgetränke-lndustrie und Getränkefachgroßhandel 
Ostdeutschland 

12.06.1998 

3 

140. 

Hamburgische Electrizitätswerke AG, Hamburg 
(Altersteilzeit-Blockmodell für Schichtgänger) 

18.06.1998 


141. 

Betriebskrankenkassen Deutschland 
(Neufassung vom 02.1 1.2000) 

22.06.1998 

7 

142. 

Nehlsen & Stadtreinigung Radebeul Entsorgungs GmbH, Radebeul 

24.06.1998 


143. 

Energie- und Versorgungs Wirtschaft Ostdeutschland 
(Ein TV vom 15.05.1997 regelte bereits die Möglichkeit ungleich- 
mäßiger Verteilung der Arbeitszeit) 

25.06.1998 

40 

144. 

Holtzmann & Cie. AG, Karlsruhe 

25.06.1998 


145. 

Energiewirtschaft Hessen 

26.06.1998 

6 

146. 

ABB Gebäudetechnik AG, Mannheim u.a. 

29.06.1998 

0 

147. 

Metall- und Elektroindustrie Nordwestliches Niedersachsen, Bremen, 
Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern 
(Neufassung vom 23.01.2001) 

29.06.1998 

200 

148. 

Hessischer Rundfunk, Frankfurt am Main 

30.06.1998 


149. 

Mannesmann AG Hauptverwaltung 

01.07.1998 


150. 

Spremberger Krankenhausgesellschaft mbH, Spremberg 

02.07.1998 


151. 

Sparda-Banken Westdeutschland 
(geändert durch TV vom 01.07.2001) 

06.07.1998 

1 
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152. 

Dalli-Werke Mäurer + Wirtz GmbH, u. a., Stolberg 
(Neufassung vom 18.10.2000) 

08.07.1998 


153. 

Herstellender Buchhandel Baden-Württemberg 

13.07.1998 

25 

154. 

St. Nicolaiheim Sundsacker e.V., Winnemark 

13.07.1998 


155. 

Ostfriesische Beschützende Werkstätten GmbH, Emden 

14.07.1998 


156. 

Dachdeckerhandwerk Deutschland 
(Neufassung vom 20.03.2001) 

15.07.1998 

108 

157. 

Metall- und Elektroindustrie Niedersachsen 
(Neufassung vom 31.03.2000) 

22.07.1998 

80 

158. 

GKN Gelenkwellenwerk GmbH, Mosel 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

23.07.1998 


159. 

Kraftverkehr GmbH, Lüneburg 

27.07.1998 


160. 

Kraftverkehr GmbH, Stade 

27.07.1998 


161. 

Zement- und Natursteinindustrie Rheinland-Pfalz 

28.07.1998 


162. 

CUBIS-Gruppe, Essen 

01.08.1998 


163. 

Molkereien und Käsereien Nordrhein- Westfalen 

18./19.08.1998 

7 

164. 

Unichema Chemie GmbH, Emmerich 

19.08.1998 


165. 

Milchprüfring Bayern e.V., München 

21.08.1998 


166. 

Sparda-Bank Berlin eG 

25.08.1998 


167. 

Montaplast GmbH, Morsbach 

25.08.1998 


168. 

Waldarbeiter der Kommunen, Niedersachsen 

31.08.1998 


169. 

Beton- und Fertigteilindustrie, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern 

01.09.1998 

1 

170. 

Reuters AG, Bonn 

01.09.1998 


171. 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit GmbH, 
Eschborn 

(geändert durch TV vom 26.01.2001) 

04.09.1998 

1,3 

172. 

Milchbe- und verarbeitende Betriebe Nord- und Südbaden 
(Neufassung vom 02.1 1.2000) 

14.09.1998 

2 

173. 

Milchbe- und verarbeitende Betriebe Württemberg 
(Neufassung vom 31.10.2000) 

14.09.1998 

3 

174. 

Bischof & Klein GmbH, Lengerich 

18.09.1998 


175. 

Zementindustrie Ostdeutschland 

22.09.1998 

2 

176. 

Bundeseisenbahnvermögen 

22.09.1998 


177. 

RWE-DEA AG für Mineralöl und Chemie, Hamburg 

Neufassung vom 05.10.2000 

25.09.1998 

2 

178. 

Coca-Cola Erfrischungsgetränke AG, Bayern 

30.09.1998 


179. 

Metall- und Elektroindustrie Berlin, Brandenburg 
(Neufassung vom 10.04.2000) 

01.10.1998 

160 

180. 

GRZ Genossenschafts- Rechenzentrale Norddeutschland GmbH, 

Lehrte 

(Neufassung vom 01.01.2001) 

01.10.1998 


181. 

Stadtwerke Güstrow GmbH 

01.10.1998 


182. 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt am Main 

01.10.1998 


183. 

Norddeutsche Informationssysteme GmbH, Kiel 

05.10.1998 


184. 

Tapetenfabrik Gebr. Rasch GmbH & Co., Bramsche 

06.10.1998 


185. 

Cereol Deutschland GmbH, Mannheim 

06.10.1998 
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186. 

Ilkenhans Kunststofferzeugnisse, Waldkirch 
(Neufassung vom 23.01.2001) 

07.10.1998 


187. 

Mannesmann Arcor AGTelekommunikation 

09.10.1998 


188. 

Lederindustrie Westdeutschland 
(Neufassung vom 12.09.2000) 

15.10.1998 

4 

189. 

Seehafen Rostock Umschlagsgesellschaft mbH 

15.10.1998 


190. 

Metall- und Elektroindustrie Osnabrück-Emsland 
(Neufassung vom 24.11 .2000) 

19.10.1998 

20 

191. 

Haldenwanger, Technische Keramik GmbH & Co. KG, Berlin 
(Neufassung vom 29.11 .2000) 

22.10.1998 


192. 

Roha Arzneimittel GmbH, Bremen 
(Neufassung vom 30.10.2000) 

27.10.1998 


193. 

Internationaler Bund, Freier Träger der Jugend-, Sozial- und 
Bildungsarbeit, Frankfurt am Main 

28.10.1998 


194. 

Gemeindeforsten Hessen 

30.10.1998 

1 

195. 

Emschergenossenschaft, Lippeverband u.a. 

30.10.1998 


196. 

Deutsche Eisenbahn-Consulting GmbH, Berlin 

01.11.1998 


197. 

Badische Gas- und Elektrizitätsversorgung AG, Lörrach 

01.11.1998 


198. 

Lemförder Fahrwerktechnik AG u.a., Lemförde 

01.11.1998 


199. 

Deutsche Infineum GmbH 

01.11.1998 


200. 

Evangelische Kirche Nordelbien (Hamburg, Schleswig-Holstein) 

02.11.1998 

10 

201. 

Innungskrankenkassen Deutschland 
(zuletzt geändert durch TV vom 10.07.2000) 

03.11.1998 

7 

202. 

Brauereien Siegerland, Sauerland 
(Neufassung vom 20.10.2000) 

04.11.1998 

1 

203. 

Süßwarenindustrie Deutschland 

05.11.1998 

50 

204. 

Kraftfahrzeuggewerbe Nordrhein-Westfalen 

05.11.1998 

86 

205. 

Vögele AG, Mannheim 
(Neufassung vom 06.02.2001) 

06.11.1998 


206. 

F einstblechpackungsindustrie N ord 
(Neufassung vom 26.05.2000) 

13.11.1998 

8 

207. 

Kalkindustrie Sachsen- Anhalt 
(Neufassung vom 31.08.2000) 

13.11.1998 


208. 

Metall- und Elektroindustrie Sachsen- Anhalt 
(Neufassung vom 11.04.2000) 

17.11.1998 

40 

209. 

Köln Kongress Betriebs- und Service GmbH, Köln 

17.11.1998 


210. 

EKO Stahl GmbH, Eisenhüttenstadt 

17.11.1998 


211. 

Messe- und Ausstellungs GmbH, Köln 

18.11.1998 


212. 

Oelmühle Leer Connemann GmbH & Co., Leer 

19.11.1998 


213. 

Feuerfest-Industrie Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Niedersachsen 

(Neufassung vom 17.05.2001) 

20.11.1998 


214. 

Erfrischungsgetränke-Industrie Hessen 

24.11.1998 

2 

215. 

Metall- und Elektroindustrie Thüringen 
(Neufassung vom 13.07.2001) 

27.11.1998 

50 

216. 

Kommunale Wasserwerke Leipzig 

27.11.1998 


217. 

Preussag Systemhaus GmbH 
(Neufassung vom 14.12.2000) 

30.11.1998 
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218. 

Chemische Industrie Deutschland 

(Ersetzt den Tarifvertrag für die chemische Industrie in West- 
eutschand vom 09.05.1998 und die chemische Industrie in 
Ostdeutschland vom 30.10.1996; Neufassung vom 22.03.2000) 

01.12.1998 

635 

219. 

Metall- und Elektroindustrie Sachsen 
(Neufassung vom 29.05.2000) 

01.12.1998 

100 

220. 

ISC-KölnMesse GmbH 

07.12.1998 


221. 

Brauereien Nordrhein- Westfalen 

09.12.1998 

11 

222. 

Landesversicherungsanstalt Berlin 

10.12.1998 


223. 

Hapag-Lloyd Fluggesellschaft, Langenhagen 

10.12.1998 


224. 

Partei des Demokratischen Sozialismus 
(Rahmenregelung für einzelvertragliche Vereinbarungen) 

10.12.1998 


225. 

Steine- und Erdenindustrie Bayern 

15.12.1998 

30 

226. 

AFS Aviation Fuel Services GmbH, Hamburg 

15.12.1998 


227. 

Dieffenbacher Maschinenfabrik GmbH, Zaisenhausen 

18.12.1998 


228. 

Coats Deutschland GmbH, Freiburg 

18.12.1998 


229. 

Medizinische Dienste der Krankenversicherung 
(geändert durch TV vom 15.11.2000) 

20.12.1998 


230. 

Kiefel, Paul Gmbh, Freilassing 

21.12.1998 


231. 

Westdeutscher Rundfunk, Köln 

30.12.1998 


232. 

Deutsche Bau- und Siedlungsgesellschaft mbH, Frankfurt am Main 
u. a. 

01.01.1999 


233. 

Berufsförderungswerk Berlin-Brandenburg e.V. 

(TV regelt die Möglichkeit ungleichmäßiger Verteilung der 

Arbeitszeit) 

06.01.1999 


234. 

Verkehrsgewerbe Hamburg 
(Neufassung vom 19.06.2000) 

12.01.1999 

5 

235. 

Bayerisches Rotes Kreuz, München 

15.01.1999 


236. 

Geschäftsbereich des Thüringer Kultusministeriums 

18.01.1999 


237. 

Klinikum Meiningen GmbH 

26.01.1999 


238. 

Peiniger, Ernst GmbH, Gelsenkirchen 

27.01.1999 


239. 

Fotomaterialverarbeitende Betriebe Deutschland 
(Neufassung vom 22.01.2001) 

02.02.1999 

3 

240. 

Glasverarbeitung Bietigheim GmbH, u.a. 

(Neufassung vom 08.06.2000) 

04.02.1999 


241. 

TLG Treuhand Liegenschaftsgesellschft mbH, Berlin 

04.02.1999 


242. 

Hennigsdorfer Elektrostahlwerke, Hennigsdorf 

09.02.1999 


243. 

Kellogg Deutschland GmbH, Bremen 

11.02.1999 


244. 

Holzmann, Philipp AG, Frankfurt am Main 

11.02.1999 


245. 

Vita Zahnfabrik, Bad Säckingen 

12.02.1999 


246. 

Einzelhandel Nordrhein-Westfalen 
(Neufassung vom 27.07.2000) 

16.02.1999 

480 

247. 

TWP Lage GmbH, Lage-Krachthausen 

17.02.1999 


248. 

Kaolinindustrie Bayern 
(Neufassung vom 10.05.2000) 

22.02.1999 

1 

249. 

Einzelhandel Niedersachsen 

(Neufassung vom 21.05.2001, abgeschlossen jeweils gesondert mit 
dem Unternehmerverband Einzelhandel und dem Arbeitgeberverband 
der Mittel- und Großbetriebe) 

24.02.1999 

210 
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250. 

Einzelhandel Bremen 
(Neufassung vom 09.03.2001) 

24.02.1999 

25 

251. 

Ostholsteiner Behindertenhilfe, Eutin 

24.02.1999 


252. 

Schuhindustrie Westdeutschland 
(geändert durch TV vom 01.12.2000) 

25.02.1999 

25 

253. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Baden-Württemberg 
(Neufassung vom 15.05.2000) 

26.02.1999 

50 

254. 

Mineralbrunnen- und Erfrischungsgetränkeindustrie Rheinland-Pfalz, 
Saarland 

27.02.1999 

3 

255. 

Fotolaborbetriebe (Fotofinisher), Deutschland 

01.03.1999 


256. 

Brandenburger Elektrostahlwerke GmbH 

01.03.1999 


257. 

Mannesmannröhren- Service GmbH, Mülheim 

02.03.1999 


258. 

Rethmann Photo Recycling GmbH, Lünen 

03.03.1999 


259. 

Graf von Henneberg Porzellan GmbH, Ilmenau 

10.03.1999 


260. 

EBG Gesellschaft für elektromagnetische Werkstoffe 

10.03.1999 


261. 

Wintershall AG, Kassel 

12.03.1999 


262. 

Oettinger Bier Brauhaus GmbH, Oettingen 
(Neufassung vom 22.1 1.2000) 

12.03.1999 


263. 

Stadtwerke Bremen AG, Bremen 

16.03.1999 


264. 

Rechenzentrale Bayerischer Genossenschaften eG 

16.03.1999 


265. 

Einzelhandel Hessen 
(Neufassung vom 13.07.2000) 

17.03.1999 

155 

266. 

Einzelhandel Rheinland-Pfalz 
(Neufassung vom 22.05.2000) 

22.03.1999 

100 

267. 

Braunkohlenindustrie Ostdeutschland 

22.03.1999 

20 

268. 

Einzelhandel Schleswig-Holstein 
(Neufassung vom 17.07.2000) 

23.03.1999 

80 

269. 

Molkereien Rheinland-Pfalz 

23.03.1999 

1 

270. 

Einzelhandel Baden-Württemberg 
(Neufassung vom 18.09.2000) 

24.03.1999 

260 

271. 

LTU Lufttransport-Unternehmen GmbH, Düsseldorf 

25.03.1999 


272. 

Flugverkehrskontrolldienst, Regionalflugplätze 
(öffentlicher Dienst, Länder und Gemeinden) 

26.03.1999 


273. 

Einzelhandel Saarland 
(Neufassung vom 17.12.2000) 

01.04.1999 

30 

274. 

Verkehrsbetriebe Peine-Salzgitter 

01.04.1999 


275. 

Inffastructure Management Center der Union Deutsche 
Lebensmittelwerke GmbH, Hamburg 

08.04.1999 


276. 

Eisenschaffende Industrie Saarland 
(Neufassung vom 29.09.2000) 

14.04.1999 

12 

277. 

Saarländischer Rundfunk 

15.04.1999 


278. 

SV Sparkassenversicherung, Wiesbaden 

16.04.1999 


279. 

Mannesmannröhren-Werke AG, Mülheim 

20.04.1999 


280. 

Milchindustrie Rheinland-Nassau 

21.04.1999 


281. 

Faust Kunststoffwerk GmbH, Glandorf 

28.04.1999 


282. 

Holzverarbeitende Industrie Westfalen 
(Neufassung vom 09.06.2000) 

29.04.1999 

60 
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283. 

Einzelhandel Sachsen 
(Neufassung vom 16.06.2000) 

30.04.1999 

100 

284. 

Habermaaß GmbH, Jako-0 GmbH, Wehrfritz GmbH, Bad Rodach 

01.05.1999 


285. 

Städtische Wohnungsgesellschaften Berlin 

03.05.1999 


286. 

Fels-Werke GmbH, Goslar 

04.05.1999 

1,7 

287. 

Sanierungsgesellschaften Braunkohle/Chemie Ostdeutschland 

07.05.1999 

12 

288. 

Krupp Thyssen Nirosta GmbH 

07.05.1999 


289. 

Bleistiftindustrie Deutschland 
(Neufassung vom 07.04.2000) 

11.05.1999 

3 

290. 

Einzelhandel Brandenburg 
(Neufassung vom 04.08.2000) 

12.05.1999 

65 

291. 

Hüttenwerke Krupp Mannesmann 

12.05.1999 


292. 

Mineralbrunnen Hessen 

18.05.1999 

2 

293. 

Autokraft GmbH, Kiel 

(geändert durch TV vom 13.07.2001) 

18.05.1999 


294. 

Brauereien Saarland 

19.05.1999 

1,5 

295. 

Einzelhandel Mecklenburg- V orpommern 
(Neufassung vom 07.09.2000) 

01.06.1999 

45 

296. 

1AG Industrie-Anlagen-Bau Georgsmarienhütte GmbH 

01.06.1999 


297. 

Beton- und Fertigteilindustrie Sachsen- Anhalt 

02.06.1999 


298. 

Kraft Jacobs Suchard GmbH, Bremen 

02.06.1999 


299. 

Einzelhandel Thüringen 

04.06.1999 

60 

300. 

Säureschutzindustrie Westdeutschland 

11.06.1999 

11 

301. 

Wingas GmbH, Kassel 

11.06.1999 

1 

302. 

Betriebsgesellschaft Wasser und Abwasser mbH, Sömmerda 

13.06.1999 


303. 

Einzelhandel Sachsen-Anhalt 
(Neufassung vom 21.07.2000) 

15.06.1999 

60 

304. 

Schmierstoffraffmerie Salzbergen 

15.06.1999 


305. 

Deutscher Paritätischer Wohlfahrts verband Sachsen-Anhalt 

17.06.1999 


306. 

Säureschutz GmbH, Leipzig 

17.06.1999 


307. 

Berlin Brandenburg Flughafen Holding GmbH, Berlin 
(Neufassung vom 31.08.2000) 

22.06.1999 


308. 

Mürwiker Werkstätten GmbH, Flensburg 
(Neufassung vom 24.01.2001) 

22.06.1999 


309. 

Dinova GmbH, Königswinter 

23.06.1999 


310. 

Mannesmann Pressfitting GmbH, Langenfeld 

28.06.1999 


311. 

Lederwaren- und Kofferindustrie Westdeutschland 
(Neufassung vom 04.05.2000) 

29.06.1999 

16 

312. 

Einzelhandel Berlin 

30.06.1999 

90 

313. 

Erzbergbau Ostdeutschland 

30.06.1999 

2 

314. 

Mannesmann Datenverarbeitung GmbH 

30.06.1999 


315. 

Tivoli Klebstoff GmbH, Hamburg 

30.06.1999 


316. 

Nestle Deutschland AG, Werk Weiding 

01.07.1999 


317. 

Stiftung Rehabilitationszentrum Thüringer Wald, Schleusingen 

01.07.1999 


318. 

ICG Informationssysteme Consulting und Betriebs-Gesellschaft mbH, 
Salzgitter 

09.07.1999 


319. 

RK Betreuungsgesellschaft mbH, München 

12.07.1999 
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320. 

Krankenhaus Freital GmbH, Freital 

21.07.1999 


321. 

CarboTech Industrieservice GmbH, Essen 

26.07.1999 


322. 

Dorst-Maschinen- und Anlagenbau GmbH, Kochel 

26.07.1999 


323. 

TÜV Süddeutschland Holding AG 

27.07.1999 


324. 

Hipp-Werk Georg Hipp GmbH, Pfaffenhofen 

27.07.1999 


325. 

Waiko Büromöbel GmbH, Durlangen 
(Neufassung vom 11.01.2001) 

28.07.1999 


326. 

Deutsche Welle, Köln 

03.08.1999 


327. 

Bremer Straßenbahn, Delbus GmbH, Bremen 
(Neufassung vom 28.03.2001) 

03.08.1999 


328. 

Karl-Otto-Braun KG, Wolfstein 

05.08.1999 


329. 

Zweites Deutsches Fernsehen ZDF, Mainz 

10.08.1999 


330. 

Rödl GmbH, Nürnberg 

10.08.1999 


331. 

Medizinisches Zentrum für Gesundheitswesen Bad Lippspringe 

GmbH und Karl-Hansen-Klinik 

18.08.1999 


332. 

Heizungsindustrie Hessen 
(Neufassung vom 26.10.2000) 

23.08.1999 

20 

333. 

Waldarbeiter der Länder, Westdeutschland 
(Neufassung vom 19.09.2000) 

31.08.1999 

10 

334. 

ITT Flygt Pumpen GmbH, Langenhagen 

01.09.1999 


335. 

Seniorenheim Am Kleinertal gGmbH, Jena 

13.09.1999 


336. 

Autohaus Studenmayer GmbH, Göppingen 

17.09.1999 


337. 

BeA Befestigungstechnik GmbH, BeA Geräte GmbH, Ahrensburg 

23.09.1999 


338. 

Hochtief AG, Essen 
(Neufassung vom 20.12.2000) 

28.09.1999 


339. 

Saueressig GmbH, Vreden 

29.09.1999 


340. 

Milchprüffing Baden-Württemberg, Stuttgart 

01.10.1999 


341. 

Blutspendedienst des Bayerischen Roten Kreuzes, München 

05.10.1999 


342. 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands, Landesverband Baden- 
Württemberg 

07.10.1999 


343. 

VSG Energie- und Schmiedetechnik GmbH, Hattingen 

08.10.1999 


344. 

Untemehmensgruppe Meggle, Reitmehring 

08.10.1999 


345. 

Nichtbundeseigene Eisenbahnen 

16.10.1999 

6 

346. 

Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg GmbH, Herford 

20.10.1999 


347. 

Mobil Oil AG, Hamburg 

22.10.1999 


348. 

Norddeutsche Erdgas-Aufbereitungsgesellschaft mbH, Celle 
(Neufassung, zusammen mit ExxonMobil Central Europe Holding 
GmbH u.a., vom 01.02.2001) 

22.10.1999 


349. 

Spielbank Hamburg Jahr + Achterfeld KG, Hamburg 
(Neufassung vom 14.03.2001) 

25.10.1999 


350. 

Unternehmensgruppe Melitta, Minden 

25.10.1999 


351. 

Betriebskrankenkasse Post 

27.10.1999 


352. 

Benecke Kaliko AG, Eislingen 

27.10.1999 


353. 

DMT-Gesellschaft für Lehre und Bildung mbH, Bochum 

28.10.1999 


354. 

TÜV Mitte-Gruppe, Essen 

11.11.1999 


355. 

Norddeutsche Mischwerke, Berlin 

17.11.1999 


356. 

Deutsche Binnenreederei GmbH, Berlin 

25.11.1999 


357. 

Lohnausgleichskasse und Zusatzversorgungskasse des 
Dachdeckerhandwerks 

26.11.1999 
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358. 

Emsland- Stärke GmbH, Emlichheim 

26.11.1999 


359. 

Nestle Deutschland AG, Werk Mainz 

26.11.1999 


360. 

KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation e.V., Neu- 
Isenburg 

30.11.1999 


361. 

Hafenbetriebs- und Entwicklungsgesellschaft mbH Sassnitz 

01.12.1999 


362. 

Sanitärtechnik Eisenberg GmbH, Eisenberg 

01.12.1999 


363. 

Krupp Edelstahlprofile GmbH, Hagen 

09.12.1999 


364. 

Adler Modemärkte GmbH, Haibach 

15.12.1999 


365. 

NTT Neluplast Tiefzieh-Technik GmbH, Lindenberg 

18.12.1999 


366. 

ZDF Kasino Betriebs-GmbH, Mainz 

20.12.1999 


367. 

Magnum Metallbearbeitung GmbH 

23.12.1999 


368. 

Gesamthafenbetriebsverein Hamburg 

28.12.1999 


369. 

Park-Krankenhaus Leipzig Südost GmbH, Leipzig 

07.01.2000 


370. 

R&M HIMA GmbH, Heinsberg 

17.01.2000 


371. 

Freudenberg Haushaltsprodukte Augsburg KG 

18.01.2000 


372. 

SARIA Bio-IndustriesGmbH, Selm 

19.01.2000 


373. 

Kraftfahrzeuggewerbe Rheinland-Rheinhessen 

25.01.2000 

10 

374. 

Nestle Deutschland AG, Werk Allgäuer Alpenmilch 

01.02.2000 


375. 

Kraftfahrzeuggewerbe Hessen 

07.02.2000 

26 

376. 

Bochumer Verein Verkehrstechnik GmbH, Bochum 

09.02.2000 


377. 

Ärztliche Verrechnungsstelle Büdingen e.V. u. a. 

10.02.2000 


378. 

Gipsindustrie Nordwestdeutschland 

14.02.2000 


379. 

Gipsindustrie Ostdeutschland 

14.02.2000 


380. 

Weyhausen GmbH Maschinenfabrik, Wildeshausen 

16.02.2000 


381. 

Küstenbus GmbH Bad Doberan 

16.02.2000 


382. 

GKW Plan Ingenieurbüro für Infrastruktur und Umwelttechnik GmbH, 
Mannheim 

16.02.2000 


383. 

IBM Deutschland GmbH 
(Neufassung vom 28.07.1998) 

18.02.2000 


384. 

Codan Medizinische Geräte GmbH, Lensahn 

20.02.2000 


385. 

Lotterie-Treuhandgesellschaft mbH Hessen, Wiesbaden 

28.02.2000 


386. 

Kraftfahrzeuggewerbe Schleswig-Holstein 

29.02.2000 

14 

387. 

Hochland AG, Heimenkirch 

03.03.2000 


388. 

OEWA Wasser- und Abwasser GmbH, Leipzig 

06.03.2000 


389. 

Nestle Deutschland AG, Werk Singen 

08.03.2000 


390. 

Klasmann Deilmann GmbH, Groß Hesepe, Torfwerk Schwegermoor 
GmbH 

10.03.2000 


391. 

Rotho GmbH, St. Blasien 

13.03.2000 


392. 

Tankdienst-Gesellschaften an deutschen Flughäfen 

21.03.2000 


393. 

Kraftfahrzeuggewerbe Sachsen- Anhalt 

23.03.2000 

15 

394. 

Norddeutscher Rundfunk, Hamburg 

24.03.2000 


395. 

Prym William GmbH, Stolberg 
(Neufassung vom 20.11 .2000) 

28.03.2000 


396. 

Mahr GmbH, Göttingen 

29.03.2000 


397. 

V & M Deutschland GmbH 

29.03.2000 


398. 

Untemehmensgruppe RAG (Ruhrkohle) Umwelt 

01.04.2000 


399. 

Fristam Pumpen GmbH, Hamburg 

01.04.2000 





Drucksache 14/7944 


-78- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


noch Anhang C 



Tarifbereich 

Abschlussdatum 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich in 

Tausend 

400. 

Bundesanstalt für Post und Telekommunikation, Bonn 

04.04.2000 


401. 

Stärkefabriken N ordrhein- W estfalen 

06.04.2000 

1 

402. 

Philip Morris GmbH, München 

10.04.2000 


403. 

Glückauf Sondershausen Entwicklungs- und Sicherungsgesellschaft 
mbH, Sondershausen 

10.04.2000 


404. 

Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, 
Düsseldorf, Ruhr-Lippe Immobilien-Dienstleistungsgesellschaft mbH, 
Dortmund, u.a. 

12.04.2000 


405. 

Wolf GmbH, Mainburg 

14.04.2000 


406. 

Steine- und Erdenindustrie Baden-Württemberg 

18.04.2000 

20 

407. 

Bauhauptgewerbe Deutschland 

19.04.2000 

1070 

408. 

Mineralbrunnenindustrie N ordrhein- W estfalen 

20.04.2000 

3 

409. 

Brot- und Backwarenindustrie Hessen 

25.04.2000 

2 

410. 

Saar Nadellager oHG, Homburg u.a. 

25.04.2000 


411. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Rheinland-Pfalz 

27.04.2000 

18 

412. 

Humana Milchunion, Everswinkel 

27.04.2000 


413. 

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Offenburg 

28.04.2000 


414. 

Einzelhandel Bayern 
(Neufassung vom 09.03.2001) 

02.05.2000 

320 

415. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Hessen 
(Neufassung vom 22.1 1.2000) 

03.05.2000 

18 

416. 

Brot- und Backwarenindustrie Bremen, Niedersachsen 

05.05.2000 

4 

417. 

Brot- und Backwarenindustrie Hamburg, Schleswig-Holstein 

05.05.2000 

2 

418. 

Brot- und Backwarenindustrie Nordrhein- Westfalen 

05.05.2000 

6 

419. 

Schreib- und Zeichengeräteindustrie Deutschland 

09.05.2000 


420. 

Globus Handelshof, Dutenhofen 

09.05.2000 


421. 

Poppensieker & Derix GmbH, Westerkappeln-Velpe 

09.05.2000 


422. 

Druckindustrie, Deutschland 

11.05.2000 

220 

423. 

Zeitungsverlage Rheinland-Pfalz, Saarland 

11.05.2000 


424. 

RAG Informatik, Gelsenkirchen 

11.05.2000 


425. 

Papier- und pappeverarbeitende Industrie Deutschland 

12.05.2000 

100 

426. 

Bayerische Milchindustrie e.G., 

12.05.2000 


427. 

Bayerische Milchunion GmbH, Landshut 

12.05.2000 


428. 

Petri AG, Aschaffenburg 

16.05.2000 


429. 

Oli Lacke GmbH, Oberlichtenau 

16.05.2000 


430. 

Zeitungsverlage Schleswig-Holstein, Mecklenburg- Vorpommern 

17.05.2000 

3 

431. 

Säge -und Holzarbeitungsindustrie Nordrhein- Westfalen 

18.05.2000 

14 

432. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Nordrhein 

18.05.2000 

7 

433. 

Maurer, Georg, Bauuntemehmung, Ulm 

18.05.2000 


434. 

Säge- und holzbearbeitende Industrie Niedersachsen 

19.05.2000 

5 

435. 

Clariant Deutschland GmbH, Leinfelden 

19.05.2000 


436. 

Kraftfahrzeughandel Hessen 

22.05.2000 


437. 

Frehoma, Freiburger Holzbearbeitungsmaschinen GmbH, Freiburg 

22.05.2000 


438. 

Säge- und holzbearbeitende Industrie Hessen 

24.05.2000 

4 

439. 

Groß- und Außenhandel Nordrhein- Westfalen 
(Neufassung vom 07.09.2000) 

25.05.2000 

300 

440. 

Groß- und Außenhandel Bayern 

29.05.2000 

170 

441. 

AssiDomän Packaging Hilden GmbH 

30.05.2000 
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442. 

R & B Industrieanlagenverwertung GmbH 

01.06.2000 


443. 

Groß- und Außenhandel Schleswig-Holstein 

05.06.2000 

45 

444. 

Futtermittelindustrie Nordrhein-Westfalen 

05.06.2000 

3 

445. 

BeCo Matratzen GmbH, Lübbecke 

05.06.2000 


446. 

Holz- und Kunststoffverarbeitende Industrie Niedersachsen 

06.06.2000 

30 

447. 

Westfleisch Vieh- und Fleischzentrale Westfalen eG, Münster 

06.06.2000 


448. 

Linnemann, Robert GmbH, Sassenberg 

06.06.2000 


449. 

Kunststoffverarbeitende Industrie Kreis Lippe 

08.06.2000 

30 

450. 

Säge- und holzbearbeitende Industrie Baden-Württemberg 

08.06.2000 

8 

451. 

Müller, Erwin GmbH, Lingen 

08.06.2000 


452. 

GW Gesellschaft zur Verwahrung und Verwertung stillgelegter 
Bergwerksbetriebe, Sondershausen 

08.06.2000 


453. 

Speditionsgewerbe Baden-Württemberg 

09.06.2000 

75 

454. 

Zeitungsverlagsgewerbe Hamburg 

09.06.2000 

2 

455. 

Säge- und Holzbearbeitungsindustrie Ostdeutschland 

13.06.2000 

7 

456. 

Groß- und Außenhandel Thüringen 

14.06.2000 

20 

457. 

Kali- und Steinsalzbergbau Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 

14.06.2000 

8 

458. 

Kalksandsteinindustrie Deutschland 

14.06.2000 

3 

459. 

Groß- und Außenhandel Hamburg 
(Mit Änderung vom 30.06.2000) 

15.06.2000 

60 

460. 

Groß- und Außenhandel Sachsen 

15.06.2000 

45 

461. 

BTS Brandenburger Tapeten Schwedt GmbH, Schwedt 

16.06.2000 


462. 

Groß- und Außenhandel Rheinland-Rheinhessen 

19.06.2000 

30 

463. 

Zeitschriftenverlage Hamburg, Mecklenburg- Vorpommern, 
Schleswig-Holstein 

19.06.2000 

3 

464. 

Zeitungsverlage N ordrhein- Westfalen 

20.06.2000 

9 

465. 

Zeitungsverlage Sachsen 

21.06.2000 


466. 

Datenverarbeitungszentrum Suhl GmbH, Suhl 

21.06.2000 


467. 

Einzelhandel Hamburg 

22.06.2000 

60 

468. 

Genossenschaftlicher Großhandel Hessen 

23.06.2000 

4 

469. 

Mende, Wilhelm GmbH, Gittelde 

23.06.2000 


470. 

GreCon dimter Holzoptimierung Nord GmbH, Alfeld 

26.06.2000 


471. 

Rauch- und Schnupftabakindustrie Deutschland 

27.06.2000 

4 

472. 

Zeitungsverlage Niedersachsen, Bremen 

28.06.2000 

6 

473. 

GBG Bestattungsgesellschaft mbh, Grieneisen Erd- und 
Feuerbestattungen GmbH, Berlin 

28.06.2000 


474. 

Groß- und Außenhandel Mecklenburg- Vorpommern 

29.06.2000 

15 

475. 

Fagus-Werk Karl Benscheidt GmbH, Alfeld 

29.06.2000 


476. 

Genossenschaftlicher Großhandel Rheinland-Pfalz 

30.06.2000 

3 

477. 

Veba Wärmeservice GmbH, Gelsenkirchen 

30.06.2000 


478. 

Büfa-Glas GmbH, Oldenburg 

03.07.2000 


479. 

AVA Allgemeine Handelsgesellschaft der Verbraucher AG, Bielefeld 

04.07.2000 


480. 

Zeitungsverlage Baden-Württemberg 

05.07.2000 

10 

481. 

Tabak- und Zigarettenfabrik Heintz van Landewyck, Trier 

05.07.2000 


482. 

Groß- und Außenhandel Pfalz 

06.07.2000 

16 

483. 

Fränkischer Weinbau 

06.07.2000 


484. 

Modell- und Formenbau Wilhelm Funke GmbH, Alfeld 

06.07.2000 
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485. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Saarland 

11.07.2000 

2 

486. 

Tiefkühlhäuser und angeschlossene Logistikbetriebe Deutschland 

13.07.2000 

3 

487. 

Gesellschaft für Kommunikations- und Informationsdienste mbH, 
KomTel, Flensburg 

14.07.2000 


488. 

Textilreinigungsgewerbe Deutschland (ohne Berlin) 

(mit Protokollnotiz vom 19.12.2000) 

22.07.2000 

50 

489. 

Oelmühle Hamburg AG, Noblee & Thörl GmbH, Hamburg 

26.07.2000 


490. 

Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels Bayern 

27.07.2000 


491. 

Wilhelmshavener Raffineriegesellschaft mbH, Wilhelmshaven 

31.07.2000 


492. 

Klober GmbH, Ennepetal 

31.07.2000 


493. 

Groß- und Außenhandel Brandenburg 

01.08.2000 

16 

494. 

Cargogate München 

08.08.2000 


495. 

Hanna-Feinkost GmbH, Delbrück 

09.08.2000 


496. 

DEA Mineralöl & Service GmbH, Hamburg 

15.08.2000 


497. 

DEA Flüssiggas GmbH, Oldenburg 

15.08.2000 


498. 

Zeitungsverlage Berlin, Brandenburg 

16.08.2000 


499. 

Forum Betriebskrankenkasse 

21.08.2000 


500. 

Holzindustrie und Kunststoffverarbeitung Bayern 

23.08.2000 

40 

501. 

Albert-Schweitzer-Familienwerk e.V., Uslar 

24.08.2000 


502. 

VITA-Untemehmensgruppe, Baden-Württemberg 

31.08.2000 


503. 

Hörnlein, Reinhard GmbH, Bevern 

04.09.2000 


504. 

Ostdeutscher Rundfunk, Potsdam 

06.09.2000 


505. 

Hofmann-Menü GmbH, Boxberg-Schweigern 

11.09.2000 


506. 

Lederindustrie Ostdeutschland 

12.09.2000 

1 

507. 

Textilindustrie Saarland 

12.09.2000 

2 

508. 

Friatec AG, Mannheim 

13.09.2000 


509. 

Wistoba-Pinselfabrik GmbH, Bad Lauterberg 

15.09.2000 


510. 

Metallverarbeitendes Handwerk Niedersachsen 

18.09.2000 

40 

511. 

Landmaschinenmechanikerhandwerk N iedersachsen 

18.09.2000 

6 

512. 

Bel Adler Allgäu GmbH, Wangen 

19.09.2000 


513. 

Krankenhausgesellschaft Dippoldiswalde mbH 

21.09.2000 


514. 

Sender Freies Berlin 

22.09.2000 


515. 

Lech-Stahlwerke, Augsburg 

22.09.2000 


516. 

Textil- und Bekleidungsindustrie Westdeutschland 

23.09.2000 

190 

517. 

Bekleidungs-, Wäsche- und Miederindustrie Saarland 

23.09.2000 

1 

518. 

Farbenglasindustrie (Firmen Schott Desag AG, Lamberts Waldsassen, 
Schott Rohrglas, Mitterteich, Bayreith) 

26.09.2000 


519. 

RAG Additive GmbH, Essen 

27.09.2000 


520. 

RAG Coal International AG, Essen 

27.09.2000 


521. 

RAG Trading GmbH, Essen 
(Neufassung vom 27.11 .2000) 

27.09.2000 


522. 

RAG Verkauf GmbH, Essen 

27.09.2000 


523. 

Der Praktiker Bau- und Heimwerkermärkte AG, Kirkel 

27.09.2000 


524. 

Eurawasser Aufbereitungs- und Entsorgungs GmbH, Rostock 

28.09.2000 


525. 

Vossloh Systemtechnik GmbH, Kiel 

29.09.2000 


526. 

Ruhr Kristall Glas GmbH, Essen 

04.10.2000 


527. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Hamburg, Schleswig- 
Holstein 

09.10.2000 

9 
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528. 

Säge- und Hobelwerke Hamburg 

09.10.2000 

1 

529. 

Weberei Landshut GmbH, Essenbach 

10.10.2000 


530. 

Bogner Willy GmbH, München 

11.10.2000 


531. 

Meyer-Hosen AG, Denklingen 

12.10.2000 


532. 

Konfektion Technischer Textilien Deutschland 

17.10.2000 

5 

533. 

Molan Kunststofftechnik GmbH, Bremen 

17.10.2000 


534. 

Molanex Dittrich GmbH, Bremen 

17.10.2000 


535. 

Hutindustrie Bayern 

17.10.2000 

1 

536. 

Auftragsbezogener Ladenbau Nordrhein-Westfalen 

17.10.2000 


537. 

Cham-Textil GmbH, Cham 

18.10.2000 


538. 

Kraftfahrzeuggewerbe Hamburg 

20.10.2000 

7 

539. 

Artländer Bekleidungswerke GmbH, Ankum 

20.10.2000 


540. 

Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen, Kreisvereinigung 
Osterode am Harz e.V. 

23.10.2000 


541. 

Groß- und Außenhandel Saarland 

24.10.2000 

12 

542. 

Böhmerwald GmbH, Cham 

24.10.2000 


543. 

Walter Rau Lebensmittelwerke GmbH, Hilter 

26.10.2000 


544. 

Säge- und Holzbearbeitungsindustrie Bayern 

30.10.2000 

13 

545. 

RAG Bildung Berufskolleg GmbH 

31.10.2000 


546. 

Erhard Sport International GmbH, Rothenburg o.T. 

31.10.2000 


547. 

Bettwarenindustrie Westdeutschland 

06.11.2000 

4 

548. 

Pilkington Flachglas AG, Bochum, u. a. 

07.11.2000 


549. 

Steilmann-Gruppe, Wattenscheid u. a. 

13.11.2000 


550. 

Brepark Bremer Parkraumbewirtschaftungs- und Management GmbH, 
Bremen 

14.11.2000 


551. 

Zeitschriftenverlage Bremen, Niedersachsen 

15.11.2000 

3 

552. 

Heinz Plastics GmbH, Kall 

17.11.2000 


553. 

DB Anlagen und Haus Service GmbH, Berlin 

20.11.2000 


554. 

Data Process GmbH, Kasel 

22.11.2000 


555. 

Groß- und Außenhandel Hessen 

23.11.2000 

90 

556. 

CWS-Lackfabrik GmbH u. a., Düren 

23.11.2000 


557. 

Lausitzer Gesellschaft für Markscheidewesen und Vermessung mbH, 
Schwarze Pumpe 

24.11.2000 


558. 

Schüller GmbH Glasfabrik, Wertheim 

25.11.2000 


559. 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands, Bezirk Niederrhein 

27.11.2000 


560. 

ICA Informationssysteme Consulting- und Anwendungs-Gesellschaft 
mbH, Hannover 

27.11.2000 


561. 

Treuhandstelle sowie Vestisch Märkische Wohnungsbaugesellschaft 
mbh, Essen 

29.11.2000 


562. 

CSG Computer Service GmbH, Berlin 

29.11.2000 


563. 

Staatliche Toto-Lotto GmbH, Stuttgart 

29.11.2000 


564. 

Kraftfahrzeuggewerbe Baden- Württemberg 

30.11.2000 

44 

565. 

1BB Informationssysteme Beratungs- und Betriebs-Gesellschaft mbH, 
Ehningen 

30.11.2000 


566. 

ICG Informationssysteme Consultings- und Betriebs-Gesellschaft 
mbH, Salzgitter 

30.11.2000 


567. 

Aral Wärme Service GmbH, Gelsenkirchen 

01.12.2000 


568. 

Eurofoam Deutschland GmbH Schaumstoffe, Ebersbach 

01.12.2000 
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569. 

Buchhandel Bayern 

03.12.2000 

6 

570. 

Fluorchemie Stulln GmbH, Stulln 

04.12.2000 


571. 

Zweckverband Kommunale Wasserversorgung/ Abwasserentsorgung 
Mittleres Erzgebirgsvorland 

07.12.2000 


572. 

Pipe Life Deutschland GmbH, Bad Zwischenahn 

07.12.2000 


573. 

Einzelhandel Landkreis Limburg-Weilburg 

08.12.2000 


574. 

D1SOS GmbH, Berlin 

08.12.2000 


575. 

IT-Services and Solutions GmbH, Chemnitz 

11.12.2000 


576. 

Kölln, Peter, Mühlenwerke, Elmshorn 

12.12.2000 


577. 

Westdeutsche Rundfunkwerbung, Köln 

13.12.2000 


578. 

DK Recycling und Roheisen GmbH, Duisburg 

15.12.2000 


579. 

Homanit GmbH, Herzberg 

19.12.2000 


580. 

Wohn- und Seniorenzentrum „Käthe Kollwitz“ gGmbH, Jena 

22.12.2000 


581. 

Kunststoff Krüger GmbH, Hamburg 

01.01.2001 


582. 

Recticel Schlafkomfort GmbH, Haßfurth 

10.01.2001 


583. 

Brot- und Backwarenindustrie Bayern 

11.01.2001 

3 

584. 

Rinderzucht Schleswig-Holstein e. G., Neumünster 

15.01.2001 


585. 

Haus Vogelsang GmbH, Datteln 

19.01.2001 


586. 

Kraftverkehr Celle Stadt und Land, Celle 

23.01.2001 


587. 

Euler Greiz GmbH, Greiz 

23.01.2001 


588. 

Gruber + Weber GmbH, Gernsbach 

24.01.2001 


589. 

Bekleidungsindustrie Bergisches Land 

29.01.2001 

2 

590. 

Seehafenbetriebe Westdeutschland 

31.01.2001 

16 

591. 

Abeking & Rasmussen Schiffs- und Y achtwerft GmbH, Lemwerder 

31.01.2001 


592. 

Abeking & Rasmussen Rotec GmbH, Lemwerder 

31.01.2001 


593. 

Dinea Gastronomie GmbH und Axxe Reisegastronomie GmbH, Köln 

31.01.2001 


594. 

Commercial Intertech GmbH, Geringswalde 

12.02.2001 


595. 

Sachsenhydraulik GmbH, Chemnitz 

12.02.2001 


596. 

Ferrostaal Maintenance Nord GmbH, Salzbergen 

13.02.2001 


597. 

Siebenwurst GmbH, Dietfiirt und MT Technologies AG, Ingolstadt 

19.02.2001 


598. 

Erfrischungsgetränke-lndustrie Nordrhein- Westfalen 

20.02.2001 

2 

599. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Berlin, Brandenburg 

21.02.2001 

9 

600. 

DOW Deutschland GmbH, Stade 

28.02.2001 


601. 

Fiducia, Konzern- und Beteiligungsgesellschaften, Gernsbach 

28.02.2001 


602. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Sachsen- Anhalt 

01.03.2001 

8 

603. 

Deutsche BP AG (BP Oil Deutschland GmbH, BP Schmierstoff 

GmbH) 

01.03.2001 


604. 

MöllerFlex GmbH u. a., Bielfeld 

05.03.2001 


605. 

Optimus GmbH, Logistik & Co. Warendienstleistungs KG, Brieselang 

01.03.2001 


606. 

Metro Real Estate Management GmbH 

02.03.2001 


607. 

GG Langheinrich GmbH, Schlitz 

07.03.2001 


608. 

Kraftfahrzeuggewerbe Saarland 

09.03.2001 

6 

609. 

Bögl, Max, Transport und Geräte GmbH u.a., Neumarkt 

09.03.2001 


610. 

Ideal Automotive, Bamberg 
(geändert durch TV vom 21.09.2001) 

12.03.2001 


611. 

Kraftfahrzeuggewerbe Pfalz 

13.03.2001 

10 

612. 

Holz- und kunststoffverarbeitende Industrie Mecklenburg- 
Vorpommern 

14.03.2001 

6 
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613. 

Erasco GmbH, Lübeck 

14.03.2001 


614. 

Urlaubs- und Lohnausgleichskasse und Zusatzversorgungskasse des 
Baugewerbes 

15.03.2001 


615. 

Klöber GmbH Bürositzmöbel, Überlingen 

16.03.2001 


616. 

Mühlenbetriebe Baden- W ürttemberg 

19.03.2001 


617. 

Markant Dienstleistungs- & Logistik GmbH, Pirmasens 

21.03.2001 


618. 

Zweckverband Restmüllheizkraftwerk Böblingen 

23.03.2001 


619. 

Ziegelindustrie Deutschland (ohne Bayern) 

28.03.2001 

10 

620. 

Groß- und Außenhandel Niedersachsen 

03.04.2001 

105 

621. 

Ölmühlen Krefeld und Neuss 

03.04.2001 


622. 

SBF Hagusta GmbH 

04.04.2001 


623. 

Versicherungsvermittlergewerbe (Bundesverband Deutscher 

V ersicherungskaufleute) 

09.04.2001 


624. 

Kraftfahrtprüfwesen, Deutschland 



625. 

BLG-Logistics Group AG, Bremen 

18.04.2001 


626. 

Voith & Partner BKK, Voith & Partner Pflege, Heidenheim 

20.04.2001 


627. 

Midewa Wasserversorgungsgesellschaft in Mitteldeutschland GmbH, 
Merseburg 

23.04.2001 


628. 

Sächsische Lotto GmbH, Leipzig 

24.04.2001 


629. 

AT&T Global Network Services Deutschland GmbH, Frankfurt 

25.04.2001 


630. 

Graepel, Friedrich AG, Löningen 

02.05.2001 


631. 

Klocke Verpackungs-Service GmbH, Weingarten 

02.05.2001 


632. 

Borco-Höhns Fahrzeugwerk GmbH, Rotenburg/W. 

03.05.2001 


633. 

Gas- und Elektrizitätswerke Wilhelmshaven GmbH, Wilhelmshaven 

04.05.2001 


634. 

EMS Engineering Maintenance Services GmbH, Cloppenburg 

04.05.2001 


635. 

Nestle Deutschland AG, Hauptverwaltung und Außendienst 

07.05.2001 


636. 

Reisebüros und Reiseveranstalter Deutschland 

(TV regelt die Möglichkeit der Blockbildung der Arbeitszeit) 

09.05.2001 

70 

637. 

Südwestdeutsche Salzwerke AG, Heilbronn 

10.05.2001 


638. 

Kraftfahrzeuggewerbe Berlin, Brandenburg 

14.05.2001 

30 

639. 

Graphit Kropfmiihl AG 

16.05.2001 


640. 

Obst-, gemüse- und kartoffelverarbeitende Industrie Westdeutschland 

21.05.2001 

23 

641. 

Leser GmbH, Hamburg 

22.05.2001 


642. 

Simona AG, Kim 

31.05.2001 


643. 

Ingenieur-, Architektur- und Planungsbüros Deutschland 

06.06.2001 

10 

644. 

Burger Küchenmöbel GmbH, Burg 

06.06.2001 


645. 

Ölmühlen- und Silobetriebe Brökeimann, Hamm 

18.06.2001 


646. 

Zweckverband Wasserversorgung Bomaer Land und 
Abwasserzeckverband Pleißetal 

20.06.2001 


647. 

Securitas GmbH Werkschutz, Itzehoe 

20.06.2001 


648. 

P-D Glas- und Feuerfest werke Wetro GmbH, Wetro 

20.06.2001 


649. 

Holz- und kunststoffverarbeitendes Handwerk Nordrhein- Westfalen 

21.06.2001 

45 

650. 

JT International Germany GmbH 

25.06.2001 


651. 

Bürstner Caravan GmbH, Kehl 

29.06.2001 


652. 

Eurogate Container Terminal Bremerhaven GmbH, Bremerhaven 

29.06.2001 


653. 

Zigarrenindustrie Deutschland 

30.06.2001 

2 

654. 

DBV-Winterthur Holding AG, Wiesbaden 

06.07.2001 


655. 

Groß- und Außenhandel Baden-Württemberg 

20.07.2001 

125 
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656. 

Genossenschaftlicher Groß- und Außenhandel Baden-Württemberg 

20.07.2001 

5 

657. 

Roben Tonbaustoffe GmbH, Bannberscheid 

24.07.2001 


658. 

Sinius GmbH, Düsseldorf 

30.07.2001 


659. 

GCT gase- und Cryo-Technik GmbH, Bad Driburg 

31.07.2001 


660. 

Bürsten- und Pinselindustrie Hamburg, Schleswig-Holstein 

02.08.2001 


661. 

Seehafen Wismar GmbH, Wismar 

06.08.2001 


662. 

Konsumgenossenschaften des Handels Sachsen- Anhalt 

05.09.2001 


663. 

Kalkindustrie Nordwestfalen 

07.09.2001 


664. 

Bildungseinrichtung Buckow e.V., Lichterfelde 

27.09.2001 


665. 

Asklepios Kreiskrankenhäuser Weißenfeld-Hohenmölsen GmbH 

11.10.2001 


666. 

Textilindustrie Ostdeutschland 

12.10.2001 

19 


Summe der Arbeitnehmer in den vorstehenden Tarifbereichen — 

- soweit bekannt in Tausend - 


16 134 
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Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer 

im 

Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

1 

Chemische Industrie 

Gesamte Bundesrepublik 

Neufassung: 

1.1.1999-31.7.2004 

665.000 


2 

Papierindustrie West 

Alte Bundesländer 

1.8.1996-30.6.2001 

50.000 


3 

Kautschukindustrie 

Hamburg, Hessen, Nieder- 
sachsen, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein, Saar- 
land, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenb urg- V orpommem, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen 

1.7.1998-31.7.2004 

54.000 


4 

Kunststoffindustrie 

Bayern 

Bayern 

1.8.1996-30.6.2001 

60.000 


5 

Kunststoffindustrie 

Baden-Württemberg 

Baden- Württemberg 

1.8.1996-31.7.2001 

60.000 


6 

Keramische Industrie 

Gesamte Bundesrepublik 

1.1.1999- 31.7.2004 (alte 
Bundesländer) 

1.2.1999 - 31.7.2004 (neue 
Bundesländer) 

55.000 


7 

Zementindustrie 

Nordwestdeutschland 

Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Hol- 
stein, Hamburg, 

1.8.1996-30.6.2001 
(Abschluss mit 
Industriegewerkschaften) 
Parallelabschluss mit DAG 
für NRW: 1.10.1996- 
30.6.2001 

5.000 


8 

Deutsche Bahn AG 

Haustarifvertrag 

1.9.1996-31.7.2001 

200.000 


9 

Deutsche Lufthansa 

AG 

Haustarifvertrag 
Bodenpersonal von: 

Deutsche Lufthansa AG 
Lufthansa Service GmbH 
Condor Flugdienst GmbH 

1.10.1996-31.12.1998 

45.000 
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10 

Bremer Lagerhaus AG 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


11 

Oberland Glas AG 

Haustarifvertrag 

1.10.1996-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


12 

Hohlglasveredelungs- 
und -Verarbeitungs- 
industrie 
Westdeutschland 

Alte Bundesländer 

1.10.1996-31.7.2001 

19.000 


13 

Hohlglasindustrie 
Landesgruppe Rhein- 
Weser 

Alte Bundesländer 

1.10.1996-31.7.2004 

Neuer TV vom 16.8.2000: 

1.1.2000-31.12.2009 

7.000 


14 

Glasfabrik Lamberts 
GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


15 

Hohl- und Kristallglas- 
industrie Bayern 

Bayern 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


16 

VEGLA Vereinigte 
Glaswerke GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


17 

Sekurit Saint-Gobain 
Nutzfahrzeugglas 

GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


18 

Barthmann cristall 
Dorotheenhütte 

Wolfach GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


19 

Hohlglaserzeugungs- 

industrie 

Hessen, Nordrhein- West- 
falen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Ham- 
burg, Bremen, Berlin 

1.10.1996-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


20 

PreussenElektra- 

Gruppe 

Haustarifvertrag 

1.4.1997-31.7.2001 

12.000 


21 

PPS Personal-, 
Produktions- und 
Servicegesellschaft 
mbH 

Haustarifvertrag 

1.2.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


22 

BGAG - Beteiligungs- 
gesellschaft der 
Gewerkschaften AG 

Haustarifvertrag 

13.3.1997-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 


23 

Schott Glaswerke 

Haustarifvertrag 

1.10.1996-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 
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24 

Deutsche Spezialglas 
AG 

Haustarifvertrag 

1.10.1996-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


25 

Flachglas AG 

Haustarifvertrag 

1.8.1996-31.7.2001 

3.200 


26 

Glashüttenwerke 

Holzminden 

Haustarifvertrag 

Geltungsdauer nicht bekannt 

Keine Angaben 
vorhanden 


27 

ESSO AG 

Haustarifvertrag 

1.7.1997-31.7.2001 

2.500 


28 

Energie- und Ver- 
sorgungswirtschaft Ost 

Neue Bundesländer 

1.3.1998-31.7.2001 

50.000 


29 

Privates Bankgewerbe 

Gesamte Bundesrepublik 
(West- und Osttarif) 

1.6.1997-31.12.1999 

400.000 


30 

Volkswagen AG 

Haustarifvertrag 

Alte Bundesländer 

1.1.1997-31.7.2001 

Neuer TV: 

1.8.2001 -31.7.2004 

90.000 


31 

ADM Ölmühlen 

GmbH Ölwerke Spyck 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


32 

Gemeinnützige 
Gesellschaft für 
paritätische 

Sozialarbeit mbH, 
Wilhelmshaven 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


33 

Südsalz GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.9.1996 

Keine Angaben 
vorhanden 


34 

Spremberger 
Krankenhausgesell- 
schaft mbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.7.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


35 

V ersicherungsgewerbe 

Gesamte Bundesrepublik 

1.7.1997-31.12.2004 

290.000 


36 

E. Holtzmann & Cie. 

AG 

Haustarifvertrag 

1.8.1996-30.6.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


37 

Elektrizitätswerke 
Baden- Württemberg 

Baden-Württemberg 

ab 1.10.1997 

16.000 
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38 

Landesgirokasse 

Stuttgart 

Haustarifvertrag 

Geltungsdauer nicht bekannt 

5.000 


39 

Glasindustrie Ost 

Neue Bundesländer 

9.000 




1.6.1997-31.7.2001 



40 

IBM Deutschland 

Informationssysteme 

GmbH 

Haustarifvertrag 

25.7.1997 -31.7.1999 

10.000 


41 

Bewag 

(Berliner Kraft- und 
Licht AG) 

Haustarifvertrag 

1.7.1997-31.7.2001 

9.500 


42 

Groß- und Außen- 
handel Nordrhein- 
Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

1.1.1997-31.12.2001 

310.000 


43 

Raiffeisen Waren- 
genossenschaften 

Ost 

Neue Bundesländer 

13.5.1997-31.7.2001 

2.400 

AN kann zum Insolvenzschutz 
Vertragserfüllungsbürgschaft für 
bis zu 2 Vi Nettomonatsgehälter 
verlangen. 

44 

Volks- und Raiffeisen- 
banken 

Gesamte Bundesrepublik 

1.7.1997-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


45 

Groß- und Außen- 
handel Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.1.1997-31.12.1999 

20.000 


46 

Metall- und 
Elektroindustrie 
Nordwürttemberg / 
Nordbaden 

Nordwürttemberg, 

Nordbaden 

1.11.1997-31.12.2000 

550.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

47 

Metall- und Elektro- 
industrie Bayern 

Bayern 

1.11.1997-31.7.2001 

650.000 

Der AG hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Fall der vorzeitigen Beendigung der 
Altersteilzeitarbeit durch Insolvenz 
des AG alle bis zu diesem 

Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf anfallenden AG- 
Anteile zur Sozialversicherung 
gesichert sind. Er weist gegenüber 
dem Betriebsrat bzw. soweit kein 
Betriebsrat besteht, gegenüber den 
AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. Die Insolvenz- 
sicherung von Langzeitkonten 
erfolgt, sobald der Altersteilzeit- 
arbeitsvertrag abgeschlossen ist 
oder das zu diesem Zweck 
gebildete Guthaben 150 Std. 
übersteigt. 
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48 

Burmah Oil 

Deutschland GmbH 

Burmah Oil, Deutsche 
Castrol, Deutsche Veedol 
u. v. a. 

1.9.1997-31.8.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


49 

Eisen-, Metall- und 
Elektroindustrie 

Nordrhein-Westfalen 

N ordrhein- W estfalen 

1.11.1997-31.7.2001 

850.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

50 

Raiffeisen Waren- 
genossenschaften 
Niedersachsen, Bremen 

Niedersachsen, Bremen 

15.10.1997-31.7.2001 

2.000 

AN kann zum Insolvenzschutz 
Vertragserfüllungsbürgschaft für 
bis zu 2 Zi Nettomonatsgehälter 
verlangen. 

51 

Thien & Frerichs 

GmbH & Co. KG 
(Chemieindustrie) 

Haustarifvertrag 

1.11.1997-30.6.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


52 

Postbank AG 

Haustarifvertrag 

7.500 


53 

Aral AG 

Haustarifvertrag, gilt auch 
für Tochtergesellschaften 

1.11.1997-31.7.2001 

1.200 


54 

Energiewirtschaft 

Nordrhein-Westfalen, 

Saarland 

N ordrhein- Westfalen, 
Saarland (GWE-Bereich) 

40.000 


55 

Metall- und Elektro- 
industrie Berlin 

Berlin-West 

1.11.1997-31.7.2001 

100.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

56 

Technische Dienste 
und Anlagenbau (TDA 
GmbH) 

Haustarifvertrag 

1.9.1997- 18.7.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


57 

Steine- und Erden- 
industrie Hessen 

Hessen 

1.1.1998-30.6.2001 

18.000 

Betriebsparteien müssen für 
Blockmodelle angemessene 
Insolvenzsicherung vereinbaren. 

58 

Metall- und Elektro- 
industrie Südwürttem- 
berg-Hohenzollem/ 
Südbaden 

Südwürttemberg-Hohen- 
zollem, Südbaden 

1.1.1998-30.7.2001 

250.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

59 

Oberschwaben Klinik 
gGmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.12.1999 

2.700 


60 

Metall- und Elektro- 
industrie 

Rheinland/ Rhein- 
hessen/ Pfalz 

Rheinland-Pfalz 

1.11.1997-31.7.2001 

170.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

61 

Steine- und Erden- 
industrie 

West/Nordwest 

N ordrhein- W estfalen, 
Niedersachsen, Rheinland- 
Pfalz; einzelne Betriebe in 
Süddeutschland 

1.1.1998-30.6.2001 

4.000 

Betriebspartner müssen bei 
unterschiedlicher Verteilung der 
Arbeitszeit angemessene 
Sicherungsregelungen treffen. 
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62 

Metall- und Elektro- 
industrie Hessen 

Hessen 

1.11.1997-31.7.2001 

360.000 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

63 

Kommunale Versor- 
gungsbetriebe Freiburg 

Haustarifvertrag: 

Stadtwerke Freiburg GmbH, 
Freiburger Energie- und 
Wasserversorgungs AG; 
Freiburger Verkehrs AG 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


64 

Superfos Verpackun- 
gen GmbH 

Hamburg Haustarifvertrag 

1.7.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


65 

Stuttgarter Hofbräu AG 

Haustarifvertrag 

1.11.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


66 

Badische Genossen- 
schaften 

W inzergenossenschaften, 
Obst- und 

Gemüseerzeugermärkte, 
Blumengroßmärkte in Nord- 
und Südbaden 

1.1.1998-30.6.2001 

2.000 


67 

Wisthoff GmbH & Co. 
KG (Glasindustrie) 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


68 

STN Atlas Elektronik 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 
vorhanden 

Regelung zur Insolvenzsicherung 
gern. Gesamtbetriebsvereinbarung 

69 

akf-Allg. Kühlmöbel- 
bau 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 
vorhanden 


70 

Allgemeine Orts- 
krankenkassen 

Bundesrepublik 
(Haustarifvertrag für Be- 
schäftigte der AOK und 
ihrer Verbände) 

1.1.1998-31.7.2001 

50.000 


71 

Braunschweigische 

Kohlebergwerke 

Aktiengesellschaft 

Haustarifvertrag 

1.12.1997-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 


72 

Rechenzentrale 
Bayerischer Ge- 
nossenschaften eG 

Haustarifvertrag 

1.4.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


73 

Nassauische Heimstätte 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-30.6.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


74 

RWE-DEA AG 

Haustarifvertrag einschließ- 
lich Tochterunternehmen 

1.9.2001 -31.7.2004 

2.100 
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75 

Phoenix AG 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 




Werk Thüringen 

vorhanden 




1.1.1998-31.7.2001 



76 

Metall- und Elektro- 

Saarland 

60.000 

AG muss bei Blockmodell 


industrie des Saar- 



ausreichende Insolvenzsicherung 


landes 

1.11.1997-31.7.2001 


jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

77 

Seehafen Rostock 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



Verwaltungs GmbH 

17.12.1997-31.12.2001 

vorhanden 


78 

Berlitz Deutschland 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



GmbH 

ab 1.1.1998 

vorhanden 


79 

V ersicherungs Wirt- 

Organisierender Werbe- 

Keine Angaben 



schaft Außendienst 

außendienst des Versiche- 
rungshauptgewerbes 

vorhanden 




1.1.1998-31.12.2001 



80 

Peiner Umformtechnik 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



GmbH 

1.3.1998-31.12.1998 

vorhanden 


81 

Akzo Nobel Hima 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



GmbH 

1.1.1998-31.7.2001 

vorhanden 


82 

Fiducia AG (Konzern- 
und Beteiligungs- 

Haustarifvertrag 

1.300 



gesellschaften) 

15.9.1997-31.7.2004 



83 

Raiffeisen-Waren- 

Württemberg 

2.000 

AG muss jährlich ausreichende 


genossenschaften 



Insolvenzsicherung gegenüber 


Württemberg 

1.1.1998-31.12.2001 


Betriebsrat nachweisen. 

84 

Stadtwerke Düsseldorf 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



AG 

1.1.1997-31.7.2001 

vorhanden 


85 

Hetzel GmbH & Co. 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 



KG (Chemie) 

1.2.1998-31.1.2003 

vorhanden 


86 

Hamburger Ölmüh- 

Hamburg 

200 



lenindustrie 

1.8.1996-30.6.2001 



87 

Säureschutzindustrie 

Alte Bundesländer 

15.000 



West 

1.1.1998-30.6.2001 



88 

Rnürr Mechanik für 
Elektronik AG 

F irmentari fvertrag 

500 
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89 

BHW 

Haustarifvertrag: 

BHW Holding AG, 

BHW Bausparkasse AG, 
BHW Allgemeine Bauspar- 
kasse AG, 

BHW Bank AG, 

BHW Lebensversicherung 
AG, 

BHW Immobilien GmbH 

1.1.1997-31.7.2001 
Änderungstari fvertrag : 
Verlängerung der 
Altersteilzeitregelung bis 
30.09.2002 

5.000 


90 

Carl Tiedemann GmbH 
& Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.4.1997-31.3.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


91 

Deutsche Tiefbohr- 
Aktiengesellschaft 

Haustarifvertrag für 

Betriebe in alten 
Bundesländern 

11.2.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


92 

Deutsche Shell AG 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

2.800 


93 

Vorwerk GmbH & Co. 
KG 

Haustarifvertrag 

1.2.1998-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


94 

Amino GmbH, 
Frellstedt, Nord- 
deutsche Zucker- 
Raffinerie GmbH, 
Frellstedt 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


95 

Mineralbrunnen 
Überkingen-T einach 

AG 

Haustarifvertrag 

1.12.1997-31.12.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


96 

Zuckerindustrie 

Gesamte Bundesrepublik 

1.2.1998 - 31.7.2001 

10.000 


97 

Deutsche Presse 

Agentur 

Gesamte Bundesrepublik 

1.1.1998-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


98 

Alpenland Pflege- und 
Altenheim Betriebs- 
gesellschaft mbH 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


99 

BEA Elektrotechnik 
und Automation 
Technische Dienste 
Rheinland GmbH 

Haustarifvertrag 

1.11.1997-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG muss bei Blockmodell 
ausreichende Insolvenzsicherung 
jährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 
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100 

Erdöl- und Erdgas- 
gewinnung 

Alte Bundesländer mit Aus- 
nahme von Firmen, die z.T. 
Haustarifverträge haben 

1.1.1998-31.7.2001 

6.000 


101 

Stahlindustrie Nord- 
westdeutschland 

Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Bremen 

2.3.1998-31.12.2000 

90.000 

Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 
Der AG weist gegenüber dem Be- 
triebsratjährlich die ausreichende 
Sicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann 
betrieblichfestgelegt werden. 

102 

Stahlwerk Thüringen 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.10.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


103 

LAROSE REWATEX 
GmbH & Co KG 

Haustarifvertrag 

27.3.1998-26.3.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


104 

Bayerische Energie- 
versorgung 

Bayern 

1.6.1998-31.7.2001 

24.000 

Der AG stellt sicher, dass im Falle 
der vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; jährlicher Nachweis der 
ausreichenden Sicherung z.B. durch 
ein zumindest ausgeglichenes 
Jahresergebnis gegenüber 
Betriebsrat; Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

105 

Miederindustrie 

Gesamte Bundesrepublik 

1.1.1998-31.12.1998 

4.000 


106 

Firmengruppe 

Schaeffler 

Haustarifvertrag 

1.11.1997-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Der AG hat sicherzustellen, dass im 
Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnis- 
ses durch Insolvenz des AG alle bis 
zu diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind; 
jährlicher Nachweis gegenüber 
Betriebsrat bzw. soweit kein 
Betriebsrat besteht gegenüber den 
AN über ausreichende Sicherung; 
Sicherung von Langzeitkonten. 
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107 

Institut für Luft- und 
Kältetechnik Gemein- 
nützige GmbH Dresden 

Haustarifvertrag 

1.7.1998- 1.11.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


108 

Öffentlicher Dienst 

Bund, Länder, Gemeinden 
Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.5.1998 

3 200.000 


109 

Metall- und Elektro- 
industrie Nord- 
deutschland- 

Schleswig-Holstein, 

Hamburg und Umgebung, 
Bremen, Unterweser, 
Nordwestliches Nieder- 
sachsen 

1.1.1998-31.7.2001 

190.000 

Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind; 
jährlicher Nachweis gegenüber 
Betriebsrat über ausreichende 
Sicherung; Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden; 
Sicherung von Langzeitkonten. 

110 

Deutsche Post AG 

Haustarifvertrag 

1.7.1998-31.7.2001 

160.000 


111 

a. Deutsche Telekom 
AG 

b. Neuregelung 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.7.2001 

1.2.2000-31.12.2001 

100.000 


112 

Steine- und Erden- 
industrie Thüringen 

Thüringen 

1.4.1998-31.12.1999 

5.000 


113 

ROMONTA GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


114 

Flachglasindustrie 

Alte Bundesländer 

1.4.1998-31.7.2001 

10.000 


115 

Omnibusverkehrs- 
gesellschaft Sonneberg 
mbH 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-30.9.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


116 

Freudenberg-Gruppe 

Haustarifvertrag für alle 
Untemehme/Betriebe, die 
unter MantelTV ledererzeu- 
gende Industrie fallen 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


117 

EWE Aktiengesell- 
schaft 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 
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118 

Überland-Zentrale 
Helmstedt Aktien- 
gesellschaft 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


119 

Nehlsen & Stadt- 
reinigung Radebeul 
Entsorgungs GmbH 

Haustarifvertrag 

1.7.1998 - 30.6.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


120 

Agip Deutschland AG 

Haustarifvertrag 

1.5.1998-30.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


121 

St. Nicolaiheim 
Sundsacker e.V. 

Haustarifvertrag 

13.7.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


122 

ABB Gebäudetechnik 

Aktiengesellschaft, 

Mannheim 

Haustarifvertrag, auch für 
Tochterfirmen 

29.6.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


123 

Energiewirtschaft 

Hessen 

Hessen 

1.7.1998-31.7.2004 

6.000 

Insolvenzschutz: § 7a SGB IV ist 
zu beachten. 

124 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Bayern 

Bayern 

ab 

1.7.1998/1.3.2001 

60.000 

Ansprüche aus AtZ- Verträgen sind 
durch den AG wahlweise abschlie- 
ßend mit folgenden Möglichkeiten 
zu sichern: Bankbürgschaft, versi- 
cherungsrechtliche Absicherung, 
Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des Altersteilzeiters, 
Die Art der Insolvenzsicherung ist in 
der Betriebsvereinbarung bzw. im 
Einzelvertrag festzuhalten. 

125 

Schmuck- und 
Uhrenindustrie Baden- 
Württemberg 

Baden-Württemberg 

1.5.1998-31.7.2004 

16.000 

Arbeitgeber berät geeignete Maßnah 
men mit Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Zeitpunkt der Insolvenz alle 
entstandenen Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
SV gesichert sind; Der AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
die ausreichende Insolvenzsicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

126 

Hamburgische 
Electricitätswerke AG 

Haustarifvertrag 

1.2.1999- 1.8.2003 

Keine Angaben 
vorhanden 


127 

Metall- und Elektro- 
industrie Osthessen 

Osthessen 

1.11.1997-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Zeitpunkt der Insol- 
venz alle entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur SV gesichert sind; .Der 
AG weist gegenüber dem Betriebs- 
rat und soweit keine Betriebsverein- 
barung besteht, gegenüber AN 
jährlich die Insolvenzsicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 
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128 

Metallindustrie Nie- 
dersachsen 

Regierungsbezirke Braun- 
schweig, Hannover und Lü- 
neburg mit Ausnahme der 
nordwestlich gelegenen 
Landkreise 

1.1.1998-31.7.2001 

80.000 

Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Zeitpunkt der Insol- 
venz alle entstandenen Ansprüche 
einschl. Der darauf entfallenden 
AG-Anteile zur SV gesichert sind; 
Der AG weist gegenüber dem Be- 
triebsrat und soweit keine Betriebs- 
vereinbarung besteht, gegenüber 

AN jährlich die Insolvenzsicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden; 
Sicherung der Langzeitkonten. 

129 

Fels- Werke GmbH 

Haustarifvertrag für 

Betriebe in Niedersachsen 
und Hessen 

1.7.1998-31.7.2001 

1.700 


130 

Dalli- Werke Maurer + 
Wirtz GmbH & Co. KG; 
Grünenthal GmbH u.a. 

Haustarifvertrag für mehrere 
Firmen 

1.8.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


131 

Dresden Papier AG 

Haustarifvertrag 

10.3.1998-30.6.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


132 

GKN Gelenkwellen- 
werk Mosel GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.7.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


133 

Buchhandel Baden- 
Württemberg 

Herstellender Buchhandel 
Baden- Württemberg 

13.7.1998-30.4.1999 

25.000 


134 

Sparda-Banken West 

Haustarifvertrag für 16 
Sparda-Banken in den alten 
Bundesländern 

1.6.1997-31.12.1999 

1.000 


135 

Papierindustrie Ost 

Neue Bundesländer 

1.6.1998-31.7.2004 

4.000 


136 

Säureschutz GmbH 
Leipzig 

Haustarifvertrag 

1.8.1998-30.6.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 

Für das Blockmodell treffen die 
Betriebsparteien angemessene 
Sicherungsregelungen. 

137 

W ohnungs Wirtschaft 

Gesamte Bundesrepublik 

Geltungsdauer nicht bekannt 

100.000 


138 

Hessischer Rundfunk 

Haustarifvertrag 

ab 1.8.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


139 

Stahlindustrie Ost 

Brandenburg-Sachsen, 

Berlin 

27.4.1998 -31.12.2000 

9.000 
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140 

Dachdeckerhandwerk 

Gesamte Bundesrepublik 

1.8.1998-31.7.2004 

108.000 

In der betrieblichen od. einzel- 
vertraglichen Altersteilzeitverein- 
barung treffen die Vertragspartner 
eine Regelung zur Absicherung der 
Ansprüche des AN bei Zahlungsun- 
fähigkeit des Arbeitgebers. Rege- 
lung umfasst den bereits erworbenen 
und noch nicht erfüllten Anspruch 
des AN auf Arbeitsentgelt für die 
Freistellungsphase einschl. des 
Arbeitgeberanteils am Gesamtver- 
sicherungsbeitrag und des Kassen- 
beitrages nach Maßgabe des TV. 

Die Absicherung kann insbeson- 
dere durch Bankbürgschaft oder 
Pfandrechte erfolgen. 

141 

Milchprüfring Bayern 
e.V. 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


142 

Erfrischungsgetränke- 
industrie; Getränke- 
fachgroßhandel Ost 

Neue Bundesländer und 
Berlin 

1.7.1998-31.12.2002 

3.000 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 
AG muss ausreichende Insolvenz- 
sicherung jährlich gegenüber 
Betriebsrat nachweisen. 

143 

DS-Getränke-Logistik 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Insolvenzfalle alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden Arbeitgeberan- 
teile zur SV gesichert sind. AG 
muss ausreichende Insolvenzsiche- 
rungjährlich gegenüber Betriebsrat 
nachweisen. 

144 

Akzo Nobel Chemicals 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.5.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


145 

Elli-Ariba GmbH 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Insolvenzfalle alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden Arbeitgeberan- 
teile zur SV gesichert sind. AG 
muss ausreichende Insolvenz- 
sicherungjährlich gegenüber 
Betriebsrat nachweisen. 
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146 

HM Interdrink GmbH 
& Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 
AG muss ausreichende 
Insolvenzsicherung j ährlich 
gegenüber Betriebsrat nachweisen 

147 

Coca-Cola 

Erfrischungsgetränke 

AG 

Haustarifvertrag 

1.4.1998-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

Für den Fall der Insolvenz berät 
Arbeitgeber geeignete Maßnahmen 
mit Betriebsrat, sodass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. AG muss ausreichende Insol- 
venzsicherung jährlich gegenüber 
Betriebsrat nachweisen. 

148 

Frischdienst-Zentrale 
Solingen GmbH & Co. 
West KG 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 


149 

Betriebskrankenkassen 

Gesamte Bundesrepublik 

1.7.1998-31.12.2001 

7.000 


150 

Sparda-Bank Berlin eG 

Haustarifvertrag 

1.7.1997-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


151 

Bremer Brauwirtschaft 

Bremen 

1.3.1998-31.7.2001 

1.500 


152 

Eder’s Familien- 
Brauerei 

Haustarifvertrag 

1.7.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


153 

Rohtongruben- 
industrie Oberbayern 

Oberbayem 

Geltungsdauer nicht bekannt 

Keine Angaben 
vorhanden 


154 

Bundesanstalt fiir 

Arbeit 

Gesamte Bundesrepublik 

Geltungsdauer nicht bekannt 

77.000 


155 

Landesversicherungs- 

anstalten 

Alle Landesversicherungs- 
anstalten außer Berlin 

ab 1.5.1998 

37.000 


156 

Gesellschaft für 
Technische Zusam- 
menarbeit (GTZ) 

Haustarifvertrag 

4.9.1998-31.12.2001 

1.300 


157 

Stadt werke Düren 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1998-31.7.2001 

Änderungsvertrag ab 1.4.00 

Keine Angaben 
vorhanden 
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158 

Bischof + Klein 

GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

ab 1.10.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 
Sobald überbetriebliche oder 
gesetzliche Modelle (z. B. PSV) zur 
Sicherung vorliegen, werden die 
vertragsschließenden Parteien in 
Verhandlungen eintreten, mit dem 
Ziel, ein Modell für den Zweck 
dieses TV zu vereinbaren. 

159 

Genossenschafts- 
Rechenzentrale Nord- 
deutschland GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


160 

Harz- Weser- W erk- 
stätten gGmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


161 

Tapetenfabrik Gebr. 
Rasch GmbH & Co. 

KG 

Haustarifvertrag 

1.10.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

162 

CUBIS-Gruppe 

Haustarifvertrag 

1.8.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Insolvenzsicherung durch Rück- 
stellungen und darüber hinaus 
vermögensseitig vollständige 
Rückdeckung 

163 

Süßwarenindustrie 

Gesamte Bundesrepublik 

1.1.1999-31.7.2004 

60.000 

Arbeitgeber informiert den 
Betriebsrat und stellt sicher, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. 

164 

Seehafen Rostock 

Umschlagsgesellschaft 

mbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.8.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


165 

Molkereien und 
Käsereien Nordrhein- 
Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

1.9.1998-31.7.2004 

7.000 

AG, die mit AN Blockmodell ver- 
einbaren, treffen Maßnahmen zur 
Insolvenzsicherung; keine Betei- 
ligung der AN an Kosten hieran; 
jährlicher Nachweis der Sicherung 
gegenüber dem Betriebsrat. 

166 

Zement- und Natur- 
steinindustrie Rhein- 
land-Pfalz 

Rheinland-Pfalz 

1.9.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Verpflichtung für Betriebspartner 
angemessene insolvenzsichernde 
Maßnahmen zu treffen 
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167 

Metall- und Elektro- 
industrie Nordost 

Mecklenb urg- V orpommem 

1.10.1998-31.7.2001 

20.000 

Arbeitgeber berät geeignete Maßnah- 
men mit Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Insolvenzfalle alle bis zu die- 
sem Zeitpunkt entstandenen Ansprü- 
che einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; Sicherung von Langzeitkonten; 
er weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit keine Betriebsvereinba- 
rung besteht, gegenüber dem Beschäf- 
tigten jährlich die ausreichende Siche- 
rung nach. Die Art der Sicherung 
kann betrieblich festgelegt werden. 

168 

Arbeiterwohlfahrt 

Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.5.1998 

90.000 


169 

F euerfest-lndustrie 
Hessen 

Hessen 

1.1.1998-30.6.2001 

2.200 

Verpflichtung für Betriebspartner, 
angemessene insolvenzsichernde 
Regelungen zu treffen 

170 

Metall- und Elektro- 
industrie Berlin- 
Brandenburg 

Berlin-Ost, Brandenburg 

1.10.1998-31.7.2004 

60.000 

Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Insolvenzfalle alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstande- 
nen Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind; Sicherung von 
Langzeitkonten; er weist gegen- 
über dem Betriebsrat bzw. soweit 
keine Betriebsvereinbarung besteht, 
gegenüber dem Beschäftigten 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

171 

NIS Norddeutsche In- 
formations-Systeme 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 

Bezugnahme auf TV der Metall- und 
Elektroindustrie Norddeutschland 
(Diese beinhaltet auch die dortige 
Insolvenzschutzregelung). 

172 

Innungskrankenkassen 

Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.5.1998 

7.000 


173 

Joseph Vögele 
Aktiengesellschaft 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind; Sicherung von 
Langzeitkonten; er weist gegenüber 
dem Betriebsrat bzw. soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, ge- 
genüber dem Beschäftigten jährlich 
die ausreichende Sicherung nach. 

Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 
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174 

Bundesknappschaft 

Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.5.1998 

10.000 


175 

Reuters AG 

Haustarifvertrag 

1.9.1998-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


176 

Montaplast GmbH 

Haustarifvertrag 

1.3.1998-31.4.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


177 

Lemförder Fahrwerk- 
technik AG & Co.; 
Elastmetall AG & Co.; 
Fahrwerk -Module 
GmbH; Schaltungs- 
systeme GmbH 

Haustarifvertrag 

1.11.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


178 

Beton- und Fertig- 
teilindustrie Nordost 

Mecklenb urg- V orpommem, 
Brandenburg, Berlin 

1.000 

Verpflichtung zur Insolvenzsiche- 
rung durch schriftliche, unwider- 
rufliche und selbstschuldnerische 
Bankbürgschaft einer deutschen 
Großbank, öffentl. Sparkasse oder 
Kreditinstituts oder bei der Sozial- 
kasse des Berliner Baugewerbes 
oder eines im Inland als Zoll- und 
Steuerbürgem anerkannten Kredit- 
instituts. Möglich ist auch die 
Sicherung durch Einzahlung auf ein 
auf den AN laufendes Sperrkonto. 

179 

Bahnversicherungs- 

träger 

Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.10.1998 

Änderung: 
ab 1.7.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


180 

Stadtwerke Güstrow 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.10.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


181 

Mannesmann Arcor 

AG & Co. 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


182 

Dr. Horst Ilkenhaus 
Kunststofferzeugnisse 

Haustarifvertrag 

ab 7.10.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


183 

Kalkindustrie Sachsen- 
Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.11.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


184 

Deutsche Eisenbahn- 
Consulting GmbH 

Haustarifvertrag 

1.8.1998-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 
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185 

Metall- und Elektro- 
industrie Osnabrück- 
Emsland 

Osnabrück-Emsland 

1.11.1998-31.7.2004 

20.000 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind; 
Sicherung von Langzeitkonten; Er 
weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit keine Betriebsverein- 
barung besteht, gegenüber dem 
Beschäftigten jährlich die ausrei- 
chende Sicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann betrieblich festge- 
legt werden. 

186 

Cereol Deutschland 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.11.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
erworbenen Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

187 

Unichema Chemie 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.9.1998-31.10.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


188 

Milchwirtschaft Würt- 
temberg 

Württemberg 

1.10.1998-31.7.2004 

3.000 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
strebt an, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

Er weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit keine Betriebsverein- 
barung besteht, gegenüber dem 
Beschäftigten jährlich die ausrei- 
chende Sicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 

189 

Milchwirtschaft Nord- 
und Südbaden 

Nord- und Südbaden 

1.10.1998-31.7.2004 

2.000 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
strebt an, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

Er weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit keine Betriebsverein- 
barung besteht, gegenüber dem 
Beschäftigten jährlich die 
ausreichende Sicherung nach. Die 
Art der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 
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190 

Coca-Cola 

Erfrischungsgetränke 
AG Bayern 

Haustarifvertrag für 

Betriebe in Bayern 

1.4.1998-31.12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

Für den Fall der Insolvenz berät der 
AG mit dem Betriebsrat über 
geeignete Maßnahmen, sodass alle 
bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der Arbeitgeberanteile zur SV 
gesichert sind; jährlicher Nachweis 
der ausreichenden 
Insolvenzsicherung ggü. dem 
Betriebsrat. 

191 

Preussag Systemhaus 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


192 

Metall- und Elektro- 
industrie Sachsen- 
Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.11.1998-31.7.2004 

40.000 

Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfall alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Der AG hat gegenüber dem 
Betriebsrat und soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, ggü. 
den AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nachzuweisen. Die Art 
der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden; Sicherung von 
Langzeitkonten. 

193 

Lederindustrie West 

Alte Bundesländer und 
Gesamt-Berlin 

1.1.1999-31.7.2004 

4.000 


194 

Kommunale Wasser- 
werke Leipzig GmbH 

Haustarifvertrag 

1.12.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


195 

PDS 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


196 

SPD Bezirk Hannover 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


197 

F euerfest-lndustrie 
Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Nie- 
dersachsen 

Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Nieder- 
sachsen und einzelne Be- 
triebe in anderen Bundes- 
ländern 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Im Zusammenhang mit 
Altersteilzeitmodellen, bei denen 
der AN in Vorleistung tritt, treffen 
die Betriebsparteien angemessene 
Sicherungsregelungen. 
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198 

Metall- und Elektro- 
industrie Thüringen 

Thüringen 

1.11.1998-31.7.2004 

50.000 

Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfall alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Der AG hat gegenüber dem 
Betriebsrat und soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, ggü. 
den AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nachzuweisen. Die Art 
der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 

199 

Gewerbliche Berufs- 
genossenschaften 

Alle gewerblichen Berufs- 
genossenschaften 

ab 1.5.1998 

20.000 


200 

Metall- und Elektro- 
industrie Sachsen 

Sachsen 

1.12.1998-31.7.2004 

100.000 

Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfall alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Das Gleiche gilt für Ansprü- 
che aus Langzeitkonten. Der AG 
hat gegenüber dem Betriebsrat und 
wenn kein Betriebsrat besteht, ggü. 
den AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nachzuweisen. Die Art 
der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 

201 

Badische Gas- und 
Elektrizitätsversor- 
gung AG 

Haustarifvertrag 

1.11.1998-31.10.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


202 

roha Arzneimittel 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


203 

Emährungswirtschaft 
Niedersachsen, Bremen 

Niedersachsen, Bremen, 

1.1.1998-31.7.2001 

3.000 

Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; jährlicher Nachweis ge- 
genüber Betriebsrat über 
ausreichende Sicherung; Art der 
Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden 
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204 

Firma Dieffenbacher 

Haustarifvertrag 

1.11.1998-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 

Der AG berät geeignete Maßnah- 
men mit dem Betriebsrat und stellt 
sicher, dass im Falle der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeitarbeits- 
verhältnisses durch Insolvenz des 

AG alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; jährlicher Nachweis gegenüber 
Betriebsrat über ausreichende 
Sicherung; Art der Sicherung wird 
betrieblich festgelegt. 

205 

Kommunale 

Waldarbeiter 

Niedersachsen 

Niedersachsen 

ab 1.5.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


206 

Kirche und Diakonie 
Nordelbien 

Kirchliche und diakonische 
Anstellungsträger Nord- 
elbien (Schleswig-Holstein; 
Hamburg) 

ab 1.11.1998 

10.000 


207 

W asserwirtschaft 
Nordrhein, Ruhr, Lippe 

Emschergenossenschaft, 
Lippeverband, Linksnie- 
derrheinische Entwässe- 
rungsgenossenschaft, 
Ruhrverband, Lister- und 
Lennekraftwerke GmbH, 
Ruhr-Wasserwirtschafts- 
Gesellschaft mbH 

ab 1.5.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


208 

Paul Kiefel GmbH 

Haustarifvertrag 

1.12.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 

Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Das Gleiche gilt für Ansprü- 
che aus Langzeitkonten. Der AG 
hat gegenüber dem Betriebsrat und 
wenn kein Betriebsrat besteht, ggü. 
den AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nachzuweisen. Die Art 
der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 

209 

Bundesversiche- 
rungsanstalt für 
Angestellte 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.1998 

20.000 


210 

Berufsforderungswerk 

Berlin-Brandenburg 

e.V. 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 
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211 

AFS Aviation Fuel 
Services & Manage- 
ment GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1. 1999.— .3 1 .12.2002 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG stellt sicher, dass die Verpflich- 
tungen ggü. den Ansprüchen aus 
den AtZ-Verhältnissen sorgfältig 
zurückgestellt werden und darüber 
hinaus vermögensseitig vollständig 
rückgedeckt sind. 

212 

Landesversicherungs- 
anstalt Berlin 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.1998 

Keine Angaben 
vorhanden 


213 

Coats Deutschland 
GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 

Der AG berät geeignete Maßnahmen 
mit dem Konzembetriebsrat und 
stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; jährlicher Nachweis gegenüber 
Betriebsrat über ausreichende 
Sicherung; Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

214 

Einzelhandel Bayern 

Bayern 

1.1.1999-31.7.2004 

320.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
od. Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, Sicherung über die BG 
Einzelhandel, Sicherung in Zu- 
sammenarbeit mit der Sozialkasse 

Bau od. ähnliche, in ihrer Siche- 
rungsfunktion gleichwertige Absi- 
cherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden betrieb- 
lich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

215 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Nordrhein-Westfalen 

N ordrhein- W estfalen 

1.12.1998-31.7.2004 

86.000 

AG muss spätestens bis 1.1 .2000 
ausreichende Insolvenzsicherung 
gegenüber Betriebsrat oder wenn 
keiner besteht, gegenüber dem AN 
auf Wunsch jährlich nachweisen 
durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
AN ; Art der Sicherung wird in 
Betriebsvereinbarung bzw. im 
Einzelvertrag festgehalten. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 107 - 


Drucksache 14/7944 


noch Anhang D 



Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer 

im 

Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

216 

Einzelhandel Nord- 
rhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

ab 1.3.1999 

480.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, 

Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des 

Altersteilzeiters, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz od. 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
Sicherung über die BG 

Einzelhandel, Sicherung in Zusam- 
menarbeit mit der Sozialkasse Bau 
od. ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absiche- 
rungen. Die Modalitäten der Insol- 
venzsicherung werden betrieblich 
festgelegt. Der AG weist gegenüber 
dem AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

217 

Steine- und Erden- 
industrie Bayern 

Bayern 

1.1.1999-31.7.2004 

30.000 

Betriebsparteien müssen für 
Blockmodelle angemessene Insol- 
venzsicherung z. B. durch schrift- 
liche, unwiderrufliche und selbst- 
schuldnerische Bürgschaft einer 
deutschen Bank, Notaranderkonto 
oder durch Einzahlung auf ein auf 
AN laufendes Sperrkonto 
vereinbaren. 

218 

W. Haldenberger 
Technische Keramik 
GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31. 7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Bezugnahme auf den 
Altersteilzeittarifvertrag für die 
Keramische Industrie West 

219 

Klinikum Meiningen 
GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


220 

Brauwirtschaft Nord- 
rhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

1.1.1999-31.7.2004 

11.000 

Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen 

Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses durch Insolvenz 
des AG alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind. 

221 

Oelmühle Leer 

Haustarifvertrag 

1.10.1998-31.9.2003 

Keine Angaben 
vorhanden 


222 

Deutsche Bundesbank 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.1998 

10.000 


223 

Messe- und Aus- 
stellungsgesellschaft 
mbH Köln 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 
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224 

Zement- und Baustoff- 
industrie Ost 

Neue Bundesländer und 
Berlin 

1.10.1998-30.6.2004 

2.000 

Verpflichtung des AG zur 
Insolvenzsicherung durch 
schriftliche, unwiderrufliche und 
selbstschuldnerische Bürgschaft 
einer deutschen Großbank, öffentl. 
Sparkasse oder eines im Inland als 
Zoll- und Steuerbürgen anerkannten 
Kreditinstituts; möglich ist auch die 
Sicherung durch Einzahlung auf ein 
auf den AN lautendes Sperrkonto. 

225 

Kellogg Deutschland 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.2.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


226 

Medizinische Dienste 
der Krankenversiche- 
rung 

Medizinische Dienste der 
Krankenversicherung und 
medizinische Dienste der 
Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


227 

Deutsche Infineum 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


228 

1SC Köln Messe 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


229 

Hochtief AG 

Haustarifvertrag 

1.10.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


230 

Hochtief T ochterge- 
sellschaften 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


231 

Philipp Holzmann AG 

Haustarifvertrag 

11.2.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


232 

Emst Peiniger GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Regelung ist in der betriebl. oder 
einzelvertragl. AtZ -Vereinbarung 
zu treffen. Die Absicherung erfolgt 
über Bank-Aval bei der Deutschen 
Bank AG, Essen, zugunsten des 
Gesamtbetriebsrates als Treuhänder 
aller AN in AtZ. 

233 

Kaolinindustrie Bayern 

Bayern 

1.3.1999-30.7.2004 

1.000 
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234 

Nicht bundeseigene 
Eisenbahnen 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1.1.1999-31.7.2004 

6.000 

Die TV-Parteien sind sich darüber 
einig, dass ein Insolvenzschutz für 
die Zeitwertguthaben aus der AtZ 
geschaffen werden soll. Sobald für 
die in privatrechtl. Form geführten 
Unternehmen des öffentl. Dienstes 
ein solcher Schutz eingeführt wurde, 
werden die TV-Parteien 
Verhandlungen mit dem Ziel auf- 
nehmen, eine entsprechende oder 
vergleichbare Regelung zu treffen. 

235 

Sieger- und Sauer- 
länder Brauereien 

Brauereiunternehmen im 
Sieger- und Sauerland 

1.12.1998-31.7.2004 

1.000 

Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass im 
Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der Arbeitgeber- 
anteile zur SV gesichert sind. 

236 

Hessische Erfri- 
schungsgetränkein- 
dustrie 

Hessen 

1.1.1999-31.7.2004 

2.000 

Für den Fall der Insolvenz berät der 
AG mit dem Betriebsrat über 
geeignete Maßnahmen, so dass alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche einschließl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. AG muss Insolvenzsicherung 
jährlich ggü. Betriebsrat nachweisen. 

237 

W. Haldenwanger 
Technische Keramik 
GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Inbezugnahme des Tarifvertrages für 
die Keramische Industrie für die 
alten Bundesländer 

238 

Einzelhandel Baden- 
Württemberg 

Baden-Württemberg 

1.4.1999-31.7.2004 

260.000 

AG muss Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, auf das der AN 
nur im Insolvenzfalle oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält 
oder Sicherungen bei BG 
Einzelhandel oder über Sozialkasse 
Bau oder ähnliche in Sicherungs- 
funktion gleichwertige Sicherung 
gewährleisten und gegenüber AN 
und Betriebsrat nachweisen; Modali- 
täten werden betrieblich festgelegt. 

239 

Glasverarbeitung 
Bietigheim GmbH; 

GVG Glasverarbeitung 
Köln-Porz GmbH; 
KINON-Sicherheits- 
glas GmbH; SEKURIT 
SA1NT-GOB A1N 
Modulartechnik GmbH; 
G1AG Glasindustrie AG 

Haustarifvertrag 

1.1.1999- 31.7.2001 

Neufassung: 

1.1.1999- 31.12.2009 

Keine Angaben 
vorhanden 
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240 

Ostfriesische 
Beschützende Werk- 
stätten GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


241 

KölnKongress 

Betriebs- und Service 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


242 

Schuldienst Thüringen 

Staatliche Schulen im Ge- 
schäftsbereich des thüringi- 
schen Kultusministeriums 

1.5.1998-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


243 

Holzindustrie und 
Kunststoffverarbeitung 
Baden- Württemberg 

Baden- Württemberg 

1.3.1999-31.7.2004 

50.000 

Sie ist durch Betriebsvereinbarung 
zu regeln: Absicherung der monatl. 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zuzüglich der SV-Beiträge. 

244 

Hapag-Lloyd Flugge- 
sellschaft mbH 

Haustarifvertrag für Boden- 
personal 

1.7.1998-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


245 

Twp Lage GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


246 

Graf von Henneberg 
Porzellan GmbH 

Haustarifvertrag 

1.4.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


247 

V erkehrsgewerbe 
Hamburg 

Hamburg 

1.1.1999-31.12.2000 

5.000 

AG hat gegenüber AN sicherzu- 
stellen, dass Ansprüche aus dem 
Wertguthaben infolge von Zahlungs- 
unfähigkeit oder Insolvenz in voller 
Höhe ab Beginn bis zum Ende des 
AtZ- Verhältnisses erstattet werden. 
Der AG kann diese Verpflichtung 
z. B. erfüllen durch eine Versiche- 
rung bei einem im Geltungsbereich 
des SGB IV zum Geschäftsbetrieb 
befugten Versicherungsnehmers, ein 
Zahlungsversprechen eines im 
Geltungsbereich des SGB IV zum 
Geschäftsbetrieb befugten 
Geldinstituts oder eine vergleichbar 
sichere, allg. anerkannte Absiche- 
rungsmöglichkeit; zur Erfüllung hat 
AG dem AN einen unmittelbaren 
Anspruch gegen den Sicherungs- 
geber zu verschaffen und schriftlich 
nachzuweisen. 

248 

Kommunale Waldar- 
beiter Hessen 

Hessen 

ab 1.5.1998 

1.000 


249 

Wintershall AG 

Haustarifvertrag 

1.4.1999 - 31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 
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250 

Eisenschaffende In- 
dustrie Saar 

Saarland 

1.1.1999-31.7.2004 

12.000 

Der AG berät geeignete Maßnahmen 
mit dem Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Insolvenzfalle alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

251 

Westdeutscher Rund- 
funk 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


252 

Einzelhandel Hessen 

Hessen 

1.3.1999-31.7.2004 

155.000 

AG muss Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, auf das der AN 
nur im Insolvenzfalle oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält 
oder Sicherungen bei BG 
Einzelhandel oder über Sozialkasse 
Bau oder ähnliche in 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Sicherung gewährleisten und 
gegenüber AN und Betriebsrat 
nachweisen; Modalitäten werden 
betrieblich festgelegt. 

253 

Vita Zahnradfabrik 
Rauter GmbH & Co. 

KG 

Haustarifvertrag 

1.3.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


254 

Sparkassenversiche- 

rung 

Hessen, Thüringen 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


255 

Fotolabors 

Gesamte Bundesrepublik 

1.3.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


256 

W ohnungsbaugesell- 
schaften Berlin 

Landeseigene und Ge- 
meinnützige Wohnungs- 
baugesellschaften Berlin 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


257 

Einzelhandel Bremen 

Bremen 

1.3.1999-31.7.2004 

25.000 

AG muss Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, auf das der AN 
nur im Insolvenzfalle oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält 
oder Sicherungen bei BG 
Einzelhandel oder über Sozialkasse 
Bau oder ähnliche in 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Sicherung gewährleisten und 
gegenüber AN und Betriebsrat 
nachweisen; Modalitäten werden 
betrieblich festgelegt. 
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258 

Einzelhandel Nieder- 
sachsen 

Niedersachsen 

1.3.1999-31.7.2004 

210.000 

AG muss Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, auf das der AN 
nur im Insolvenzfalle oder Zah- 
lungsunfähigkeit Zugriff erhält oder 
Sicherungen bei BG Einzelhandel 
oder über Sozialkasse Bau oder 
ähnliche in Sicherungsfunktion 
gleichwertige Sicherung gewähr- 
leisten und gegenüber AN und 
Betriebsrat nachweisen; 

Modalitäten werden betrieblich 
festgelegt. 

259 

Waldarbeiter der 

Länder 

Gesamte Bundesrepublik 

ab 1.5.1998 

10.000 


260 

Schuhindustrie 

Alte Bundesländer 

1.7.1999-31.7.2004 

25.000 


261 

Einzelhandel Rhein- 
land-Pfalz 

Rheinland-Pfalz 

1.4.1999-31.7.2004 

100.000 

AG muss Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, auf das der AN 
nur im Insolvenzfalle oder Zah- 
lungsunfähigkeit Zugriff erhält oder 
Sicherungen bei BG Einzelhandel 
oder über Sozialkasse Bau oder 
ähnliche in Sicherungsfunktion 
gleichwertige Sicherung 
gewährleisten und gegenüber AN 
und Betriebsrat nachweisen; 
Modalitäten werden betrieblich 
festgelegt. 

262 

Bleistiftindustrie 

Gesamte Bundesrepublik 

1.7.1999-31.7.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 

Der AG hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 

AG- Anteile zur SV gesichert sind.; 
das gleiche gilt für die Sicherung 
von Langzeitkonten; AG hat 
gegenüber dem Betriebsrat bzw. 
soweit kein Betriebsrat besteht 
gegenüber den AN jährlich die 
ausreichende Sicherung 
nachzuweisen; die Art der 

Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 
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263 

Beton- und Fertig- 
teilindustrie Sachsen- 
Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.4.1999-31.12.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 

Die Insolvenzsicherung hat durch 
schriftliche unwiderrufliche und 
selbstschuldnerische Bürgschaft 
einer deutschen Großbank, öffentl. 
Sparkasse oder Kreditinstituts oder 
bei der Sozialkasse des Berliner 
Baugewerbes oder eines im Inland 
als Zoll- und Steuerbürgen 
anerkannten Kreditinstituts zu er- 
folgen. Möglich ist auch die 
Sicherung durch Einzahlung auf ein 
auf den Arbeitnehmer laufendes 
Sperrkonto. 

264 

Internationaler Bund 
Freier Träger der 
Jugend-, Sozial- und 
Bildungsarbeit 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 



265 

LTU 

Haustarifvertrag für Boden- 
personal 

1.5.1999-31.12.2001 

Keine Angaben 
vorhanden 


266 

Einzelhandel 

Thüringen 

Thüringen 

1.6.1999-31.5.2004 

60.000 

AG muss ausreichende 
Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, das der AN nur 
im Insolvenzfalle oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält oder Siche- 
rungen bei BG Einzelhandel oder 
Sozialkasse Bau oder ähnliche in 
ihrer Sicherungsfunktion gleich- 
wertige Sicherungen gewährleisten 
und gegenüber AN und Betriebsrat 
nachweisen; Modalitäten der 
Sicherung werden betrieblich 
festgelegt. 

267 

Einzelhandel 

Schleswig-Flolstein 

Schleswig-Holstein 

1.3.1999-31.7.2004 

80.000 

AG muss ausreichende Insol- 
venzsicherung durch versiche- 
rungsmäßige Absicherung, Bank- 
bürgschaft, Treuhandkonto auf den 
Namen des AN, das der AN nur im 
Insolvenzfalle oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält oder Si- 
cherungen bei BG Einzelhandel oder 
Sozialkasse Bau oder ähnliche in 
ihrer Sicherungsfunktion gleich- 
wertige Sicherungen gewährleisten 
und gegenüber AN und Betriebsrat 
nachweisen; Modalitäten der 
Sicherung werden betrieblich 
festgelegt. 
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268 

Eurawasser 

Haustarifvertrag für die Eu- 
rawasser Aufbereitungs- und 
Entsorgungs GmbH Rostock 
und die Eurawasser 
Aufbereitungs- und Ent- 
sorgungs-Gesellschaft 
Potsdam mbH 

1.5.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


269 

Saarländischer 

Rundfunk 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


270 

M. Faust Kunststoff- 
werk GmbH & Co. KG 

Haustarifvertrag 

1.5.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


271 

Einzelhandel Sachsen 

Sachsen 

1.6.1999-31.5.2004 

100.000 

AG muss ausreichende 
Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto auf 
den Namen des AN, das der AN nur 
im Insolvenzfalle oder Zah- 
lungsunfähigkeit Zugriff erhält oder 
Sicherungen bei BG Einzelhandel 
oder Sozialkasse Bau oder ähnliche 
in ihrer Sicherungsfunktion 
gleichwertige Sicherungen 
gewährleisten und gegenüber AN 
und Betriebsrat nachweisen; Moda- 
litäten der Sicherung werden 
betrieblich festgelegt. 

272 

Stiftung Rehabilita- 
tionszentrum Thüringer 
Wald 

Haustarifvertrag 

1.6.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


273 

WIN GAS GmbH 

Haustarifvertrag 

1.7.1999-31.7.2004 

1.000 


274 

Autokraft GmbH 

Haustarifvertrag 

1.7.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


275 

Paritätischer 

W ohlfahrtsverband 
Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

ab 1.7.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


276 

Mürwiker Werkstätten 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.7.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 
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277 

Einzelhandel Meck- 
lenb urg- V orpommem 

Mecklenb urg- V orpommem 

1.6.1999-31.12.2004 

45.000 

AG muss ausreichende Insolvenz- 
sicherung durch versicherungs- 
mäßige Absicherung, Bankbürg- 
schaft, Treuhandkonto auf den 

Namen des AN, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder Zah- 
lungsunfähigkeit Zugriff erhält, oder 
Sicherungen bei BG Einzelhandel 
oder Sozialkasse Bau oder ähnliche, 
in ihrer Sicherungsfunktion 
gleichwertige Sicherungen 
gewährleisten und gegenüber AN 
und Betriebsrat nachweisen; die 
Modalitäten der Sicherung werden 
betrieblich festgelegt. 

278 

Lederwaren- und 
Kunststoffmdustrie 

Baden-Württemberg, Bre- 
men, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland 

1.7.1999- 31.7.2004 

Neuer TV vom 4.5.2000: 

1.7.1999- 31.12.2009 

16.000 


279 

Rethmann Plano 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1998-31.3.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


280 

Holzindustrie und 

Serienmöbelhandwerk 

Westfalen-Lippe 

Westfalen-Lippe 

1.5.1999-31.7.2004 

60.000 

In der Betriebsvereinbarung nach 
diesem TV ist zum Zwecke der 
Sicherung eine Regelung über die 
Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vogeleisteter 
Arbeit zuzüglich der Sozialver- 
sicherungsbeiträge zu treffen. 

281 

Einzelhandel Sachsen- 
Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.7.1999-31.12.2004 

60.000 

AG muss ausreichende 
Insolvenzsicherung durch 
versicherungsmäßige Absicherung, 
Bankbürgschaft, Treuhandkonto 
oder Sicherungen bei BG Einzel- 
handel oder Sozialkasse Bau oder 
gleichwertige Sicherung 
gewährleisten und gegenüber AN 
und Betriebsrat nachweisen 

282 

Dinova GmbH 


Keine Angaben 
vorhanden 


283 

Sanierungsgesell- 
schaften Braunkohle / 
Chemie 

Neue Bundesländer 

ab 7.5.1999 

12.000 


284 

Braunkohleindustrie 

Ostdeutschland 

Neue Bundesländer 

1.1.1999-31.7.2004 

20.000 
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285 

Säureschutzindustrie 

West 

Alte Bundesländer 

1.6.1999-31.7.2004 

11.000 

Im Zusammenhang mit AtZ- 
Modellen, bei denen AN in 
Vorleistung tritt, treffen die 
Betriebsparteien angemessene Si- 
cherungsregeln. 

286 

Oettinger Brauhaus 

Haustarifvertrag 

1.3.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. 

287 

Rheinisch- Westfälische 
Brauereien 

Nordrhein-Westfalen 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. 

288 

Milchindustrie 
Rheinland-N assau 

Rheinland-N assau 

1.4.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG, die mit AN ein AtZ- 
Arbeitsverhältnis im Blockmodell 
vereinbaren, treffen Maßnahmen 
zur Absicherung des Zeitguthabens 
gegen Insolvenz; keine Beteiligung 
des AN an den dafür entstehenden 
Kosten; 

AG hat Betriebsrat einmal pro Jahr 
nachzuweisen, dass eine solche 
Absicherung besteht. 

289 

Molkereien Rheinland- 
Pfalz 

Rheinland-Pfalz 

1.4.1999-31.7.2004 

1.000 

AG, die mit AN ein AtZ- 
Arbeitsverhältnis im Blockmodell 
vereinbaren, treffen Maßnahmen 
zur Absicherung des Zeitguthabens 
gegen Insolvenz.; keine Beteiligung 
des AN an den dafür entstehenden 
Kosten; AG hat Betriebsrat einmal 
pro Jahr nachzuweisen, dass eine 
solche Absicherung besteht. 

290 

Mineralbrunnen 

Hessen 

Hessen 

18.5.1999-31.7.2004 

2.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des AtZ- 
Arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
berät AG mit Betriebsrat über ge- 
eignete Maßnahmen, sodass alle bis 
zu diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der AG- Anteile 
zur SV gesichert sind.; AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
eine ausreichende Sicherung nach. 
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291 

Mineralbrunnen- und 
Erfrischungs- 
getränkeindustrie 
Rheinland-Pfalz und 
Saarland 

Rheinland-Pfalz, Saarland 

1.3.1999-31.7.2004 

3.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des AtZ-Arbeitsver- 
hältnisses bei Insolvenz berät AG 
mit Betriebsrat über geeignete 
Maßnahmen, sodass alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen An- 
sprüche einschl. der AG-Anteile zur 
SV gesichert sind; AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
eine ausreichende Sicherung nach. 

292 

Infrastructure Mana- 
gement Center (1MC) 

Haustarifvertrag 

ab 1.4.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 

Übernahme des Tarifvertrages für 
die Süßwarenindustrie, Nr. 163 

293 

Kellogg Deutschland 
GmbH 

Haustarifvertrag 

1.2.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


294 

Kraft Jacobs Suchard 
Deutschland 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG informiert den Betriebsrat regel- 
mäßig und stellt sicher, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. 

295 

Fotomaterial- 
verarbeitende Betriebe 

Gesamte Bundesrepublik 

1.6.1999-31.7.2004 

3.000 


296 

Erzbergbau Ost 

Neue Bundesländer 

1.8.1999-31.7.2004 

2.000 


297 

Treuhand Liegen- 
schaftsgesellschaft 
mbH 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.12.2000 

Keine Angaben 
vorhanden 


298 

BEWA GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


299 

Karl Otto Braun KG 

Haustarifvertrag 

ab 5.8.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


300 

TÜV Süddeutschland 
Holding AG 

Haustarifvertrag für TÜV 
Bayern, Hessen, Sachsen, 
Südwest und TÜV Süd- 
deutschland Holding AG 

1.1.1999-31.12.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


301 

Rödl GmbH 

Haustarifvertrag 

1.9.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Die Sicherungsvereinbarung ist in 
einer Betriebsvereinbarung 
zusammen mit dem Betriebsrat 
festzuschreiben. 

302 

Bayerisches Rotes 

Kreuz 

Bayern 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 
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303 

CarboTech GmbH 

Haustarifvertrag 

1.8.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

AG stellt sicher, dass die Ver- 
pflichtungen gegenüber den Ansprü- 
chen aus den AtZ- Verhältnissen 
sorgfältig zurückgestellt werden und 
darüber hinaus vermögensseitig 
vollständig rückgedeckt sind. 

304 

Einzelhandel Berlin 

Berlin 

1.7.1999-31.7.2004 

90.000 

Absicherung erfolgt durch versiche- 
rungsmäßige Absicherung, Bank- 
bürgschaft, Treuhandkonto auf den 
Namen des AN, auf das er nur im 
Insolvenzfalle oder Zahlungsunfäh- 
igkeit Zugriff erhält oder Sicherun- 
gen bei BG Einzelhandel oder 
Sozialkasse Bau oder gleichwertige 
Sicherung.; Modalitäten der Siche- 
rung werden betrieblich festgelegt; 
AG weist gegenüber dem AN und 
dem Betriebsrat die Sicherung nach. 

305 

Medizinisches Zentrum 
für Gesundheitswesen 
Bad Lippspringe; Karl- 
Hansen-Klinik 

Haustarifvertrag 

ab 1.9.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


306 

Säureschutz Leipzig 

Haustarifvertrag 

1.6.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 

Betriebspartner treffen angemessene 
Sicherungsregelungen. 

307 

Tivoli Klebstoff GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


308 

Bremer Straßenbahn 
AG/Delbus GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


309 

Schmierstoffraffinerie 
Salzbergen GmbH 

Haustarifvertrag 

1.6.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 
vorhanden 


310 

Seniorenheim Am 
Kleinertal gGmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.10.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 


311 

Dorst Maschinen- und 
Anlagenbau GmbH & 
Co.KG 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 
vorhanden 

Der AG hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu be- 
raten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur SV gesichert sind.; das 
Gleiche gilt für die Sicherung von 
Langzeitkonten; AG hat gegenüber 
dem Betriebsrat bzw. soweit kein 
Betriebsrat besteht gegenüber den 

AN jährlich die ausreichende 
Sicherung nachzuweisen; die Art der 
Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 
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312 

Einzelhandel 

Saarland 

Saarland 

ab 1.4.1999 

30.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Bank- 
bürgschaft, Treuhandkonto auf den 
Namen des Altersteilzeiters auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, Sicherung bei BG 
Einzelhandel oder Sozialkasse Bau 
oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absicherun- 
gen. Modalitäten der Insolvenzsi- 
cherung werden betrieblich fest- 
gelegt; AG weist gegenüber dem 

AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

313 

Einzelhandel 

Brandenburg 

Brandenburg 

Ab lösender TV ab 1.7.2000 

65.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch versicherungsrecht- 
liche Absicherung, Bankbürgschaft, 
Treuhandkonto auf den Namen des 
Altersteilzeiters auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
Sicherung bei BG Einzelhandel 
oder Sozialkasse Bau oder ähnliche, 
in ihrer Sicherungsfunktion gleich- 
wertige Absicherungen. Modali- 
täten der Insolvenzsicherung 
werden betrieblich festgelegt; AG 
weist gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

314 

Saueressig, Vreden 

Haustarifvertrag 

01.10.99-31.07.2004 

Keine Angaben 

Nachweis gegenüber der IG Metall, 
dass im Falle der Beendigung der 
AtZ- Verträge aufgrund der 

Insolvenz alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 

315 

Berlin Brandenburg 
Flughafen Holding und 
Flughafen Berlin 
Schönefeld 

Haustarifvertrag 

ab 1.6.1999 



316 

BeA Geräte GmbH und 
BeA Deutschland 
Befestigungstechnik 
GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.7.1999 

Keine Angaben 

Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass bei Insolvenz alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche einschl. Arbeitge- 
beranteile zur SV gesichert sind; er 
weist dem Betriebsrat jährlich die 
ausreichende Sicherung nach. 
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317 

Kraftverkehr GmbH 
Lüneburg (KVG) 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 


318 

FIDUCIA 

Haustarifvertrag 

12.4.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 


319 

Krankenhaus Freital 
GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.8.1999 

Keine Angaben 


320 

Industrieverband Ge- 
bäudetechn. Anlagen 
und Umwelttechnik 
Hessen 

Hessen 

ab 1.10.1999 

20.000 

AG stellt sicher, dass im Insolvenz- 
falle alle bis zum letzten Vierteljah- 
resende entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Der AG hat folgende Mög- 
lichkeiten zur Auswahl: durch Bank- 
bürgschaft, versicherungsrechtliche 
Absicherung oder Abtretung 
sonstiger mündelsicherer Anlagen; 
mit Zustimmung der Tvparteien 
kann in freiwilliger BV andere 
Insolvenzsicherung vereinbart 
werden; bei Abschluss des AtZ- 
Vertrages hat AG den AN über Art 
und Umfang der Sicherung zu infor- 
mieren; jährlich zum Ende des 
betrieblichen Geschäftsjahres 
Nachweis der ausreichenden 
Sicherheit gegenüber Betriebsrat 
bzw. soweit kein Betriebsrat besteht, 
gegenüber dem AN. 

321 

Hafenbetriebs und Ent- 
wicklungsgesellschaft 
mbH Sassnitz 

Haustarifvertrag 

1.12.-31.7.2004 

Keine Angaben 


322 

Norddeutsche Erdgas- 
Aufbereitungs-Gesell- 
schaft mbH 

Haustarifvertrag 

1.11.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


323 

Mobil Oil, Mobil 
Erdgas-Erdöl, Mobil- 
Petroleum 

Haustarifvertrag 

1.11.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


324 

Milchprüfring Baden- 
Württemberg e.V. 

Baden-Württemberg 

1.10.99-31.7.2004 

Keine Angaben 

Der Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und strebt für den Insolvenzfall an, 
dass alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Ar- 
beitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Abfindung bei vorzeitiger 
Beendigung nach Maßgabe des TV. 

325 

Elektrizitätswerk 

Minden-Ravensberg 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.12.2002 

Keine Angaben 
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326 

Norddeutsche 
Mischwerke GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 

Die vorgeleistete Arbeitszeit ist 
hinsichtlich der auf sie entfallenden 
Vergütungsansprüche einschl. der 
Aufstockungsbeträge und der 
Höherversicherungsbeträge zur 
Rentenversicherung gegen Insol- 
venz abzusichem. Dies hat zu erfol- 
gen durch schriftliche unwiderruf- 
liche und selbstschuldnerische Bürg- 
schaft einer Großbank, öffentlichen 
Sparkasse oder sonstigen Kredit- 
instituts und jährliche Anpassung der 
Bürgschaft an Bestand der 
Belegschaft in AtZ. 

327 

Stadtwerke Bremen 

AG 

Land Bremen 

1.1.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


328 

Melitta KG, Minden 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 

Konzernbetriebsvereinbarung enthält 
u. a. Regelung zur 

Insolvenzsicherung 

329 

BKK Post 

Haustarifvertrag 

Keine Angaben 


330 

F einstblechpackungs- 
industrie Nord e.V. 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 

Der Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im 
Insolvenzfalle alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden Ar- 
beitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; jährlicher Nachweis der 
ausreichenden Sicherung gegenüber 
Betriebsrat bzw. soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, 
gegenüber dem AN; die Art der 
Sicherung kann betriebl. festgelegt 
werden; Insolvenzsicherung von 
Langzeitkonten. 

331 

SPD Landesverband 

B aden- W ürttemb erg 

B aden- W ürttemb erg 

ab 1.4.1999 

Keine Angaben 


332 

Lederwarenhersteller 

B aden- W ürttemb erg, 
Bayern,Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, 
NRW, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Schleswig- 
Holstein 

1.7.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


333 

Rethmann Photo 
Recycling GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.1999 

Keine Angaben 


334 

Sanitärtechnik 

Eisenberg GmbH, 
Eisenberg 

Haustarifvertrag 

ab 1.12.1999 

Keine Angaben 
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335 

Gesamthafenbetrieb 

Hamburg 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 

Für die Absicherung angesammelter 
Zeitguthaben werden die Betriebspar- 
teien Regelungen treffen, sobald das 
BMA die im SGB IV vorgesehenen 
Vorschläge zur Weiterentwicklung 
des Insolvenzschutzes vorgelegt hat, 
spätestens jedochzum 31.12.2001. 

336 

NTT Neluplast 

T iefzieh-T echnik 

GmbH 

Haustarifvertrag 

ab 18.12.99 

Keine Angaben 


337 

Untemehmerverband 

Industrieservice 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 


338 

Freudenberg 

HaushaltsprodukteE 

Haustarifvertrag 

1.2.2000-31.7.2009 

Keine Angaben 


339 

Benecke-Kaliko AG, 
Eislingen 

1.9.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 


340 

Dachdeckerhandwerk 

Hessen 

1.1.2000-31.7.2006 



341 

Park-Krankenhaus 

Leipzig 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 


342 

SARIA Bio-Industries, 
Selm 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 


343 

Emsland-Stärke, 

Emlichheim 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 

Arbeitgeber informiert den Betriebs- 
rat regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Insolvenzfall alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

344 

Verband der 

Brauereien Saarland 

Saarland 

1.6.99-31.7.2004 

Keine Angaben 

Arbeitgeber berät mit Betriebsrat über 
geeignete Maßnahmen, so dass im In- 
solvenzfall alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 

SV gesichert sind; AG weist gegen- 
über dem Betriebsrat jährlich eine 
ausreichende Absicherung nach. 

345 

HIPP, Pfaffenhofen 

Bayern 

1.7.99-31.7.2000 

Keine Angaben 

Arbeitgeber verpflichtet sich, dass im 
Insolvenzfall alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur SV gesichert sind. 

346 

Meggle, Reitmehring 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 

Arbeitgeber stellt in Form einer 
Rückdeckungsversicherung sicher, 
dass im Insolvenzfall alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 

SV gesichert sind und informiert 
hierüber regelmäßig den Betriebsrat. 
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und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer 

im 

Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

347 

Lotterie-Treuhand 
Hessen, Wiesbaden 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 


348 

Verband des Kfz-Ge- 
werbes Rheinland- 
Rheinhessen 

Rheinland-Rheinhessen 

ab 1.2.2000 

10.000 

Ansprüche der AN einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
SV sind durch den AG wahlweise 
mit folgenden Möglichkeiten gegen 
Insolvenz zu sichern: Bankbürg- 
schaft, versicherungsrechtl. Ab- 
sicherung, Einrichtung eines Treu- 
handkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters, Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen; bei Ab- 
schluss des AtZ-Vertrages Informa- 
tionspflicht des AG gegenüber AN 
über Art und Umfang der Sicherung; 
der AG weist gegenüber dem 
Betriebsrat und soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, ge- 
genüber AN jährlich zum Ende des 
betriebl. Geschäftsjahres die ausrei- 
chende Insolvenzsicherung nach. 

349 

ZDF, Mainz 

Haustarifvertrag 

1.1.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


350 

ZDF Kasino Betriebs 
GmbH, Mainz 

Haustarifvertrag 

1.1.99-31.7.2004 

Keine Angaben 


351 

Weyhausen GmbH, 
Wildeshausen 

Haustarifvertrag 

ab 1.3.2000 

Keine Angaben 

Arbeitgeber berät geeignete Maßnah- 
men mit Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Zeitpunkt der Insolvenz alle 
entstandenen An-sprüche einschl. 

Der darauf entfallenden AG- Anteile 
zur SV gesichert sind; der AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat und 
soweit keine Betriebsvereinbarung 
besteht, gegenüber AN jährlich die 
Insolvenzsicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann betriebl. Festgelegt 
werden; Sicherung der Langzeit- 
konten 

352 

Deutsche Welle, Köln 

Haustarifvertrag 

ab 1.1. 2000 

Keine Angaben 


353 

Norddeutscher 
Rundfunk, Hamburg 

Haustarifvertrag 

1.4. 2000-31.7.2004 

Keine Angaben 


354 

IBM Deutschland 
(Neufassung des TV 
vom 28.7.1998) 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000-31.12.2000 

Keine Angaben 

IBM berät geeignete Maßnahmen, 
so dass im Insolvenzfalle alle bis 
dahin entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind; die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 
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Insolvenzsicherung 

355 

Kuratorium Dialyse und 

Nierentransplantation, 

Neu-Isenburg 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 


356 

CODAN Med.Geräte, 
Lensahn 

Haustarifvertrag 

1.3.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 


357 

ITT Flygt Pumpen, 
Langenhagen 

Haustarifvertrag 

1.6.1999 

Keine Angaben 

AnerkennungsTV : es gilt der Alters- 
teilzeitTV der Metallindustrie 
Niedersachsen, Nr. 128,382 

358 

Deutsche Shell AG 

Haustarifvertrag 

bis 31.7.2004 

Keine Angaben 


359 

OE WA Wasser- und 
Abwasser GmbH, 
Leipzig 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2006 

Keine Angaben 


360 

Mürwiker Werkstätten 
GmbH, Flensburg 

Haustarifvertrag 

1.7.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 


361 

DMT-Gesellschaft für 
Lehre und Bildung, 
Bochum 

Haustarifvertrag 

1.11.1999-31.7.2004 

Keine Angaben 

Arbeitgeber stellt sicher, dass 
entsprechende Rückstellungen 
gebildet werden und dass diese 
Verpflichtungen vermögensseitig 
vollständig rückgedeckt sind. 

362 

GLÜCKAUF 

Sondershausen 

Haustarifvertrag 

1.5.2000-31.12.2009 

Keine Angaben 


363 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Hessen 

ab 1.4.2000 

26.000 

Ansprüche aus AtZ- Verträgen 
- einschl. der darauf entfallenden 
AG-Anteile zur SV - sind durch AG 
wahlweise mit folgenden Möglich- 
keiten gegen Insolvenz zu sichern: 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtl. Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters und Ab- 
tretung sonstiger mündelsicherer 
Anlagen; Informationspflicht gegen- 
über dem AN bei Abschluss eines 
AtZ-Vertrages über Art und Umfang 
der Sicherung. Jährlich zum Ende 
des Geschäftsjahres Nachweispflicht 
der ausreichenden Sicherung 
gegenüber Betriebsrat und soweit 
keiner besteht, gegenüber AN. 
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Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer 

im 

Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

364 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Schleswig-Holstein 

ab 1.4.2000 

14.000 

Ansprüche aus AtZ- Verträgen 
- einschl. der darauf entfallenden 

AG- Anteile zur SV - sind gegen 
Insolvenz zu sichern. Zur Sicherung 
stehen insbesondere zur Verfügung: 
Bankbürgschaft, versicherungsrechtl. 
Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters und andere wert- 
gleiche Regelungen; Informations- 
pflicht gegenüber dem AN bei 
Abschluss eines AtZ-Vertrages über 
Art und Umfang der Sicherung. 
Jährlich zum Ende des Geschäftsja- 
hres Nachweispflicht der ausreichen- 
den Sicherung gegenüber Betriebsrat 
und soweit keiner besteht, gegenüber 
AN Umfangreiche Protokollnotiz 
über Ausgleichskasse 

365 

Fa. Ilkenhans, Wald- 
kirch 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 


366 

Rotho GmbH, St. 
Blasien 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 

Keine Angaben 


367 

Küstenbus GmbH, Bad 
Doberan 

Haustarifvertrag 

1.3.2000-31.7.2004 

Keine Angaben 

Versicherungsvertrag im Sinne der 
Vorschriften des Gesetzes zur 
Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung. Der Versiche- 
rungsvertrag muss das gesamte 
Ausfallrisiko der Beschäftigten 
einschließl. der AG-Anteile zur SV 
umfassen. 

368 

Saar Nadellager oHG, 
Homburg 

„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.4.2000 

Keine Angaben 

Arbeitgeber hat sicher zu stellen, 
dass im Insolvenzfalle alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. Der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind. Das gleiche gilt 
für Ansprüche aus Langzeitkonten. 

369 

Chemische Industrie 

Bundesrepublik Deutschland 

1.7.2000-31.12.2009 



370 

Nestle Deutschland AG 

Weiding (Bayern) 

1.7.99-31.7.2004 


Arbeitgeber informiert den 

Betriebsrat regelmäßig und stellt 
sicher, dass im Falle der vorzeitigen 
Beendigung des AtZ-Arbeitsverh. 
Durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind. 
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Arbeitnehmer im 
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Insolvenzsicherung 

372 

Nestle Deutschland AG 

Bayern wie folgt: 
Biessenhofen, Clinical 
Nutrition GmbH, 

Verwaltung München und 
Außendienste 

1.2.2000-31.7.2004 


Arbeitgeber informiert den Betriebs- 
rat regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen Beendigung 
des AtZ-Arbeitsverhältnis durch 
Insolvenz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

373 

Nestle Deutschland AG 

Singen 

1.3.2000-31.7.2004 


Arbeitgeber informiert den Betriebs- 
rat regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen Beendigung 
des AtZ-Arbeitsverhältnis durch 
Insolvenz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

374 

Hochland AG, 
Heimenkirch 

Haustarifvertrag für 
Heimenkirch und Schongau 

1.3.2000-31.7.2004 


Arbeitgeber informiert den Betriebs- 
rat regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen Beendigung 
des AtZ-Arbeitsverhältnis Durch In- 
solvenz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

375 

Bayerischer 

Einzelhandel 
(Neufassung des TV 
vom 11.12.1998) 

Bayern 

ab 1.1.2000 

320.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den Namen 
des Altersteilzeiters, auf das der AN 
nur im Falle der Insolvenz oder Zah- 
lungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
Sicherung über die BG Einzelhandel, 
Sicherung in Zusammenarbeit mit der 
Sozialkasse Bau oder ähnliche, in 
ihrer Sicherungsfunktion gleichwer- 
tige Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden be- 
trieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem Be- 
triebsrat die Insolvenzsicherung nach. 

376 

Adler Modemärkte, 
Haibach 

Tarifvertrag für alle von 

Adler in Deutschland 
Beschäftigten 

ab 1.1.2000 


Die Absicherung erfolgt durch Bank- 
bürgschaft, versicherungsrechtliche 
Absicherung, Einrichtung eines Treu- 
handkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters, auf das der AN nur im 
Falle der Insolvenz oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält, Sicherung über 
die BG Einzelhandel oder ähnliche, in 
ihrer Sicherungsfünktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden zwischen 
den Tarifvertragsparteien im 
Einvernehmen mit der Mitgliedsfirma 
gesondert festgelegt. Der AG weist ge- 
genüber dem AN und dem Betriebsrat 
die Insolvenzsichemng nach. 
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Arbeitnehmer im 
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Insolvenzsicherung 

377 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

1.4.2000-30.6.2004 

15.000 

Ansprüche der AN einschl. der 
darauf entfallenden Arbeitgeber- 
anteile zur SV aus AtZ- Verträgen 
sind durch den AG abschließend 
wahlweise mit folgenden Möglich- 
keiten gegen Insolvenz zu sichern: 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtl. Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des AN, Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei 
Abschluss eines AtZ-Vertrages hat 
AG den AN über Art und Umfang 
der Sicherung zu informieren. AG 
weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit kein Betriebsrat besteht 
gegenüber dem AN jährlich zum 

Ende des betriebl. Geschäftsjahres 
die ausreichende Sicherung nach. 

378 

Globus Handelshof 
Dutenhofen, Wetzlar 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.7.2004 


Die Absichenmg erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den Namen 
des Altersteilzeiters, auf das der AN 
nur im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
Sicherung über die BG Einzelhandel, 
Sicherung in Zusammenarbeit mit der 
Sozialkasse Bau od. ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

379 

Niedersächsische 
Metallindustrie 
(Abschluss mit DAG) 

Niedersachsen 

ab 1.5.2000 


Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
Insolvenz alle bis zu diesem 

Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteilen zur SV gesichert 
sind. Er weist gegenüber dem Be- 
triebsrat bzw. soweit keine Betriebs- 
vereinbarung besteht, gegenüber 
dem Beschäftigten jährlich die 
ausreichende Sicherung nach. Die 

Art der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden; Insolvenzsi- 
cherung von Langzeitkonten. 
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380 

Firma Wolf GmbH, 
Mainburg 

„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2000 



381 

Firma GreCon Holzop- 
timierung Nord 
GmbH&Co.KG, Alfeld 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2000 


Arbeitgeber, IG Metall und 
Betriebsrat verpflichten sich, eine 
geeignete Insolvenzsicherung zu 
regeln. Die Modelle der 
Tarifvertragsparteien finden dabei 
entsprechende Berücksichtigung. 

382 

N iedersächsische 
Metallindustrie 
(Abschluss mit IG 
Metall) 

Niedersachsen 

ab 1.5.2000 


Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit dem Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Falle der Insol- 
venz alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschließ- 
lich der darauf entfallenden Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

Er weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit keine Betriebsverein- 
barung besteht, gegenüber dem 
Beschäftigten jährlich die ausrei- 
chende Sicherung nach. Die Art der 
Sicherung kann betrieblich festgelegt 
werden; Insolvenzsicherung von 
Langzeitkonten. 

383 

Deutsche 

Kautschukindustrie 

Brandenburg, Brandenburg, 
Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Rheinland- 
Pfalz, Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig- 
Holstein, Thüringen 

ab 1.4.2000 



384 

N ordwestdeutsche 
Gipsindustrie 

Geltungsbereich des 
Manteltarifvertrags in der 
nordwestdeutschen 
Gipsindustrie 

1.3.2000-31.7.2004 



385 

Ostdeutsche 

Gipsindustrie 

Geltungsbereich des 
Manteltarifvertrags in der 
ostdeutschen Gipsindustrie 

1.3.2000-31.7.2004 



386 

Klasmann-Dellmann 
GmbH und Torfwerk 
Schwegermoor GmbH 
& Co. KG 

Haustarifvertrag 

ab 10.3.2000 



387 

LEG Landesentwick- 
lungsgesellschaft 

N ordrhein- Westfalen 
GmbH u. a. 

Tarifgemeinschaft der 
aufgeführten Firmen 

1.7.2000-31.7.2004 
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388 

Industrieverband 

Steine und Erden e.V. 

Baden-Württemberg 

1.4.2000-31.12.2009 

20.000 

ln der betriebl. oder einzelvertragl. 
Altersteilzeitvereinbarung treffen die 
Vertragspartner eine Regelung zur 
Absicherung der Ansprüche des 
Arbeitnehmers bei Zahlungs- 
unfähigkeit des Arbeitgebers. Eine 
solche Regelung umfasst den bereits 
erworbenen und noch nicht erfüllten 
Anspruch des AN auf Arbeitsentgelt 
für die Freistellungsphase einschl. 
des Arbeitgeberanteils am Ge- 
samtsozialversicherungsbeitrag und 
des Sozialkassenbeitrags nach 
näherer Maßgabe des TV. Die 
Absicherung kann insbesondere 
durch Bankbürgschaft, Pfandrechte 
o. Ä. erfolgen. 

389 

Petri AG 

Aschaffenburg und 
Albertshausen 

Haustarifvertrag - 
Aschaffenburg und 
Albertshausen 

ab 1.6.2000 


Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Insolvenzfall alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Das Gleiche gilt für Ansprüche 
aus Langzeitkonten. Der AG hat ge- 
genüber dem Betriebsrat jährlich die 
ausreichende Sicherung 
nachzuweisen. Die Art der 

Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden. 

390 

Kraftfahrzeughandel 

Hessen 

Hessen 

ab 1.7.2000 


Arbeitgeber sichert die Ansprüche 
der AN einschließl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
SV wahlweise durch 

Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtl. Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters oder 
Abtretung sonstiger mündelsicherer 
Anlagen. Bei Abschluss eines 
Altersteilzeitvertrag Infor- 
mationspflicht des AG gegenüber 

AN über Art und Umfang der 
Sicherung. Jährlich zum Ende des 
betriebl. Geschäftsjahres Nachweis 
der ausreichenden Sicherung gegen- 
über Betriebsrat bzw. soweit kein 

BR besteht gegenüber dem AN . 
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391 

Tankdienst- 

Gesellschaften 

Baden- Würtemberg, 

Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, 
NRW, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Schleswig- 
Holstein, Berlin (West) 

1.4.2000-31.7.2004 



392 

Untemehmensgruppe 
RAG Umwelt 

Haustarifvertrag 

1.4.2000-31.12.2009 


Arbeitgeber stellt sicher, dass die 
Verpflichtungen gegenüber den 
Ansprüchen aus den Altersteilzeit- 
verhältnissen entsprechend den 
Grundsätzen einer ordnungsgemäßen 
Buchführung zurückgestellt werden. 

393 

Fristam Pumpen 

GmbH & Co. 

Haustarifvertrag 

ab 1.4.2000 


Arbeitgeber berät geeignete Maß- 
nahmen mit dem Betriebsrat um 
sicherzustellen, dass bei Insolvenz 
alle entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden Arbeitgeber- 
anteile zur SV gesichert sind. 

394 

Arbeitsgemeinschaft 
der Miederindustrie 
e.V. 

Bundesgebiet 

1.1.2000-31.8.2000 



395 

Flugverkehrskontroll- 
dienst (Länder und 
Kommunen) 

Bundesgebiet 

ab 1.5.1999 



396 

Metall-und Elektroin- 
dustrie Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt 

ab 1.5.2000 


Arbeitgeber berät geeignete Maßnah- 
men mit Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Insolvenzfalle alle bis zu die- 
sem Zeitpunkt entstandenen Ansprü- 
che einschl. der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV gesichert 
sind. Er weist gegenüber dem Be- 
triebsrat bzw. soweit keine Betriebs- 
vereinbarung besteht, gegenüber dem 
Beschäftigten jährlich die ausreichen- 
de Sicherung nach. Die Art der Siche- 
rung kann betrieblich festgelegt wer- 
den; Insolvenzsicherung von 
Langzeitkonten. 

397 

Büfa-Glas 

GmbH&Co.KG, 

Oldenburg 

Haustarifvertrag 

1.7.2000-31.12.2009 



398 

GKW PLAN GmbH, 
Mannheim 

Bundesrepublik Deutschland 

1.4.2000- 1.7.2006 



399 

Erwin Müller 
GmbH&Co.,Lingen 

Haustarifvertrag/TV zur 
erweiterten Altersteilzeit 

ab 1.5.2000 



400 

FREHOMA GmbH, 
Freiburg 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2000 
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401 

Clariant Verwaltungs- 
gesellschaft mbH, 
Leinfelden 

HaustarifVertrag 

1.7.2000-31.12.2005 



402 

Papier, Pappe, Zellstoff 
und Holzstoff 
erzeugende Industrie 

Bundesrepublik Deutschland 

1.4.2000-31.12.2009 

100.000 


403 

KNÜRR Mechanik für 
Elektronik AG, München 
„Beschäftigungsbrücke“ 

HaustarifVertrag 

ab 1.5.2000 



404 

RAG INFORMATIK 
GmbH, Gelsenkirchen 

HaustarifVertrag 

1.7.2000-31.12.2009 



405 

Druckindustrie Berlin 
und Brandenburg 

Berlin und Brandenburg 
Angestellte 

1.8.2000-31.7.2004 



406 

Druckindustrie Berlin 
und Brandenburg 

Berlin und Brandenburg 
Gewerbliche Arbeitnehmer 

1.8.2000-31.7.2004 



407 

Druckindustrie 

Bundesrepublik Deutschland 
mit Ausnahme von Branden- 
burg, Mecklenburg-Vor- 
pommern, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen 
Gewerbliche Arbeitnehmer 

1.8.2000-31.7.2004 

220.000 


408 

Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation 
Deutsche Bundespost 

HaustarifVertrag 

1.1.2000-31.7.2004 



409 

Datenverarbeitungs- 
zentrum Suhl GmbH 

HaustarifVertrag 

ab 1.6.2000 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch versicherungsrechtliche 
Absicherung; Insolvenzsicherung 
erfolgt zu Beginn der Altersteilzeit. 

410 

Robert Linnemann 
GmbH & Co., 
Sassenberg 

HaustarifVertrag 

ab 1.6.2000 



411 

Bauhauptgewerbe 

Deutschland 

Gesamte Bundesrepublik 

1.4.2000-31.12.2009 

1.070.000 

In der betrieblichen oder einzelvertrag- 
lichen Altersteilzeitvereinbarung 
treffen die Vertragspartner eine Rege- 
lung zur Absicherung der Ansprüche 
des Arbeitnehmers bei Zahlungsun- 
fähigkeit des Arbeitgebers. Regelung 
umfasst den bereits erworbenen imd 
noch nicht erfüllten Anspruch des AN 
auf Arbeitsentgelt für die Freistellungs- 
phase einschl. des Arbeitgeberanteils 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
und des Sozialversicherungsbeitrages 
nach näherer Maßgabe des TV. Die 
Absicherimg kann insbesondere durch 
Bankbürgschaft, Pfandrechte oder 
Hinterlegung bei einer der Sozial- 
kassen der Bauwirtschaft erfolgen. 
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412 

Papier, Pappe und 
Kunststoffe 
verarbeitende Industrie 

Sachsen, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt 

1.8.2000-31.12.2005 

100.000 


413 

Groß-und 

Außenhandelsunter- 
nehmen Thüringen 

Thüringen 

ab 1.7.2000 

20.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrich- 
tung eines Treuhandkontos auf den 
Namen des Altersteilzeiters, auf das 
nur er im Falle der Insolvenz 

Zugriff erhält, Sicherung über die 
Großhandels- und Lagerei-BG, 
Sicherung in Zusammenarbeit mit 
der Sozialkasse BAU, oder ähnliche 
gleichwertige Absicherungen. 
Modalitäten der Sicherung werden 
betrieblich festgelegt. Nachweis- 
pflicht gegenüber dem Betriebsrat. 

414 

Metall-und 

Elektroindustrie, 

Norddeutschland 

Nordwestliches 
Niedersachsen, Unterweser, 
Hamburg und Umgebung, 
Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg- V orpommem 

ab 1.5.2000 


Arbeitgeber berät geeignete 
Maßnahmen mit Betriebsrat und 
stellt sicher, dass im Insolvenzfalle 
alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche gesichert 
sind. 

415 

Gesellschaft für Kom- 
munikations- und 
Informationsdienste 
mbH (KomTel), 
Flensburg 

Haustarifvertrag 

ab 1.8.2000 



416 

Holz- und 

kunststoffverarbeiten- 
den Industrie 
Rheinland-Pfalz, 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Rheinland-Pfalz 

ab 21.06.2000 

18.000 

Für den Fall der Insolvenz des 
Arbeitgebers ist unter Mitbestim- 
mung des Betriebsrates eine 
betriebliche Regelung zu treffen. 

Die Tarifvertragsparteien verpflich- 
ten sich, hierfür geeignete Modelle 
zu empfehlen. 

417 

Ostholsteiner Behin- 
dertenhilfe GmbH, 

Eutin 

Haustarifvertrag 

1.1.1999-31.7.2004 



418 

DFS deutsche 
Flugsicherung GmbH, 
Offenbach 

Haustarifvertrag 

1.4.2000-31.7.2004 



419 

Holzindustrie und 
Kunststoffverarbeitung 
Baden- Württemberg, 
Stuttgart 

B aden- W ürttemb erg 

15.5.2000-31.7.2004 


Wegen der Sicherung der Ansprü- 
che der Arbeitnehmer/innen aus 
diesem Tarifvertrag im Falle der 
Insolvenz des Arbeitgebers ist unter 
Mitbestimmung des Betriebsrates 
eine betriebliche Regelung zu 
treffen. 

420 

Zeitungsverlags- 
gewerbe in Sachsen, 
Leipzig 

Sachsen 

1.8.2000-31.7.2004 
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421 

Wisshoff GmbH & Co., 
Essen 

Haustarifvertrag 

1.1.1997-31.12.2009 



422 

Maurer Bauunter- 
nehmung und Kom- 
plettbau, Ulm 

Haustarifvertrag 

1.4.2000-31.12.2009 


ln der betrieblichen oder 
einzelvertraglichen Altersteilzeit- 
vereinbarung treffen die Vertrags- 
partner eine Regelung zur 
Absicherung der Ansprüche des AN 
bei Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers. Regelung umfasst den 
bereits erworbenen und noch nicht 
erfüllten Anspruch des AN auf 
Arbeitsentgelt für die Frei- 
stellungsphase einschl. des Arbeitge- 
beranteils am Gesamtversicherungs- 
beitrag und des Sozialkassen- 
beitrages nach Maßgabe des TV. Die 
Absicherung kann insbesondere 
durch Bankbürgschaft, Pfandrechte 
oder Hinterlegung bei einer der 
Sozialkassen der Bauwirtschaft 
erfolgen. 

423 

Zeitungsverlagsge- 
werbe in Nordrhein- 
Westfalen, Düsseldorf 

N ordrhein- W e stfalen 

1.8.2000-31.7.2000 

9.000 


424 

GBG Bestattungsge- 
sellschaft mbH, Julius 
Grieneisen GmbH & 

Co. KG, Berlin 

Haustarifvertrag 

1.5.2000-30.06.2002 


Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

425 

GVV-Gesellschaft zur 
Verwahrung u. Verwer- 
tung stillgelegter Berg- 
werksbetriebe mbH, 
Sondershausen 

Haustarifvertrag 

1.7.2000-31.7.2009 
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426 

T extilreinigungs- 
gewerbe 

Bundesrepublik 

alle Bundesländer, außer 
Berlin (West) 

1.10.2000-31.12.2004 

50.000 

Der AG hat gegenüber dem AN 
beim Abschluss des Altersteilzeit- 
vertrages den Nachweis zu erbrin- 
gen, dass er die im Blockmodell 
entstanden und noch nicht erfüllten 
Ansprüche des AN aus der Arbeits- 
phase (Wertguthaben) einschl. der 
darauf entfallenden Arbeitgeberan- 
teile zur SV insolvenzgesichert hat. 
Erbringt der AG diesen Nachweis 
nicht, so ist die zwischen den 
Tarifvertragsparteien geschlossene 
Insolvenzregelung anzuwenden. 
(Umfangreiche Protokollnotiz). 

427 

Modell- und 

Formenbau Wilhelm 
Funke, Alfeld/Leine 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.7.2000 

keine Angaben 
vorhanden 

Wg. der Sicherung der Ansprüche 
der AN aus diesem Tarifvertrag im 
Falle der Insolvenz des AG ist unter 
Mitbestimmung des Betriebsrates 
eine betriebl. Regelung zu treffen. 

428 

Kali- und 
Steinsalzbergbau 
Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen- Anhalt und 
Thüringen 

Hessen, Niedersachsen, 

N ordrhein- W estfalen, 
Sachsen- Anhalt und 
Thüringen 

1.7.2000-31.12.2006 

8.000 


429 

VSL 

Speditionsgewerbe 
Baden- Württemberg 

Baden-Württemberg 

ab 1.8.2000 

75.000 

AG hat sicherzustellen, dass 
Ansprüche aus dem Wertguthaben 
infolge Zahlungsunfähigkeit oder 
Insolvenz in voller Höhe ab Beginn 
bis zum Ende des AtZ- Verhältnis- 
ses erstattet werden. Die Absiche- 
rung erfolgt z. B. durch Bankbürg- 
schaft, versicherungsrechtliche 
Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absiche- 
rungen. Zur Erfüllung dieser Ver- 
pflichtung hat der AG dem AN ei- 
nen unmittelbaren Anspruch gegen 
den Sicherungsgeber zu verschaffen 
und schriftlich nachzuweisen. 
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430 

AVA Allgemeine Han- 
delsgesellschaft der 
Verbraucher AG, Bie- 
lefeld 

Haustarifvertrag - 
Gesellschaften der AVA 

ab 1.8.2000 


Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, 

Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des Altersteil- 
zeiters, auf das der AN nur im Falle 
der Insolvenz oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält, Sicherung 
über die BG Einzelhandel, oder 
ähnliche, in ihrer Sicherungsfunk- 
tion gleichwertige Absicherungen. 
Die Modalitäten der Sicherung 
werden betrieblich festgelegt. Der 
AG weist gegenüber dem AN und 
dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

431 

Groß- und 

Außenhandel 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

Mecklenburg- V orpommem 

ab 1.7.2000 

15.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrich- 
tung eines Treuhandkontos auf den 
Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem Be- 
triebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

432 

Klober GmbH, 
Ennepetal 

Haustarifvertrag 

ab 1.10.2000 



433 

Veba Wärmeservice 
GmbH, Gelsenkirchen 

Haustarifvertrag 


Es gilt der Atz-TV für den bayer. 
Einzelhandel, Nr. 214. 

434 

AssiDomän Packaging 
Hilden GmbH, Hilden 

Haustarifvertrag 

1.6.2000-31.12.2009 



435 

Säge- und Holzin- 
dustrie, Niedersachsen 

Niedersachsen 

ab 1.3.2000 

5.000 

In der Betriebsvereinbarung ist zum 
Zwecke der Insolvenzsicherung 
eine Regelung über die 

Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zzgl. der Sozialversiche- 
rungsbeiträge zu treffen. 
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436 

AGA Groß- und 
Außenhandel, Hamburg 

Freie und Hansestadt 
Hamburg sowie Umgebung 

ab 1.5.2000 

60.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, 

Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des 

Altersteilzeiters, auf das der AN 
nur im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absiche- 
rungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG 
weist gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

437 

Zeitungsverlage 
Niedersachsen, Bremen 

Niedersachsen und Bremen 

1.8.2000-31.7.2004 

6.000 


438 

Oli Lacke GmbH, 
Oberlichtenau 

Haustarifvertrag 

1.7.2000-31.12.2002 



439 

Prym William GnbH, 
Stolberg 

„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag für die 
Unternehmen der 
Prymgruppe 

ab 1.5.2000 



440 

Nestle Deutschland AG, 
Werk Mainz 

Haustarifvertrag 

1.11.1999-31.7.2004 


AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen 

Beendigung des Altersteilzeit- 
Arbeitsverhältnisses durch Insol- 
venz alle bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche einschl. 
der darauf entfallenden 
Arbeitgeberanteile zur SV 
gesichert sind. 

441 

Brot- und Backwa- 
renindustrie Hessen 

Hessen 

1.5.2000-31.7.2004 

2.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
des AG berät der AG mit dem 
Betriebsrat über geeignete Maß- 
nahmen, sodass alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 
SV gesichert sind. Der AG stellt 
eine ausreichende Absicherung 
sicher. 
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442 

Brot- und Backwa- 
renindustrie Bremen, 
Niedersachsen 

Niedersachsen und Bremen 

1.5.2000-31.7.2004 

4.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
des AG berät der AG mit dem 
Betriebsrat über geeignete Maßnah- 
men, sodass alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 

SV gesichert sind. Der AG stellt eine 
ausreichende Absicherung sicher. 

443 

Brot- und 

Backwarenindustrie 

Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

1.5.2000-31.7.2004 

6.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
des AG berät der AG mit dem 
Betriebsrat über geeignete Maßnah- 
men, sodass alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 

SV gesichert sind. Der AG stellt eine 
ausreichende Absicherung sicher. 

444 

Brot- und Backwa- 
renindustrie Ham- 
burg/Schleswig-Hol- 
stein 

Hamburg und Schleswig- 
Holstein 

1.5.2000-31.7.2004 

2.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
des AG berät der AG mit dem 
Betriebsrat über geeignete Maßnah- 
men, sodass alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche An- 
sprüche einschl. der Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 
Der AG stellt eine ausreichende 
Absicherung sicher. 

445 

Stärkefabriken in 
Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

6.4.2000-31.7.2009 

1.000 

Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass im 
Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der Arbeit- 
geberanteile zur SV gesichert sind. 

446 

Mineralbrunnen- 
industrie, NRW 

Nordrhein-Westfalen 

20.4.2000 - 30.9.2000 

3.000 

Für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses bei Insolvenz 
des AG berät der AG mit dem 
Betriebsrat über geeignete Maßnah- 
men, sodass alle bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der Arbeitgeberanteile zur 

SV gesichert sind. Der AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
eine ausreichende Sicherung nach. 
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447 

Steine- und Erdenin- 
dustrie Baden-Würt- 
temberg 

Baden- Württemberg 

1.4.2000-31.12.2009 

20.000 

ln der betrieblichen oder einzelver- 
traglichen Altersteilzeitvereinbarung 
treffen die Vertragspartner eine Rege- 
lung zur Absicherung der Ansprüche 
des AN bei Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers. Regelung umfasst den 
bereits erworbenen und noch nicht 
erfüllten Anspruch des AN auf 
Arbeitsentgelt für die Freistellungs- 
phase einschl. des Arbeitgeberanteils 
am Gesamtversicherungsbeitrag und 
des Sozialkassenbeitrages nach Maß- 
gabe des TV Die Ab-sicherung kann 
insbesondere durch Bankbürgschaft, 
Pfandrechte oder o. Ä. erfolgen. 

448 

Holz- und 

kunststoffverarbeitende 

Industrie 

Niedersachsen 

„Beschäftigungsbrücke“ 

Niedersachsen und Bremen 

12.5.2000-30.4.2003 

30.000 

Wegen der Sicherung der Ansprüche 
der AN aus diesem Tarifvertrag im 
Falle der Insolvenz des AG ist unter 
Mitbestimmung des Betriebsrates 
eine betriebliche Regelung zu 
treffen. 

449 

Mittel- und Großbe- 
triebe des Einzelhan- 
dels Bayern 

Bayern 

ab 1.1.2000 


Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, Sicherung über die BG 
Einzelhandel, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der Sozialkasse 
Bau oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Sicherung werden betrieblich 
festgelegt. Der AG weist gegenüber 
dem AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

450 

Einzelhandel Hamburg 

Hamburg 

ab 1.1.2000 

60.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, Sicherung über die BG 
Einzelhandel, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der Sozialkasse 
Bau oder ähnliche, in ihrer Siche- 
rungsfunktion gleichwertige Ab- 
sicherungen. Die Modalitäten der 
Sicherung werden betrieblich 
festgelegt. Der AG weist gegenüber 
dem AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 
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451 

Vita-U nternehmens - 
gruppe, Baden-Würt- 
temberg 

Haustarifvertrag für Mit- 
gliedsuntemehmen 

ab 1.1.2001 


Die Absicherung erfolgt durch: 
Bankbürgschaft, versicherungsrecht- 
liche Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder Zahlungs- 
unfähigkeit Zugriff erhält, Sicherung 
über die BG. oder ähnliche, in ihrer 
Sichemngsfimktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden betrieb- 
lich festgelegt. Der AG weist gegen- 
über dem AN und dem Betriebsrat 
die Insolvenzsicherung nach. 

452 

Zeitungsverlage 

Baden- Württemberg 

Baden-Württemberg 

1.8.2000-31.7.2004 

10.000 


453 

Fränkischer Weinbau, 
Bayern 

Bayern 
ab 1.1.2000 



454 

Zeitschriftenverlage 

Hamburg, 

Mecklenburg- 

Vorpommern, 

Schleswig-Holstein 

Hamburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, Schleswig- 
Holstein 

1.8.2000-31.7.2004 

3.000 


455 

Zeitungsverlage 

Rheinland-Pfalz, 

Saarland 

Rheinland-Pfalz und 

Saarland 

1.8.2000-31.7.2004 



456 

Zeitungsverlage Berlin 
u. Brandenburg 

Berlin u. Brandenburg 

1.8.2000-31.7.2004 



457 

Groß- u. Außenhandel 
Sachsen 

Sachsen 

ab 1.7.2000 

45.000 

Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrich- 
tung eines Treuhandkontos auf den 
Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, Sicherung über die BG 
Großhandel, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der Sozial- 
kasse Bau oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 
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458 

Ärztliche 

Verrechnungsstelle 
Büdingen e.V. u. a. 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 


Die Absicherung gegen die 

Insolvenz erfolgt durch vom AG zu 
wählende geeignete Maßnahmen. 
Nachweis gegenüber dem 
Arbeitnehmer und dem 
Gesamtbetriebsrat. 

459 

Fagus-Werk Karl Ben- 
scheidt GmbH, Alfeld 
und Fagus-GreCon 
Greten GmbH&Co.KG 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.6.2000 


Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
vereinbart der AG mit dem 
Betriebsrat eine betriebliche 
Regelung. 

460 

Hörnlein, Reinhard 
GmbH, Bevern 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 12.5.2000 


Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebliche 
Regelung zu treffen. 

461 

DEA Mineralöl & 
Service GmbH, 
Hamburg 

Haustarifvertrag 

Bundesrepublik 

Deutschland 

ab 1.7.2000 


Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, 

versicherungsrechtliche Absiche- 
rung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absiche- 
rungen. Die Modalitäten der Insol- 
venzsicherung werden betrieblich 
festgelegt. Der AG weist gegenüber 
dem AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

462 

DEA Flüssiggas 

GmbH, Oldenburg 

Haustarifvertrag 

Bundesrepublik 

Deutschland 

ab 1.7.2000 


Die Absicherung erfolgt durch 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeiters, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält, oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem Be- 
triebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 
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463 

Meyer-Hosen AG, 
Denklingen 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2001 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den Nachweis 
zu erbringen, dass er die im 
Blockmodell entstanden und noch 
nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung insolvenz- 
gesichert hat. Eine der zwischen den 
TV-parteien vereinbarten Insolvenz- 
regelungen ist anzuwenden, es sei 
denn, der AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 

464 

Holz-und kunststoff- 
verarbeitende Industrie 
Saarland 

Saarland 

ab 26.07.2000 

2.000 

Wegen der Sicherung der An- 
sprüche der AN aus diesem Tarif- 
vertrag im Falle der Insolvenz des 

AG ist unter Mitbestimmung des 
Betriebsrates eine betriebliche 
Regelung zu treffen. Die Tarifver- 
tragsparteien verpflichten sich, 
hierfür geeignete Modelle zu 
empfehlen. 

465 

Bekleidungs-, Wäsche - 
und Miederindustrie, 
Saarland 

Saarland 

1.1.2001 -31.12.2004 

1.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den Nachweis 
zu erbringen, dass er die im Block- 
modell entstandenen und noch nicht 
erfüllten Ansprüche des Beschäf- 
tigten aus der Arbeitsphase (Wert- 
guthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung insolvenz- 
gesichert hat. Eine der zwischen den 
Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Insolvenzregelungen ist anzuwen- 
den, es sei denn, der AG weist eine 
wertgleiche Insolvenzregelung nach. 

466 

Säge- und Holzverar- 
beitende Industrie 
Hessen 

Hessen 

ab 1.4.2000 

4.000 

In der Betriebsvereinbarung zu 
diesem Tarifvertrag ist zum Zwecke 
der Insolvenzsicherung eine Rege- 
lung über die Absicherung der 
monatl. Guthabenbeträge aus vorge- 
leisteter Arbeit zuzüglich der Sozial- 
versicherungsbeiträge zu treffen. 

467 

Holz- und kunststoff- 
verarbeitende Industrie 
„Beschäftigungsbrücke“, 
Hessen 

Hessen 

ab 3.5.2000 

18.000 

AG berät geeignete Maßnahmen mit 
dem Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Insolvenzfalle alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-anteile zur SV 
gesichert sind. 
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468 

Textilindustrie 

Saarland 

Saarland 

ab 1.12.2000 

2.000 

Der AG berät geeignete Maßnahmen 
mit dem Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Falle der vorzeitigen Been- 
digung des Altersteilzeit- Arbeits- 
verhältnisses durch Insolvenz des AG 
alle bis zu diesem Zeitpunkt entstan- 
denen Ansprüche, einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur Sozial- 
versicherung, gesichert sind. Er weist 
gegenüber dem Betriebsrat bzw. 
soweit keine Betriebsvereinbarung 
besteht gegenüber den AN jährlich 
die ausreichende Sicherung nach. Die 
Art der Sicherung kann betriebl. 
festgelegt werden. 

469 

Molanex Dittrich 

GmbH, Bremen 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die hieraus entstehenden An- 
sprüche der AN in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen seinem 
Vollzeitnettolohn (der ohne Alters- 
teilzeitvertrag gezahlt worden wäre) 
u. seinem Altersteilzeitnettoverdiens- 
tes entweder über eine Versicherung 
des AG oder seiner Hausbank 
abzusichem sind. 

470 

Saarhütten, 

Saarbrücken 

Saarland 

ab 1.9.2000 


Der AG berät geeignete Maßnahmen 
mit dem Betriebsrat und stellt sicher, 
dass im Falle der vorzeitigen 
Beendigung des AT- Verhältnisses 
durch Insolvenz alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
gesichert sind. Die Art der Sicherung 
kann betrieblich festgelegt werden. 

471 

Aral Wärme Service 
GmbH, Gelsenkirchen 

Haustarifvertrag 

GmbH und 

T ochtergesellschaften 

ab 1.7.2000 



472 

Brepark GmbH, 

Bremen 

Verbands-TV für Brepark 

ab 1.11.2000 



473 

Bogner Willy GmbH, 
München 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den Nachweis 
zu erbringen, dass er die im 
Blockmodell entstandenen und noch 
nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung insolvenzge- 
sichert hat. Eine der zwischen den 
Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Insolvenzregelungen ist anzuwen- 
den, es sei denn, der AG weist eine 
wertgleiche Insolvenzregelung nach. 
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474 

Böhmerwald GmbH, 
Cham 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG hat gegenüber dem AN beim 
Abschluss des Altersteilzeitvertrages 
den Nachweis zu erbringen, dass der 
die im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur Sozial- 
versicherung insolvenzgesichert hat. 
Eine der zwischen den Tarifvertrags- 
parteien vereinbarten Insolvenzrege- 
lungen ist anzuwenden, es sei denn, 
der AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 

475 

Textil- und Beklei- 
dungsindustrie West- 
deutschland 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1.1.2001 -31.12.2004 

190.000 

Der AG hat gegenüber dem AN 
beim Abschluss des Altersteilzeit- 
vertrages den Nachweis zu erbrin- 
gen, dass der die im Blockmodell 
entstandenen und noch nicht erfüll- 
ten Ansprüche des Beschäftigten aus 
der Arbeitsphase (Wertguthaben), 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den Tarifvertragsparteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen ist 
anzuwenden, es sei denn, der AG 
weist eine wertgleiche Insolvenz- 
regelung nach. 

476 

Säge- und Holzbear- 
beitungsindustrie 

Bayern 

Bayern 

ab 15.8.2000 

13.000 

Wegen der Sicherung der Ansprüche 
der Mitarbeiter aus diesem TV im 
Falle der Insolvenz ist unter Mitbe- 
stimmung des Betriebsrates eine 
betriebliche Regelung zu treffen. 

All 

Kraftfahrzeuggewerbe 

Hamburg 

Hamburg 

ab 1.11.2000 

7.000 

Ansprüche aus AtZ- vertrügen - 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur SV - sind gegen Insolvenz 
zu sichern. Zur Insolvenzsicherung 
stehen insbesondere zur Verfügung: 
Bankbürgschaft, versicherungsrecht- 
liche Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeiters und andere 
wertgleiche Regelungen. Anstelle des 
AG kann auch eine Ausgleichskasse 
Ansprüche aus dem TV erfüllen. Die 
Ausgleichskasse übernimmt die Aus- 
zahlung des Altersteilzeitentgeltes und 
die Insolvenzsicherung. Bei Abschluss 
eines AtZ-Vertrages hat AG den AN 
über Art und Umfang der Insolvenz- 
sicherung zu informieren. Der Arbeit- 
geber weist gegenüber dem Betriebs- 
rat - soweit kein Betriebsrat besteht 
gegenüber dem AN - jährlich zum 
Ende des betrieblichen Geschäfts- 
jahres die ausreichende Insolvenz- 
sicherung nach. 
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478 

Molan 

Kunststofftechnik 
GmbH, Bremen 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die hieraus entstehenden 
Ansprüche der AN in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen 
seinem Vollzeitnettolohn (der ohne 
Altersteilzeitvertrag gezahlt worden 
wäre) u. seinem 
Altersteilzeitnettoverdienstes 
entweder über eine Versicherung 
des AG oder seiner Hausbank ab- 
zusichem sind. 

479 

Vossloh Systemtechnik 
GmbH, Kiel 

Haustarifvertrag 

ab 29.9.2000 


Entsprechend TV (laufende Nr. 109) 

480 

Lech-Stahlwerke 

GmbH, Augsburg 

Tarifvertrag für Lech- 
Stahlwerke 

1.8.2000-31.12.2006 


Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstanden 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 
Der AG weist gegenüber dem 
Betriebsrat jährlich die 
ausreichende Sicherung nach. 

Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

481 

Data Process GmbH, 
Kassel 

Haustarifvertrag 

22.11.2000-31.12.2006 



482 

DBD Anlagen und 

Haus Service GmbH, 
Berlin 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 



483 

RAG BILDUNG 
Berufskolleg GmbH 

Haustarifvertrag 

1.11.2000-31.7.2004 


Die RAG BILDUNG stellt sicher, 
dass die Verpflichtungen gegenüber 
den Ansprüchen aus den 
Altersteilzeitverhältnissen 
sorgfältig zurückgestellt werden 
und darüber hinaus 
vermögensseitig vollständig 
rückgedeckt sind. 

484 

Albert-Schweitzer- 
Familienwerk e.V., 
Uslar 

Haustarifvertrag 

1.1.2000-31.12.2009 



485 

Staatliche Toto-Lotto 
GmbH, Stuttgart 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 
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486 

Metallverarbeitendes 
Handwerk Nieder- 
sachsen 

Niedersachsen 

ab 1.12.2000 

40.000 

Ansprüche der AN einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
SV aus AtZ- Verträgen sind durch 
den AG abschließend wahlweise 
mit folgenden Möglichkeiten zu 
sichern: Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche Absi- 
cherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitarbeitnehmers, und 
durch Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei 
Abschluss eines 

Altersteilzeitvertrags hat der AG 
den AN über Art und Umfang der 
Insolvenzsicherung zu informieren 
und diese nachzuweisen. Der AG 
weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw. soweit kein Betriebsrat besteht 
gegenüber dem AN jährlich zum 
Ende des betrieblichen 
Geschäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 

487 

Philip Morris GmbH, 
München 

Haustarifvertrag 

1.3.2000-31.7.2004 



488 

Westfleisch Vieh- und 
Fleischzentrale 
Westfalen eG, Münster 

Haustarifvertrag 

ab 1.7.2000 



489 

Hanna-Feinkost 

GmbH, Delbrück 

Haustarifvertrag 

ab 1.9.2000 


Der AG hat den Betriebsrat 
regelmäßig zu informieren und 
stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur SV 
gesichert sind. 

490 

Holz- und 

kunststoffverarbeitende 
Industrie Hamburg, 
Schleswig-Holstein 

Hansestadt Hamburg und 
Schleswig-Holstein 

ab 1.1.2001 

9.000 

Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebliche 
Regelung zu treffen. 
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491 

Heizungsindustrie 

Hessen 

Hessen 

ab 1.12.2000 

20.000 

AG stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des Alters- 
teilzeitarbeitsverhältnissses durch 
Insolvenz des AG alle bis zum 
letzten Vierteljahresende entstan- 
denen Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 

Der AG kann die Insolvenzsiche- 
rung erfüllen durch: Bankbürg- 
schaft, versicherungsrechtliche 
Absicherung u. Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Mit Zu- 
stimmung der Tarifvertragsparteien 
kann in einer freiwilligen Betriebs- 
vereinbarung eine andere geeignete 
Insolvenzsicherung vereinbart 
werden. Bei Abschluss eines 
Altersteilzeitvertrages hat der AG 
den AN über Art und Umfang der 
Insolvenzsicherung zu informieren. 
Der AG weist gegenüber dem 
Betriebsrat bzw. gegenüber dem AN 
jährlich zum Ende des betrieblichen 
Geschäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 

492 

Buchhandel Bayern 

Bayern 

ab 1.1.2001 

6.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch versicherungsrecht- 
liche Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 

AN nur im Falle der Insolvenz 
Zugriff erhält, oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

493 

Säge- und Hobelwerke 
Hamburg 

Verbandstarifvertrag für 
Hamburg sowie das 
Furnierwerk Winsen/Luhe 

ab 1.7.2001 

1.000 

Wegen der Sicherung der Ansprüche 
der AN aus diesem Tarifvertrag im 
Falle der Insolvenz des AG ist unter 
Mitbestimmung des Betriebsrates 
eine betriebliche Regelung zu 
treffen. 

494 

RAG Trading GmbH, 
Essen 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die 
Verpflichtungen gegenüber den 
Ansprüchen aus den 
Altersteilzeitarbeitsverhältnissen 
entsprechend den Grundsätzen einer 
ordnungsgemäßen Buchführung 
zurückgestellt werden. 
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495 

RAG ADDITVE 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die Ver- 
pflichtungen gegenüber den An- 
sprüchen aus den Altersteilzeitar- 
beitsverhältnissen entsprechend den 
Grundsätzen einer ordnungsgemä- 
ßen Buchführung zurückgestellt 
werden. 

496 

RAG Verkauf GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die 
Verpflichtungen gegenüber den 
Ansprüchen aus den 
Altersteilzeitarbeitsverhältnissen 
entsprechend den Grundsätzen einer 
ordnungsgemäßen Buchführung 
zurückgestellt werden. 

497 

Tiefkühlhäuser und 
angeschlossene 
Logistikbetriebe 
Deutschland 

Bundesrepublik 

Deutschland 

6.4.2000-31.7.2009 

3.000 

Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig (mind. einmal jährl.) und 
stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen An- 
sprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 

498 

Bayerische 
Milchindustrie e.G. 

Bayern 

1.5.2000-31.7.2004 



499 

Bayerische Milchunion 
GmbH, Landshut 

Bayern 

1.5.2000-31.7.2004 



500 

Futtermittelindustrie 

Nordrhein-Westfalen 

N ordrhein- W estfalen 

6.6.2000-31.7.2009 

3.000 

Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig (mind. einmal jährl.) und 
stellt sicher, dass im Falle der vor- 
zeitigen Beendigung des Altersteil- 
zeitarbeitsverhältnisses durch In- 
solvenz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf entfallenden AG- 
Anteile zur Sozialversicherung gesi- 
chert sind. 

501 

Rauch- und 

Schnupftabakindustrie 

Deutschland 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1.7.2000-31.12.2009 

4.000 


502 

Walter Rau 
Lebensmittelwerke 
GmbH, Hilter 

Haustarifvertrag 

1.10.2000-31.12.2003 


Der AG informiert den Betriebsrat 
regelmäßig und stellt sicher, dass im 
Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Altersteilzeit Arbeitsverhält- 
nisses durch Insolvenz des AG alle 
bis zu diesem Zeitpunkt entstande- 
nen Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur Sozial- 
versicherung gesichert sind. 
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503 

Hofmann-Menii 

GmbH, Boxberg- 
Schweigem 

Haustarifvertrag 

ab 1.9.2000 



504 

Mittel- und 

Großbetriebe des 
Einzelhandels 

Thüringen 

Thüringen 

ab 1.1.2000 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch: 

- Bankbürgschaft, 

- versicherungsrechtliche 
Absicherung, 

- Einrichtung eines Treuhand- 
kontos auf den Namen des Alters- 
teilzeitnehmers, 

auf das der AN nur im Falle der 
Insolvenz oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält, 

- Sicherung über die BG 
Einzelhandel, 

- Sicherung in Zusammenarbeit mit 
der Sozialkasse BAU, 

- oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion 

gleichwertige Absicherungen. 

Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. 

Der AG weist gegenüber den AN 
und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

505 

Fluorchemie Stulln 
GmbH, Stulln 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 



506 

Eurofoam Deutschland 
GmbH Schaumstoffe, 
Ebersbach 

Haustarifvertrag 

ab 1.11.2000 


Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebliche 
Regelung zu treffen. 
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und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

507 

Einzelhandel Limburg 

Landkreis Limburg- 
Weilburg 

ab 1.1.2000 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch 

- Bankbürgschaft, 

- versicherungsrechtliche 
Absicherung, 

- Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
AN nur im Falle der Insolvenz 
oder Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält 

- Sicherung über die BG 
Einzelhandel 

- Sicherung in Zusammenarbeit mit 
der Sozialkasse Bau, 

- oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. 

Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. 

Der AG weist gegenüber den AN 
und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

508 

W ilhelmshavener 
Raffineriegesellschaft 
mbH, Wilhelmshaven 

Haustarifvertrag 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1.1.2000-31.12.2009 



509 

Weberei Landshut 
GmbH, Essenbach 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den Tarifvertragsparteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen 
ist anzuwenden, es sei denn, der 

AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 
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Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

510 

Cham-Textil GmbH, 
Cham 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den Tarifvertragsparteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen 
ist anzuwenden, es sei denn, der 

AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 

511 

Bettwarenindustrie 
e.V., Wuppertal 

V erbandstarifvertrag 
für die Bundesrepublik 
Deutschland (ohne 

Mecklenb urg- V orpommem, 
Brandenburg, Sachsen, 
Sachsen- Anhalt, Thüringen 
und Berlin-Ost) 

1.4.2001 -31.3.2005 

4.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den Tarifvertragsparteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen 
ist anzuwenden, es sei denn, dass 
der AG eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nachweist. 

512 

Konfektion 

Technischer Textilien, 
Krefeld 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1.1.2001 -31.12.2004 

5.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. 

513 

Friatec AG, Mannheim 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 



514 

Krankenhausgesellschaft 
Dippoldiswalde mbH 

Haustarifvertrag 

ab 1.10.2000 
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Insolvenzsicherung 

515 

Groß- und Außenhan- 
del Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein 

ab 1.7.2000 

45.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche Absiche- 
rung, Einrichtung eines Treuhand- 
kontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
Beschäftigte nur im Falle der Insol- 
venz oder Zahlungsunfähigkeit 
Zugriff erhält, Sicherung über eine 
BG, oder ähnliche, in ihrer Siche- 
rungsfunktion gleichwertige Ab- 
sicherungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden betrieb- 
lich festgelegt. Der AG weist gegen- 
über dem AN und dem Betriebsrat 
die Insolvenzsicherung nach. 

516 

Eurawasser 
Aufbereitungs- und 
Entsorgungs GmbH, 
Rostock 

Haustarifvertrag 

1.10.2000-31.12.2009 



517 

RAG Coal Internatio- 
nal AG, Essen 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die 
Verpflichtungen gegenüber den 
Ansprüchen aus den Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnissen entsprechend 
den Grundsätzen einer 
ordnungsgemäßen Buchführung zu- 
rückgestellt werden. 

518 

Groß- und 

Außenhandel 

Brandenburg 

Brandenburg 

ab 1.8.2000 

16.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
Beschäftigte nur im Falle der 
Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit 
Zugriff erhält, Sicherung über die 

BG Grosshandel, in Zusammen- 
arbeit mit der Sozialkasse Bau, oder 
ähnliche in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absiche- 
rungen. Die Modalitäten der 
Insolvenzsicherung werden betr. 
festgelegt. Der AG weist gegenüber 
dem AN und dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

519 

BTS Brandenburger 
Tapeten Schwedt 

GmbH, Schwedt 

Haustarifvertrag 

1.8.2000-31.12.2005 



520 

Sender Freies Berlin 

Haustarifvertrag 

1.11.2000-31.12.2004 
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521 

Recticel Schlafkomfort 
GmbH, Haßfurth 

Haustarifvertrag 

1.4.2001 -31.3.2005 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung insolvenzge- 
sichert hat. Eine der zwischen den 
Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Insolvenzregelungen ist 
anzuwenden, es sei denn, dass der 
AG eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nachweist. 

522 

DK Recycling und 
Roheisen GmbH, 
Duisburg 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2006 


Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 
Der AG weist ggü. dem Betriebsrat 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betriebl. festgelegt werden. 

523 

Erhard Sport 
International GmbH, 
Rothenburg o.T. 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2009 



524 

Genossenschaftlicher 
Großhandel, Rhein- 
land-Pfalz 

Rheinland-Pfalz 

ab 1.8.2000 

3.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
Beschäftigte nur im Falle der 
Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit 
Zugriff erhält, Sicherung über die 

BG Einzelhandel, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der 

Sozialkasse Bau, oder ähnliche, in 
ihrer Sicherungsfunktion 
gleichwertige Absicherungen. Die 
Modalitäten der Insolvenzsicherung 
werden betrieblich festgelegt. Der 
AG weist gegenüber dem AN und 
dem Betriebsrat die Insolvenz- 
sicherung nach. 
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525 

Ostdeutscher Rundfunk 
Brandenburg, Potsdam 

Haustarifvertrag für AN des 
ORB, die vor dem 1.1.1950 
geboren wurden 

1.10.2000-31.12.2004 



526 

W istoba-Pinselfabrik 
GmbH, Bad 

Lauterbach 

Haustarifvertrag 

ab 1.9.2001 


Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebl. 
Regelung zu treffen. 

527 

Westdeutsche 
Rundfunkwerbung 
GmbH, Köln 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2000 



528 

Steilmann-Gruppe, 
Wattenscheid u. a. 

Haustarifvertrag für 
Steilmann GmbH u. a.. 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung insolvenzge- 
sichert hat. Eine der zwischen den 
Tarifvertragsparteien vereinbarten 
Insolvenzregelungen ist anzuwen- 
den, es sei denn, der AG weist eine 
wertgleiche Insolvenzregelung 
nach. 

529 

Zweckverband 

Kommunale 

W asserversorgung/ - 
Abwasserentsorgung 
Mittleres Erzgebirgs- 
vorland 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2001 



530 

Habermaß GmbH, 
Jako-0 GmbH, 

Wehrif itz GmbH, Bad 
Rodach 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.1999 


Der AG hat mit dem Betriebsrat 
über geeignete Maßnahmen zu 
beraten und sicherzustellen, dass im 
Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Altersteilzeitarbeitsverhält- 
nisses durch Insolvenz des AG alle 
bis zu diesem Zeitpunkt ent- 
standenen Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung, gesichert sind. 
Die Art der Sicherung kann 
betrieblich festgelegt werden. 

531 

Heinz Plastics GmbH, 
Kall 

Verbandstarifvertrag für 
diese Firma 

1.1.2001 -31.12.2009 






Drucksache 14/7944 


- 154 — 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


noch Anhang D 



Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 
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532 

CWS-Lackfabrik 

GmbH u. a., Düren 

VerbandsTV für die Firmen 
CWS-Lackfabrik Conrad 

W. Schmidt GmbH&Co 

KG, CWS Powder Coatings 
GmbH, CWS Risins GmbH, 
Düren und CD Color, 
Betriebs Stätte Düren 

1.1.2001 -31.12.2009 



533 

Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands, 
Bezirk Niederrhein 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2001 



534 

Rinderzucht 
Schleswig-Holstein 
e. G., Neumünster 

Schleswig-Holstein 

ab 1.1.2001 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
Beschäftigte nur im Fall der 
Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit 
Zugriff erhält. Der AG weist gegen- 
über dem Beschäftigten und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

535 

Oelmühle Hamburg 

AG, Noblee & Thörl 
GmbH 

Haustarifvertrag 

bis 31.12.2009 



536 

Zeitschriftenverlage 

Bremen, 

Niedersachsen 

Niedersachsen und Bremen 

1.11.2000-31.10.2005 

3.000 


537 

Groß- und Außenhan- 
del Saarland 

Saarland 

ab 1.7.2000 

12.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
AN, auf das der AN nur im Falle 
der Insolvenz oder Zahlungsunfä- 
higkeit Zugriff erhält, Sicherung 
über die Großhandels- und Lagerei- 
Berufsgenossenschaft, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der 

Sozialkasse Bau, oder ähnliche, in 
ihrer Sicherungsfunktion gleich- 
wertige Absicherungen. Die Moda- 
litäten der Insolvenzsicherung 
werden betrieblich festgelegt Der 

AG weist gegenüber dem AN und 
dem Betriebsrat die Insolvenz- 
sicherung nach. 
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538 

Auftragsbezogener 
Ladenbau Nordrhein- 
Westfalen 

N ordrhein- Westfalen 

1.1.2001 -31.12.2003 


Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 
Der AG weist gegenüber dem Be- 
triebsrat - in betriebsratslosen 
Unternehmen den Betroffenen - 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nach. Die Art der Sicherung kann 
betriebl. festgelegt werden. 

539 

BeCo Matratzen 

GmbH, Lübbecke 

Tarifvertrag für die Fa. 

BeCo Matratzen GmbH & 
Co., Lübbecke 


In der Betriebsvereinbarung gern. 

§ 2 dieses Tarifvertrages ist zum 
Zwecke der Insolvenzsicherung 
eine Regelung über die 

Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zuzüglich der Sozial- 
versicherungsbeiträge zu treffen. 

540 

Poppensieker & Derix 
GmbH, 

Westerkappeln- V elpe 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2000 


In der Vereinbarung gern. § 2 
dieses Tarifvertrages ist zum 

Zwecke der Insolvenzsicherung 
eine Regelung über die 

Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zuzüglich der Sozial- 
versicherungsbeiträge zu treffen. 

541 

Schreib- und 

Zeichengeräteindustrie 

Deutschland 

B aden- W ürttemb erg 

ab 1.4.2000 


Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
durch Insolvenz des AG alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden Ansprüche einschl. der 
darauf entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 

Er weist gegenüber dem Betriebsrat 
bzw., soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, 
gegenüber dem AN jährlich die 
ausreichende Sicherung nach. Die 
Art der Sicherung kann betrieblich 
festgelegt werden; Sicherung von 
Langzeitkonten. 




Drucksache 14/7944 


- 156 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


noch Anhang D 



Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

542 

Hutindustrie Bayern 

Land Bayern und die Stadt 
Ulm 

1.1.2001 -31.12.2004 

1.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den Tarifvertragsparteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen 
ist anzuwenden, es sei denn, der 

AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 

543 

Druckindustrie, 

Deutschland 

(gewerbliche 

Arbeitnehmer) 

Bundesrepublik 

Deutschland, soweit sie die 
Voraussetzungen des 
Altersteilzeitgesetzes in 
seiner jeweiligen Fassung 
erfüllen; mit Ausnahme der 
Bundesländer Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen 

1.8.2000-31.7.2004 

Arbeitnehmer in 
Deutschland 
insgesamt: 
220.000 


544 

Druckindustrie, Bran- 
denburg (gewerbliche 
Arbeitnehmer) 

Brandenburg 

1.8.2000-31.7.2004 



545 

Druckindustrie, Meck- 
lenburg-Vorpommern 
(gewerbliche Arbeit- 
nehmer) 

Mecklenb urg- V orpommem 

1.8.2000-31.7.2004 



546 

Druckindustrie, Berlin 
u. Brandenburg (ange- 
stellte Arbeitnehmer) 

Berlin, Brandenburg 

1.8.2000-31.7.2004 



547 

Druckindustrie, 

Hamburg, Schleswig- 

Holstein und 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

(angestellte 

Arbeitnehmer) 

Hamburg, Schleswig- 
Holstein, Mecklenburg- 
Vorpommern 

1.8.2000-31.7.2004 



548 

Mahr GmbH, Göttingen 
„Beschäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2000 
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549 

Kraftfahrzeuggewerbe 
Baden- Württemberg 

Baden-Württemberg 

ab 1.1.2001 

44.000 

Ansprüche aus 

Altersteilzeitverträgen - einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung - sind gegen 
Insolvenz zu sichern. Zur Insol- 
venzsicherung stehen insbesondere 
zur Verfügung: Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitarbeitnehmers . B ei 
Abschluss eines Altersteilzeit- 
vertrages hat der AG den AN über 
Art und Umfang der Insolvenz- 
sicherung zu informieren. Der AG 
weist gegenüber dem Betriebsrat - 
soweit kein Betriebsrat besteht 
gegenüber dem AN - jährlich zum 
Ende des betrieblichen 
Geschäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 

550 

Zeitungsverlagsge- 
werbe Hamburg 

Hamburg 

1.8.2000-31.7.2004 

2.000 


551 

Pilkington Flachglas 
AG, Bochum, u.a. 

Verbandtarifvertrag für 
Pilkington Flachglas AG 
u. a. 

1.12.2000-31.12.2009 



552 

Treuhandstelle sowie 
Vestisch Märkische 

W ohnungsbauge- 
sellschaft mbH, Essen 

Haustarifvertrag 

1.3.2001 -31.12.2009 



553 

Abeking & Rasmussen 
Schiffs-und Yachtwerft 
GmbH, Lemwerder 

Haustarifvertrag 

ab 1.2.2001 


Der AG berät mit dem Betriebsrat, 
inwieweit im Falle einer Insolvenz 
des AG die bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche aus einer 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
gesichert werden können. Er weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
eine angemessene Sicherung nach. 

554 

Abeking & Rasmussen 
Rotec GmbH, 
Lemwerder 

Haustarifvertrag 

ab 1.2.2001 


Der AG berät mit dem Betriebsrat, 
inwieweit im Falle einer Insolvenz 
des AG die bis zu diesem Zeitpunkt 
entstandenen Ansprüche aus einer 
vorzeitigen Beendigung des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
gesichert werden können. Er weist 
gegenüber dem Betriebsrat jährlich 
eine angemessene Sicherung nach. 
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555 

Deutsche BP AG (BP 
Oil Deutschland 

GmbH, BP 

Schmierstoff GmbH) 

Haustarifvertrag 

1.3.2001 -31.12.2009 



556 

Voith & Partner BKK, 
Voith & Partner Pflege, 
Heidenheim 

Haustarifvertrag 

ab 1.5.2001 



557 

Zeitungsverlage 
Schleswig-Holstein, 
Mecklenb urg- V orpom- 
mem (gewerbliche Ar- 
beitnehmer in den Zei- 
tungsdruckereien) 

Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg- V orpommern 

1.8.2000-31.7.2004 

3.000 


558 

Zeitungsverlage 
Schleswig-Holstein, 
Mecklenb urg- V orpom- 
mem (Angestellte in 
den Zeitungsdrucke- 
reien) 

Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-V orpommern 

1.8.2000-31.7.2004 



559 

Zeitungsverlage 
Schleswig-Holstein, 
Mecklenb urg- V orpom- 
mem (Angestellte in 
den Zeitungsverlagen) 

Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-V orpommern 

1.8.2000 -31.7.2004 



560 

Seehafenbetriebe 

deutsche Seehäfen 

ab 1.1.2001 

16.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeittarifvertrages den 
Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben) einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur So- 
zialversicherung insolvenzgesichert 
hat. 

561 

Bel Adler Allgäu 

GmbH 

Haustarifvertrag 

1.1.2001 -31.12.2004 


Der AG stellt in Form einer Rück- 
deckungsversicherung sicher, dass 
im Falle der Insolvenz alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf 
entfallenden AG-Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 159 - 


Drucksache 14/7944 


noch Anhang D 



Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

562 

EMS Engineering 
Maintenance Services 
GmbH, Cloppenburg 

Verbandtarifvertrag für 

EMS Engineering 
Maintenance Services 
GmbH&Co. OHG 

ab 1.1.2001 


Erdiente Ansprüche der AN einschl. 
der darauf entfallenden AG- Anteile 
zur Sozialversicherung aus 
Altersteilzeitverträgen sind durch 
den AG abschließend wahlweise 
mit folgenden Möglichkeiten gegen 
Insolvenz zu sichern: durch 
Bankbürgschaft, durch 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, durch Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeitnehmers, 
durch Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei 
Abschluss eines Altersteil- 
zeitvertrags hat der AG den AN 
über Art und Umfang der 
Insolvenzsicherung zu informieren 
und diese nachzuweisen. Der AG 
weist gegenüber dem Betriebsrat 
zum Ende des betrieblichen Ge- 
schäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 

563 

Praktiker Bau-und 
Heimwerkermärkte 

AG, Kirkel 

Haustarifvertrag für die 
Praktiker Bau-und 
Heimwerkermärkte AG, 
Kirkel und für die Praktiker 
Baumärkte GmbH, Kirkel 

ab 1.8.2000 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 

AN nur im Falle der Insolvenz oder 
der Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält. Sicherung in 

Zusammenarbeit mit der 

Sozialkasse BAU oder ähnliche, in 
ihrer Sicherungsfunktion 
gleichwertige Absicherungen. Die 
Modalitäten der Insolvenzsicherung 
werden betrieblich festgelegt. Der 
AG weist gegenüber dem AN und 
dem Betriebsrat die Insolvenz- 
sicherung nach. 

564 

Zweckverband Rest- 
müllheizkraftwerk 
Böblingen 

Haustarifvertrag 

ab 1.1.2001 



565 

Fiducia, Konzern-und 
Beteiligungsgesell- 
schaften, Gernsbach 

Haustarifvertrag 
Geltungsbereich für die 
Beschäftigten der Fiducia 
Informationszentrale AG, 

NL Kassel, sowie der Orga 
GmbH, Außenstelle Kassel 

1.3.2001 -31.7.2004 
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566 

Kraftfahrzeuggewerbe 
Berlin, Brandenburg 

B erl in-Brandenb urg 

ab 01.05.2001 

30.000 

Ansprüche aus 

Altersteilzeitverträgen einschl. der 
darauf entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung sind gegen 
Insolvenz zu sichern. Zur 
Insolvenzsicherung stehen 
insbesondere zur Verfügung: 
Bankbürgschaft, versicherungs- 
rechtliche Absicherung, Einrichtung 
eines Treuhandkontos auf den 

Namen des Altersteilzeitnehmers, 
durch Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei 
Abschluss eines Altersteilzeitvertra- 
ges hat der AG den AN über Art 
und Umfang der Insolvenzsiche- 
rung zu informieren. Der AG weist 
gegenüber dem Betriebsrat soweit 
kein Betriebsrat besteht gegenüber 
dem AN jährlich zum Ende des 
betriebl. Geschäftsjahres die aus- 
reichende Insolvenzversicherung 
nach. 

567 

Graepel, Friedrich AG, 
Löningen 

Verbandstarifvertrag fiir die 
Fa. Friedrich Graepel 
Aktiengesellschaft 

01.07.2001 -31.12.20 


Der AG berät geeignete 

Maßnahmen mit dem Betriebsrat 
und stellt sicher, dass im Fall der 
vorzeitigen Beendigung der 
Altersteilzeitarbeit durch Insolvenz 
des AG alle bis zu diesem 

Zeitpunkt entstandenen Ansprüche 
einschl. der darauf anfallenden AG- 
Anteile zur Sozialversicherung 
gesichert sind. Er weist gegenüber 
dem Betriebsrat bzw. soweit keine 
Betriebsvereinbarung besteht, 
gegenüber den Beschäftigten 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nach. Die Art der Sicherung wird 
betrieblich festgelegt. Die 
Insolvenzsicherung von 
Langzeitkonten erfolgt, sobald der 
Altersteilzeitarbeitsvertrag abge- 
schlossen ist oder das zu diesem 
Zweck gebildete Guthaben 150 Std. 
übersteigt. 
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568 

Sächsische Lotto 

GmbH, Leipzig 

Haustarifvertrag 

01.09.2001 -31.12.2004 


Bei verblockter Altersteilzeitarbeit 
sichert der AG das Wertguthaben des 
AN sowie den darauf entfallenden 
AG-Anteil am Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitrag durch den Abschluss 
einer Bankbürgschaft, die 

Einrichtung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des AN, auf das die 
AN nur im Falle der Insolvenz od. 
Zahlungsunfähigkeit des AG Zugriff 
erhält od. durch den Abschluss einer 
Altersteilzeit-Versicherung auf der 
Grundlage des § 7d SGB IV gegen 
Insolvenz od. Zahlungsunfähigkeit 
des AG. Der AG weist durch 
geeignete Unterlagen gegenüber dem 
AN und gegenüber dem Betriebsrat 
die Insolvenzsicherung nach. 

569 

Ferrostaal Maintenance 
Nord GmbH, 

Salzbergen 

Haustarifvertrag ab 
13.02.2001 


FS-MN stellt durch geeignete 
Maßnahmen sicher, dass im Falle der 
vorzeitigen Beendigung des Alters- 
teilzeitarbeitsverhältnisses durch 
Insolvenz die zu sichernden An- 
sprüche tatsächlich abgesichert sind. 
FS-MN weist dem Betriebsrat jähr- 
lich die ausreichende Sicherung nach. 

570 

Klober GmbH 
Bürositzmöbel, 
Überlingen „Be- 
schäftigungsbrücke“ 

Haustarifvertrag 

ab 01.04.2001 



571 

Bögl, Max, Transport 
und Geräte GmbH 
u. a., Neumarkt 

Haustarifvertrag der Max 
Bögl Transport und Geräte 
GmbH & Co., Neumarkt 

u. a. 

01.04.2001 -31.12.2009 


In der betriebl. od. einzelvertrag- 
lichen Altersteilzeitvereinbarung 
treffen die Vertragspartner eine 
Regelung zur Absicherung der 
Ansprüche des AN bei Zahlungs- 
unfähigkeit des AG. Eine solche 
Regelung umfasst den bereits er- 
worbenen und noch nicht erfüllten 
Anspruch des AN auf Arbeitsentgelt 
für die Freistellungsphase einschl. des 
AG-Anteils am Gesamtsozialver- 
sicherungsbeitrag und des Sozial- 
kassenbeitrages, soweit kein An- 
spruch auf Insolvenzgeld besteht und 
der Anspruch höher ist als das Drei- 
fache der monatl. Bezugsgröße und 
der vereinbarte Zeitraum, für den 
Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, 

27 Kalendermonate nach dem ersten 
Lohnabrechnungszeitraum der Ar- 
beitsphase übersteigt. Die Absiche- 
rung kann insbesondere durch Bank- 
bürgschaft oder Pfandrechte erfolgen. 
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572 

V ersicherungs Vermitt- 
lergewerbe 
(Bundesverband 
Deutscher Versi- 
cherungskaufleute ) 

Haustarifvertrag 

01.04.2000-31.07.2004 



573 

Klocke Verpackungs- 
Service GmbH, Wein- 
garten 

Haustarifvertrag 

01.06.2001 -31.05.2005 



574 

Graphit Kropfmühl 

AG, Hauzenberg 

Haustarifvertrag 

01.07.2001 -31.12.2009 



575 

Midewa Wasserversor- 
gungsgesellschaft in 
Mitteldeutschland 
GmbH, Merseburg 

Haustarifvertrag 

01.05.2001 -31.12.2001 



576 

Markant 

Dienstleistungs-& 
Logistik GmbH, Pir- 
masens 

Haustarifvertrag ab 

01.01.2001 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, auf das der 
AN nur im Falle der Insolvenz oder 
der Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält. Sicherung in Zusammen- 
arbeit mit der Sozialkasse BAU 
oder ähnliche, in ihrer Sicherungs- 
funktion gleichwertige Absicherun- 
gen. Der AG weist gegenüber dem 
AN und dem Betriebsrat die Insol- 
venzsicherung nach. 

577 

Kraftfahrzeuggewerbe 
Saarland, Saarbrücken 

Saarland ab 

01.04.2001 


Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitnehmers, durch Abtre- 
tung sonstiger mündelsicherer 
Anlagen. Bei Abschluss eines 
Altersteilzeitvertrags hat der AG 
den AN über Art und Umfang der 
Insolvenzsicherung zu informieren. 
Der AG weist gegenüber dem 
Betriebsrat bzw. soweit kein 
Betriebsrat besteht gegenüber dem 
AN jährlich zum Ende des betriebl. 
Geschäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 
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578 

Holz-und 

kunststoffverarbeitende 
Industrie, Berlin- 
Brandenburg 

Brandenburg und Berlin 

ab 01.05.2001 

9.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz er- 
folgt durch Bankbürgschaft, versiche- 
rungsrechtliche Absicherung, 
Einrich-tung eines Treuhandkontos 
auf den Namen des Altersteilzeitneh- 
mers, durch Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei Ab- 
schluss eines Altersteilzeitvertrags 
hat der AG den AN über Art und 
Umfang der Insolvenzsicherung zu 
informieren. Der AG weist gegenüber 
dem Betriebsrat bzw. soweit kein 
Betriebsrat besteht gegenüber dem 

AN jährlich zum Ende des betriebl. 
Geschäftsjahres die ausreichende 
Insolvenzsicherung nach. 

579 

Euler Greiz GmbH, 
Greiz 

Haustarifvertrag 

01.01.2001 -31.12.2009 



580 

Lausitzer Gesellschaft 
für Markscheidewesen 
u. Vermessung mbH, 
Schwarze Pumpe 

Haustarifvertrag 

01.01.2001 -31.07.2004 


Das Unternehmen sorgt für einen 
geeigneten Insolvenzschutz der 
Leistungen aus diesem Tarifvertrag. 

581 

Haus Vogelsang 

GmbH, Datteln 

Haustarifvertrag 

01.01.2001 -31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die Ver- 
pflichtungen gegenüber den Ansprü- 
chen aus den Altersteilzeitarbeitsver- 
hältnissen entsprechend den Grund- 
sätzen einer ordnungsgemäßen 
Buchführung zurückgestellt werden. 

582 

R&B 

Industrieanlagenver- 
wertung GmbH 

Haustarifvertrag 

01.06.2000-31.12.2009 


Der AG stellt sicher, dass die Ver- 
pflichtungen gegenüber den Ansprü- 
chen aus den Altersteilzeitarbeitsver- 
hältnissen entsprechend den Grund- 
sätzen einer ordnungsgemäßen 
Buchführung zurückgestellt werden. 

583 

Landmaschinen- 

mechanikerhandwerk 

Niedersachsen 

Niedersachsen 

ab 01.12.2000 


Ansprüche der AN einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur Sozial- 
versicherung aus Altersteilzeitverträ- 
gen sind durch den AG abschl. wahl- 
weise mit folgenden Möglichkeiten 
gegen Insolvenz zu sichern: durch 
Bankbürgschaft, durch versicherungs- 
rechtliche Absicherung, durch Ein- 
richtung eines Treuhandkontos auf 
den Namen des Altersteilzeitarbeit- 
nehmers, durch Abtretung sonstiger 
mündelsicherer Anlagen. Bei 
Abschluss eines Altersteilzeitver- 
trags hat der AG den AN über Art 
und Umfang der Insolvenzsicherung 
zu informieren und diese nachzuwei- 
sen. Der AG weist gegenüber dem 
Betriebsrat bzw. so weit kein 
Betriebsrat besteht gegenüber dem 

AN jährlich zum Ende des betriebl. 
Geschäftsjahres die ausreichende 
fnsolvenzsicherung nach. 
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584 

Groß-und Außenhandel 
Hessen 

Hessen 

ab 01.01.2000 

90.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche Absiche- 
rung , Einrichtung eines Treuhand- 
kontos auf den Namen des Alters- 
teilzeitnehmers, auf das der AN nur 
im Falle der Insolvenz oder 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält. 
Sicherung über die BG Großhandel 
und Lagerei, Sicherung in 
Zusammenarbeit mit der Sozial- 
kasse Bau, oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betriebl. festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

585 

Humana Michunion, 
Everswinkel 

Anerkennungstarifvertrag 
für die Molkereien und 
Käsereien im Land NRW 


s. Nr. 165 

586 

Mende, Wilhelm 

GmbH, Gittelde 

Haustarifvertrag 

ab 01.07.2000 


Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebliche 
Regelung zu treffen. 

587 

Bekleidungsindustrie 
Bergisches Land 

Insbesondere für Betriebe 
im Bereich der Industrie- 
und Handelskammer 
Wuppertal-Solingen- 
Remscheid sowie in den 
rechtsrheinischen 
Zuständigkeitsbereichen der 
Industrie-und 
Handelskammern 

Düsseldorf und Köln; für 
die außerhalb dieser 

Bereiche liegenden 
Zweigbetriebe 

1.4.2001 -31.3.2005 

2.000 

Der AG hat gegenüber dem 
Beschäftigten beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben), einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur SV 
insolvenzgesichert hat. Eine der 
zwischen den TV-Parteien 
vereinbarten Insolvenzregelungen 
ist anzuwenden, es sei denn. Der 

AG weist eine wertgleiche 
Insolvenzregelung nach. 

588 

Ziegelindustrie 
Deutschland ohne 
Bayern) 

alte und neue Bundesländer 
mit Ausnahme Bayerns 

01.01.2001 -31.12.2009 

10.000 
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589 

Groß- u. Außenhandel 

B aden- W ürttemb erg 

Baden-Württemberg ab 

01.08.2001 

130.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch: Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitbeschäftigten, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
od. Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem BR 
die Insolvenzsicherung nach. 

590 

Südwestdeutsche 
Salzwerke AG, 
Heilbronn 

Haustarifvertrag 

01.09.2001 -31.12.2006 



591 

Zweckverband Wasser- 
versorgung Bomaer 
Land u. Abwasser- 
zweckverband 

Pleißetal 

Haustarifvertrag 

ab 01.01.2001 



592 

Groß- und 

Außenhandel 

Niedersachsen 

Niedersachsen 

ab 01.05.2001 

105.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch: Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitbeschäftigten, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
od. Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem Beschäftigten und 
dem Betriebsrat die 
Insolvenzsicherung nach. 

593 

Holz- und kunststoff- 
verarbeitende Industrie 
Mecklenburg- V or- 
pommem 

Mecklenburg- V orpommem 

ab 01.07.2001 

6.000 

Wegen der Sicherung der 

Ansprüche der AN aus diesem 
Tarifvertrag im Falle der Insolvenz 
des AG ist unter Mitbestimmung 
des Betriebsrates eine betriebl. 
Regelung zu treffen. 

594 

MöllerFlex GmbH 
u .a., Bielefeld 

Haustarifvertrag für 
MöllerFlex GmbH u. a. 

01.01.2002-31.12.2005 



595 

Forum 

Betriebskrankenkasse 

Haustarifvertrag 

ab 01.01.2001 
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596 

(2) 

Genossenschaftlicher 
Groß- und 

Außenhandel 

Niedersachsen/Bremen/ 

Sachsen-Anhalt/ 

Thüringen/ 

Berlin/Brandenburg 

Zwei TVe; 

Geltungsbereiche s. linke 
Spalte + Mecklenburg- 
Vorpommern u. Sachsen 

15.10.1997-31.12.2002 

bzw. 13.5.97-31.12.2002 



597 

Commercial Intertech 
GmbH, Geringswalde 

Haustarifvertrag 

ab 01.03.2001 


Der AG berät mit dem Betriebsrat 
geeignete Maßnahmen und stellt 
sicher, dass im Falle der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses durch Insol- 
venz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstanden Ansprüche, 
einschl. der darauf entfallenden 
AG-Anteile zur Sozialversicherung 
gesichert sind. Der AG hat 
gegenüber dem Betriebsrat bzw. 
soweit kein Betriebsrat besteht, 
gegenüber den Arbeitnehmern 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nachzuweisen. Die Art der 

Sicherung wird durch den AG 
festgelegt. 

598 

Sachsenhydraulik 
GmbH, Chemnitz 

Haustarifvertrag 

ab 01.03.2001 


Der AG berät mit dem Betriebsrat 
geeignete Maßnahmen und stellt 
sicher, dass im Falle der vorzeitigen 
Beendigung des Altersteilzeit- 
arbeitsverhältnisses durch Insol- 
venz des AG alle bis zu diesem 
Zeitpunkt entstanden Ansprüche, 
einschl. der darauf entfallenden 
AG-Anteile zur Sozialversicherung 
gesichert sind. Der AG hat 
gegenüber dem Betriebsrat bzw. 
soweit kein Betriebsrat besteht, 
gegenüber den Arbeitnehmern 
jährlich die ausreichende Sicherung 
nachzuweisen. Die Art der 

Sicherung wird durch den AG 
festgelegt. 

599 

Schüller GmbH 
Glasfabrik, Wertheim 

Verbandstarifvertrag für 
Schüller GmbH, Wertheim 
und des Zweigwerkes 
Dettingen 

01.01.2001 -31.12.2009 
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600 

Groß- und 

Außenhandel 

Rheinland-Rheinhessen 

Rheinland-Pfalz mit 
Ausnahme des früheren 
Regierungsbezirkes Pfalz 

ab 01.07.2000 

30.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
AN, auf das der AN nur im Falle 
der Insolvenz od. der 
Zahlungsunfähigkeit Zugriff erhält, 
oder ähnliche, in ihrer Si- 
cherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betriebl. festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. In Betrieben ohne Betriebsrat 
erfolgt der Nachweis gegenüber 
dem AN. 

601 

Holzhandel- und 
Holzbearbeitende 
Industrie Nordrhein- 
Westfalen 

N ordrhein- W estfalen 

ab 01.04.2000 

14.000 

In der Betriebsvereinbarung gern. 

§ 2 dieses Tarifvertrages ist zum 
Zwecke der Insolvenzsicherung 
eine Regelung über die 

Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zuzüglich der 
Sozialversicherungsbeiträge zu 
treffen. 

602 

Holz- und kunststoff- 
verarbeitende Industrie 
Nordrhein 

Nordrhein 

ab 01.04.2000 

7.000 

In der Betriebsvereinbarung gern. 

§ 2 dieses Tarifvertrages ist zum 
Zwecke der Insolvenzsicherung 
eine Regelung über die 

Absicherung der monatlichen 
Guthabenbeträge aus vorgeleisteter 
Arbeit zuzüglich der 
Sozialversicherungsbeiträge zu 
treffen. 

603 

Reisebüros und Rei- 
severanstalter 
Deutschland 
(TV regelt die Mög- 
lichkeit der Blockbil- 
dung der Arbeitszeit) 

Der Geltungsbereich ent- 
spricht dem des Manteltarif- 
vertrages 

vom 6.7.1992/21.9.1998 

vom 01.01.2001 
bis 31.12.2009 

70.000 

Gesetzliche Voraussetzungen: Die 
gesetzl. Voraussetzungen des 
Altersteilzeitgesetzes müssen erfüllt 
sein. Insbesondere ist die 
Verpflichtung zur Insolvenz- 
sicherung gern. § 7d SGB IV zu 
beachten. 

604 

P-D Glas- und 
Feuerfestwerke Wetro 
GmbH, Wetro 

Haustarifvertrag 

vom 01.01.2001 
bis 31.07.2009 
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noch Anhang D 



Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

605 

Ingenieur-, 

Architektur- und 

Planungsbüros 

Deutschland 

Bundesrepublik 

Deutschland 

vom 01.06.2001 
bis 31.12.2009 

10.000 

Der AG hat gegenüber dem AN 
sicherzustellen, dass Ansprüche aus 
dem Wertguthaben infolge 
Zahlungsunfähigkeit oder Insolvenz 
des AG in voller Höhe ab Beginn 
bis zum Ende des Altersteil- 
zeitverhältnisses erstattet werden. 
Diese Verpflichtungen erfüllt der 

AG durch Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
AN, auf das der AN nur im Falle 
der Insolvenz oder Zahlungsun- 
fähigkeit Zugriff erhält od. eine 
ähnliche, in ihrer Sicherungsfunk- 
tion gleichwertige Absicherung. 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtung 
hat der AG dem AN einen unmittel- 
baren Anspruch gegen den 
Sicherungsgeber zu schaffen und 
schriftlich nachzuweisen. Von 
diesen Vorschriften kann nicht zum 
Nachteil des AN abgewichen 
werden. 

606 

DB V- W interthur 
Holding AG, 

Wiesbaden 

Haustarifvertrag 

vom 01.10.2001 
bis 31.07.2004 



607 

SBF Hagusta GmbH 

Haustarifvertrag 

vom 01.04.2001 
bis 31.12.2009 



608 

Seehafen Wismar 
GmbH, Wismar 

Haustarifvertrag 

ab 01.09.2001 


Der AG hat gegenüber dem AN 
beim Abschluss des 
Altersteilzeitvertrages den 

Nachweis zu erbringen, dass er die 
im Blockmodell entstandenen und 
noch nicht erfüllten Ansprüche des 
Beschäftigten aus der Arbeitsphase 
(Wertguthaben) einschl. der darauf 
entfallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung insolvenzge- 
sichert hat. 

609 

Holz- und 

kunststoffverarbeitendes 
Handwerk Nordrhein- 
Westfalen 
(TV mit CGD) 

Nordrhein-Westfalen 

ab 01.08.2001 

45.000 
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Tarifbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich 
und Geltungsdauer 

Arbeitnehmer im 
Tarifbereich 

Insolvenzsicherung 

610 

Genossenschaftlicher 
Groß- und 

Außenhandel Baden- 
Württemberg 

Baden-Württemberg 

ab 01.08.2001 

5.000 

Die Absicherung gegen Insolvenz 
erfolgt durch: Bankbürgschaft, 
versicherungsrechtliche 

Absicherung, Einrichtung eines 
Treuhandkontos auf den Namen des 
Altersteilzeitbeschäftigten, auf das 
der AN nur im Falle der Insolvenz 
od. Zahlungsunfähigkeit Zugriff 
erhält; oder ähnliche, in ihrer 
Sicherungsfunktion gleichwertige 
Absicherungen. Die Modalitäten 
der Insolvenzsicherung werden 
betrieblich festgelegt. Der AG weist 
gegenüber dem AN und dem 
Betriebsrat die Insolvenzsicherung 
nach. 

611 

Nestle Deutschland 

AG, Hauptverwaltung 
und Außendienst 

Haustarifvertrag 

vom 01.06.2001 
bis 31.12.2009 


Nestle informiert die Betriebsräte 
der Hauptverwaltung sowie der 
Frankfurter Außendienste 
regelmäßig und stellt sicher, dass 
im Falle der vorzeitigen Be- 
endigung des Altersteilzeit- 
Arbeitsverhältnisses durch 

Insolvenz von Nestle alle bis zu 
diesem Zeitpunkt entstandenen 
Ansprüche einschl. der darauf ent- 
fallenden AG- Anteile zur 
Sozialversicherung gesichert sind. 
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